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Vorwort zur ersten Auflage. 



o 



Die Anfgabe, von hoher Warte auB, ein Bild der gesamten 
Bechtswissenschaft zu gebén, das nnr soviel von dem einzelnen her- 
Yorkehrt, als nötág, nm das Ganzé zu kennzeíchnen, nnd das nnter 
der Ffille von Einzelheiten den Gesamtblick nicht beeintrftchtigty 
mnfite fBr mich besonders reizvoU sein, da ích stets das Bestreben 
hatte, nnter allén Sonderstndien niemals das Ganzé nnd niemals die 
inneren Znsammenb&nge des Ganzén aafier Betracht zn lassen. So 
übemahmíchdie Anfgabe mitFrende nndverfafite die nachfolgenden 
Zeilen mehr znr MnSe nnd znr Erholnng, indem ich mich bemühte, 
ans dem Gesamtvorrat des Wissens die richtigen Elemente zn yer- 
einigen. Die nahere Begründnng yieler der hier vorgetragenen Mei* 
^ nnngen liegt schon in meinen bisherígen Schriften ; aber ancb, wo das 

i^ nicht der Fali, wird man mir zntranen, dafi, wenn ich von der gewöhn- 

lichen Meinnng abweiche, ich es nach reiflicher Erw&gung nnd tiefen 
Stndien getan habé, obschon eine n9.here Begrnndnng sich dnrch den 
Zweck der Arbeit von selber verbot ; dies gilt namentlich was die 
staats-, verwaltnngs-, nnd völkerrechtlichen Anschannngen betrifft, 
in welcher Beziehnng ich anf spátere begründende Arbeiten yer- 
weisen mnS. 

Ich widme dieses Werk den Jüngern der Bechtswissenschaft, 
welchen es einen vorl&nfigen Bnndblick nnd eine philosophische 
Übersicht gebén mögé; ich widme es aber anch dem denkenden 
Pnbliknm, íBr welches die Bechtswissenschaft meist ein verschlos- 
senes Bnch ist^ das ihm höchstens da einige Seiten öffhet, wo die Not 
des Lebens den Menschen zwingt, das Becht anznmfen. Dabei 
soll es aber nicht bleiben : der Einblick in das Becht nnd in die 
nns beherrschenden M&chte der Bechtsordnnng ist fBr den ge- 
bildeten Menschen ebenso wichtig, wie der Einblick in die Natnr- 
gewalten, welcfae nns nmgeben nnd nmschlingen. 

Berlin, Október 1901. 

J. Kohler. 
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Vorwort zur zweiten Auflagos 



Das WerkhatverschiedeneVerbesserimgeii, dieDarstellimgdes 
őffentlichen Bechts, die in einigen Teflen za knapp geraten war, 
erhebliche ZusHtze erfahren, w&hrend im ganzen der Charakter des 
Buches der gleicfae blieb. 

Ich schliefie ancb jetzt mit der Hoffimng, dafi das Bnch 
sowohl den Jünger in die Bechtswissenschaft einfohren, als anch 
dem Nichtjoristen die Pforten des Rechts eröffhen mögé. 

Bom, ijn Október 1904^ 

J. Kohler. 

Vorwort zur drítten Auflage. 



Die dritte Anflage ist stark vermehrt; schon das bflrger- 
liche Recht erfdhr manche Umarbeitnng, namentlich das Schnld- 
recht anf Grund meiner nenen im Lehrbnch niedergelegten 
Forschnngen: vor allém aber wnrde das öffenüiche Becht be- 
dentend erweitert, nm es anf die Höhe zn stellen, anf welcher 
die privatrechtliche Abteilnng steht. Das immer lebhafter wer- 
dende Bedfirfois nach pnblizistischer Bildnng schien es mir zur 
Notwendigkeit zn machen, schon in den Anfangsgrunden tiefer 
in das reiche Gebiet des őffentlichen Bechts einznfahren, vor 
allém anch weil hier dem Anf&nger wie dem Enndigen die 
Hilfsmittel vielfach nicht so leicht zn Gebote stehen. 

Der Abschnitt flber das Verwaltnngsstreityerfahren ist dnrch 
meinen Sohn Amtsrichter Dr. Arthnr Kohler, bisher Assessor bei 
dem Oberyerwaltnngsgericht, nnter meiner Leitnng nmgearbeitet 
nnd so anf Gnmd reicher praktischer Erfahmng wesentlich er- 
weitert worden. 

So mögé das Bnch fortdanem, in Dentschland wie im 
Ansland ein Yade mecnm flir de^jenigen zn sein, der nach Bechts- 
bildnng verlangt. 

Das S. 103 angesagte Scheckgesetz ist nnn am 11. Marz 
1908 ergangen. 

Eagnsa, 1. April 1908. 

Josef Kohler. 
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Einleitung. Grundbegriffe. Geschíchte. 



§1. 

Bechtsordnung ist eine durch die sozialeNatnr 
des Menschen in sozialer Weise gegebene Zwangs- 
ordnung der menschlichen Lebensyerháltnisse.^) 

Das Becht ist in der sozialen Natar des Menschen 
Ibegründet. Frühere Anschaunngen gingen von der Einzelpersön- 
lichkeit aus nnd nahmen an, dafi an sich der einzelne frei schalten 
und walten dttrfe, dafi aber der Zusammenstofi der Menschen 
:gegeneinander zu wechselseitígen Ausgleichnngen nnd schlieSlich 
znr Selbstbeschr&nkung aller gefuhrt habé: dies sei das Recht. 
Eine solche Betrachtungsweise ist unrichtig : der Mensch hat in 
áltester Zeit niemals als Einzelpersönlichkeit> sondem nur als Teil 
•eines festen sozialen Ganzén existiert das den einzelnen mit nn- 
inderstehlicher Macht nmfaiSte ; erst nachtraglich konunt, der Ge- 
^amtheit gegenüber, die einzelne Person znr Geltnng. Von Anfang 
^ treten die Menschen in Gruppén anf: es sínd Gmppen, die 
handeln, derén instinktivem Gebot der einzelne nnwandelbar folgt. 
Die Tat der Kultnr ist nicht die Schöpfong des sozialen Gemein- 
"wesens, die Tat der Kultnr ist vielmehr die relatíve Befreiung 
-des einzelnen und die Versöhnung dieser relativen Freiheit mit 
4en Bechten und Erfordemissen des Ganzén; es handelte sich 
darum, eine Ordnung zu gestalten, worín der einzelne, ohne dem 
'Ganzén zu entrinnen, doch ein möglichst selbstándiges Schalten 
und Walten habé. Der Gang der Kultnr ist daher ein ganz 
anderer, als man früher annahm : die Kultnr hat nicht die Freiheit 
des einzelnen beschránkt, sie hat die Freiheit des einzelnen ge- 
schaffen. 

Die Bechtsordnung ist eine Zwangsordnung: sie unter- 
ácheidet sich dadurch von der Ordnung der Sitté und der Sitt- 
J i c h k e i t. ürsprünglich ist die S i 1 1 e alles : die Gesamtheit ver- 

^) VgL auch Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts I 8. 8. 
Kohler, Einführang in die Bechtswissenschaft. 3. Aufl. 1 



2 Einleitung. Gnindbegriffe. Geschichte. §§ 1, 2, 

langt von dem einzelnen eine ganz bestimmte Lebensfahrimg in 
allén Gebrauchen des Handels und Wandels, namentlich aucli 
im Verháltnis znm Göttlichen : auch die religiösen Übnngen legén 
sich dem einzelnen mit nnwiderstehlicher Gewalt auf ; oder viel- 
mehr : der einzelne denkt und will gar nicht anders : es ist ihm 
selbstverstándlich , dafi er so handelt, wie das Ganzé will; er 
handelt nacli einér bestimníten Nonn, ebenso wie er der SprácÜ- 
norm gemáB spricht; er handelt unwillkürlich , traumhaft nach 
einem in ihm wohnenden Gesetz, ebenso wie er nach einem 
bestimmten von ihm gar nicht gekannten Sprachgesetze spricht r 
in ihm waltet der Qeist der Allgemeinheit. 

Ein auflerordentlicher ProzeB ist es, wenn sich von der 
Sitté dasEecht absondert: es komAt die Zeit, wo einzelne* 
Übungen der Sitté nicht mehr in dem gleichen MaBe bindend 
sind, wie früher ; manches wird mehr oder weniger der einzelnen 
Familie oder auch dem einzelnen Menschen überlassen : die eineu 
sind konservativer , die anderen freier; — wahrend bestimmte^ 
Bráuche nach wie vor das Lében in solcher Weise beherrschen^ 
dafi nur, wer ihnen dient,,_ein voDgultiges Mitglied der Gesamtheit 
ist. So sondert sich das Recht von der Sitté ab. Die Bildung 
der Sittlichkeit aber als einer über der Rechtsregel 
s^tehenden höheren Ordnung, welche den einzelnen nicht) 
durch gesellschaftlichen Zwang, sondern durch religiöse Vorschrift,. 
spáter durch die Macht einer individuellen Weltanschauung be- 
herrscht, ist erst ein viel spáteres Erzeugnis: die sogenannten 
Naturvölker wissen nichts von Sittlichkeit, ja, ihr Geist hat dafiir 
gar kein Verstándnis. ^) 

§2. 

Das Kecht ist, wie die Sitté, nichts Totes, sondem , e t w a s:^ 
Lebendiges: die Rechtsordnung ist in stándigem Flusse be- 
griffen ; es gibt kein starres, fúr allé Zeiten gültiges Recht. Aber 
wie die Entstehung, so ist der Fortschritt des Rechts lange Zeit 
völlig naiv und unwillkürlich ; er geschieht kraft des unbewuBten 
TriebeSy der in der Menschheit herrscht. Das Alté wird der Zeit 
zu eng, es pafit nicht mehr in das Lében: es wird allmahlich 
abgestoBen und Neues dafür geschaffen ; verhált es sich mit dem 
Rechte doch eben so^ wie mit der Sprache. Erst spáter wird 



*) VgL meine Ausfühnmgen in Helmolts Weltgeschichte I S. 46 -y, 
Lehrb nch des bürg. Rechts I S« 8f. 



Einleitung. Gnmdbegríffe. GescMchte. §§ 2, 3. 3 

der Mensch der Rechtsordnung objektív entgegentreten und sie 
mit bewn£tem Geiste weíter bilden and gestalten : dies geschíeht 
zunáchst dnrch Vermittlung des Hftuptlingtums ; so entwickelt sich 
Verordnnng nnd Gesetzgebnng, aber beides erst als Erzengnis einer 
bedeutend fortgeschrittenen Kultur. Vgl. darftber untén S. 11. 

Das Becht, das sich aus der Sitté herausgebildet hat, be- 
herrscht den einzelnen in seiner Lebensfuhrung, nicht etwa blöff 
was die irdischen Dinge betrifft, auch was dieBeligion, auch 
wias die Brauche des sog. Aberglaubens angeht. 

AUm&hlich sebeidet sich das sakraleBecht ab vom pro- 
fánén: das sakrale Becht folgt seinen besonderen Gesetzen, und 
das profáné Becht entwickelt sich frei und unabhángig ; es ent- 
wickelt sich, was das Verhalten des einzelnen in kleineren Kreisen, 
es entwickelt sich aber aúch, was das Verhalten des einzelnen zum 
groBen Ganzén betriffi. So wird allmáhlich und zögernd das 
Privatrecht vom öffentlichenBechteabgesondert, welche 
Absonderung natürlich, wie alles bisherige, zunáchst völlig nair 
und unbewufit erfolgt, indem nicht etwa menschliches Wissen 
und seine bewuBte Anwendung die Norm bildet und gestaltet. 
Wie erst ein anders Bedender dazu kommt, eine Grammatik der 
Sprache zu verfassen, so kommt erst ein Fremdling dazu, aus* 
den Bechtsiibungen eines solchen Volkes die Norm zu abstra- 
hieren und in Formen zu giefien. 

Das öffentliche Becht bedarf ursprünglich weniger 
Normen : die Untertanigkeit des einzelnen gegenüber dem Ganzén 
ist eine fást unbeschránkte ; nur die Wirksamkeit der Familien 
und ihre Stellung in der Begierung bestimmt sich nach gewissen 
Begeln, und diese gewinnen an Bedeutung, wenn das Hauptlings- 
tum sich entwickelt und sich einzelne Familien dem Hauptlings- 
tum gegenüber einige Selbstándigkeiten wahren. Dagegen mufi das 
Privatrecht schon sehr früh eine groBe FüUe von Erschei- 
nungen in seinen Kreis ziehen, und seine Normen sind daher von 
frlih her sehr mannigfaltig und oft bis ins einzelne durchgebildet. 

§3. 

Das Becht ist eine Schöpfang der Kultur, es hat die Auf- 
gabe, die Kultur zu ermöglichen, zu fördern und zum Gedeihen 
der Menschheitszwecke zu führen.^) 

Archiv för RechtspMlosophie I S. 3f. 192 f. 

1* 



^ Einleitung. Gnmdbegrifie. Geschichte. § 3. 

Kultur aber ist die Gesamtheit der menschlichen Errungen- 
schaffcen in der Überwindung des Alis auf dem Wege der Kennt- 
xiis, wie auf dem Wege der Kunstbildung und der materiellen 
Beherrschung. 

Dementsprechend halt die Geschichte des Rechts gleichen 
Schritt mit der Geschichte der Kultur. In der áltesten Zeit lebt 
der Menseh horden- und stammesweise und zwar in der Art, dafi 
zunachst die Abstammung die Zugehörigkeit bedingt, aber nicht 
die Abstammung von Individuen, sondern die Abstammung von 
einer bestimmten Gruppé von Mánnem und Frauen, die zusammen 
in Gruppenehe lében (S. 35). Das Eecht ist zunachst das Mutter- 
recht, d. h. die Kinder folgen der Mutter nicht dem Vater (8. 41); 
Erst spáter wandelt es sich unter dem EinfluB verschiedener üm- 
stánde in das (agnatische) Vaterrecht um (S. 113). Die gleichen Um- 
stande fiihren dann auch zur Einzelehe, die sich in verschiedenen 
Formen, namentlich als Raub-, Kaufehe gestaltet, wobei dann spater- 
hin die Raubehe in Scheinraub und Raubzeremonie und ebenso die 
Kaufehe in den Scheinkauf umgewandelt wird, indem fiir die 
Frau nicht mehr ein Kaufpreis bezahlt wird, indem vielmehr ent- 
weder bloB Geschenke gégében oder für die Frau ein Wittum 
ausgesetzt wird, welches ihr selber zukommt und ihr eine Ver- 
^orgung ist für den Fali der Trennung der Ehe. 

lm übrigen werden die Familienverháltnisse von Anfang 
an durch religiöse TJmstande mitbeeinfluBt, denn das Recht ent- 
steht und entfaltet sich zu allén Zeiten unter dem Einflufi religiöser 
Vorstellungen. So insbesondere auch was die Ehe betriflft, denn 
frtihzeitig gilt der Satz, dafi eine Gemeinschaft der Seelen statt- 
findet, herbeigefiihrt durch verschiedene Mittel der Vergemein- 
schaftlichung , insbesondere díurch gemeinsame Nahrung, Bluts- 
vermischung ; bis dann die Ehe entweder eine priesterliche oder 
eine staatliche Ehe wird: letzteres zunachst deshalb, weil das 
Haupt des Staates zugleich auch der oberste Priester ist. So 
mündet das Eheinstitut in unsere moderné Ehe ein. 

Das Vermögen ist ursprünglich Stammesvermögen und das 
Land wird gemeinsam bestellt: so jedenfalls, solange die Stamme 
noch keine festen Wohnsitze habén. Habén sie sich einmal fest 
niedergelassen, so tritt das Bestreben ein, die Wirtschaft zu ver- 
besondem, und so wird dann aUmahlich das Stammeseigentum 
oder Gemeindeeigentum zum Familieneigentum , und auch hier 
treten spáter weitere Verbesonderungen ein, indem jedes sein ihm 
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zagehöriges Eigentom bekommt, wobei nnr das eine oder andere 
^emeinschaftlich bleibt. 

Erst mit der Entstehnng des Privateigentums entsteht anch 
das Erbrechty und dieses nnterliegt yielen Schwankniigeii und 
Entwicklxingsmöglichkeiten. Ursprünglich nnterscheidet man 
zwischen dem persOnlichen Erbrecht, d. 1l demjenigen, was dem 
Toten mítgegeben wird, wozn allé seine Gerftte nnd lieblings- 
sachen gehören : anch seine Hfitte wird verbrannt nnd verlassen. 
Spáter wird dies mehr nnd mehr beschr&nkt oder dnrch Fiktion 
beiseite geschoben, nnd die Gesamtheit nimmt das VermOgen 
wieder an sich. Nachdem sich die Familie znr besonderen Ein- 
heit heryorgemngen hat, kommt es der Familie zn, nnd anch 
hier znerst den Nftchstverbnndenen. Das testamentarische Erb- 
recht aber hat sich erst allm&hlich entwickelt, teils ans der 
Adoption, teils ans den Vermögensvergabnngen, die anf den Tod 
gestellt wnrden nnd znerst nnwidermflich waren nnd sich spáter 
mehr nnd mehr widermflich gestalteten. 

Das Schnldrecht aber entwickelt sich mit dem Verkehr nnd 
mht anf zwei jnristischen Motiven, einmal anf der Yerpfándnng der 
Persönlichkeit, an der der Gl&nbiger ein festés Anrecht bekommt 
mit Yerfügnng bis znm Tode, nnd sodann anf der Herbeiziehnng 
religiöser Vorstellnngen , indem das Versprechen dem Schirme 
nnd die Verletznng des Versprechens dem Flnche der Gottheit 
preisgegeben wird. Damm hat lange Zeit das Versprechen ohne 
Bücksicht anf seinen Inhalt bindende Wirknng. 

Spáter saknlarisiert sich das Versprechen, nnd die Verbind- 
lichkeit hört anf, eine dingliche Belastnng der Person zn sein, 
Es entsteht der Begriff der Verpflichtnng, indem das Eecht sich 
in dieser Beziehnng znnáchst der Morál anschliefit. lm flbrigen 
wird mehr nnd mehr das Versprechen als ein Element des Ver- 
kehrs betrachtet nnd nach den Bedürfnissen des Verkehrs be- 
handelt. Andererseits kommt anch die Sittlichkeit in Betracht: 
man wird dessen gewahr, dafi die Wahmng eineö Versprechens 
vielfach znr Unsittlichkeit fúhren kann. Anf diese Weise ent- 
steht ein nenes Schnldrecht, bei dem die früheren Elemente 
ansgeschaltet werden. Lange Zeit aber bleiben Anschannngen 
ans der früheren Zeit bestében, wie z. B. die Annahme, dafi 
dnrch Verpfandnng der Éhre, der Seligkeit eine besondere Ge- 
bnndenhelt der Person herbeigefiihrt werden könne. 

Der Prozeű ist eine Schöpfnng spáterer Zeit nnd tritt ein, 
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.wenn die ursporflngliche Selbsthílfe sich als untanglich erweist 
und zur Bedrángnis der Kultur wird, wenn alsó das Friedensbe- 
jd&rfni8 dahin drángt, die Streitigkeiten durch eine über den Par- 
téién stebende Macht entscheiden zu lassen. 

Das Strafrecht entsteht aus doppelter WurzeL Zwischen 
Geschlechtereinheiten bildet sich das System der Blutrache xmd 
jzwar ín der Art, daő für ein Verbrechen das ganze Geschlecht 
ín Mitleidenschaft gezogen wird: die Blutrache geht nicht nur 
gegen den TS.ter, sondern gegen die ganze Familie (das ganze 
Geschlecht), und umgekehrt beteiligt sich die ganze Familie an 
der Eache für das erschlagene Glied. Spáter vereinzelt sich 
die Blutrache und folgt anderen Prinzipien. 

Das zweite Motiv der Entwickluiig besteht darin, da£ jedes 
.Geschlecht in seinem Inneren Ordnung hált und den, der sich ihr 
nicht fúgt, einfach aus der Gesamtheit ausstöBt. So bildet 
^ich ein inneres Strafrecht, dessen Hauptstrafe die Ausstofiung 
ist, aber in einer solchen Weise, daű durch Sühne und Geldbufie 
das Verbleiben in der Familie wieder erkauft werden kann. 

Sobald an SteUe des Geschlechtertums der Staat tritt, 
nimmt er die Bestrafung in die Hand, denn was bisher die Ein- 
heit des Geschlechtes war, in welcher Ordnung herrschen mufite, 
dsjs ist jetzt die Einheit des Staates. Das fúhrt aber auch 
dazu, daő die Blutrache ihre Berechtigung verliert, denn die Ge- 
schlechter, zwischen denen sie geübt wurden, gehören jetzt 
einer Einheit an, und die Übung der Blutrache, die zur Dezi- 
mierung der Geschlechter führt, enthüUt sich zugleich als ein 
átzendes Element gegenüber dem Staat und den Staatsinteressen. 

Die Staatsentwicklung aber zeigt den Übergang von den 
Familiengruppen zum Territorialstaat und weist zugleich auch 
die Erscheinung auf, dafi der Staat immer mehr Aufgaben tiber- 
jiimmt, da die Kultur höhere Ansprüche macht und die Fami- 
lien nicht mehr in der Lage sind, ihnen zu genügen. Anderer- 
seits tritt wieder der Gesichtspunkt hervor, daő gegenüber der 
AUmacht des Staates das Recht des Einzelnen gewahrt bleiben 
müsse. Die Art, wie sich dies heute gestaltet hat, wird spáter 
dargelegt werden. 



Privatrecht. 



A. Allgemeiner Teíl. 



§4. 

Das Prívatreclit enthált nícht nur Normen far den einzelnen^ 
sondern aucli fílr einzelne Yerb&nde, soweit diese nicht in das 
öffentliclie Eecbt hineinragen, soweit sie nicht als Teile der Be- 
gienmg in Betracht kommen. 

Von jeher ist das Recht nicht nur das Eecbt der Einzel- 
persönlicbkeiten gewesen. Unter dem Ganzén stebt nicbt nnmittel* 
bar der einzelne, sondern der Gescblecbterverband nnd die Familie, 
sowie eine Seihe von Yerbanden familien&bnlicber Art. Der Mensch 
ist Yon Anfang an gesellig bis zum aufiersten, nnd nnr in der 
Geselligkeit betátigt sicb das menscblicbe Lében. 

Darans ergibt sicby dafi, was man juristische Personen 
nennt, alsó Gesamtheiten, die als Trager von Rechten in Betracht 
kommen nnd im Becbte handeln, von jeher existiert habén: sie 
sind nicht etwa eine überlegte Bildnng klfigelnden Nachforschens, 
sie sind eine naive Schöpfung des menschlichen Bedürfnisses, der 
menschlichen Lebensf rendé nnd des geselligen Triebes. Erst all- 
maUJch ríngt sich anch das Einzelwesen, der Einzelmensch als 
Persönlichkeit hervor. 

Diese Personen nnn, seien es Einzelpersonen , seien es 
Grnppen, treten zueinander in Beziehnngen, welche eine bestimmte 
Zwangsnormiemng erfordern: diese Beziehnngen schaffen das 
Privatrecht. 

Wie mehrfach bemerkt, treten diese Normen znnachst nicht 
nnmittelbar zntage : sie sind instinktiv in den gesellschaftlichen 
Gebr3.nchen enthalten. Was sich aber sehr bald hervorringt, das ist 
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die allgemeine Überzeugung, daő gewisse Bezíehungen gewahrt 
iverden müssen, daő gewisse Einrichtungen heilig und unver- 
letzlich sínd. Derartige Beziehungen und Einrichtungen nennt 
man spáter Eechte und Rechtsverháltnisse, und so kommt man zur 
Unterscheidung zwischen Eecht im subjektiven undRecht 
im objektiven Sinne. Letzteres ist identisch mit Rechts- 
ordnung, ersteres ist die subjektive Beziehung, die 
von der Eechtsordnung als unverletzlich erklárt 
w i r d. Die Unterscheidung des Rechts in objektives und subj ektives 
Recht steht an der Schwelle des Privatrechts : subj ektives Recht ist 
die konkrété von der Rechtsordnung geheiligt^ Beziehung. 

Man hat viel gestritten, ob das subjektive oder das ob- 
jektive Recht das erste gewesen ist; der Streit ist müűig: 
er ist nur entstanden aus Mangel an geschichtlicher Anschauung. 
Es ist ebenso, wie man hat streiten woUen, ob das Ei oder die 
Henne zuerst war, ob die Sprachregel zuerst oder der Sprachsatz : 
Sprachregel und Sprachsatz waren ehedem durch nichts getrennt, 
und ebenso war das objektive Recht und die ihm entsprechende 
subjektive Beziehung von jeher vorhanden: sie waren beidé vor- 
handen in der Sitté, sie blieben vorhanden, als sich Sitté und 
Recht sonderten. Wie die Menschen von Anfang an, sobald sie 
€ben Menschen waren, sprachen und damit zugleich sowohl den 
Sprachsatz bildeten, als auch die Sprachregel betátigten, ebenso 
habén die Menschen von Anfang an das objektive Recht unbe- 
wuőt durch subjektive Beziehungen verwirklicht. Beides entsteht 
snigleich, wie jede naive Bildung: die Entgegensetzung von Norm 
und Normanwendung ist erst eine Tat des reflejctierenden Ver- 
standes, der zu der organischen Bildung herantritt, ebenso wie die 
Entdeckung der Naturgesetze erst die spate Tat des die Er- 
scheinungen erforschenden Menschengeistes ist. Mithin ist ebenso 
das objektive, wie das subjektive Recht eine naive Bildung ge- 
wesen: beides bestand von jeher, solange es Menschen gab: beides 
ist ein Erbteil unserer menschlichen Natúr. 

§5. 

Das objektive Recht begründet sich zunachst durch die G e - 
wohnheit, indem es aus der Sitté hervorgeht ; nicht die Áufier- 
lichkeit der Gewohnheit ist es, was die Sitté macht, sondem die 
tiefinnerliche Überzeugung, dafi die Sitté dem Yolke gemáfi und der 
A usdruck seines Geistes sei ; und wie mit der Sitté, verh&lt ^& 
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fiich mit dem Rechte. Man hat yiel über den Grnnd des Ge- 
.wobnheitsreehteg geschrieben, aber dabei wesentlich verkannt, dafi 
élé Bechtsgewohnheit aas der Sitté hervorgeht nod nur eine be- 
sondere Abspaltimg aus dem Gebiete der Sitté i8t. 

Die Sitté bildet zunachst das fiecht ganz alléin; erst mit 
der Entwicklung des H&aptlingswesens kommt es vor, dafi der 
Hauptling Verfúgangen trifft, die. wie alles, was er will, das Volk 
binden ; es sind Veif flgungen, welche Bechtssfttze enthalten und 
daber auf das Sechtsleben des Volkes Einflufl habén. So ent- 
wickelt sich neben dem Gewohnheits- das Gesetzesrecht. Mit 
der Entwicklong des Staatslebens nimmt das Gesetzesrecht immer 
neue und wicbtígere Gestaltnngen an; zaerst eine Seltenhdt, 
líberflügelt es bald das Gewohnheitsrecht. ^) 

Übrigens hat neben dem fisLuptlingsrecht ein anderes Moment 
wesentlich znr Entwicklnng der Gesetzgebnng beigetragen: das 
Sakralwesen. Der Gott, dem das Volk diente, gab auch dem 
Volk Gesetze ; er gab ihm Gesetze moralischer, hygienischer, aber 
anch rechtlicher Art. Mit der Sakralgesetzgebung nimmt die 
Sache eine eigene Wendung: diese Gesetze gelten zunachst als 
ewig und unabánderlich, weil sie der Ausspruch Gottes sind ; das 
ist ein Gedanke, der die orientalischen Rechte beherrscht. Bis 
in seine letzten Ausláufer war sowohl das mosaische, als anch 
das moslemische Recht von dem Gedanken geleitet, dafi die ein- 
maiige Offenbarung fór allé Zeiten gelten mttsse. Mit dem Auf- 
hören des Sakralrechts hört auch diese Idee auf, und es gilt als 
wesentlicher Grundsatz, dafi ein spáteres Gesetz immer die Mög- 
Uchkeit habé, ein finiheres abzuándern. 

Von den Gesetzen, welche in die Kulturwelt eingewirkt habén, 
sind die römischen Gesetze von besonderer Bedeutung. Ja. 
sie habén in das deutscfae Rechtsleben lange Zeit sogar unmittelbar 
entscheidend eingegriffen. Es mag auf den ersten Blick wnnderbar 
erscheinen, aber man nahm in Deutschland das römische Recht an ; 
es war dies ein Vorgang, den man Rezeption zu nennen pflegt. Diese 
beruht auf dem Gedanken, dafi das deutsche Reich die Fortsetzung 
des römischen sei und die römischen Gesetze daher uns ebenso be- 
herrschten, wie die Gesetze deutscherKaiser. Allerdings hat man in 
der Pra^cis dieses Recht wesentlich verMdert, und inán hat hineinge* 
tragen, was man brauchte und was einem zutráglich erschien. So ist 
hicht das römische Recht „rezipiert" worden, sondern etwas, was man 

^) Lehrbuch I 8. 78 f. 
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fiir römísches Recht hielt, und was in der Tat nichts anderes, als 
ein durch römische Ideen beeinflufites germanisches Recht war. 

Hierdnrch habén die römischen Bechtsquellen eíne besondere 
Bedeutung gewonnen. Sie sind, soweit sie Gregenstand der Re- 
zeption wurden, in dem Rechtsbucb vereinigt, welches man Cor- 
pus jnris zn nennen pflegt. Dieses wurde in seinen Haupt- 
bestandteüen nnter dem byzantinischen Kaiser Jnstinian in 
den Jahren 533 u. 534 ausgegeben ; sein wichtigster Teil ist eine 
Sammlung von Aassprfichen römischer Jnristen, die man in eine 
bestimmte Ordnung brachte und in dieser Gesamtheit Digesten 
nannte. Diese sind ein sehr bemerkenswertes Stück des Corpus 
juris; sie enthalten eine unerhörte Menge tiefer Rechtsbe- 
trachtungen und virtuoser kasuistischer Gestaltungen der Lebens- 
verhaitnisse. Ihr Wert wird daher niemals vergehen. Neben 
diesen steht ein kleineres Stück, die sogenannten Institutionen 
(frtther auch instituta genannt): eine kurze Rechtsdarstellung; 
sodann enthált der sogenannte Kódex eine grofie FüUe kaiser- 
licher Gesetze und Erlasse, die teilweise von tiefer Rechtsweisheit 
zeugen, wenn sie auch im allgemeinen unter den Digesten stehen. 
Dazu kommen spátere Erlasse Justinians, die in der Eigenschaft 
als technische Gesetze formell und materiell sehr viel zu wtinschen 
übrig lassen, aber fúr die sozialen und wirtschaftlichen Verhált- 
nisse des byzantinischen Reichs, welches damals der Haupt- 
kulturtrager war, von gröBtem Interessé sind — die sogenannten 
Novellen. Dieses Corpus juris wurde in der sogenannten Glossa- 
torenschule in Bologna (seit dem 11. Jahrh.) zum Gegenstand ein*- 
gehender eigenartiger Bearbeitung. Auf sie stützten sich die Post- 
glossatoren,vorallemBartolus(f 1357) undBaldus(f 1400): 
diese sind eigentlich die Schöpfer des modernen römischen Rech- 
tes, denn sie verknüpfen es mit dem praktischen Rechtsleben. ^) 

Unterdessen hatte die K i r c h e ihr eigenes Recht geschaffen, 
und auch hier bildete sich ein Corpus juris, das, ebenso wie die 
vorige, zunáchst eine Sammlung verschiedenartiger Elemente ent- 
hait, das sogenannte DekretGratians; die übrigen Teile be- 
stében aus pápstlichen Erlassen. Wie durch das Stúdium des 
römischen Rechts die Zivilisten, so kamen durch das Stúdium 
des kirchlichen Rechts die Kanonisten auf, und es entwickelte 

*) Die grofie Tat der Postglossatoren ist viel zu wenig gewürdigt worden, 
nnd doch hat namentlich Bartolns einen Einflufi ansgeübt, wie kein Jnrist 
nach ihm. Vgl. Lehrbnch des bürg. Eechts I S. 3. 
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sích ein eigener Lehrzweig, der anf den italienischen, sfidfranzö- 
sischen, und dann auch auf den deutschen Universitáten ge- 
pflegt wnrde. 

Demgegenüber hatte sich das germanische Secht trotz des 
Einflutens römischer Bechtssfttze teils in Um&nderong der romi* 
schen Bechtsbildnngen, teils in eigenartigen Bechtsgestalten znr Grel- 
tnng gebracht Schon vor der Aufnahme des römischen Recbts, 
welche Yom 14. Jahrhnndert an za konstatíeren ist, hat das 
dentsche Becht teils in Gtewohnheiten, teils in Gesetzen seinen 
Ansdnick gefanden. Nicht selten warden die Bechtsgewohn- 
heiten anfgezeichnet, und so entstanden die sogenannten Bechts- 
bficher, von denen der Sachsen- und Schwabenspiegel 
(13. Jahrb.) die bekanntesten sind. 

Inzwischen trat eine mebr philosophische Auffassung des 
Recbts hervor, hauptsáclüich befordert dnrch die Eirche, welche 
dahin di*ángte, das Becht als ein göttliches darznstellen, und 
befordert durch das Stúdium der griechischen Philosophie, nament- 
lich des Aristoteles. Auf diese Weise wurde ein neues Ferment in das 
Becht gelegt. Man pflegte sich nicht mehr ohne weiteres mit dem bis- 
herigen zu begnügen, sondern ging der rationellen Begr&ndung des 
Bechtes nach. Das Bestreben, der Kirche gegenüber die staatliche 
Bechtsordnung zur Greltung zu bringen, muűte dahin fuhren, dafi 
man die Begründung des Bechts, das man allerdings auf die Gottheit 
zurückführte, in einer Beziehung des Staates zur Gottheit suchte, 
wonach der Staat als Staat die Gedanken der Gottheit zur Ausfiih- 
rung zu bringen habé. Aus diesen Bestrebungen erwuchs das Natur- 
recht. Es hat auch auf dem Gebiete des Privatrechts eine 
groBe BoUe gespielt; sein Hauptfeld aber war das öflfentliche 
Becht, wovon spáter zu handeln ist. 

Das Zusammenwirken deutscher und römischer Ideen, im 
Zusammenstofi mit dem Naturrecht, fúhrte zu vielen Konflikten, 
namentlich seítdem man das römische Becht in seiner Beinheit 
kennen lemte, was bereits im 10. Jahrhundert in Frankreich 
versucht wurde (durch die sog. französische Schule), dann 
aber im 19. Jahrhundert in Deutschland gelang, nachdem Sa- 
vigny die sogenannte historische Schule gegründet hatte. Dazu 
kam, dafi die modernen Institute nach Lében rangén, und so 
entstand das sogenannte Zeitalter der Kodifikationen, wo man 
das Becht in Gesetzesparagraphen zusammenzufassen suchte. 
Solche reichen schon in frühere Zeiten zurlick, sie sind aber 
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meist uuvollstándig und habén nicht díe Anígabe, den ganzen 
Rechtsstofif zu erschöpfen. Die Kodifikationen im Siime des mo- 
dernen Eechts in Deutschland beginnen in der Mitte des 18. 
Jahrhunderts : von ihnen sind das bayerische Landrecht, 
das preufiische Landrecht, der Code civil, das sach- 
sische Gesetzbuch die wichtigsten. Allé diese Kodifika- 
tionen sind nunmehr, wenn auch nicht in allén, so doch in den 
meisten Bestandteilen, seit 1. Jannar 1900 dem sogenannten 
Blirgerliehen Gesetzbnch gewichen. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch erfüllte den langjáhrigen Wunsch der deutschen 
Patrioten nach einem einheitlichen Gesetzbuch, welches die rö- 
mischen und deutschen Bestandteile vereinigen, insbesondere 
aber das deutsche Recht zur Geltung bringen und zugleich eine 
moderné Kulturentwicklung anbahnen soUte. Es ist am 18. Au- 
gust 1896 vom Kaiser unterzeichnet worden und am 1. Január 
1900 ins Lében getreten; ein groBartiges Gesetzeswerk, wenn 
auch wenig volkstiimlich und oft recht schwer in x\uffassung 
und Sprache, jedoch wegen seines durchdachten Inhaltes auch 
im Ausland geschátzt und gerühmt. An dieses hat sich nun- 
mehr die Bechtsentwicklung anzuschlieBen, doch ohne daB man 
die geschichtliche Betrachtungsweise aufgibt; denn nur ge- 
schichtlich kann ein Gesetzbuch verstanden werden. ^) 

Wie hier das bürgerliche Recht, so ist schon viel langer 
Strafrecht, Zivil- und StrafprozelJ, und namentlich auch das 
Handelsrecht kodifiziert, so daB wir gegenwártig für einen sehr 
groBen Teil des Rechtslebens eine Rechtseinheit im Gebiete des 

Deutschen Reiches habén. 

§6. 

Das subjektive Recht ist alsó eine von der Rechtsord- 
nung geheiligte und geschützte Beziehung. Solche Beziehungen 
sind zunáchst Beziehungen unter den Menschen selbst; alléin in 
die menschlichen Kreise tritt die Natúr ein. Das Bedürfnis des 
Menschen, aus der Natúr seinen Unterhalt zu schöpfen, hat von 
jeher zu einer gewissen Herrschaft über die uns umgebenden leben- 
den und toten Dinge geführt; und zu dem Bedürfnis trat hínzu 
die menschliche Laune und der uns innewohnende Herrschertrieb. 
Indem sich so unser geselliges Lében der Natúr bemachtigte, sind 

^) Eine Wtirdigung des Gesetzeswerkes findet sich in der Enzyklopadie 
der Rechtswissenschaft I S. 566 f., Lehrbnch I S. XI. Über seine Technik ArcMv 
f . ziv. Praxis 96 S. 352. 
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neben den Beziebnngen der Menschen za einander aach die B e • 
ziehungen der Menschen zu Natnrwesen an den Tag ge- 
treten. Diese Beziehongen gind aUerdings ursprünglicli sehr freir 
niemand denkt zon&chst an eine strenge Zateilnng und Zuweisung; 
die Vorstellnng des Privateigentums in onserem Sinne ist in Utester 
Zeit weníg entwickelt, denn alles ist znerst gesellschaftlich, kom- 
mnnistisch. AUm&hlich aber bílden sich bestimmte Beziebnngen 
der einzelnen Familien zn einzelnen Sachen herans, langsam und 
zögemd ; anch gewisse Beziebnngen des einzelnen Menschen znr 
Natnr. Nicht was der einzelne erwirbt, gehört ihm, wohl aber^ 
was er seinem persönlichen Gebrauche widmet, oder was von 
seinem persönlichen Schntzgeiste erfa£t ist ; denn wie die Stámme 
und Familien ibre Geister habén, so anch der einzelne, und alles^ 
was ihm persönlich dient, ist von seinem Schntzgeiste erf&llt. 

So entstehen Beziebnngen des einzelnen znr Natúr: man 
spricht von Privateigentum und von der Entstehnng des Pri* 
yateigentnms, und diese Bildung war ein Hauptfördemngsmittel 
menschlicher £ultur. 

Manche habén neuerdings behauptet, es gábe keine unmittel- 
baren Beziebnngen des einzelnen zur Natúr, sondem nur Be* 
ziehungen des einzelnen zu den einzelnen, so dafi die Natnrwesen 
immer nur ein fremdartiges totes Element im Rechte bildeten und 
ihm gleichsam wie einPfahlimFleisch steckten, dafi sie eineNeben- 
rolle spielten, wie etwa der dritte Zuschauer bei dem Umgang der 
Liebenden, den man eigentlich gem entfemt wünscht. Das ist ver- 
kehrt : die Natnrwesen dringen in die Verháltnisse des Menschen 
hinein, sie begleiten ihn in seinem Tun und Lassen, und sobald 
man den Kommunismus aufgibt, ist es eben gerade die Beziebung- 
zu dem Natnrwesen, die geheiligt und geschützt wird. Sie wird 
vieMach verklart durch die Anschauung, daB in der Sache selber 
ein Geist walte, der dann mit dem menschlichen Geiste, mit dem 
Geiste des Eigentümers in nftbere Beziebnngen trete: mit dem 
Geist der Sache spricht der Mensch, er dient ihm und dieser dem 
Menschen : dies ist nicht etwas einzelnes und sonderliches : es findet 
sich, wo überall wir die Völker der Erde in ibrem urspriinglichen 
Denken belauschen können. Wenn dieser Geisterkult verschwindet,. 
ist es die Sache, an die der Mensch sein Herz, sein Sinnen und 
Trachten hángt; dtíie Beziebung bleibt bestében, anch wenn das. 
Eigentum nicht mehr sakral bleibt und weltlich und profán wird. 

Man hat allerdíngs entgegengehalten, zwischen dem Menschen 
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und den Dingen können keine Ansprüche bestében ; man bat be- 
bauptet, die Sacbe könne dem Menscben nicbt nnrecbt tnn, also 
liege síe völlig aufierhalb des Becbtes; man bat endlicb ent- 
gegengebalten, die Beziebungen des einzelnen zur Sacbe setzten 
notwendig die Existenz anderer Menscben yoraus, und niemand 
könnte Eigentümer sein, wenn er alléin auf der Welt wáre. 

Alles dieses verfángt nicbt: das Kecbt ist nicbt identiscb 
mit Ansprucb, der Gegenstand des Recbtes braucbt weder ein 
wirklicber nocb ein möglicber Bösewicbt zu sein, und die Mit- 
existenz dritter Personen ist zwar nötig, damit überbaupt eine 
Recbtsordnung bestébe; bestebt sie aber, so kann die Recbts- 
ordnung die Beziebungen zur Sacbe beiligen, ebenso wie die 
Eeligion solcben Beziebungen die Weibe gebén kann. ^) 

Daraus gebt von selber bervor: es gibt nicbt nur Eecbte, 
wo Personen und Personen, sondern aucb Eecbte, wo Per- 
sonen und Sacben einander gegenübersteben, letztere 
nattirlicb mit dem Hintergrunde, daB überbaupt eineEecbtsordnung 
vorbanden ist und die Natúr als ein in die menscblicben Gesell- 
scbaftsverbáltnisse eingreifender Kulturfaktor in Betracbt kommt. 

§ 7. 

ZudenEecbtentretendieEecbtsverbáltnisse; aucb sie 
sind Beziebungen, welcbe den Scbutz des Eecbts genieJBen ; aber sie 
sind Beziebungen, welcbe nicbt mit einem Male streng abgescblossen 
sind, bei denen nicbt bloB die zwei Ereignisse: Entsteben und 
Vergeben vorkommen, welcbe vielmebr eine bestimmungsgemaBe 
zeitlicbe Entwicklung darstellen und in dieser zeitlicben Entwick- 
lung Eecbte und Ansprücbe verscbiedener Art aus sicb erzeugen 
können : so das Verbáltnis der Gesellscbafter, so das Mietverbált- 
nis. ^) Übrigens ist, wie aucb sonst im Eecbte, der Unterscbied 
zwiscben beiden, zwiscben Eecbt und Eecbtsverbáltnis, nicbt ab- 
solut, indem aucb die Eecbte mitunter Wandlungen und Ent- 
wicklungen durcbmacben : es wird wesentlicb darauf ankommen, 
ob Festigkeit oder Wandelbarkeit überwiegt. 

Im folgenden wird von Eecbten gebandelt werden ; was bier- 
von gilt, gilt in der Eegel aucb von den Eecbtsverbaltnissen. 



*) Was an dem Einwande richtiges ist, ergibt sich untén S. 20. 
*) Lehrbuch I S. 149. 
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§8. 

Das subjektive Becht Iiat die Person zur Voraassetzung. 
Personist£echt8trager,andw&hrenddasBechtsobjekt,d.h. 
das Objekt der Beclitsbeziehung, eine Person oder eine Sache sein 
J^ann, 30 kaiin Eecbtssnbjekt begrifflich nnr eine Person sein 
.denn Person = Rechtssubjekt und Bechtssnbjekt »» Person. 

Nnr ist Person nicht mit dem Menscben ídentisch ; da^ ¥narde 
^chon oben (S. 9) beryorgehoben : bevor es Rechte der Menscben 
^ab, gab es Bechte menscblicher Yerbande. Verbánde, welche 
Personencbarakter habén, welche ^Iso Tr&ger von Bechten sind 
nennt man jurístische Personen. ^) 

Solche best^nden alsó von jeher; sie sind aucb in dem mo- 
demé Bechte nicht .;^7 entb^hren : der gesellige Trieb ffihrt den 
Menscben von selber dazu, mit vereinten J^ften gemeinschaft- 
Jíche Zwecke ^n erreichen, und zwar in einer solchen Weise, dafi 
4iese Zwecke die Lebensdauer eínes einzelnen übersteigen. Aber 
aucb wenn nnr zeitweise etwas gewlrkt werden soll, ist es von 
Bedeutung, daB die Mitwirkenden nicht nnr eine Gemeinschaft, 
sondem einen rechtlichen, d. h- zur Innehabnng von Bechten ge- 
.^igneten Verband bilden. Auf solche Weise kann eine Fttlle von 
<Geist gesammelt, eine grofie JSnergie von Willensmaoht vereipigt 
und nach auüen hin eine Wirkung erzielt werden, welche es 
.'ermöglicht, den grő£ten Hindernissen zu trotzen. 

Die juristischen Personen sind alsó meistens Verb&nde, 
4. h. Gesamtwesen, die aus einer Mehrheit von Menscben gebildet, 
jzn Tragern yon XUchten und Pflichten bestimmt sind. Diese Ge- 
.samtwesen können öffentlicher Nator sein, d. h. mit der Begierung 
4m Zosammenhange stehen; möglicherweise aber sind sie privát 
und obne Beziehung zur staatUchen Herrschaft. Sie wurd^L<ehedem 
,naiv gescbaffen {8. 9), sie entstanden durch die Lebensverhá^ltnisse 
¥0|i selbst. Bei vielen Yölkern bilden die Jünglinge €inud weiteres 
-ein^n Vertín : die Jünglingsweihe ^ini^t sie ; oder die Frauen^haflfen 
Yerbande, und von selber entwickeln sich Innpngen d^ ^eriofs- 
^weige, die sogenannten Beruíisji:asten. Heutzntage .sin4 die Y er ^ 
e^ne mehr eine bewuMe Scfaöpfung ; ^ie entstehen mit überl^gter 
Yora]assicht, und ifare Lebensbeding^ng^ u^ad X^bensa^B^rui^gen 
ixrerilen in ihren Satzungen (Statuten) prinzipi^U festge$^t. 



') Über sie ausführUch Lehrbach I S. 320 f. 
Kohler, EinfOhrniig in die BechtawiBseiiscliaft. 8. Aufl. 
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In verwickelteren Verhaltnissen, wo die bildenden und auf- 
lösenden Elemente der Knltur oft stark im Kampfe sind, sieht sích 
der Staat genötigt, Aufsicht über die Vereine zu fuhren und da- 
für zu sorgen, daB sich das Vereinswesen nicht gegen die Lebens- 
interessen der Gesellschaft wende. Das Náhere darüber gehört der 
Verwaltung an. Das Privatrecht aber mischt sich in diese Ver- 
háltnisse derart ein, dafi es nur solchen Vereinen die juristisché 
Persönlichkeit gewáhrt, welche der Verwaltung unverf ánglich sind. 
Bei uns geschieht dies dadurch, daB Vereine, welche nicht dem 
Erwerbe, sondem der Förderung leiblicher oder seelischer In- 
teressen dienen, sogenannte Idealvereine zum Vereinsregister an- 
gemeldet werden müssen : in gewissen Fallen hat die Verwaltung^ 
das Kecht des Einspruchs ; erfolgt dieser nicht, so wird der Vér- 
ein eingetragen und erlangt er die juristische Persönlichkeit. ^) 

Mit Vereinen alléin kann die Eechtsardnung nicht auskommen : 
sie ist genötigt, auch solche juristische Personen zu schaffen, die 
über einer Mehrheit von Menschen stehen, die nicht nur vom 
Einzelmenschen unabhángig sind, die auch von einer Vielheit 
von Menschen und ihrer Kontinuitát absehen und lediglich eineu 
bestimmten Zweck verfolgen. Solche juristische Personen sind alsó 
keine Verbánde: sie sind verkörperte Zwecke; man nennt sie 
Stiftungen. *) Wáhrend die Vereine in bezúg auf die Art 
ihres Wirkens wandelbar sind, insbesondere auch stets ihre Zwecke 
und Satzungen andern und neue Bahnen einschlagen können, so 
ist die Stiftung in dieser Beziehung erstarrt : ihr wohnen die vom 
Stifter gegebenen Zwecke unweigerlich inne; es gibt hier keine 
Vereinsglieder, in derén Versammlung die Vereinssatzung so oder 
anders gestaltet werden kann : es gibt hier nur Stiftlinge, Stiftungs- 
bezügler auf der einen und Stiftungsverwalter auf der anderen 
Seite, und die Zweckanordnung des Stifters ist das verbindende 
Glied. Die Stiftung ist alsó gewissermaBen unbevt^eglich ; aber um 
so dauernder ist sie, und sie ragt oft in die Jahfhunderte hinein. 

Noch mehr, als der Vérein, ist bei der Stiftung die Aufsicht der 
Verwaltung erforderlich. Sie kann unendlich viel Gutes schaffen,. 
sie kann aber auch sehr zum Schaden gereichen, indem sie eine 
Masse von Vermögen dem lebenden Verkehr entzieht, eine Menge 
von Zwecken einer altváterlichen Weise der Behandlung unter- 
wirft und, von dem Fortschritt der Zeit unberührt, wie ein starreá 

') Lehrbuch I S. 380f., Enzyklop. I S. 574. 
*) Lehrbnch I S. 412 f. 
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Vergangenheitswesen aus alten Tagén in die Zoknnft hiueinragt, 
so daB die Zukunft dorch die Vergangenheit gefesselt wird. Da- 
her die Bestimmnng fást aller Eulturvölker, da£ die Stiftung der 
Staatsgenehmigung bedarf, sowie dafi sie aofgehoben werden kann, 
wenn infolge veránderter YerhUtnisse ihre Zwecke nicht mehr 
erreicht werden können. 

§9. 

DieObjekte des Rechtes, alsó diejenigen Faktorén, die 
mit den Bechtstrágern in Beziehung stehen, sind bald selbst wieder 
Personen, d. h. solche Wesen, die anderwSrts Eechtssubjekte sind; 
bald sind es Sachen nnd sonstige Güter. Davon ist bereits oben 
(S. 14 f.) gesprochen worden. 

Die Sachen sind körperliche Gegenstánde, die der Herrschaft 
des Menschen unterstehen. Sie werden mehrfacb eingeteilt ; die 
wichtigsteEinteilnngistdieinbeweglicheundnnbewegliche 
Sachen : wSihrend nnbewegliche Sachen Teile des Erdbodens sind, 
so sind bewegliche solche, die, vom Erdboden getrennt, eine selb- 
standige Wesenheit habén. Dieser Unterschied ist von groBer 
Bedeutnng, denn der Erdboden, die Grundlage unseres Daseins, 
hat fíir unsere LebensbedingUDgen eine ganz andere Wichtigkeit^ 
als das, was sich anf der Erde und in ihrem Kreise befindet. ^) Eine 
andere Einteilung unterscheidet Hauptsache nnd F r ü c h t e ; 
Frucht ist die normálé körperliche Ansbente, welche die Haupt- 
sache gewáhrt: der Begriff stammt aus der organischen Natúr, 
er ist aber auf Verháltnisse übertragen worden, wo ohne organi- 
sche Bildung doch regelmáBig Ertragnisse aus der Hauptsache 
zu schöpfen stud, wenn auch nicht fur immer, doch fíir lángere 
Zeit : so die Erzeugnisse eines Steinbruchs, eines Bergwerks. Zü 
diesen Früchten, den Naturfrüchten, treten dann auch die durch 
Rechtsgescháft begründeten Rechtsfrüchte hinzu, wie die Miét- 
zinsen, von denen hier nicht weiter zu handeln ist. ^) 

Die Frucht h&ngt mit der Bewirtschaftung der Hauptsache 
zusammen, und es ist daher begründet, daB der Erwerb der Frucht 
mit dem Sachbesitz und dem Recht an der Sache in Verbindung 
steht: der gutglaubige Besitzer (Eigenbesitzer) erwirbt, auch wenn 
er nicht Eigentümer der Hauptsache ist, das Eigentum an den 
Früchten der Hauptsache, mit dem Augenblick, in dem sie eine 

1) Lehrbuch I S. 454 f. 

') Über Frucht und Nntznng vgl. Lehrbuch I S. 467 f. 

2* 
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.selbstandige Wesenheit annehmen (mit ihrer Trennung). Wáhrend 
m die Frucht das Ergebnis der Sachwirtschaft darstellt, bildet 
das Zubehör die Híl&sáche, welche der Sachwirtschaft di^it 
und darum in ihreáEechtsbeziehungen ebenfalls der Hanptsadie 
jiicht fremd bleiben darf. Man denke sich ein Theater mit der 
ganzen Theaterausrüstung, eine Fabrik mit ihren vielen GerStten, 
Werkzeugen und Behaltnissen : eine Loslösung des Zubehörs 
wtirde die Hauptsache, ebenso wle das Zubehör, entwerten, und 
darum wird die Bechtsordnung danach streben, da£ beides 
womöglich zu«ammenbleibt. ^) 

Soweit die körperliche Natúr ; aber auch in ihrem unkörper- 
lichen Wattén beeinfluBt die Aufienwelt uasere Lebensverháltnisse : 
man denke nur an das Kraftwirken der Elektrizitat; noch mehr : 
selbst die objektiviertemenschlich^ Idee wird, vom Menschen ab- 
gesondert, zum Natarw^en und dasnit zum Gegenstande des Bechts ; 
60 insbesondere die ásthetische íSchöpfiing und die Erűndung. 

Nach den Objekten, mit welchen die rechtlichen Beziéhungen 
zu tun habén, teilt sich das Recht in ein K^cht an Personen, 
und in ein Recht an Naturwesen oder Güterrecht. 
Das Recht an Persanen ist wi^^r Personenrecht oder 
Schuldrecht, je nachdem «iae Person (mehr oder minder) 
erfáfit oder nur in der Art beröhrt wird, daű sie, als zu einer 
Leistung yerpflichtet, einen Rechtszwang erfáhrt. 

Hiemach teilt man das Privatreeht ein in ein Personen-, 
öüter- und Schuldrecht. Das Familienvermögens- 
undErbrecht ist im wesentlichen Sachesirecht, hS,ngt aber mit 
dem Personenrecht zusammen, es kommt am bestén als Anhang 
smm Personenrecht, j^och erst nach^Erörterung des Saeh^i- und 
Schuldrecfats, zur Darstellung. Mit d^m Schuldrecht eng yer- 
bundeai sifid die Nonnen, die man ^Is H and e Is recht auszu- 
-echeiden pflegt. 

Dabei mu6 allerdings ein^s hervoi^hoben werden : zwischen 
dem Recht an Naturwesen und dem Recht an Personen 
bestéht ein grofier Unterschied; das Recht an Naturwesen ist ein 
Herrschaftsr, kein Pflichtenyerh&ltnis : ein Pflicht^yerhSLltnis kann 
immer nur gegenüber Personen bestében, und «in solches erw&chst, 
wenn es sieh um Rechte an Naturwesen handelt, erst dadurch, 
daA eine andere Person dazwischen tritt und das Verháltnis- 



') Enzyklop. I 8. 578 f., Lehrbnch I 8. 478 f 
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zQBi Natnrweseii stört Das Recht an Personen aber ist am*- 
gekehrt kein Herrschafts-, sondem ein PflichtenyerhftltniSy ein 
nnmittelbares , nicht erst dnrch dritte Umst&nde vermitteltes 
PflichtenverlilLltnis ^). 

§ 10. 

Anch das subjektíve Becht ist nichts Totes : die Natúr des 
Menschen nnd die LebensyerbSltiiisse regen zu stftndigem Wandel 
an. Der Mensch hat an sich ein Yergnűgen an Abwechslung^ 
und bei Naturvölkem ist es wesentlich der Abwechslungstrieb, dar 
die Menschen in kindlichem Handeln zu steten Tauschgeschftften 
lockt. Bei uns kommt mehr das treibende Bedürfhis in Betracht. 
Der Kreis, in dem die rechtlichen Operationen, welche einen 
Wandel hervormfen*, hervortreten, heiBt Ver keh r, und so 
entsteht neben dem Einzelleben, neben dem Lében im einzelnen 
Verbande, der Verkehr, welcher Menschen und Verbande einigt 

Hat sich das Eigentum entwickelt, so tritt der Tausch und 
das Tauschbedürfnis ein: das Eigentum wird ver&ufierlich. 
Die Yeráufierlichkeit wird um so notwendiger, je mehr sich die 
Arbeitteilt,so dafi jeder nach einer bestimmten Richtung hin 
viel mehr produziert, als er braucht, wfthrend er nach der anderen 
Richtung hin auf die Erzeugnisse der übrigen angewiesen ist. 
Der Tausch kann sich durch unmittelbare Gabe und Gegengabe 
verwirklichen, möglicherweise aber wird er zuerst durch Ver- 
sprechen und Gegenyersprechen eingeleitet. Alles das sind T&tig* 
keiten, geeignet, rechtliche Beziehungen zu knüpfen und zu lösen, 
und dies innerhalb des Bereiches der Rechtsordnung. 

Derartige Handlungen, welche, der objektíven Rechtsordnung 
entsprechend, die subjektiven Rechte und Rechtsyerh§,ltnisse be- 
einflussen, nennt man Rechtshandlungen; und die bedeutend* 
sten derselben heiíien Rechtsgeschafte.^) 

Allerdings kann das subjektiye Recht auch ohne Rechtshand- 
lungen durch Ereignisse des Lebens in Mitleidenschaft gezogea 
werden. Gegenstande, die untergehen, treten aus dem Ereise des 
RechtSy und das subjektiye Recht, das an ihnen haftete, zerflieflfe 
yoB selbst ; Gegenstánde, die sich yerbinden, bringen eine Rechtsge* 
meinschaft hervor ; Früchte, die yom Baum fallen, bilden neue Ob« 

') Lehrbuch I S. 9f. 

^) Hierftber ami über den logiscben Charakter der Bechtshandlangfea 
Tgi. Lehrbuch I. S. 48öf. 
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jekte des Kechts. Solche Ereignisse können auch durcli menscMiche 
Tátigkeiten herbeigefiilirt werden : dann wirken aber diese Tátig- 
keiten auf das Recht nur insofern, als das durch sie herbeigefiihrte 
tatsachliche Ereignis das Eecht berührt. Dies sind neutrale 
Handlungen. Davon unterscheiden sich die RechtsgescMfte, 
die gerade, weil sie Áaűerungen des menschlichen Geistes oder 
Willéns sind, Anderungen herbeifuhren : hier ist es nicht die 
AnderuDg im Bereich der Naturwesen, welche in der Rechtsord- 
nung ihre Berücksichtigung erheischt, hier ist es der menschliche 
Geist und Wille, der in die Rechtsordnung eingreift, indem er 
in einer dieser entsprechenden und von dieser genehmigten Weise 
rechtsschöpferisch handelt und wirkt. Diese Handlungen unter- 
liegen besonderen Regein, und ihre Darstellung ist eines der 
wichtigsten Kapitel der Rechtslehre. 

Das Gebiet der Rechtsgescháfte ist ein weites und umfassendes, 
um so weiter, je weiter die Bildung foi*tschreitet : in ihnen ent- 
wickelt sich die Blüte des menschlichen Geistes ; in ihrer Über- 
einstimmung mit dem Recht auf der einen Seite und in ihrer 
individualistischen Mannigfaltigkeit auf der anderen Seite sind 
sie ein Triumph der Rechts- und Kulturordnung. 

In ihnen flieűt alsó das individualistische und das 
soziale Elemen t zusammen: der einzelnen Persönlichkeit ist die 
Einwirkung auf die Rechtsentwicklung eingeráumt, ihr wird ge- 
stattet, zu walten auf einem Gebiete, wo sonst das objektíve Recht 
herrscht. Die Folgen des Rechtsgescháftes sind daher teils solche, 
welche dem Willen des einzelnen entsprechen, teils andere, welche 
die Rechtsordnung hinzufügt. Früher wurde vielfach die Ansicht 
vertreten, daB ein Rechtsgescháft nur eben die Folgen herbeiführe, 
welche die Partéién woUen; dies ist unrichtig: bei jedem Rechts- 
gescháft treten Folgen ein, die die Partei, und ware es der gröfite 
Rechtsgelehrte, nicht voraussehen kann: die Rechtsverháltnisse 
sind so mannigfaltig und kompliziert, daB sich die Rechtsordnung 
nnmöglich dem Willen und der Meinung eines jeden einzelnen 
Menschen unterordnen kann. Unrichtig ist es aber auch, den 
EinfluB des einzelnen auf die Rechtsgestaltung vöUig zu leugnen : 
auch sein Wille, oder vielmehr seine den Willen bekundende Tat 
kommt bei Bemessung der Rechtsfolgen in Betracht, aber natür- 
lich nur in dem MaBe, wie solches für die allgemeine Rechts- 
ordnung ertráglich ist. In der Verbindung beider Elemente liegt 
der Hauptreiz des praktischen Rechtslebens, und in der richtigen 
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J^rfassQDg der beiden Faktorén: des indiyidnellen nnd des all- 
gemeinen, in der richtigen Erkenntnis dessen, was dem Einzel- 
^willen, nnd was der Verkehrsordnnng znkommt, liegt die Hanpt- 
knnst der Rechtsprechnng. 

Yoranssetznng ist beim Bechtsgeschaft stets, da£ eine Geistes- 
oder Willenstat vorliegt. Der blofie Wille hat keinen Einfln£: 
das Eecht kann nnr die Tat in Betracht ziehen, denn erst in 
ihr betritt der menscUiche Geist die Anfienwelt, nnd nnr diese 
kann die Rechtsordnnng bestimmen : solange der Wille nicht znr 
Tat wird, ist seine Energie sehr zweifelhaft, die hemmenden 
Momente stehen noch vielfach im Hintergmnde, nnd man kann 
nicht wissen, ob die menschliche Erafk znr Verwirklichnng ans- 
reicht oder nicht. 

Die Tat kann yerschiedener Art sein ; sie kann insbesondere 
tn der yerkehrsmáfiigen Einwirknng des einen 
Oeistes anf den anderen bestében: diese Art ist die 
hánflgste; sie wird vielfach in der Lehre vom Eechtsgeschftfte 
alléin in Betracht gezogen, zn Unrecht nnd znm Schaden des 
Systems. 

Aber anch nentrale Handlnngen können einen rechtsgescháft- 
lichen Charakter annehmen, vor allém wenn sie so gestaltet sind, dafi 
ans ihnen eine bestimmte Stellnngsnahme der Person zn gewissen 
Fragen des Bechtslebens sicher erschlossen werden kann. Man 
spricht hier von stillschweigenden Willenserkiarnngen; 
so beispielsweise wenn man die Znstimmnng znr Tat eines anderen 
dnrch solche Handlnngen knndgibt, die jedem vemünftig nnd loyal 
Denkenden als Znstimmnng erscheinen müssen : so ist es eine }Cin- 
willignng in die EheschlieBnng, wenn der Vater mit im Braut- 
znge der Tochter geht. Natürlich wird hier die ans der Tat zn 
ziehende Folge nach denjenigen Regein abgeleitet, die ein ehr- 
liches, vemünftiges Dasein voranssetzt. ^) 

lm übrigen kann die Geisteswirknng anf andere sehr ver- 
schieden sein ; selbst potenzielle Geisteswirknngen können genügen ; 
mitnnter genügt die Niederschrift einer Urkunde, bevor sie znr 
Xenntnis jemandes gelangt : so besteht das eigenhándige Testament, 
bevor es jemand gesehen, so besteht die in den Privatbriefkasten 
des Mieters eingeworfene Kttndignng, bevor der Mieter den Brief 
heransgenommen nnd gelesen hat. Meistenteils mn£ die Er- 



^) Hierttber weiteres im Lehrbnch I S. 582. 
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klarung (GeisteseiüWirkung) aiis dein Bereiche des Érklftrendett 
in d€5n des Adressaf eii gelangt sein : die Erfciaruiig mu& alsó ent- 
weder ihm gégenüber mündlich geschehen oder als Brléf béi ihm 
eingetroffen sein: Mer spricht man von ankunftsbedurfti- 
g e n ^) E r k 1 áí r n n g e n ; solcbe erfolgen táglich za Tanseüden : 
keiner lebt im geschftftsfáhigen Altér, der nicht schön Dutzende' 
solcber Erkiarungen gemacht und erhalten hat. 

§ 11. 

Bisher ist von einseitigen Rechtsgeschaften die Eede gewesen^ 
Eine besondere Art der RechtsgeschS-fte aber ist so gestaltet^ 
dafi zwei Personen zusammenwirken : zweiseitige Eechts- 
gescháfte (Primare Verbindung). Das Muster dieser ist 
der Vertrag.*) Der Vertrag ist das Zusammenwirken zweier 
Personen in der Art, dafi die eine einen Antrag macht, die aildere 
ihn annimmt: die Annahme muB vollkommen deili Antrag ent- 
sprechen, sie mnfi ihn bejaworten, sonst kommt kein Vertrag zu- 
standé und die Partéién bleiben getrennt. Die Rechtsordnung 
erachtet meistens eine solche Annahme fiir geboten, damit eS' 
zum wirksamen Bechtsgeschafte kommen kann ; sie betrachtet ins- 
besondere eine Schulderkl&rung, eín Schuldversprechen regelmáfiig 
nicht als bindend, bevor es der Versprechenempfánger „ange- 
nommen" und sich damit einverstanden erklárt hat. Mit anderen 
Worten: in den meisten Fállen ist zur Rechtswirkung ein ein- 
seitiges Rechtsgescháft nicht genügend, sondern ein Vertrag er- 
forderlich. Der Grund ist der: man findet es bedenklich, daft 
jemánd berechtigt wird, wenn er nicht in der einen oder anderen 
Weise sein Interessé und seinen Willen bekundet, berechtigt sein 
zu woUen (S. 80). Das gilt selbst dann, wenn der Antrag lediglich 
und alléin den Vorteil des Versprechensempfángers herbeiführen 
soU : auch bei einer Schenkung kann jemand gute Grundé baben^ 
die Annahme zu vei'weigern; auch der Vorteil soU niemandem 
aufgedrungen werden. — Die beiden Vertragschliefienden nennt 
man Vertragsgenossen. 

Der Vertrag kommt mit der Annahme des Antrags zustande* 
Hier habén sich verschiedene wichtige Fragen erhoben, insbe- 
sondere die, ob der Antragende an seinen Antrag gebunden ist 
und die Annahme abwarfen muő, odeí ob der Antragende nur 

^j Lehrbnch I S. 499. Unrichtig ist der Aasdruck empfangsbedürftig. 
«) Lehrbnch I S. 546. 
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dann am Wort gehalten wird, wenn die Annahme sofőrt erfolgt. 
Dieer findet bei Yertr&gen unter Abwesenden besondere 
Schwierigkeiten. Unter Anwesenden entwickelt sdch die Sache 
einfach: Mer mn£ der Vertragsgenosse anf den Antrag sofőrt 
antworten , sonst ist der Antragsteller nicht mehr gebnnden ; es 
müfite denn sein, dafi er ihm dazn eine Frist gesetzt hat : dann 
ist er wSlhrend dieser Frist festgelegt. Vertragé durch den 
Fernsprecher sind Vertrftge unter Anwesenden.') 

Der Vertrag kann nun aber wiedemm einseitig und gegen- 
seitig sein; der einseitige Vertrag bedarf keiner weiteren Aus- 
fuhrung; der gegenseitige aber entwickelt sich in der Art, daft 
A. einen Vertrag mit B. abschliefit und B. einen solchen mit A.^ 
iedocb so, dafi beidé VertrSlge zu einer Einheit zusammenfliefien 
(Sekundare Verbindung).^) Wáhrend die Schenkung in 
der Eegel ein einseitiger Vertrag ist, so sind namentlich Eauf 
und Miete gegenseitige Vertragé: hier verspricht der Kaufer^ 
und der Verkáufer nimmt das Versprechen an; hier verspricht 
zugleich der Verkáufer, und der Kaufer nimmt das Versprechen 
an; beides wird aber zu einem Antrag und einer Annahme 
vereint. Ich als Káufer erkláre z. B. : es soU a) ein Vertrag zu- 
stande kommen, wonach der Verkáufer verpflichtet ist mir zu 
liefem, und es soll b) ein zweiter damit zusammenhángender 
Vertrag zústande kommen, wonach ich verpflichtet bin zu zahlen. 
Zu'beidem gibt dann der Verkftufer seine Zustimmung: er erklart 
sein Jawort zu dem Antrag, soweit er a) und soweit er b) um- 
faőt. Áhnlich verhalt es sich, wenn der Antrag des gegenseitigen 
Vertrages vom Verkáufer ausgeht. In diesen Fállen ist der eine 
Vertrag mit dem anderen unlöslich verbunden: beidé sind als 
GaAzes gemeint und müssen vomRecht als etwas behandelt werden^ 
das als Ganzes steht und fállt. Nur die v e r e i n t e wirtschaft- 
liche Folge entspricht der Absicht der Vertragsgenossen, denn* 
keiner will etwas gebén, ohne etwas dafur zu erlangen ; und nur 
die vereinte wirtschaftliche Folge entspricht dem Wesen der 
Rechtsordnúng : denn das, was die Rechtsordnung hier fördern 
und pflegen will, ist nicht die einseitige Bereicherung des einen 
Vertragsgenossen, sondem der Austausch der Leistungen, wo jeder 
gibt und empfángt. 

Daraus entwickeln sich einige schwierige Fragen, namentlich 

*) Hierüber weiteres im Lehrbnch I S. 547 f . 
*) Lehrbueh I S. 552. 
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über die Folgen, die es für das Ganzé hat, wenn ein Teil des 
Yertrages ganz oder teilweise zusammenstürzt. In der richtigen 
Lösung dieser Fragen liegt groőenteils der Schwerpunkt des Ver- 
kehrsrechtes. ^) 



— X 



§12. / N 

Bisherist vonRechtsgescháften die Eedegewesen; daneben 
gibt es aucb Recbtshandlungen im engeren Sinne (da man . 
anter die Eechtshandlungen im weiteren Sinne auch die Rechts- 
gescháfte einbegreift). Sie unterscheiden sich von den Rechts-' ' 
geschaften durch ihre Unselbstandigkeit: sie sind von den Eechts-; f 
verháltnissen abhangig, denn sie soUen dazu dienen, die Ent- , ; 
wicklung, welche sich in den Rechtsverháltnissen zu voUziehen hat 
zu fordern und zu lenken. Rechtsgescháft ist z. B. der Miets- 
vertrag, Rechtshandlung die Kündigung, die ein bestehendes Miets- 
verháltnis zu Ende bringt. ^) Aber auch Recbtshandlungen dritter 
Personen sind möglich, so Zustimmung (Einwilligung — Ge- 
nehmigung). ^) 

§ 13. 

Rechtsgescháft und Rechtshandlung wirken auf das Recht, 
sie erzeugen Rechtsfolgen kraft der Billigung der Rechtsordnung : 
sie tun es, weil die Rechtsordnung ja zugleich die Ordnung des 
Verkehrs ist und der Verkehr zu den Lebensbedingungen der 
Menschheit gehört; der Verkehr aber bedarf der Rechtsgescháfte 
und Recbtshandlungen. 

Im Gegensatz dazu stehen die unerlaubten Handlungen, 
welche zwar ebenfalls Rechtsfolgen herbeif iihren : Pflicht zu Sch aden- 
ersatz und Strafe, aber nicht kraft Billigung, sondern kraft MiB- 
billigung des Rechtes : die Rechtsfolgen treten hier ein als Reak- 
tion und Gegenwirkung, weil die Rechtsordnung mit dem durch 
den Táter herbeigefiihrten Zustand nicht zufrieden ist und eine 
Ánderung verlangt ; insbesondere soll der Schadenersatz die der 
Rechtsordnung widersprechenden Folgen ausgleichen (Ausglei- 
ehungsordnung des Unrechtverkehrs).*) Vgl. S. 83. 



*) Hierüber weiteres im Lehrbnch II S. 232 f. 

«) Lehrbuch I S. 637. 

^ Lehrbuch I S. 542. 

*) Lehrbuch I S. 576, II S. 470 f. 
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§ 14. 

Die Bechtshandliingen (einschlíeBlich der Rechtsgesch&fte) 
habén gewisse Satze gemeinsam : diese S&tze sind darin begrflndet, 
da£ die RecMshandlungen eben Bechtshandlangen, d. h. solche 
[Handlungen sind, welche bestimmungsgemftB, kraft Billignng des 
iSechts, in die Ordnnng der Dinge eíngreifen. 
^ Sie yerlangen Gescháftsfáhigkeit des Handelnden^): es 
i8t im Interessé der Rechtsordnung nnd trágt zum Wohl aller 
Beteiligten bei, wenn nnr solche am Yerkehr teilnehmen, welche 
gewisse Eigenschaften des Geistes und WiUens vereinigen, daher 
Tor allém nicht Personen unter einem gewissen Altér und nicht 
solche Personen, die in bedeutender Weise geisteskrank, die be- 
wufitlos, die erheblich geistesschwach, die krankhaft verschwende- 
risch oder trunksüchtig sind ; oder wenn mindestens ihrer Tátig- 
keit im Yerkehr gewisse Grenzen gezogen sind. So ist man zu 
der Klasse der Gescháftsunföhigen gekommen, die überhaupt keine 
Rechtshandlungen vornehmen können, und zu einer Klasse der Ge- 
scháftsbeschrankten, welche zwar handeln können, aber in wich- 
tígen Dingen der Zustimmung (Einwilligung oder Genehmigung) 
anderer bedürfen, die fúr ihre Interessen zu sorgen habén: Ge- 
schaftsbeschrankten fehlt zwar nicht die Gescháfts- aber die 
Verfögungsfahigkeit. ^ 

Nach unserem Eechte ist der Volljáhrige gewöhnlich ge- 
schaftsfáhig ; voUjáhrig ist man mit einundzwanzig Jahren, doch 
kann auch ein Achtzehnjáhriger ftir volljahrig erklárt werden, 
aber nur unter bestimmten Voraussétzungen und nur durch Be- 
schlnS des Vormundschaftsgerichts (VoUjáhrigkeitserklárung). Der 
Minderjáhrige ist bis zum siebenten Jahre geschaftsunfáhig, vom 
siebenten bis einundzwanzigsten Jahre gesch^ftsbeschrS^nkt. Der 
Gteisteskranke ist gescháftsunfahig, wenn er des freien Willens 
entbehrt, in anderen Fállen dann, wenn er entműndigt, d. h. durch 
einen gerichtlichen Beschluű unter Yormundschaft gestellt ist, 
was nur geschehen soll, wenn er seine Angelegenheiten nicht be- 
^rgen kann. Der wegen Geistesschwache, wegen Verschwendung 
oder Trunksucht Entmündigte ist geschaftsbeachrankt ; ohne Ent- 
mündigung sind diese Personen yollstándig geschaftsfahig. 

Das römische Becht hatte begreiflicherweise andere Alters- 

'' *) Lehrbuch I S. 278 f. 543. 
«) Lehrbnch I S. 279. 
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grenzen : sie hingen teils zusammen mit der physiologischen Ent- 
wicklung, teils mit der Zeit, in welcher der Jugendliche sich den 
Geschaften zn widmen pflegte. Das römische Recht unterschied 
zwischen Unmündigen (bis ^a 14, bei Frauen bis zu 12 Jahren) 
und Mündigen ; die Minderj&hrígkeit dauerte im übrigen bis zam 
25. Jahre fórt; iaber der Mündige, welcher mindeijahrig war, 
muBte nicht notwendig einen Vormund habén und war nur nach 
einigen Richtungen hin in seiner Gescháftsfáhigkeit beschránkt. 
Spátere Rechte habén dann die VoUjahrigkeit auf das 24. und 
dann auf das 21. Jahr gerttckt^ im übrigen die Sonderbehand- 
lung der Periode zwischen 14 und 21. Jahre beseitigt 

Auch bei den Gescháftsfílhigen können aber vorubergehende 
Greisteszustánde störend einwirken, so insbesondere wenn jemand 
in augenblicklicher Geistesabwesenheit sich verspricht oder in 
Unkenntnis der Sprache sich falsch ausdrückt, oder sonst etwa» 
anderes erklart, als er erkláren will, wenn es sich z. B. in bezúg 
auf eine andere Sache oder eine Sache von wesentlich anderen 
Eigenschaften erklart, als sie in Wirklichkeit vorhanden sind (Ab - 
irrung)^): hier ist die Rechtsordnung verpflichtet, den irrenden 
Menschen vor vielleicht ungemessenem Nachteil zu schtitzen und 
ihm die Möglichkeit zu gebén, gegen das Eintreten der Rechts- 
folgen sich zu wehren. Das gleiche ist dann nicht tunlich, wenn 
das Unzutreffende lediglich in den Beweggrtinden des Handelns 
liegt : es ist dann nicht tunlich, wenn etwa überstarke Motive den 
Menschen beeinfliissen, es ist auch dann nicht tunlich, wénn die 
Beweggründe, unter denen er handelt, auf falschen Vorstellungen 
beruhen. WoUte man in solchen Falién eine Gegenwirkung gebén, 
so würde man das Rechtsleben aufs auBerste gefáhrden : schliefi- 
lich könnte jemand nur dann auf das Gescháft eines anderen 
eingehen, wenn dieser ihm eine Zusammenstellung aller Beweg- 
gründe gábe, die auf ihn einwirkten, so dafi der Vertragsgenosse 
beurteilen könnte, ob hiemach ein Eintreten in das Gescháft ge- 
sichert ist oder nicht. Das ist unmöglich; daher der Rechtssatz: 
der Beweggrund des Handelns kommt für das Recht regelmá&ig 
nicht in Betracht ; ^) es ist daher nicht weiter von Bedeutung, 
wenn jemand das Gescháft in einer Notlage abschliefit, es ist 



') Lehrbuch I S. 505 f. Unríehtig ist es hier, von Irrtam zn* sprechen. 
') Beim letzten WiUen gilt etwas anderes, alléin dieser gehört nicht zum 
eigentlichen Rechtsyerkehr. 
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nidit von Bedeatimgy wenn jemand anf Grand falscher Vorstel- 
kmgen ein Gesdiáft eingeht 

Díe Notlage macht alsó das Geschftfl; ntcht nichtig; wenn 
ich z. B., weil ich nnterwegs erkranke, einen Arzt kommen lasse, 
oder, weil mir mein Geld gestohlen worden ist, bei einem Preund 
ein Anlehen max^he, so sind diese Gesch&fte voUgflltig. Würde 
man hier die Bechtshandlong für nichtig erkl&ren, so wfirde man 
gerade denjenigen von den Wohltaten des Verkehrs aosschliefien; 
der ihrer am dringendsten bedarf^ nnd wfirde ihm die Hilfe ab- 
schneiden, an der sein Heil hángt. Anders wftre es, wenn 
Dritte die Notlage absichtli'ch herbeigeführt hátten, nm ein 
solehes Gesch&ft zu veranlassen: so wenn ich z. B. von einigen 
Strolchen angefallen nnd gezwnngen werde, einen Vertrag za 
^tmterschreiben: gegen diesen V^trag kann idi mieh wehren, aber 
nicht deswegen, weil ich bei dem Yertragsschlofi in einer Notlage 
war, sondern weil mich diese Leute in die Notlage wid^rrecfatlich 
versetzt habén und es völlig den Geboten des Rechtes wider- 
sprache, wenn dieser rechtswidrige WiUe znm Siege gelangte. ^) 

Ebenso kann der Irrtum im Beweggrund dem Qeschftfte 
nichts anhaben ; wohin kftme sonst der V erkehr, wenn ich etwa, 
nachdem ich auf die Nachricht v(m der Ankunft meines Freundes 
eine Flasche Wein gekanft habé, den Kanf wieder rfl(^g&ngig 
machen dürfte, sobald sich die Nachricht als irrig erweist? oder 
wenn ich auf die Nachricht von dem Tode einer Person einen 
Kranz bestellt habé und die Nachricht irrtömlich war usw. ? Nnr 
in zwei Fallen kann dieser Irrtum in Betracht kommen : einmal, 
wenn er in rechtsgenligender Weise zur Voraussetzung des Ge- 
scháftes erhoben worden ist, so wenn ich erklárt habé , daB 
das Geschaft nur insofern seinen Fortgang nehmen soU, als die 
Tatsachen sich so, wie vorausgesetzt , verhalten (Voraus- 
setzung;*) femer dann, wenn mich der andere Teil getauscht 
oder doch meinen Irrtum bekráftigt hat : dann aber nicht deshalb, 
weil ich mich geirrt habé, sondern deshalb, weil das rechtswidrige 
Tnn des anderen nicht zum Siege gelangen darf, was im Wider- 
spruch mit Morál und Recht stünde. 

In den obigen Fállen, wo die Reehtsordnung es gestattet, 
wegen Irruugen im Ausdruck, wegen Zwanges oder Betrugs 
gegen das Geschaft aufzutreten, ist das Hilfsmittel der Anfech- 



*) Lehrbuch I S. 516 f. «) Darttber weit^ea in Lehrbuch I S. 670. 
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tung gégében: das Rechtsgeschaft ist gültig, aber anfechtbar 
von seiten dessen, der in solcher Weise unter dem Drucke rechte- 
feindlicher Machte gestanden hat: in seiner Willkür steht es, das 
Geschaft anznfechten oder nicht; ficht er es nicht an, so ist és 
gültig, ficht er es an, so ist es (von Anfang an) nichtig. Die 
Anfechtung ist eine einseitige anknnftsbedürftige Willenserkla- 
rung; sie bedarf regelmáBig keiner Form. Ausnahmsweise hat 
sie in einigen Fállen durch Klagerhebung zu erfolgen.^) 

§15. 

Sodann habén die Eechtshandlungen prinzipiell das gémein, 
dafi die Stellvertretung möglich ist — sie ist bei allén Eechtshand- 
Inngen prinzipiell möglich, bei den meisten ist sie von der posi- 
tiven Rechtsordnung gestattet. Sie ist auch bei einigen nentralen 
Handlangen (latenten Eechtshandlungen) möglich.^) 

Stellvertretung, vom BGB. schlechtweg Vertretung 
genannt, ist ein höchst verfeinertes Institut, das durch die Eechtg- 
ordnung erst in fortgeschrittenem Standé geschaffen wurde.*) 
Sie besteht darin, daű der eine im Namen des anderen handelt, 
d. h. die Erklarung abgibt, daB die Eechtsfolgen seines Handelns 
nicht in seinem Eechtskreise, sondern im Eechtskreise des anderen 
eintreten soUen, so daő dieser andere berechtigt und verpflichtet 
wird. Die Stellvertretung ist eine Schöpfang ersten Eanges : sie 
bewirkt, daű jemand Millionen von Vermögen habén kann, ohne 
daB er sich der wirtschaf tlichen Verwaltung zu unterziehen braucht^ 
indem er einen Stellvertreter ernennt, der fúr ihn das Vermögen 
regiért : er selbst kann sich zur Euhe setzen, kann Eeisen macheu, 
kann sich der Wissenschaft und Kunst widmen. Ja, die Ver- 
waltung groBer Vermögensmassen wáre ohne Stellvertretung 
gar nicht denkbar, weil es über die Arbeitskraft eines einzelnen 
hinausginge, wenn er alles selbst besorgen und nichts der rechts- 
gescháftlichen Tátigkeit anderer unterstellen woUte; auch ist es 
eine gewöhnliche Sache, daB der eine für die geschaftliche Tatig- 
keit nach der einen Seite hin, der andere für die Tátigkeit nach 
der anderen Seite hin besser geeignet ist: auf diese Weise gibt 
die Stellvertretung die Möglichkeit, daű menschliche Kraft und 



») Lehrbuch I S. 200 f. 
2) Lehrbuch I S. 580. 



») Vgl. dartiber Enzyklopadie I. S. 5971, Lehrbuch I. S. 428 f. 
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menschliche Einsicht jeweils am richtigen Orte znr Verwendimg 
kommen. Frfihere Yölker, denen dieses Hittel gebrach, moBten 
sich mit anderen Mitteln behelfen ; so bedienten sich die Bömer 
zn diesem Zweck des Sklavenwesens : das war aber eine sebr be* 
denkliche Aushilfe, weil anf der einen Seite der Sklave selten mit 
Leib und Seele bei der Sache sein wird, nnd anderseits die 
Sklaven leicht zu m&chtig werden und einen Einflufi im Volks- 
leben gewinnen, dessen Ungnnst die rOmische Eaiserzeit in sehr 
schwerem Mafie empfonden hat ; dies namentlicb, wenn die Sklaven 
einer anderen Yölkerschaft angehören nnd somit ein fremdes 
Element in das Volksleben einpflanzen. 

Hentzntage findet die Stellvertretung bei fást allén Rechts- 
handlnngen statt; nur gewisse Rechtshandlungen des Familien- 
rechts, wie EheschlieBung nnd Testamentserrichtnng, widerstreben 
dem Institnte. 

Eine andere Eigenheit der Sechtshandlnngen ist, dafi si& 
hypothetisch gef afit sein können. ^) In der Tat ínhrt das Leben 
es hánfig mit sich, dafi man sich für etwas entscheiden möchte^ 
aber nnr, faUs sich in Znknnft das eine oder andere in bestimmter 
Weise gestaltet. Allerdings ist dieser hypothetische Charakter der 
Yerkehrsf&higkeit des Gesch&ftes nicht günstig, nnd mancherwird 
anf hypothetische Gescháfte nicht eíngehen, weil er nnter dieser 
UngewiBheit zn leiden hátte ; aber trotzdem sind solche Rechts- 
handlungen nicht zu entbehren; z. B. jemand steht in Unterhand- 
lung wegen Ubemahme einer neuen Stellung, welche ihn zwingen 
wird, eine Mietwohnung zu nehmen, seine Haushaltungsstücke hin- 
zubefördem und sich in verschiedener Weise neu einzurichten r 
er findet es sehr wahrscheinlich, dafi die Verhandlung zum Ziele 
fúhrt, ist ihrer aber doch nicht so weit sicher, dafi er das Risiko* 
des Gescháftes laufen möchte : da ist es ihm sehr erwünscht, wenn 
der andere Teil auf ein Gescháft eingeht, dessen Rechtsfolgen 
davon abhángig gemacht werden, dafi die Anstellung zustande 
kommt und die Hoffnungen des Kandidaten sich verwirklichen;: 
und mancher láfit sich darauf ein. Oder es handelt sich um eine 
noch nicht ganz sichere Expedition fur wissenschaftliche Zwecke,. 
und man kauft Ausrüstungsstücke, behalt sich aber vor, dafi im 
Falle des Nichtzustandekommens die gekauften Sachen zurttck- 
fallen sollen. 



») Lehrbuch I S. 563. 
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Manspricht hi^ von Bedingungen,^) ja, maa nntersdieídet 
isswei Arten von Bedingimges, die a a f s eh i e b e n d en iund die auf - 
lösenden: bei den aufscbieb^idaQ^oll die Bechtsfolge erst ein- 
■;greifen, wenn die in der Bediugang gesetzte TatsaChe eintritt; 
bei d^n auf lösenden finden die £echtsfolgen sofőrt statt, sie hSren 
a,ber auf, sobald die Sedingnng sich erflillt 

In beiden Fallen mufi die Lage des nnter der Bedingong 
Berechtigten gesichert sein: im ersten Fali desjenigen, der nnter 
Bedingung erwerben, im zweiten Fali desjenigen, an den nach 
Eintritt dei' Bedingung das Übertragene wieder zuröckfallen soH. 
Dadurch unterscheidet sich das bedingte Geschaft von der blo£en 
Aussicht auf ein Geschaft : das bedingte Geschaft ist zwar hypo- 
^hetisch; aber nur insofern, als es an eine Bedingung geknüpft 
ist: ffir den Fali des Eintritts der Bedingung sind seine Reűhts- 
folgen gesichert, sie sind insofern ebenso unabhangig von der Will- 
kűT, wie wenn das Vereinbarte unbedingt vereinbart wáre. 

HauptfaUe der auflösen den Bedingung sind 1. die sog^n. 
Yerwirkungsklausel, welohe bestimmt, dafi im Fali der 
mhtleistung des Gegners das diesem Übertragene wieder zuröck- 
fallen soU, z. B. die yeH^aufte Sache, wenn der Eaufpreis nicht 
bezahlt wird. Hieranf hat allerdings die G^esetegebung ver- 
schiedenfach eingewirkt, um die Harte dieses Gedings za mild^m 
und ihm den herben Stachel zu nehmen. Der zweite Fali ist 
4er des Yertragsantrags, der unter bestimmten Umstanden zer- 
faUt und wirkungslos wird; das gilt insbesondere bei der Ver- 
:steigerung, wo das Gebot (der Kaufantrag) erlischt, wenn.ein 
Mfaeres Gebot gemacht oder wenn der Zuschlag verweigert wird. 
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§ i«. 

Das Personenrecht ist zunachst Eecht an der eigeaen 
Person. Dafi der Mensch als Bechtssubjekt mit seiner eigenen 

') Lehrbnch I S. ö63 í. 
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Persönlichkeit und dem, was m íhr gehört, insbesondere mit 
seiner Eörperlichkeit, in rechtlicher Beziehnng steht, soUte selbst- 
yerstándlich sein : nichts ist nns so sehr eígen, als unser eigener 
Körper und überhaupt unser eígenes Selbst. Doch ist es be- 
«tritten worden, weil Subjekt und Objekt nicht dasselbe sein 
könnten. Alléin zu Qnrecht : niemand wird bezweifeln, daB eine 
Person auf sich selbst, auf Körper und Seele einwirken kann: 
^arauf bemht die ganze Selbstzucht und Selbstdisziplin ; niemand 
ívird bezweifeln, dafi das menschliche SelbstbewuBtsein es dem 
Ich ermöglicht, auf das Ich einer früheren Periode zurückzu- 
«cbauen und diesem eigenen Ich urteilend gegenüber zu treten ; 
<jreftth]e wie die Rene wftren sonst gar nicht denkbar. 

Die Gegenbehauptung beruht daher auf einer voUstandigen 
Yerkennung der Seelenlehre ; yielmehr mu£ es als selbstyerstánd- 
lich gelten, dafi eine Person an sich selbst berechtigt ist; sie ist 
•es ohne weiteres kraft ihres Daseins, sie bedarf hierzu keines Er- 
^erbsaktes. Sie ist berechtigt; denn, wenn die Eechtsordnung 
Eechtssubjekte habén will, so mufi sie sie auch schützen, und 
ivenn die Eechtsordnung die Kultur fördem wiU, so mufi sie die 
Personen, namentlich die Menschen schirmen, derén Begabung alléin 
imstande ist, die Kultur zu entwickeln und fortzubilden. Die Be- 
rechtigung ist nicht eine Berechtigung in dem Sinne, dafi mir 
die eigene Persönlichkeit als Eechtssubjekt entgegentrate und ich 
mich vor mir selbst wegen des EingriflFs entschuldigen und recht- 
fertigen müűte, sondem sie ist eine Beziehung, wie zwischen 
Menschen und Naturwesen: das Eecht áuűert sich daher vor 
Allém in dem Anspruch gegen einen jeden Verletzer. Das Eecht 
an der eigenen Nase beruht nicht, wie Schiller meint, darin, dafi 
wir riechen dürfen; es versteht sich ja von selbst, dafi die Nase 
nns nicht entgegentreten kann und dafi wir ihr weder recht noch 
nnrecht zu tun vermögen; sondem darin, dafi wir in unserem Ge- 
brauch der Nase gegen die Eingriflfe anderer gesehützt sind. 

Das Eecht der Persönlichkeit an sich selbst wird Person- 
lichkeitsrecht oder Individualrecht genannt; es áufiert 
«ich als Eecht in bezúg auf Lében, Gesundheit, Freiheit, Éhre, 
überhaupt auf alles, was die Persönlichkeit an Gütern bietet ; es 
lufiért sich femer im Eecht auf die freie Betatigung der Person, 
insbesondere auch in der Art, dafi niemand in das Heiligtum der 
Person eingreifen und ihre Geheimnisse hervorziehen darf, auch 
4arin, dafi niemand den Schein einer anderen Person annehmen 

Eohler, Ginfiihniiig in die Rechtswissenschaft. 3. Aufl. 3 
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und sich damit Vorteile anmaBen darf, die die andere Persoí 
durch ihren Ruf, ihren Namen, ihr Vertraúen genieJBt. ^) 

Aus dieser letzteren Berechtigiing sind verschiedene wichtige 
Reclitsiiistitute hervorgegangen, so der Schutz gegen imlauteren 
Wettbewerb, so der Schutz gegen die Störung durch tauschende 
Nachahmung fremder Persönlichkeiten ; es beruht hierauf ins- 
besondere das Institut des Personennamens, das Institut der Marké 
und des Warenzeíchens : dies sind Institute, geschaffen, um den 
einzelnen und sein Verdienst vor fremder Anmaűung zu schíitzen : 
wer hier verletzend dazwischentritt, der verletzt die Persönlich- 
keit. Aber auch neben dem ürheber- und Kunstwerkrecht tritt 
das Personenrecht hervor, z. B. als Recht, die Veröffentlichung 
von Briefen zu verbieten, als Recht am Eigenbild usw. 

Bei juristischen Personen nimmt das Recht der Per- 
sönlichkeit eine besondere Gestaltung an : die juristische Person 
bedarf, wie der Mensch, der Organe, diese Organe aber sind hier 
nicht Naturwesen, sondem selbst wieder Menschen: so die Mit- 
gliederversammlung eines Vereins, so der Vorstand einer Aktien- 
gesellschaft oder der Verwaltungsrat einer Stiftung. Die Personen- 
rechte habén alsó hier nicht den Charakter von Rechten an 
Naturwesen, sondern von Rechten zwischen der juristi- 
schen Persönlichkeit und den Menschen, welche 
ihre Organe sind. So kann die juristische Person Rechte 
gegen diese Menschen habén, aber auch diesen Menschen 
als Organen können Rechte gegen die juristische 
Personzustehen, dahingehend, dafi sie ungestört ihres Amtes- 
walten und als Organe fungieren dttrfen. Diese Rechte sind 
Persönlichkeitsrechte, Rechte zwischen einer Person und ihren 
Organen, aber Rechte, die dadurch besonders charakterisiert sind, 
dafi diese Organe selbst wieder Rechtspersönlichkeiten, nicht tote 
Naturwesen sind. ^) Sie gleichen daher den Rechten tiber fremde 
Personen. 

§ 17. 

Das Personenrecht kann ein Recht an fremder Person 
sein. Die Verbindung mit anderen Personen voUzog sich von jeher 
durch den Geschlechterverband : sie war auf geschlechtlichen üm- 



>) Enzyklopadie I S. 587 f. Dahin gehőrt anch das Gewerberecht (ebenda. 
S.ö93f.). 

*) Organschaftsrechte. Darüber Lehrbnch I S. 338 f. 
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gang, Erzeugnng and Geburt gegründet. Ursprünglich hing anf 
solche Weise eíne ganze Menge von Fersonen zn einer Horde 
zusammen; hentzntage ist nnsere Familie noch der verkleinerte 
Rest des groSen Ganzén, das írfiher den wichtígsten Kreis der 
Enltar gebíldet hatte. 

Der Geschlechterverband entsteht dorch Geschlechts** 
verbindung. Die Eegelong des Geschlechtsnmganges ist im 
Lauf der Jahrhnnderte áufierst mannigfach gewesen. ^) Sie begínnt 
mit der Gruppenehe und wird allmS,hlich znr Einzelehe. Die 
Grnppenehe besteht darin, dafi eine Gmppe von M&nnem und 
eine Gmppe von Frauen zusammen heiraten ; daraus entwickelt sich, 
wenn anf der einen Seite eine Vielheit von Mánnem, anf der 
anderen Seite nnr ein Weib vorhanden ist, die Vielmánnerei 
oder Polyandrie; den Gegensatz dazu bűdet die Vielweiberei 
oder Polygynie, anch Polygamie genannt, wenn ein Mann 
einer Mehrheit von Weibem gegeniibersteht. Polyandrie und 
Polygynie sind bereits Einzeleheformen ; die voUendete Form der 
Einzelehe aber ist die bei den christlichen Knlturvölkem alléin 
znlássige Monogamie, d. h. die Verbindung eines Mannes mit 
einem Weibe mit ausschliefilicher Geschlechtsgemeinschaft. Die 
Einzelehe hat sich aus der Gruppenehe in verschiedener Weise 
entwickelt ; eine groBe Rolle hat hierbei der Frauenraub und der 
Frauenkauf gespielt, wodurch ein Weib dem allgemeinen Umgang 
entzogen und dem einzelnen zugeeignet wurde. 

Die Ehe kann eine Ehe sein mit ünterdrückung der 
Frau und ohne sie; die Ünterdrückung der Frau ist hauptsách- 
lich auf den ebenerwáhnten Frauenkauf zurückzuf ühren : Züge 
dieses finden sich noch bis in die neueste Zeit; so war bis vor 
nicht langer Zeit die Ehefrau gescháfts- und prozeBunfahig. Das 
neuere Eecht hat die Ehefrau befreit, so daű sie nur noch insofem 
dem Manne untertan ist, als es die Einheit des Haushaltes und 
der Lebensfuhrung mit sich bringt. Die Ehe ist eine Verbindung 
von Mann und Frau zur vollen Lebensgemeinschaft: in; 
ihr tritt die genossenschafüiche Natúr des Menschen in völlig 
natürlicher Weise zutage, und wie in jeder genossenschaft- 
lichen Bildung, geht hier der Egoismus von selber über in die Sorge 
für das gemeinsame Wohl und in den Dienst für andere. Je mehr 
solche naiven Bildungen sonst zurücktreten, mit um so gröfierer 



») Darüber vgl. Enzyklopadie I S. 27 f. 

3* 



36 I- Prívatrecht. 

Macht bieibt die Ehe als ^enossenschaítliclie Einrichtung bestében. 
Ihre Bedeutung liegt darin, dafi das mannlíche imd weibliche 
Wesen sich erganzen, sich kraft gegenseitiger BeeinfluBung fort- 
bilden und im Kampf des Lebens untersttitzen. Die Geschlechts- 
verbindung ist die normálé Folge des Zusammenlebens, ebenso 
die Erzeugung von Kindem; als Zweck der Ehe sind sie nicht 
zu bezeichnen. Die Ehe ist auch ohne sie nicht zwecklos.^) 

Dire Eingehung ist heutzutage Gegenstand individueller 
Freiheit, und unseren Anschauungen widerstrebt jeder Zwang 
und jede tyrannische Bestimmung dritter Personen. 

Anders in früherer Zeit. Hier wui'de die Frau von ihrer 
Familie verheiratet und ohne ihren Willen dahingegeben ; heut- 
zutage ist auch ihr Wille souverán, wie der des Mannes und die 
EheschlieJJung Sache ihres eigenen Beliebens. Die Freiheit in 
derWahl und EheschlieBung bieibt bestében trotz desVerlöb- 
nisses: Mher war das Verlöbnis bereits ein festés Bánd, es war 
rechtliche Eheschlieűung ohne tatsáchliche Verwirklichung der 
Ehe; heutzutage erzeugt die Verlobung (als Vertrag, welcher 
Stellvertretung zuláfit) noch eine gewisse personrechtliche Be- 
ziehung, aber ohne jeden Zwang zur Eheschliefiung und über- 
haupt mit sehr geringen juristischen Folgen. 

Die Ehe wird eingegangen durch beiderseitige Erklárung, 
durch die Einigung beider Teile. Diese ist ein Vertrag, der 
nicht durch Stellvertretung abgeschlossen werden kann, und der 
heutzutage einer bestimmten feierlichen Form bedarf. 

Fruhere Zeiten habén, als man den Frauenkauf verliefi, die 
Ehe an kirchliche Einrichtungen angeknüpft und ihr mehr und 
mehr eine religiöse Weihe gégében; so auch das Christen- 
tum, aber nicht in der Art, dafi etwa der Geistliche das Paar 
yermáhlte: vielmehr war es Lehre der Kirche, daB die Braut- 
leute sich selbst durch gegenseitige Erklárung verbanden und sich 
das Sakrament spendeten; die kirchliche Einsegnung kam erst 
apaterundhattekeinenrechtlichenCharakter ; so íinden wir überall 
in der mittelalterlichen Literatur, daB Eirchgang und Einsegnung 
der EheschlieBung nachfolgten. Erst das Konzü von T ri en t be- 
stimmte, daB die Ehe vor Pfarrer und zwei Zeugen eingegangen 
werden müsse, wobei der Pfarrer, wie die Zeugen, nur eine passive 
BoUe spielte, so daB es genügte, wenn ihm die Erklárung auch 



^) Ygl. EechtUche Gnmdlagen der Ehe in „Maim und Weib"" U S. 266 f . 275. 
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gegen seinen Willen anfgedrftngt wnrde : ein Bechtssatz, den be* 
kanntlich Manzoni in den Pratnessi spasi in drastischer Weise ver- 
ewigt hat. Erst.protestantische Eheordnnngen habén dem Pfarrer 
eine aktive Mitwirknng gewfthrt. 

Die neuere Zeit hat fást überall die Zivilehe eingef ühi% 
entweder als faknltative, indem die Brantlente die Wahl habén 
zwischen geistlicher oder weltlicher Eheschliefinng (wie in Eng- 
land nnd den Vereinigten Staaten), oder als obligatorische, in- 
dem die weltliche Eheschliefinng die alléin rechtlich verbindliche 
ist. ^) Das letztere ist das französische System, das auch in 
Dentschland mafigebend wnrde : es hat so grofie Yorzüge, dafi 
ihm sicher anch die Znknnft angehört; denn es zeichnet sich 
dadnrch aus, dafi der Staat die Eheschliefinng nnd die Benr- 
knndnng der eingegangenen Éhen in allén Teilen überwachen 
darf, wahrend, im Gegensatz dazn, die kirchliche Eheschliefinng 
nnd die Ftthrnng der kirchlichen Register entweder der Ein* 
wirknng des Staates entzogen ist, oder, wenn der Staat doch 
einwirken will, zn stándigen Znsammenstöfien nnd nnfmchtbaren 
Reibnngen zwischen Staat nnd Eirche fiihrt. 

Die Eheschliefinng erfolgt bei nns vor dem Standesbeamten 
nnd zwei Zengen. Sie geschieht regelrecht dnrch Frage des 
Standesbeamten an die Brantlente, dnrch bejahende Antwort 
dieser nnd dnrch die Eheerkl&rnng des Standesbeamten. Doch 
ist nicht alles dieses nnnmganglich : eine Ehe ware anch dann zn 
Recht abgeschlossen, wenn der Standesbeamte nicht fragen nnd 
die Eheerklámng nicht abgeben würde; sie ware anch abge- 
schlossen, wenn es an Zengen fehlte : es wnrde genügen, wenn die 
Brantlente dem Standesbeamten in irgend einer Weise ihren 
Heiratswíllen ansspráchen nnd der Standesbeamte zur Anhőrung 
béreit ware. In letzterer Beziehung^nnterscheidet sich nnsere Ehe- 
form von der des Tridentiner Konzils : der Standesbeamte ist in 
gewisser Weise fflr die Eheschliefinng verantwortlich ; es kann 
daher eine Ehe nnr geschlossen werden, wenn er die Erklárnng 
annehmen will : eine Ehe darf ihm nicht aufgedrangt werden ; der 
Fali der Promessi sposi w&re nndenkbar. 

Für die Eheschliefinng gelten nicht nnr die gewöhnlichen 
rechtsgeschaftlichen Voranssetzungen : die Ehe hat noch ihre be- 
sonderen Bedingnngen. 



I) Ygl. BechÜiche Grandlagen der £h« in „Mann und Weib"" II S. 27a 
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Die EhescUieiJung mufi insbesondere eine monogám e 
sein: jede Eheschlieőung zweier Brautgenossen, von denen der eine 
noch in gültiger Ehe lebt, wáre nichtig, und sie bliebe nichtig, 
auch wenn die erste Ehe nachtráglich gelöst würde. Ja, selbst wenn 
die erste Ehe nichtig ware, dürfte einé zweite solange nicht 
eingegangen werden, bis diese Nichtigkeit durch Nichtigkeits- 
urteil festgestellt ware, bei Strafe der Bigamie ; doch wáre in 
solchem Falle die zweite Ehe nicht nichtig. Eine anfechtbare 
Ehe ist, wenn mit Erfolg angefochten, von Anfang an nichtig 
(oben S. 30). 

Die Ehe ist ferner beherrscht durch das sogenannte Prinzip 
der Ex og amié: es ist ein in der Menschheit weit verbreiteter 
Zug, dafi die Ehe nicht in naher Verwandtschaft abgeschlossen 
werden darf. Dieses Prinzip fiihrt weit zurück : es hángt ehedem 
mit der Gruppenehe zusammen, indem eine Gruppé die andere 
heiratete: spáter muBte, als die Einzelehe entstand, das Mitglied 
der einen Gruppé das Mitglied der anderen Gruppé ehelichen. In 
der weiteren Entwicklung hat sich die Sache sehr verschieden ge- 
staltet : so dürfen z. B. die Hindus und die Chinesen niemanden 
heiraten, der auch nur in der allerentfemtesten Weise agnatisch 
verwandt ist, wáhrend andere bedeutende Völker, wie die Perser 
xind Agypter, die Geschwisterehe hatten ; und bei anderen bestand 
die Geschwisterehe mindestens im Herrscherhaus. Das israelitische 
Eecht hat das Eheverbot auf einen kleineren Ki-eis eingeschránkt, 
abenso das römische Recht ; das germánisch-kanonische Kecht des 
Mittelalters weitete das Verbot wieder sehr aus, alléin unter Ge- 
stattung des Dispenses. Heutzutage hat das Eheverbot der Ver- 
wandtschaft einen so geringen Umfang, da£ nach dem Bürgerlichen 
öesetzbuch nicht nur Cousin und Cousine, sondern auch Onkel und 
Nichte, Tante und Neffe sich heiraten dürfen. Es besteht nur 
noch in gerader Linie, sodann unter Geschwistem und unter Ver- 
schwágerten gerader Linie(Schwieger-und Stief eltem mitSchwieger- 
Xind Stiefkindern). Vgl. auch untén S. 40. 

Auőerdem ist GeschSftsfahigkeit Voraussetzung der 
Ehe; entsprechend ist auch die Ehe eines Bewufitlosen nichtig. 
Wird gegen einen Teil Zwang ausgeübt, so ist eine Anfechtung 
zulássig, ebenso in Fállen der Abirrung; auch dann ist eine An- 
fechtung gégében, wenn eines der Brautleute gescháftsbeschránkt 
war und die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters fehlte. Hierbei 
jst jedoch zu bemerken, dafi heutzutage der Mann erst mit der 
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Yolljahrigkeit heiraten darf, dieFrau jedoch bereits mit 16 Jahren; 
dann aber ist bis zur Vom&hrígkeit die Zostimmnng des gesetz- 
Jichen Vertreters nötíg. 

Nicht zur Gültigkeit gehört es, dafi hentzutage anch das 
yolljáhrige (fúr vollj&hrig erkl&rte) Eind bis znin 21. Lebens- 
jahre die Einwilligung des Vaters (bzw, der Mutter) einholen 
soll, welche Einwilligung dann allerdings durch das Vormund- 
schaftsgericht nach Umst&nden ersetzt werden kann. 

§ 18. 

Das katholische Becht nahm die Unlöslichkeit der Ehe 
an, weil man glaubte, daS eine mystische Yerbinduug eintrlLte, 
die jeder spáteren Trennung Widerspruch entgegensetze. Diesen 
Standpunkt hat die katholische Kirche allerdings nicht von jeher 
in seiner vollen Scharfe vertreten, er ist aber seit dem 9. Jahr- 
hundert zur unbeschrankten Geltung gekommen. Die Beformation 
nahm diese Unlöslichkeit nicht an, indem sie den sakramentalen 
Charakter der Ehe vemeinte und die Stellen der Bibel, auf die 
man sich berief, anders auslegte ; und dementsprechend habén die 
modernen Bechte fást allé die Ehescheidung angenommen, auch 
das englische Becht und die meisten amerikanischen Statuten. 
In England wurde sie allerdings erst 1857 eingeführt und mit 
groBen Beschránkungen, friiher bedurfte es eines Parlaments- 
beschlusses. *) 

Auch nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann die Ehe g e - 
schieden werden, und zwar ist die Ehescheidung in der Art 
durchgefiihrt, daő nicht die formlose Kündigung gilt, daő viel- 
mehr die Kündigung auf dem Wege der Klage geáuBert und ge- 
richtlich anerkanut sein muB, indem das Gericht ausspricht, daB 
einer der Kündigungsfalle gégében, und mithin die Ehe rechts- 
gültig geschieden sei. Die Fálle der Kündigung sind entweder 
Fálle schwerer Pflichtverletzung oder auch Geisteskrankheit; 
letztere aber nur unter gewissen Umstánden, námlich, wenn die 
Geisteskrankheit als unheilbar gilt, mindestens drei Jahre dauert 
und so gestaltet ist, daB eine Lebensgemeinschaft aufhört, und daher 
von einer benihigenden lindernden Einwirkung des gesunden Ehe- 
gatten auf den kranken nichts ;zu hoffen ist. Zu den Pflichtver- 
letzungen gehört in erster Beihe der Ehebruch, d. h. die Verletzung 
der ehelichen Treue, und zwar gilt er in gleicher Weise von beiden 

*) Eechtliche Grundlagen der Ehe in „Mann und Weib" II S. 271. 
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Teilen, wfthrend manche früheren Rechte hierbei den Mann be- 
gunstigten. Ein zweiter Grund ist das bösliche Verlassen, und 
drittens kommen allé sonstigen schweren Verletzungen ehelicher 
Pflichten inBetracht, ebenso ehrloses Verhalten, wenn diesés soweit 
reicht, daB es eine Zerrüttung des ehelichen Lebens herbeiführk 
Dieser letztere allgemeine Grund, der es ermöglícht, den Bedürf* 
nissen und Anschauungen der Standé und Gesellschaftsklassen zu 
entsprechen, wird gegenwártig hauptsachlich angerufen : in ihm 
liegt der Nerv unseres Ehescheidungsinstituts. Man könnte ge- 
setzlich die ganze Lehre von der Ehescheidung darauf bauen und 
wird es künftig auch tun. 

Das Postulat, das vielfach geáuBert wurde, eine Scheidung^ 
auf gemeinschaftliche Einwilligung der Ehegatten zuzulassen, hat 
das Bürgerliche Gesetzbuch nicht angenommen, überhaupt hat 
es den Gedanken der freien Scheidung abgelehnt, den einst das. 
römisehe Recht völlig durchgefúrt hatte, bis die christlichen 
Kaiser ihm Schranken setzten. ünsef Recht geht davon aus,. 
daő durch die Ehe Rechtsverháltnisse für andere, namentlich 
auch fdr die Nachkommenschaft entstehen, welche nicht durch 
eine beliebige Lösung zerrtittet werden soUen, und daB anderseits 
ein gewisser Zwang der Verháltnisse háuflg einen heilsamen 
Schutz gegen Übereilung und augenblickliche MiBstimmung bildet. 

Bei der Ehescheidung können beidé oder auch nur der eine 
Teil fíirschuldig erklárt werden. lm letzteren Falle treíFen den 
schuldigen Teil schwere Rechtsnachteile, namentlich hat er unter 
bestimmten ümstánden dem anderen Ehegatten ünterhalt zu 
leisten, der Frau kann untersagt werden, den Namen des Mannes^ 
zu fllhren, und der nicht fúr schuldig erklárte Teil bekommt 
regelm&Big die Kinder in der Art zugewiesen, daB ihm die Sorge 
für ihre Person zusteht. 

§ 19. 

Durch die Ehe entstehen nicht nur Verháltnisse zwischen den 
Ehegatten, sondern auch zwischen dem einen Ehegatten und den 
Verwandten des anderen. Dieses Verhftltnis heiBt Schwáger- 
schaft; es hat einige, nicht viele, Rechtsfolgen und ist auf die 
genannten Personen beschrankt, wahrend eine frühere Zeit auch 
eine Schwagerschaft zweiten und dritten Grades annahm ; so eine 
SchwSLgerschaft zwischen dem einen Ehegatten und den Ver- 
schwágerten des anderen usw. Wo die Schwagerschaft von 
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Bedeutung ist, bleibt sie bestében, aucb wenn die Ebe, anf der 
sie beraht, gelöst ist. 

§ 20. 

Personenverh&ltnisse entsteben zwiscben Eltem und Kin* 
dern, aber in verschiedener Weíse, je nachdem die Gebnrt eine 
ebeliche oder nnebelicbe ist Die unehelicben Einder werden in 
modemen Gesetzen in verschiedener Weise znrflekgesetzt Mancbe 
gebén ihnen beschr ankte Bechte gegenUber der mfi tterlichen Familie 
nnd unter Umstánden aucb gewisse Rechte gegen den nnebelicben 
Yater. ^) Das römiscbe Eecbt batte diesen Standpunkt nicbt : es 
bestimmte für das nnebelicbe Kind Mutterrecbt:d. b. es sollte 
nnr mit der Mutter nnd ibrer Sippe verwandt sein, aber in gleicb 
ausgiebiger Weise, wie ein ebelicbes. Diesen Standpunkt bat aucb 
das Bürgerlicbe Gesetzbucb angenommen. Der nnebelicbe Vater 
bat nur eine Unterbaltungspflicbt, indem er das Eind bis zu einem 
bestimmten Altér, regelmafiig bis zum 16. Jabre, standesgem&ft 
erbalten und erziehen mufi, standesgemá£, d. b. entsprecbend dem 
Stand der Mutter ; es kommt alsó bierbei nicbt mebr, wie nach 
früheren Recbten, auf die Dürftigkeit der Mutter an. Ebelich ist 
das Kind, das wS,brend der Ebe (oder eine entsprechende Zeit nach 
Lösung der Ebe) geboren wurde, und das möglicberweise von 
dem Ehemann gezeugt, oder dessen Ehelichkeit mindestens nicbt 
vom Ehemann in gesetzlicher Weise angefochten worden ist, 
Der Ehemann kann die Ehelichkeit anfechten, wenn in der 
maBgebenden Zeit eine eheliche Verbindung nicht stattgefunden 
hat ; scbweigt er innerhalb der Anf echtungszeit (eines Jahres von 
der Kenntnis an), so kann die Ehelichkeit nicht bestritten 
werden ; denn das Gesetz will nicht, daB fremde Leute, nament- 
licb habsüchtige Verwandte, sich einmischen und den ehelichen 
Érieden stören. 

Das nnebelicbe Kind kann durch Legitimationdie voUen 
Eechte eines ehelichen bekommen, sofem der Erzeuger die Mutter 
beiratet. 

Das Institut ist in Rom in der christlichen Kaiserzeit ent-* 
standén und in viele modemé Rechte tibergegangeu ; dem eng- 

lischen Recht ist es fem geblieben: man hat es mit Rncksicht 

-1 

*) Über die verschiedenen Systeme vgl. Enzyklopadie I S. 731 und Mann 
nnd Weib S. 296. Nenerding^s erschienen in Frankreich Gesetze v. 25. Jnni 
nnd 2. Juli 1907, welche aber nicht wesentlich gefindert habén. 

) 
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auf die frühere Übung und aus rigorosen Sittlichkeitsgrundsatzen 
abgelehnt, obgleich die Kirche es einfiiliren woUte. 

Übrigens könneu auch ohnedies einem Kinde die Kechte 
eines ehelichen verliehen werden durch sog. Ehelichkeits- 
^rklárung von seiten des Staates auf Antrag des Erzeugers 
sie ist Verwaltungsakt und unterliegt vollstandig der Erwágung 
der zur Ehelichkeitserklárung berechtigten Behörde. Auch dieses 
Institut stammt aus dem spátrömischen Kecht: legitimatio per 
rescriptum principis. 

Ein ganz besonders interessantes Institut, das bis in die 
áltesten Zeiten hineinreicht, ist die A n k i n d u n g , oder die A n - 
nahmeanKindesstatt;sie erzeugt eine Art der sogenannten 
tünstlichen Verwandtschaft, zu welcher früher auch die Bluts- 
brüderschaft und die cognatio spirituális gehörte. Früher war die 
Ankindung wenig beschrankt. Die modernen Gesetze lussen sie 
meist nur unter bestimmten Voraussetzungen zu, so auch das 
Bürgerliche Gesetzbuch: hier darf regelmáfiig nur ein öOjáhriger 
adoptieren, und jedenfalls ist nur der zur Ankindung befugt, der 
keine ehelichen Kinder hat. Die Ankindung ist heutzutage 
nicht mehr eine voUkommene, sondern eine unvollkommene : das 
Kind behált seine Eechte in der leiblichen Familie, tritt aber 
in die Erziehungsgewalt des Ankindenden und erlangt ein ein- 
seitiges Erbrecht gegen ihn (keine Eechte gegenüber seinen 
Familienmitgliedern). 

§21. 

Das Verháltnis zwischen Eltern und Kindern ist ein Ver- 
wandtschaftsverháltnis; es ist nicht daseinzige: Verwandte 
sind die durch das Blutband (oder durch ein diesem gleich- 
gestelltes Eechtsband) verbundenen Personen ; alsó insbesondere die 
Personen von den Eltem zu den Kindern, Enkeln, ürenkeln etc. 
hin abwárts und von den Kindern zu den Eltern, Groőeltem, 
ürgrofieltem etc. aufwarts. Hier spricht ^^^ von gerader 
Linie. Doch auch die Personen, welche einen gemeinsamen 
Stammvater habén, aber nicht in gerader Linie stehen, sind ver- 
wandt: man spricht hier von Seitenverwandtschaft. Die 
Verwandten der geraden und die der Seitenlinie sind einander in der 
Yerwandtschaft nicht gleich ; es gibt náhere und fernere Bezie- 
hungen. Die Art der Beziehung wird festgesetzt durch Grades- 
n a h e oder durch Parentelordnung. Von letzterer ist spáter 
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{S. 113) zu sprechen ; die erstere wírd darch die Zahl der Glieder 
Jbestimmt, die za durchlaufen sind, nm vom einen zmn anderen zu 
gelangen : dies geschieht in der geraden Linie unmittelbar, in der 
Seitenlinie dagegen so, dafi man zuerst zam gemeinsamen Stamm^ 
Tater auf-, nnd von diesem znm anderen Verwandten abw&rts steigt. 
Die Urvölker habén aus der Zeit der Gmppenehe her andere 
Yerwandtschaftsyerháltnisse : das Eind war Gmppenkind und 
hatte nicht nur seinen Erzeuger, sondem aucb dessen Brüder 
als Y&ter, nicht nur seine Geb&rerín, sondem auch ihre Schwestern 
als Mutter, sogenannte klassifikatorische Verwandtschaft. 



C. Güterrecht. 



§ 22. 

Die AuBenwelt tritt in das menschliche Lében ein und 
wird zum Gegenstand unserer Herrschaft ; nicht vollstándig, denn 
Luft und Meer können nur sehr teilweise bemeistert werden. Was 
wir uns unterwerfen, bringen wir unter unser Eecht. Das Kecht 
kann aber ein kollektíves sein, indem sich die Gesamtheit in mehr 
oder minder geordneter Weise der Natúr unterwindet und daraus 
ihren Nutzen zieht : dies ist das ursprüngliche. Samtliche Völker 
gingen im Anfang von kommunistischen Zustánden aus, und das 
Ackerland ist noch bis tief in die Zeiten hoch entwickelter Kultur 
Gemeinland: Gemeinland des Stammes, G^meinland des Dorfes 
und der Gemeinde (Allmende). Die Kultur strebt aber dahin, die 
Natúr zu privatisieren, d. h. sie in einzelnen Stücken den einzelnen 
Familien oder den einzelnen Individuen zuzuweisen: mit dieser 
Zuweisung entsteht das Eigentum als Privateigentum. Dieser 
ProzeS YoUzieht sich nicht ausnahmslos, und noch heutzutage 
gibt es weite Strecken Landes, die dem Gemeingebrauch unter- 
liegen : und auch Gegenstánde des Privateigentums, die dem Staat 
oder der Gemeinde gehören, sind vielfach belastet mit dem öflFent- 
lichen Brauche: sie müssen einem bestimmten öiFentlichen Zwecke 
dienen und können diesem nicht entzogen werden. So spricht 
man von Gemeineigentum und Privateigentum. 
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Die Privatisierung des Vermögens ist der Quell allén Fort- 
schritts gewesen: erst hierdurch kam der einzelne in die Lage, 
seine Eigenart zu entwickeln nnd seinen Talenten freien Lauf zu 
lassen; erst jetzt, im Wettstreit der Einzelwesen, wurde den uns 
umgebenden Sachen der gröfite Nutzen entlockt und der Wert der 
Güterwelt verzehnfacht. Gterade die Möglichkeit, selbst alléin die 
Frticlite der Arbeit geniefien zu dürfen, erzeugt ein gesundes 
Eigengefühl, und das Bewufitsein der in dem Eigenen liegenden 
Macht steigert den Erwerbstrieb und damit auch das Bestreben, die 
Natúr zum gröBtmöglichen Dienst der Menschheit heranzuziehen. 

AUerdings hat dies auch seine groBen Schattenseiten : der 
Drang nach Eigenem kann krankhaft, der Wettstreit ungesund 
werden ; die JSucht nach Erwerb wird nicht selten den Menschen 
sein ganzes Lében hindurch jagen, ohne daB er zu einer höheren 
Lebensauffassung gelangt. Unter dem gesteigerten Erwerbstrieb 
geht vielfach die Liebe zum Mitmenschen in die Brüche, und die 
naive Art, mit welcher der Naturmensch seinen Genossen an all 
seiner Habé teilnehmen laBt, hört auf. Der Mensch wird abge- 
schlossener, und Schelsucht, Neid und Geiz haltén ihren Einzug. 

Das sind Laster, die überwunden werden müssen : das Eigen- 
gefiihl muő gemáfiigt, der Edelmut und die Teilnahme an dem 
Schicksal der Mitwelt neu erweckt werden. Dann sind diese Eigen- 
schaften aber auch viel mehr wert als früher : sie werden zu Tugen- 
den, und was früher nur die natürliche Folge der Gémein verháltnisse 
war, das ist jetzt ein ethischer Vorzug. Damit gewinnt die Tátig- 
keit fúr andere eine neue Weihe ; was ich dem eigenen Gelüste 
abgespart, ist mehr wert, als was ich dem Nachbarn deshalb über- 
lasse, weil mir dafur jede Verwendung fehlt. 

Das Privateigentum ist eine Beziehung des Rechtssub- 
jekts zu einer Sache, d. h. einem körperlichen Gegenstand der 
Aufienwelt; eine Beziehung, die darin besteht, dafi diese Sache von 
Rechts wegen der ausschlieBlichen Herrschaft des Rechtssubjekts 
anheimgegeben und damit der Mitwelt entzogen ist. 

Die Herrschaft ergreift nicht nur die periodischen Ertragnisse 
und Nutzungen, sie ergreift die Sache selbst : nicht nur die Sache 
als augenblickliche, sondern die Sache als dauernde Nutzungsspen- 
derin ist dem Berechtigten anheimgegeben, und so kann er nicht nur 
den gegenwártigen, sondern auch den künftigen GenuB der Sache 
einem anderen übertragen, er kann die Sache übereignen mit allén 
ihren gegenwártigen, wie künftigen Früchten und Vorteilen. 
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So ist die Saché der Herrschaft des einzélneii überlassen, 
gewissermafien znr WiUkttr ; denn sie ist ihm anheimgestellt, ohne 
dafi er einer Kontrolié nnterliegt, wie er das Vermögen zu seinen 
Zwecken benfitzen nnd fbr seine Absichten yerwenden wiU : soU 
das Eigentnm der Freibeit des Menscben dienen, so kann man die 
Eígentnmsherrscbaft nicht nnter Aufsicbt stellen. Dies gilt im 
allgemeinen ; alléin es hat seine tiefgreifenden Ansnabmen ; denn 
auch hier besteht der Satz, dafi der einzelne das Glied eines grófién 
Ganzén ist und sich daher aus der Enlturordnnng nnd ihren Er- 
fordemissen nicht anssondem darf. 

Darum hat auch das Eigentnm seine Schranken; die 
Schranken sind aber sehr verschieden, je nach der Zweckbestim- 
mung der Sache, je nach ihrer Wichtigkeit und der Art und 
Weise, wie sie dem einzelnen und damit der Kulturordnung dient. 
Die Schranke wird geringer sein bei beweglichen, bedeutender bei 
unbeweglichen Sachen; bedeutender bei Bauwerken, als bei Acker- 
feld, und wieder bedeutender bei Stadt-, als bei Landgebáuden. 
Je intensiver die Menschen zusammenleben, um so dringlicher 
wird die Beschránkung des einen zugunsten der AUgemeinheit ; 
so unterliegt namentlich das Gebáudeeigentum ganz besonders den 
Interessen der Gesundheit, des Wohlseins, der Lebensannehmlich- 
keit, der Lebenssicherheit und des Verkehrs. Es ist begrtindet, 
dafi die Háuser in der Stadt so gebaut sein müssen, dafi keine 
übermáfiige Feuersgefahr entsteht, dafi der Verkehr nicht ge- 
hemmt wird, und dafi der Bau das ásthetische Interessé nicht in 
empfindlicher Weise beleidigt; es ist begründet, dafi hierbei be- 
riicksichtigt wird, wie sehr Lárm, Rauch und Unruhe die ganze 
ümgebung stören kann, weshalb Unternehmungen, welche der- 
artige Belástigungen unabwendbar herbeifuhren, sich in einer be- 
stimmten Entfernung haltén müssen. Auch Gesundheitsinteressen : 
die Interessen der Abfuhr und Kanalisation, ebenso die Interessen 
der Wasser-, Gas- und Elektrizitátszuleitung erheischen ihre Be- 
friedigung. Aber auch Ackerland und Wiesenflur mufi nach ge- 
wissem einheitlichem System behandelt werden : der Schutz durch 
Deiche, die Zuleitung und Ableitung von Wasser, alles dieses 
fuhrt von selbst zu gewissen genossenschaftlichen Bildungen. 

Über allém und jedem Eigentnm aber steht der grofie Satz, 
dafi der Staat im höheren Interessé ein jedes Vermögensrecht gegen 
voUe ausreichende Entschádigung aufheben darf — gegen voUe 
ausreichende Entschádigung, denn der Enteignete ist es zwar, der 
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die Sache entbehren soll, die Allgemeinheit aber soll die wirt- 
schaftlichen Gesamtfolgen auf sich nehmen y d. h. den Schaden: 
tragen. Man spricht hier vonEnteignuiig(Expropriation)* 
Diese verlajigte frtiher jeweils besondere Gesetze, und solches gilt 
noch in Lándern des englischen Eechts ; bei uns aber ist die ganze 
Rechtseinrichtung gesetzlich geregelt, und die Enteignung selber 
erfolgt im einzelnen Falle durch Verwaltungsakt. ^) 

§23. 

Da das Eigentum veraufierlich ist, so ist damit von 
selbst die Möglichkeit gégében, nicht nur neues Eigentum zu be- 
gründen, sondern auch das vorhandene Eigentum vom bisher Be- 
rechtigten zu erlangen.^) Man spricht daher vom ursprüng- 
lichen und vom abgeleiteten Erwerb: der letztere hat die 
Eigentümlichkeit, dafi das Recht des Nachfolgers nicht selbstán- 
dig entsteht, sondern aus dem Eecht des Vorgángers entspringt, 
wáhrend der ursprtingliche Erwerb ohne jede Beziehung zu irgend 
einem früher Berechtigten anhebt. Da eine Menge körperlicher 
Güter, wenigstens in der engeren Sphare unserer Kulturlander, 
schon vergeben ist, so ist natürlich der abgeleitete Erwerb 
viel háufiger, als der ursprüngliche. Dieser wird zunS,chst in 
den Falién vorkommen, wo es ausnahmsweise bei uns noch 
herrenloses Gut gibt; so z. B. beim Wild, oder bei Sachen, 
die der Eigenttimer weggeworfen und von seinem Eigentum los- 
gelöst hat. Aber es ist auch möglich, daB der ursprüngliche Er- 
werb solche Dinge ergreift, die bereits jemandes Eigentum sind: 
in diesem Fali hat er die notwendige Folge, da£ der bisherige 
Eigentümer sein Eecht verliert. Das ist eine gewisse Ungerechtig- 
keit; sie kann aber nie ganz vermieden werden, und die Eechts- 
ordnung sucht sie wieder dadurch auszugleichen, daű sie dem 
Verletzten zu Hilfe kommt und ihm Wertersatz- oder Be-, 
reicherungsansprtiche gewáhrt (untén S. 83). 

Der ursprtingliche Ei-werb herrenloser Sachen geschieht von 
jeher durch Aneignung, indem man die Sache in seine Gewalt, 
in seine Herrschaft bringt. Der Grund liegt darin, daő auf solche 
Weise die Sache aus dem Bereich der freien Natúr in die Macht 
des Menschen gerückt wird : wer sie dadurch der Menschheit zu- 
gánglich macht, hat ein Vorrecht, zumal wenn er dies mehr oder 

^) Enzyklop. I S. 607. 

') Über den Charakter der Bechtsnachfolge ygl. Lehrb. I S. 165 f. 
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mínder durch Auslösung seiner Eraft bewirkt: ich habé die Sache 
dadnrch in den Bereich der Menschheit geschafft, dafi ich ihr 
meine Tátigkeit, meine Eraft und damit einen Teil meiner selbst 
zugewendet habé. lm Gegensatz dazn stehen die nrsprflnglichen 
Erwerbsarten in bezúg auf bereits beherrschte Eigentumssachen ; 
so insbesondere dieVerarbeitung (Spezifikation), indem jemand 
eine Sache so umgestaltet, dafi sie nach den Begríffen des Yer* 
kehrs eine ganz andere Natúr annimmt ; z. B. der Eünstler schafFt 
aus einem Block eine Statue, der Maler bemalt eine Leinwand^ 
oder, in niedereren Spháren, der Fabrikarbeiter spinnt aus den 
Faden das Gam oder er arbeitet einen Farbstoff aus den che- 
mischen Grondmaterialien heraus. In diesen FSLIlen mufi die Rechts* 
ordnung den verarbeitenden Geist höher achten als den Stoff ; e» 
müBte denn sein, daB die Verarbeitung erheblich weniger Wert 
hátte und nur untergeordneter Art wáre. Wer würde es ertrSLglicb 
finden, dafi das fremde Papier fremd bliebe, wenn jemand ein& 
Dichtung darauf schreibt, oder die Erztafel, wenn jemand ein 
Bild einátzt? 

Aber auch durch andere ursprüngliche Erwerbsweisen wird 
das bereits im Eigentum beflndlich^ Sachgut von einem anderen 
angeeignet; so insbesondere, wenn die Sache mit einer anderen 
verbunden wird, z. B. ein Balken, ein Stein mit einem fremden 
Hause, in welchem Fali der Gegenstand aufhört und seine Wesen* 
heit verliert und daher notwendig den Rechtsschicksalen der Sache 
folgt, derén Teil er wird. Hier muB sich das Einzelrecht brechen 
an dem stárkeren Eecht, das die Gesamtsache und die in ihr ent- 
haltene Arbeit erfafit. 

Aber auch der abgeleitete Erwerb kann mitunter frem- 
des Eecht ergreifen und vemichten, sofern es möglich ist, daB 
aus dem Rechte des Vorgángers infolge begünstigender Um* 
standé mehr Eecht entspringt, als der Vorgánger hatte. Solche 
begunstigende Umstánde sind : 1. Ersitzung und 2. guter 
Glaube. 

In vielen Fállen ist es ein überwiegendes Interessé des láng- 
jS>hrigen gutglalubigen Besitzers, daB er nicht von seiner Habé 
verdrslngt wird ; denn haufig wird er die Sache zu seiner Wirt-^ 
schaft und zu seinem Erwerbskreise in nahe Beziehung gebracht 
habén, so daB, wenn er sie herausgeben müBte, seine Erwerbs^ 
tatigkeit, die auf dem Zusammenhang der einzelnen Erwerbs-^ 
faktorén beruht, bedeutend geschmálert würde, und damit auch 
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^ie Wohifahrt des Ganzén. In nenerer Zeit allerdíngs hat die 
Ersitzung, die früher namentlich auf dem Gebiete der unbeweg- 
üchen Sachen eine Eolle spielte, viel von ihrer Bedeutung ver- 
loren; dagegen fúhrt sie in bezúg auf bewegliche Sachen auch 
Tinter dem Bürgerlichen Gesetzbuch noch ein sehr wirkungsvoUes 
Dasein: ihre Dauer ist jetzt 10 Jahre (früher 3 Jahre); sie 
setzt voraus, dafi der Besitzer die ganze Zeit des Besitzes im 
guten Glauben gewesen ist und im wesentlichen ununterbrochen 
besessen hat. 

Von ganz besonderer Bedeutung ist aber im modemen Eechte 
die unterstützende Kraft des gutenGlaubens: in nicht selte- 
nen Fállen námlich bewirkt heutzutage der gute Glaube schon 
ohne Ersitzung, da£ man ein Becht erlangt und damit das Becht 
-eines anderen, dem die Sache gehörte, vemichtet. Man denke 
sich : A. verftuBert eine Sache, die dem B. gehört, an den C: 
liier kann unter ümstanden C, wenn er gutglaubig erwirbt, Eigen- 
tümer werden, obgleich A. es nicht war; denn die Übertragung 
wurde durch den guten Glauben in ihrer Wirkung gestárkt, ebenso 
ívie das Kind weiser werden kann als sein Vater. 

Diese Steigerung des Erwerbes wirkt in bestimmten Kreisen 
sehr wohltátig: der gutgláubige Erwerber hat eine gesicherte 
Stellung, und der Verkehr wird seine Ángstlichkeit ablegen und 
«eine Operationen mit der gröfiten Freiheit vollziehen. AUerdings 
schlágt dieser Erwerb dem ursprünglichen Eigentümer oft eine 
tiefe Wunde ; aber, wie in so vielen Fallen, ist es auch hier Sache 
der Rechtsordnung, die widerstreitenden Interessen möglichst zu 
versöhnen und denjenigen leiden zu lassen, dessen Leid am bestén 
^rtragen werden kann. 

Wir kennen diese unterstützende Kraft des guten Glaubens 
bei unbeweglichen wie bei beweglichen Sachen : bei unbeweglichen 
Sachen im Grundbuchsystem, bei beweglichen in dem Eechtssatze, 
daű „Hand Hand wahren" müsse. 

Mit dem Grundbuchsystem verhalt es sich wie folgtr 
Die Grundstücke werden in ein Buch eingetragen, das öffentlich 
ist und allgemein der Einsicht offen steht. In diesem Buch werden 
Auch die Übertragungen des Eigentums vermerkt, und es gilt 
der Rechtssatz, dafi das Grundeigentum erst mit solcher Ein- 
tragung auf den Erwerber übergeht. Hier kann es aber leicht 
vorkommen, daű eine Eintragung irrig ist, dafi sie z. B. von 
«inem Geschaftsunfahigen veranlafit worden ist, oder dafi ein 
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Fehler des Gnmdbnclibeamteii vorlieg^t Um non den Erwerber 
möglichst zn sicheni, hat sich folgender Bechtssatz aasgebildet^ 
welcher den Eckpfeiler unseres ganzen Onmdbncfasystems bUdet : 
'erwirbt jemand auf den Inhalt des Grnndbnclies hin dorch Bedits- 
^escli§>ft ein Becht in gntem Glanben, d. h. ohne Eenntnis der 
Unxichtigfceit des Eintrages, alsó im Yertrauen auf die Wahrheit 
dessen, was das Gmndbnch besagt, so entstebt sein Becbt 
soj wíe wenn der Inhalt des Grundbnchs wahr wire. 
MansprichthiervondemdffentlichenGlaabendesGrBnd- 
b n c h s. Solcher kann dem wahren Eigentümer, mit dessen Bechte 
das Grundbnch im Widerspmch steht, yerhangnisvoU werden; 
darum ist ihm folgrade Abhilfe geboten : er kann nicht nur im 
gewöhnlichen Prozefi Berichtigung des Grundbuchs verlangen, 
sondem auch kraft einer einstweiligen Yerfügung eínen Wider- 
spmch gegen den Inhalt des Grundbudis eintragen lassen : diese 
•einstweilige Yerfugnng erlangt er auf Grund schleuniger Prflíung. 
Nunmehr kann sich der Erwerber nicht mehr ihm gegenüber 
auf seinen guten Glauben berufen: er ist durch den Wider- 
spmch gewarnt, und auf solche Weise ist der Eigenthümer in der 
Zwisdienzeit geschützt, bis er eine Berichtigung des Gmndbuchs 
erlangt hat. 

§ 24. 

Das Eigentum gibt das Becht des Alleingenusses der Sache ; 
der Zustand des Alleingenusses helSt Besitz. Schon dieser Zu- 
stand findet einen rechtlichen Schutz : wer Besitzer ist, ist bereits 
:gesichert im Besitze, auch wenn er nicht Eigentümer ist: er 
ist gesichert gegen Wegnahme und Stömng, er ist gesichert durch 
-das Becht der Selbsthilfe, wie durch weitere Hilfsmittel, welche 
ihm die Bechtsordnung bietet.^) 

Der Grund des Besitzschutzes ergibt sich aus der Geschichte 
des Prozesses, von der untén zu sprechen ist : ein wesentliches 
Kulturbedürfnis ist das Friedensbedürfnis; daher soll nie- 
mand, auch wenn er Becht hat, sein Becht mit Gewalt durch- 
f iihren, sondern sich stets der Hilfe des Staates bedienen, wenn 
es gilt, den gegebenen Zustand gegen den Willen des Trágers dieses 
^ustandes zu ándern. Der Trager eines solchen Zustandes ist 
eben der Besitzer, und der Schutz des Besitzers beruht nicht 
•etwa darauf, dafi er Becht hat, oder daŐ er vermutUch Becht 

1) Vgl. Enzyklop. I S. 600. 
Eoliler, Einftihrazig in die Bechtswissenschaft. 3. Auü. ^ 
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hat, sondern darauf, dafi, wenn man die Selbsthilíe gegen den 
Widerstrebenden erlauben wollte, dies zn einem stándigen Privat- 
kriege fahren würde, der allé Menschenverhaitnisse verwüstete 
und díe Menschheit von der Knlturarbeit ablenkte. Der Besitz 
beruht auf der Friedensordnnng. Wenn man ihn ein Recht 
nennt, so ist er als ein unselbstándiges, durch die allgemeinen 
Zwecke der Friedensordnnng getragenes, nicht als ein selbstán- 
diges, den Sonderinteressen des einzelnen Berechtigten dienendes 
Recht zn bezeichnen, weshalb der Dieb ebenso in seinem Besitze 
geschützt wird, wie der redliche Erwerber. 

Bei beweglichen Sachen zeigt sich der Besitz besonders an 
dem, was man Innehabung nennt, námlich an der direkten körper- 
lichen Beziehung zur Sache ; so, wenn ich eine Kleidung anziehe 
oder eine Waffe an mir trage: namentlich an Sachen des tág- 
lichen Gebrauches hat sich der Besitzbegriff von jeher hervor- 
ragend entwickelt; man nahm an, dafi selbst der Tote solche 
Sachen noch weiter besitze. 

Aber auch an Grundstücken hat sich ein áhnliches Verhaitnis 
gebildet, so insbesondere an Wohngebánden und an anderen Ge- 
bauden der táglichen Benutzung : wenn hier standig entweder das. 
Familienhaupt oder ein Familienmitglied anwesend ist, dann wird 
sich auch hier ein Zustand stetiger Wechselbeziehung zwischea 
Person und Sache gestalten; und dieser feste Besitzstand wird 
sich von der Wohnung ansdehnen auf das, was die Wohnung um- 
gibt, auf Garten und Vorplatz, auf Gehöfte und Nebenráumlich- 
keiten; dieser Besitzstand wird sich ferner auf die beweglichen 
Sachen erstrecken, die in die Ráumlichkeiten verbracht sind, so- 
fern sie nur in regelmaiJiger Weise in die Wohnung eingefúhrt 
und dem Wohnbesitzer zugtoglich gemacht wurden. 

Schwieriger wird sich eine solche Beziehung an Féld- und 
Weidegrundstücken herausstellen, die von der Wohnung abseits 
liegen und keine Wohnraume in sich bergen. Bestében hier Land- 
háuschen oder auch nur ünterschlupfstátten oder Vorratsraume 
fúr Ackergerátschaften, so ist schon eine Verbindung gégében* 
Ist auch dies nicht der Fali, so wird eine Umfriedigung genügen 
können, um die Beziehung zwischen Person und Sache zu be- 
wirken. In Ermangelung dessen, bei freiem Féld und freier Flur^ 
wird sich der BesitzbegriflF viel schwerer bilden : doch wird man 
auch hier schliefilich annehmen, dafi eine übliche sachgemafie 
Behandlung genügt, um ein besitzáhnliches Verháltnis zu erzeugen^ 
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namentlích, wenn man aof der Sache gearbeitet und damit eínen 
Teil seines Wesens hineingelegt hat ; schlieBlich wird, wenn die 
Besitzverháltnisse sich immer mehr privatisiert habén, auch eine 
geríngere tatsftcblíche Behandlnng der Sache, z. B. ein zeitweises 
Betreten, ein Beaufsichtigen, ein Bewachen hinreichen, auf dafl 
man einen fortdanernden Besitz annehmen kann. 

Aber auch bei beweglichen Sachen können Znstánde eintreten, 
wo die regelrechte Iftnehabung fehlt, aber nichtsdestoweniger die 
Beziehung zur Sache bestében bleibt : ein angenblickliches Verlegen 
oder auch Verlieren der Sache genügt noch nicht, um die Be- 
ziehung zu ihr zu lösen, sofern nur in normalen Fallen ihre Wieder- 
erlangung als wahrscheinlich gilt. Auch hier sind lediglich die 
Interessen der Friedensordnung mafigebend. 

Die Eechtsordnung hat in verschiedener Weise versucht, hier 
die Interessen des einzelnen und die Interessen der Gesamtheit 
zu versöhnen; so nahm beispielsweise das klassische römische 
Recht an, daB man seinen Grundbesitz nicht dadurch verliere, 
daJB ein anderer sich unterdessen darin háuslich niedergelassen 
hat ; man soUe ihn erst verKeren, wenn man davon erfáhrt und es 
einem nicht gelingt, den Eindringling sofőrt zu vertreiben. Uns 
ist auch ein derartiges zu stándigen Kámpfen fuhrendes Verhált- 
nis nicht zutraglich: wir nehmen an, daű der Besitzer sich 
allerdings im Besitz der Sache wehren, dafi er auch sogar die 
entzogene Sache sich wieder durch Gewalt verschaflfen dürfe, aber 
nur, wenn er unmittelbar nach der Entsetzung oder dem Besitz- 
verlust sich der Sache .zu unterwinden vermag. Wir wiirden da- 
her eine Selbsthilfe in dem Umfange wie das römische Recht 
nicht gestatten, denn es ist ja lediglich eine privilegierte Selbst- 
hilfe, wenn das römische Recht in solchem Falle die Einbildung 
aufstellt, als ob der Besitz des in der Tat Entsetzten noch 
fortdauere. 

Der Besitz braucht nicht Eigenbesitz zu sein : es kann auch 
jemand besitzen, der nur NutznieBer, NieBbraucher oder Mieter 
und Páchter sein wiU; allerdings besteht in solchem Falle ein 
doppelter Besitz : da der Mieter oder NutznieBer usw. die Sache 
nur in dieser Eigenschaft habén will und nicht etwa versucht, 
den Eigentümer zu verdrángen, vielmehr seine Überordnung voll- 
stándig anerkennt, so spricht man davon, daB er als Fremd- 
besitzer zu gleicher Zeit fiir den Eigentümer besitze, und daB 
der, aus dessen Eigentum heraus er besitzen will, daneben Eigen- 

4* 
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b e s i t z er ist. Der Eigenbesitzer ist hier der sogenannte m i 1 1 e 1 - 
bare, der Fremdbesitzer (Mieterusw.) ist der unmittelbare 
Besitzer. Wesentlich ist, dafi beidé geschützt sind, und ins- 
besondere ist der Eigenbesitzer nicht berechtigt, gegen den Mieter 
oder Leiher etwa Selbsthilfe zu üben, wenn dieser die Sache nicht 
freiwillig herausgeben wollte : er wiirde dadnrch in den unmittel- 
baren Besitz eingreifen. Dagegen hat jeder die Befugnis der 
Notwehrverteidigung gegen Dritte. • 

Ganz anders ist das yerh§.ltnis zu einem Diener, zu einem 
Díenstmadchen oder einer Köchin, welche die Hausgerátschaften 
zwar auch gewissermafien unter sich habén und sie in ihrer Hand 
fassen, dies aber nur tun, indem sie sich der Weisung des Haus- 
herm oder der Hausfrau unterordnen. Sie sind nicht Besitzer, 
sondern Besitzgehilfen;^) und wollten sie die Sache nicht frei- 
willig herausgeben, so könnte der Besitzer gegen sie Gewalt 
üben. Anderseits ist auch ihnen die Befugnis der Notwehrver- 
teidigung gegen Dritte gewáhrt: sie üben sie aus, weil sie 
unter dem Besitzer und als Gehílfen des Besítzers die Sache zu 
beschirmen habén. 

§25. 

Eine voUstandige Grundstückstrennung auf dem Erdboden 
ist nicht durchzuftihren : die Erfahrung zeigt, dafi der eine fur 
den Genu£ seines Grundstücks nicht selten des Bodens des 
anderen bedarf, und dafi háufig eine geringe, kaum merkliche 
Belastigung des letzteren dem ersteren ungemessene Yorteile 
bietet. Dieses Verháltnis fúhrt zu dem, was man Grunddienst- 
barkeiten nennt: durch sie wird die künstliche Abschliefiung 
und Vereinzelung der Bodenflachen géműdért und zwischen zwei 
Bodeneigentümern gewissermafien ein genossenschaftliches Yer- 
h§.ltnis hergestellt. Man denke sich z. B. den Fali, da£ der eine 
sein Grundstück gar nicht benutzen könnte, wenn er nicht durch 
das Nachbargrundstück hindurch gehen diirfte: die Belastigung 
kann hier eine sehr geringe sein, der Vorteil des Nachbargrund- 
stücks, dessen Benutzung erst hierdurch ermöglicht wird, kann 
ein ganzes Vermögen bedeuten. 

Man spricht hier davon, da£ ein Grundstück dem anderen 
rechtlich dient, d. h. dafi es sich gewisse Beschr§.nkungen zu- 
gunsten des anderen gefallen lassen mu£ ; diese Beziehung kann 

^) Wenig Geschmaek yerr&t der Ausdnick: BesitEdiener. 
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tatsáchlích auch dann bestében, wenn die Grandstacke in e i n e r 
Hand sind, sie tritt aber hier rechüicb nicht bervor, weil der 
Eigentumer mit beiden Gmndstficken schalten und walten kann, 
wie er wiU, nnd daher einer rechtlicben Untert&tigkeit des einen 
zngnnsten des anderen Orundstücks, welcbe ein solcbes Tan 
recbtfertigen soUte, gar nicht bedarf. Anders bei Trennnng des 
Eigentums: das eine Gnmdstfick ist dann das herrschende, 
das andere das dienende. 

Die Zeiten der Acker- nnd Viehwirtschaft zeitigen hanpt^ 
sácblich sogenannte Felddienstbarkeiten, insbesondere das 
Wegerecht, das Viehtriebrecht, das Recht der Wasserleitnng nnd 
das Recht der Pflugwende (d. h. das Recht, den Pflng anf dem 
Nachbargrundstück nmzndrehen). Die st&dtischen Bedürfnisse 
bedingen namentlich das Recht., seinen Ban anf fremden Grnnd 
nnd Boden zn stützen, sein Gebfinde in fremdes Gebftnde hinein- 
ragén zn lassen, namentlich aber das Recht der Anssicht, das 
Recht, da£ der Nachbar nicht höher bánt, nnd dafi Lnft nnd 
Licht freibleiben. Das sind die sogenannten stádtischen 
Grnnddienstbarkeiten im Gegensatz zn den bánerlichen. 

Ein ganz neues Zeitalter fúr die Grnnddienstbarkeiten er- 
steht, wenn an Stelle des Ackerbanstaates der Indnstriestaat tritt : 
die Bedürfnisse der Indnstrie bedingen néne Rechtszust§,nde : 
Dienstbarkeiten oft unscheinbarer Art, aber von nngeheurem wirt- 
schaftlichen Werte werden zur Notwendigkeit. Bis jetzt bescháftigt 
man sich mit diesem modemen Rechte fást gar nicht ; aber wir 
lében nicht mehr in der Banemwirtschaft des Sachsenspiegels und 
nicht mehr in der barbarischen Sklavenwirtschaft der Zeit der 
Antonine ; die technischen Probleme unserer Zeit erfordern viel- 
fach die Inanspruchnahme fremden Bodens : nur auf diese Weise 
können wir die Beleuchtnngs-, Bewegnngs-, Erwármungsprozesse 
mit Hilfe der Elektrizitát in Gang setzen: elektrische Leitnngen 
habén zehnfach gröűere Wichtigkeit als die Wasserlánfe znr Zeit 
der primitíven Landwirtschaft, und die Einrichtungen des Nach- 
richtenverkehrs nnd der Massenbeleuchtung stellen gröfiere Werte 
dar als das Viehtriebrecht alterer Zeit. 

Eine weitere Art neuerer Grnnddienstbarkeiten sind die Dienst* 
barkeitenzagesnndheitlichennndasthetischenZwecken: 
es ist ein an£erordentliches Erfordemis unserer Gesnndheitspflege^ 
da£ wir Villenviertel grundén, derén Villeneigenschaft durch ge- 
genseitige Grnnddienstbarkeiten gesichert wird, so daü in einem 
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bestimmten Kreise nur ViDen mit máBiger Höhe, mit Gárten 
oder Parkanlagen errichtet werdeo dürfen ; und ebenso geht der 
Zug unserer Zeit dahin, daB Teile einer StraBe oder eines Platzes 
ein ásthetisches Ganzé bilden und daher nur in einem bestimmten 
Stil oder mit einem bestimmten Matéria! bebaut werden dürfen. 
In allén diesen Beziehungen gewinnt das Grunddienstbarkeits- 
recht unserer Tagé eine besondere Wichtigkeit ; es trágt dazu 
bei, unser Lében zu vergesunden und zu verschönen. 

Die Stellung der Grunddienstbarkeit verlangt gewisse Rechts- 
sátze, ohne welche sie ganz ihrem Gebiet entrückt würde und zu 
schwerer Schádigung gereichen könnte. Die Grunddienstbarkeit 
muB dem Grundstück dienen, nicht bloB dem Grundeigentümer : 
sie muB daher so gestaltet sein, daB sie dem Grundstück ohne 
Eücksicht auf die jeweilige individuelle Lebensweise seines Eigen- 
tümers einen Vorteil bietet. Sie kann nur in etwas bestében, was 
die Natúr bietet, nicht in der Leistung eines Menschen : sie würde 
sonst wieder tief in das Gebiet der sogenannten Reallasten hinein- 
reichen und könnte zu einer Untertátigkeit des Grundholden 
führen, wie in den Zeiten des Feudalwesens mit seinen Grund- 
-zinsen, Gülden und Zehnten. Auch sonst muB sich die Grund- 
dienstbarkeit in gewissen Schranken haltén : sie kann nur für be- 
nachbarte Grundstücke bestimmt werden, mindestens muB die 
Nachbarschaft künstlich durch eine Leitung hergestellt sein : daher 
ist eine Grunddienstbarkeit möglich in der Art, daB jemand von 
der Erzeugungsstelle der Elektrizitát durch viele Grundstücke 
hindurch die Dráhte bis zu dem Ort zieht, wo man die Elektri- 
zitát braucht ; unstatthaft wáre es aber, eine Dienstbarkeit in der 
Art zu begründen, daB eine norddeutsche Fabrik am Niagara oder 
am Eheinfall ihre Akkumulátorén lüde, um sie von da aus der 
inlándischen Industrie zuzuführen und dienstbar zu machen ; etwas, 
was im AugenbHck noch nicht zu befürchten ist, was aber 
wohl eintreten könnte, wenn die Akkumulátorén leicht und be- 
quem zu befördern wáren ; sonst würde auf diese Weise der Erd- 
boden in unertráglicher Weise überlastet, und die Grunddienst- 
barkeiten könnten kreuzweise von einem Breitegrade zum anderen 
hinüberreichen. ^) 

Von den Grunddienstbarkeiten wohl verschieden und aus ganz 
anderen menschlichen Bedürfnissen hervorgewachsen sind die p e r- 

') Wie bei der drahtlosen Telegraphie? Die Spannung von einer Station 
£Qr anderen steht einer Leitung gleich. VgL Enzyklop. I S. 615. 
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sönlichen Diens'tbarkeiten: sie können nícht nur am Grund 
and Boden, sondern auch an beweglichen Sachen vorkommen, und 
ihr Wesen besteht darin, dafi eine Sache zeitweise in allén oder in 
€inigen ihrer Fnnktionen dem Dienste eines anderen, als des Eigen- 
tuniers, unterstellt wird. Der Normalfall ist der NieiBbrauch: 
er beraht aof dem Gedanken, daiB jemandem die Yorteile 
eines Vennögensgutes oder eines Vermögens zeitweise znkommen 
sollen, ohne daiB dieses Vermögen in seinem Eapitalbestande 
geschmaiert und der gesetzlichen Folge entzogen wiirde. So ist 
es ein berechtigtes Interessé, wenn jemand fiir seine Fran oder 
für einen Freund oder fiir einen Diener sorgen will, ohne daB 
seine Familie des Erbes verlnstig wird. Daher hat sich der 
NieBbranch namentlich kraft letztwilliger Verfiigungen entwickelt. 
Auch im Familienrecht mufiten sich ahnliche Verhaltnisse ge- 
stalten : so erwarb der Ehemann am Vermögen der Frau, der Vater 
am Vermögen des Kindes, früher auch der Vormund am Vermögen 
des Mündels ein zeitweiliges Genufirecht, und in vielen Lándem 
bekam auch der Ehegatte ein gesetzliches Genufirecht am ganzen 
Nachlasse seines verstorbenen Ehegenossen. Abgesehen von diesem 
letzteren Fali ist das aus familienrechtlichen Grundén erwachsene 
Genufirecht eigenartig: der Mann soU das Vermögen der Frau, 
der Vater das Vermögen des Kindes nur in der Art .nutzniefien, 
dafi dadurch zugleich fiir Frau und Kind gesorgt ist: das Ge* 
nufirecht soll ein Anhángsel der familienrechtlichen Stellung sein 
und soll dazu dienen, diese besser und ausgiebiger auszuföllen. 
Mit Eecht hat daher das Bürgerliche Gesetzbuch diese Art des 
Genufirechtes gekennzeichnet : es nennt sie nicht Niefibrauch, 
sondern Nutzniefiung und unterwirft sie besonderen Regebi, 
welche eben diese Zweckbestimmung sichem sollen. So kann der 
Niefibrauch z. B. der Ausübung nach übertragen und auch ge- 
pfándet werden, nicht so die Nutzniefiung; denn sie wiirde da- 
durch ihrer Natúr entfremdet und von ihrem eigentlichen Zwecke 
abgezogen. 

Noch gibt es einige persönliche Genufirechte, die sich durch 
ihre gröfiere Beschránkung vom Niefibrauch unterscheiden : so 
insbesondere das persönliche Gebrauchsrecht und na- 
mentlich das Wohnungsrecht, welche nur auf die Person 
und ihre individuellen Bedürfnisse angelegt sind, wáhrend der 
Niefibraucher Genufi und Friichte der Sache nach objektíven 
Grundsátzen erwirbt, ohne ünterschied, ob er ihrer persönlich 
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bedorf oder nicht. ümgekehrt kann auch der NieBbrauch ge- 
steigert sem, indera der Niefibraucher das Eecht erwirbt, unter 
bestimmten Umstanden Teile des Niefibrauchvermögens zu ver- 
aufierű. Man spricht bier von Dispositions- oder Ver- 
fügnngsnie&brauch. Es ist eine Besonderheit der Nutz- 
niefiung, daB sie nach gewissen Richtungen Verfügungs- 
nutznieBung ist. 

Noch weitergehende dingliche Rechte habén sich im Laufe 
der Zeit entwickelt; eines der interessantesten ist das Lehn- 
recht, welches sich selbstandig auf den verschiedensten Ge- 
bieten entwickelt hat, im frankischen Reich, wie in Japán und 
unter den indischen Rajputen: es ist ein dingliches Recht in 
Verbindung mit einer personenrechtlichen Beziehung und zwar 
beider Teile zueinander: der Vasall (der dinglich Berechtigte) 
verpflichtet sich zu Treue und zu Diensten, der Lehnsherr (Eigen- 
tümer) verpflichtet sich zu Treue und Schutz. Der Vasall erlangt 
ein sehr ausgedehntes dingliches Recht, das er aber regelmaBig 
nicht veráuBern daif und das im wesentlichen dazu bestimmt 
ist, es ihm zu ermöglichen, die Vasallendienste zu leisten und 
seine Obliegenheiten zu erfúllen. Dieses Lehnsverháltnis war 
ursprünglich auf die Person gestellt als ein höchst persönliches 
Treuverhaltnis ; es wurde aber vererblich, zunáchst in gerader 
Linie, spáter auch in der Seitenlinie; aber immer hat sich der 
Gedanke an die persönliche Beziehung dadurch erhalten, daB so- 
wohl bei Ánderung im Herren-, als auch bei Ánderungen im 
Vasallenrechte eine neue Bestátigung und Regelung der Verhalt- 
nisse, eine Lehnserneuerung (wenn auch nur formai) erfolgen und 
der Vasall eine solche Erneuerung nachsuchen, das Lehen „muten'^ 
muBte. Dieses Lehnsverháltnis hat das deutsche Mittelalter lange 
beherrscht, es ist bezeichnend fur jené Zeit, und es hat viel dazu 
beigetragen, die Staatsmacht zu láhmen, indem die einzelnen 
Herren mit ihren Vasallen als wichtige Machtkörper in den Staat 
hineingeschoben waren ; auf der anderen Seite sind dadurch auch 
wieder Kulturverhaltnisse ersten Ranges geschaffen worden. 

Seine Regelung fand das Lehnrecht hauptsáchlich in den 
Lehnrechtsbüchern, Libri feudorum, die in Oberitalien ent* 
standén und vor allém aus einer Schilderung des Mailánder Gé* 
brauchs hervorgegangen sind unter ZufBgung wichtiger Kaiser-* 
gesetze. Heutzuts^e ist das Verhaltnis fást durchweg erloschen 
oder seinem Eade jiahe. 
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Dagegen habén sich andere áhnlíche Gestaltangen lebensffthig* 
erhalteo, so insbesondere das FideikommiBrecht^ darín be* 
stehend, dafi einzelne VenDÖgenskomplexe nnverftufierlich dem 
Eigentümer dienen und in bestimmter Reihenfolge von einem 
Eigentiuner zum anderen gelangen. Solche Verh&ltnisse bestében 
heutzatage nocb^ und siebaben dazn beigetragen^ den Glanz einzelner 
Familien zu wahren, groBe Gttter zn erhalten und Vermögens* 
massen yor zwerghafter Zersplitterang zu scbützen. Híer ist aber 
nicht ein Eigentum der Famüie und ein Sachenrecht des einzelnen 
anzunehmen (wie man frtther meinte), sondem ein Eigentum des 
jeweiligen Trágers unter auflösender Bedingung. 

§ 26. 

Wie es immaterielle Giiter gibt, die, vom Menschen los- 
gelöst, eine selbstandige Existenz führen, so gibt es auch Rechte 
an solchen immateriellen Gütern (Immaterialgtiterrechte). ^) Am 
frflbesten hat sich dies bezüglich des sogenannten Autorrechtes 
(ürhebeirechtes) herausgestellt : ein Gedankenwerk in der Form 
der Sprache kann vervielfaltigt werden und wird in der Ver- 
vielfaltigung leicht ein Gegenstand der Verwertung sein. Hier 
hat sich schon lángst das Erfordernis gezeigt^ dem Urheber ein 
Alleinrecht der Verwertung zu gestatten, und dieses steigerte 
sich bei musikalischen und dramatischen Werken noch dazu, daft 
er auch das Alleinrecht der Auf ftihrung erlangte; auch bei epischen 
Werken kann dem ürheber ein ausschlieBliches Vorlesungsrecht 
gewahrt werden : etwas was in unserem neuesten Urhebergesetze 
endlich durchgefúhrt ist, alléin nur auf solange, als das Schrift- 
werk noch nicht zum Erscheinen kam. 

Viel spáter, aber auch viel groBartiger und bedeutungsvoUer 
hat sich das Erfinderrecht entwickelt: es steht dem Erűnder 
eines fur die Industrie bedeutenden Gedankens oder seinem Eechts-* 
nachfolger zu und bietet das alleinige Becht, die Erfindung indu* 
striell zu verwerten, — ein Eecht, das oft Millionen verkörpert : 
ein ungeheurer Wert des Nationalvermögens steckt in den von 
Deutschen gemachten oder in Deutschland ihren Schutz genieBenden 
Erfindungen. Nur st bei den Erfindungen die Fassung des Er- 
findergedankens, die Ausscheidung des Unbekannten gegenüber 
dem Bekannten und die Frage, ob der Erflndergedanke nicht 

*) Zum folgenden vgl. Enzyklop. I S. 621 f., sowie meine Werke ttber das 
Patentreeht, Urheberrecht und EunstwQrkrecht. 
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schon früher in der Menschheit aufgetreten ist, oft so schwierig 
und bedeutsám, daő man folgende Einrichtung getroffen hat : die 
Erfindung muB zuerst einer Behörde (dem Patentamt) yor- 
gelegt und von dieser geprüft werden : nur wenn das Patentamt 
die Erfindung als des Erfinderschutzes teilhaftig erklárt, tritt 
dieser Schutz ein, wobei sich aber das Patentamt auf die ob- 
jektive Priifung (bezüglich des Vorhandenseins einer patentfáhigen 
Erfindung) beschránkt, ohne dafi es zu priifen hatte, wer der 
Erfinder ist. Das Patent kann nachtráglich durch Entscheidnng 
des Patentamts (mit Berufung an das Reichsgericht) fúr nichtig 
oder (wegen mangelnder Ausfuhrung) fúr verwirkt erklárt werden. 
Fünf Jahre nach Bekanntmachung des erteilten Patentes kann 
es nicht mehr mit der Behauptung angegriffen werden, dafi es 
ohne patentfáhige Erfindung erteilt worden sei: mit 5 Jahren 
wird insofern das nichtige Patent geheilt. 

Dem Autorrecht steht zur Séite das Kunstwerk- und das 
Geschmacksmusterrecht: die Kunstwerke habén die 
Aufgabe, eine ásthetische Idee in darstellender Weise zu ver- 
körpern; die Geschmacksmuster soUen etwas praktisch 
Brauchbares nach den Regein der Schönheit gestalten: solches 
kann dadurch geschehen, dafi dem Gebrauchsgegenstand ein 
Kunstwerk beigefügt wird, welches den Regein des Kunst- 
werkrechts untersteht, oder bloB eine Verzierung und neue 
Formgestaltung, fúr welche das Geschmacksmusterrecht gilt. 
Dem Patentrecht steht zur Seite das Gebrauchsmusterrecht : 
hier handelt es sich um die praktische Körpergestaltung einer 
Sache und um die gesteigerte Brauchbarkeit durch besondere 
Ausnützung der Raumform. 

Allé Immaterialrechte habén das gémein, dafi sie nicht 
ewig sind, denn die immateriellen Güter müssen nach einiger 
Zeit Gemeingut der Menschheit werden; doch ist die Dauer sehr 
verschieden ; das Autor- und Kunst werkrecht wáhrt, solange der 
Autor lebt und (regelmáfiig) 30 Jahre nach seinem Tode; das 
Patentrecht dauert im höchsten Falle 15, das Geschmacksmuster 
ebenfalls bis 15, das Gebrauchsmuster bis zu 6 Jahren. 

§ 27. 

Die bisherigen Rechte sind Substanzrechte: bei ihnen 
kommt der Gegenstand in seiner individuellen Gestalt und mit 
seinem individuellen Nutzen in Betracht. Im Gegensatz dazu gibt 
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es aber auch Rechte an einem Objekte, bei welchen die Individu- 
alitat des Gegenstandes völlig znracktritt, wo der Zweck des 
Bechtes und sein yerkehrsm9.űiges Bestreben nur anf den Wert 
des Gegenstandswesens gerichtet ist, anf den Wert im Sinne 
eines nach der Nutzkraft der Sache und nach ihrer Wertnng im 
Verkehr bemessenen Geldbetrags oder im Sinn einer diesem Oeld- 
betrag entsprechenden Vergünstigung. Das sind die sogenannteu 
Wertrecbte.^) 

Sie unterscheiden sich von den Snbstanzrechten dadurcli, 
daJB sie nur darauf abzielen, der Sache einen bestimmten Wert 
zu entlocken: ist dies erreicbt, so hört das Becht anf, und die 
Sache wird frei. 

Das Urbild dieser Wertrechte ist die Grundschuld. 
Der Grundschuldberechtigte hat die Befugnis, die Sache dahin 
anszubenten, dafi er eine bestimmte Geldsumme erlangt. Die 
Sache dient ihm alsó als Werttragerin : hat er hieraus den Wert auf 
irgend eine Weise erlangt, so ist sein Becht an der Sache dahin : 
w&hrend daher Sabstanzrechte nicht auskáuflich sind, so steht 
die Grundschuld dem freien Auskauf offen; sie kann ausgelöst 
werden, indem ihr Wertzweck in anderer Weise — auBerhalb der 
Sache — befriedigt wird. 

Sonstige Bechte dieser Art sind die Bechte der Schiffs- 
gláubiger: einer Beihe von Gláubigern haftet der Schiffsreeder 
nur mit Schiff und mit Fracht (d. h. dem ausstehenden Fracht- 
lohn). Eine persönliche Haftpflicht ist hier nicht vorhanden : die 
Gláubiger habén nur ein Becht an dem Schiflfsvermögen, und dieses 
Becht geht nur darauf, eine Summe zu erlangen : alsó Wertrecht. 
Auch Ansprüche auf die Ladung können in solcher Weise ge- 
staltet sein, so insbesondere der Bettungslohn und die Vergiitung 
f&r die Bergung : niemand haftet persönlich, dem Gláubiger steht 
nur ein Wertrecht an den geborgenen Sachen zu. Diese Gestaltung 
bewirkt es, dafi der Seeverkehr einerseits genügenden Kredit ge- 
nie£t, anderseits von erdrückender Belastung frei bleibt (S. 98). 

Wertrechte eigener Art sind die Aktienrechte: der 
Aktionár hat weder Eigentum am Aktienvermögen, noch auch eine 
Forderung íur seine Ansprüche als Aktionár : ihm steht ein Wert- 
recht an dem gesamten Aktienvermögen zu, in der Art, dafi der Ge- 
winn und, nach Auflösung der Aktiengesellschaft, das Vermögens- 



*) Vgl. Enzyklop. I S. 615 f. 
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kapital ihm nach Verhaltnis zugeteilt wird. Und in gleicher Weise 
bestehen Wertrechte der Vereinsmitglieder am Vermögen der 
bürgerlichen Vereine,*) nnd Wertrecht der Stiftlinge am 
Vermögen der Stiftung.^) 

Diese Rechte habén den grófién Vorteil, dafi sie das unbe- 
wegliche Vermögen mobilísieren : die Wertrechte sind, weil sie auf 
Geld oder auf entsprecbende Vergiinstignngen gehen, bewegliches 
Vermögen nnd können wie bewegliches Vermögen umlanfen : auf 
solche Weise kann das unbewegliche Vermögen einer ganzen 
Nation lebendig werden und dem schnellen Verkehrsumlaufe dienen, 
und ebenso kann das Unteilbare teilbar werden, denn der Geld- 
wert láfit eine beliebige Spaltung zu; endlich verschwindet das 
Individuelle hinter dem Allgemeinen, und die individuellsten Dinge 
werden damit gewissermafien zu vertretbaren Sachen, wo eine 
soviel gilt, wie die andere, und nur der gröfiere oder geringere 
Wertbetrag in Rechnung kommt.®) 

Die gebráuchlichste Art der Wertrechte ist das Pfandrecht. 
Es unterscheidet sich von den übrigen durch seine abhangige 
Natúr: es ist, wie man zu sagen pflegt, ein Akzessorium, ein 
Anhangsel der Forderung; das will heifien: das Pfandrecht soU 
nur bewirken, dafi eine Forderung getilgt wird — ist dies ge- 
schehen, so ist das Pfandrecht dahin. Daraus ergibt sich, dafi, 
wenn das Forderungsrecht nichtig ist oder aus irgend einem 
Grundé erlischt, das Pfandrecht gegenstandslos wird. 

Das Pfandrecht erscheint schon in frühesten Zeiten in den 
Rechten der Völker : es erscheint als das natürlichste Wertrecht, 
weil nichts náher liegt, als dafi, wenn eine Sache haften soU, 
auch ein dafur eintretender Mensch vorhanden sein müsse, der 

4 

den Kredit mit seiner Persönlichkeit deckt, so dafi Personen- und 
Sachkredit zusammenkommen. 

Sehr verschieden ist die Art, in der es dem Gláubiger ge- 
stattet ist, den Wert aus der Sache herauszuholen. Eine frtiher 



^) Lehrb. I S. 341 f. Hier kann das Wertrecht anch auf anderes als 
Geld gehen, z. B. anf Yergtinstigungen, Teünahme an YorsteUungen. Anch 
kann (bei hnmanitaren Vereinen) ein Hechtsanspruch zngnnsten Drítter, z. B. 
zngnnsten der Armen, bestehen. 

») Lehrb. I 8. 416. 

•) Was gegen die Kategorie der Wertrechte vorgebracht worden ist, kann 
nnberttcksichtigt bleiben, da es nicht nnsere Anfgabe ist, gegen offenbar Halt- 
loses anznkfimpfen. 
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sefar haofige Weise des Pfaodes war der Natzpfand, welches 
darin bestand, dafi der Glaubiger die Sache in Benutzong bekam 
und sich ans den Fr&chteii fiir Zinsen und Kapital befriedigte. 
eine Art dieses Nutzpfandes ist bis in die nenere Zeit h&nflger 
gewesen: das antichretische Pfand, wobei die Früchte ein- 
f ach g6gen die Zinsen wettgeschlagen werden, so daS eine Ver- 
jechnung erspart wird. Dieses Pfand bot aber nur eine yerh&ltnis- 
m&fiig langsame Befriedigang: man hat es mehr und mehr znrftek- 
treten lassen ; in unserem Eechte besteht es nur ffir bewegliche 
Saehen, und aufierdem in der Gestalt der Zwangsyerwaltung und 
des Konkurses. Es entwickelten sich bald andere und wirksamere 
Pfandformen. Eine Hauptform war das sogenannte Eige nt u m s - 
pfand, indem der Pfandglaubiger im Fali der Nichtzahlung das 
Eigentum, und zwar das endgültige Eig^tum an d«r Sache erwarb. 
Dieses erfolgte hSMg in der juristischen Form des Eaufs auf 
Wiederkauf : der Pfandschuldner verkaufte seisie Sach« und be- 
hielt sich das Eecht der Wiedereinlösung vor : dureh den Yerkauf 
wurde die SchuM bis zum Betrag des Kaufpreises getílgt; sie 
entstand auch nicht wieder durch den Wiederkauf, denn dieser 
bewirkte nur dne Kaufschuld. Im übrigen konnte au^emacht 
werden, dafi das Wiederkaufsrecht auf eine bestimmte Zeit be- 
schránkt sei: nach Ablauf der Zeit war der Erwerb des 
Gláubigers endgültig. 

AUe Arten des Eigentumspfandes habén gro£e Bedenken. 
Die Folge ist, dafi der Glaubiger unter Umst&nden, ja meistens, 
viel mehr erhált, als ihm gebührt, und es ist lediglich eine Sache 
des Zufalls, ob eine Sache von 1000 oder von 2000 M. verpfándet 
ist und der Gl&ubiger hiernach bei einer Pfandsumme von 800 
bald 200, bald 1200 M. Gewinn erhált. Ein solches Walten des 
Zufalles ohne jede Gerechtigkeit wurde spáter mifiliebig, und 
weitblickende Gesetzgeber verboten derartige Vertragé, die darauf 
angelegt waren, den Schuldner im Fali wirtschaftlicher Not zu 
erdrücken. Oder es entwickelte sich mindestens der Rechtssatz, 
dafl die verpfándete Sache geschátzt wurde und der Glaubiger das 
Eigentum nur gegen Schátzung erwarb, alsó nötigenfalls zuzahlen 
muűte. Das letztere bedeutete einen wichtigen Fortschritt, alléin 
es ist auch mit Mifistánden verbunden, weil eine solche Schátzung 
oftmals unsicher ist und die Partéién leicht in Streitigkeiten ver- 
wickelt Hier mufite nun der Gedanke entstehen, der Sache den 
Wert durch das lángst bekannte Mittel des Verkaufes zu ent- 
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locken. Man gat) alsó dem Pfandglaubiger die Befugnis, das 
Pfandzuverkaufen, und selbstverstandlich erschien es nun, 
dafi er alles, was er über seine Fordening erhielt, dem Schuldner 
und Pfandeigner wieder herauskehren muBte. Manche Vorteile 
hat es, wenn der Verkauf nicht vom Gláubiger privátim geschíeht, 
sondern von gerichtshalber oder jedenfallsin öffentlicher Versteige- 
rung erfolgt: das gibt eine Sicherung dafür, dafi bei der Ver- 
áufierung alles lauter und sorgfáltig hergeht, und dafi auch der 
Schuldner den Überschufi sicher heraus bekommt. So denn auch 
die modernen Rechte, und zwar bei beweglichen und unbeweg- 
lichen Sachen: an Grundstücken entwickelte sich die moderné 
Hyipothek. 

Aufierdem hat man bei uns, neben dem akzessorischen Pfand- 
recht, auch die Grundschuld entwickelt: man hat sie ent- 
wickelt, damit sie Gegenstand des Handels werde; daher können 
fúr sie Briefe auf den Inhaber ausgestellt werden, die áhnlich 
wie Inhaberschuldbriefe behandelt werden. Aber auch die H y p o - 
t h e k hat im modernen Rechte, namentlich in Preufien, eine wesent- 
liche Umgestaltung erfahren. Sie ist zwar insofern akzessorisch 
geblieben, als sie nur für eine Schuld begründet werden kann; 
alléin sie nimmt dann einen selbstándigen Charakter an: sie 
bleibt bestében, auch wenn die persönliche Schuld nichtig ist 
oder die Bedingung zerfállt, unter der sie eingegangen wurde ; sie 
bleibt bestében, auch wenn die persönliche Schuld eriischt: die 
Hypothek wird dann zur Eigentümerhypothek. Dadurch 
wird verhütet, dafi die zweite Hypothek nachrtickt; denn nach 
Tilgung der der ersten Hypothek entsprechenden Forderung tritt 
der Eigentümer als hypothekenberechtigt ein und ftillt den Platz 
aus, wahrend im Rom. Recht hier allerdings ein Nachrücken 
stattfand. Soweit aber die Forderung besteht, unterliegt sie 
besonderer Behandlung; sie mufi sich in bezúg auf die Uber- 
tragung dem Rechte der Hypothek fügén : sie kann nur zugleich 
mit der Hypothek und in der Art der Hypothekenübertragung 
abgetreten werden; sie nimmt insofern am öffentlichen Glauben 
des Buches teil. Der Grund dieser ganzen Gestaltang ist der: 
man will gewissermafien die Vorteile der Grundschuld und der 
Hypothek verbinden ; man will nicht blofi eine dingliche, sondern 
auch eine persönliche Sicherung habén, und man will diese in 
der Verpflichtung des Schuldners liegende Sicherung mit gleicher 
Gewifiheit habén, wie die dingliche. Darum hat man nicht, wie 
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l3ei der Grandschnld, die persönliche Sichernng aufgegeben^ mán 
hat sie auch nicht einfach daneben beibehalten — man hat sie den 
Regein des dinglichen Rechts und den Satzungen des guten Glaubens 
unterworfen — eine neue grofiartige Rechtsentwicklnng, welche die 
tíestaltungskraft des modernen Rechts ins hellste Licht setzt.^) 

Das Normálé wáre nun, dafi die Übertragung solcher Hypo- 
theken durch Einschreibung ins Grundbuch erfolgte; das wSre 
aber flir den Verkehr zu schwerfallig, und es hat sich daher in 
PrenBen das Institnt der Briefshypotheken gebildet, das 
nnn auch als besondere Form der Verkehrshypothek ins 
Bürgerliche Gesetzbuch aufgenommen worden ist. Die Eigenart 
besteht darin^ dafi hier die Eintragung so aufzufassen ist: nicht 
soU eine bestimmte Person ein und flir allemal berechtigt sein^ 
sondern berechtigt soU sein der gesetzliche Tráger des Hypotheken- 
briefs; daher mu6 ein Hypothekenbrief ausgestellt werden, 
in dem Sinne, dafi die Hypothek nur mit diesem Hypotheken- 
brief geltend gemacht werden kann; das Hypotheken- und das 
ihr entsprechende Forderungsrecht wird übertragen durch schrift- 
liche ürkunde, welche zweckmafiig öfiFentlich beglaubigt wird^ 
in Verbindung mit der Übergabe des Hypothekenbriefs ; eine 
fortlaufende Reihe beglaubigter Übertragungen wird so betrachtet, 
als wenn diese Übertragungen im Grundbuch stünden, und es 
gilt auch hier der Grundsatz, dafi, wer die Hypothek gutgiaubig 
auf solche Weise erwirbt, sie ohne Rücksicht darauf erwirbt, ob 
die früheren Übertragungen zu Recht bestében oder nicht. Eine 
Forderung geht natürlich nur über, wenn sie besteht; sie wird 
aber jedenfalls insofern als bestehend angenommen, als nötig ist 
um Grundlage des Hypothekenrechts zu sein : Hypothekenberechtigt 
ist jedenfalls der Erwerber : es entsteht keine Eigentümerhypothek, 

lm Gegensatz zu der Verkehrshypothek steht die Sicherungs- 
hypothek, bei welcher die Forderung nicht am öffentlichen 
Glauben des Buches teilnimmt; ob daher eine Forderung als 
Grundlage der Hypothek und ob darum eine Hypothek zugunsten 
des Erwerbers besteht, ist aus dem Grundbuch nicht zu entnehmen. 
Eine besondere Art derselben ist die U 1 1 i m a t - H y p o t h e k , d. h. 
eine Hypothek nicht fúr eine bestimmte Summe, sondern bis zu 
einem bestimmten Forderungshöchstbetrage , den ein Teil dem 
anderen schuldig werden wird. Wahrend die Verkehrshypothek 



^) Enzyklop. I S. 616 f. 
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das Bedürfnis des Geldmarktes befriedigt, indem der eíne Teil 
íseín Gteld in einer leicht übertragbaren Weisc sidier anlegt, und der 
andere filr sein Gnindeigen ein Geldkapital bekommt, so ist die 
Sicherungshypothek, wie schon der Name sagt, wesentlich dazu be- 
stimmt, im einzehien Falle dem Geldsucher ein Sicberungsmittel an 
<die Hand zu gebén, das ihm bei einer bestimmten Person einen 
«anst unzugánglichen Kredit eröffnet. Sie spielt daher im Lében 
«ine verháltnismáőig geringe KoUe , sie ist nicht regelmáfiiges 
Oi^an des Geldverkehrs ; sie spielt aber eine besondere EoUe im 
Vollstreckungsrecht. 



D. Forderungsrecht. 



§28. 

Forderungsrecht ist das Verháltnis einer Person zu 
«iner anderen, wonacb die eine Person (der Schuldner) 
verpflichtetist, entweder eine Leistungzumachen, 
oder etwas zu unterlassen. VerpflUichtung ist ein Begriff, der 
^s Rechtsbegriff mit dem Kecht der Forderung nen entstanden ist : 
'er entstand, als das Forderungsrecht sich abklarte und seine ur- 
sprüngliche dingliche Natúr aufgab. Ursprünglich gab es kein 
Terpflichtetsein, sondern nur ein Haften: ursprünglich haftete der 
Schuldner mit seiner Person , er haftete mit Freiheit, Leib und 
Lében ; er haftete wie eine Sache, und man konnte von ihm die 
Leistung dureh irgend welches Pressionsmittel erzwingen; mit 
Anderen Worten, das Schuldrecht war ein Wertrecht. Heutzutage 
ist es anders geworden. Der Schuldner wird weder zum 
Sklaven, noch tragt die Schuld den Keim der Sklaverei in sich ; 
sondern der Schuldner ist nur verpflichtet; das will heifien: 
das Recht gebietet ihm etwas. Die Eechtsordnung hat sich 
hierbei eines Begriffes bedient, der zur Eonstruktion der Morál 
ímentbehrlich ist: denn die Morál ist Pflichtenlehre ; nur dafi 
die Moralpflichten, weil sie keine Bechtspflichten sind, auch nicht 
rechtlich erzwungen werden können (vgl. S. 2).^) 

1) Lehrbuch I S. 13 f., II S. 10 f. 
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Die Leistnng kann der verscbiedensten Art sein : Oeldleistung 
oder Nícht-Greldleistung; man kann ínsbesondere auch etwas ver- 
sprechen, was dem Gl&ubiger keinen Vorteil bietet^ sondem ihm 
nnr die soziale Macht gew&hrt, in die Znstfinde der Menscbheit 
«iiizuwirken. So ist es beispielsweise aucb eine recbtlich er- 
zwingbare Pflicht, wenn eine hnmanitftre Gesellschaft oder eine 
Missionsgesellscbaft eínen Arzt oder einen Sendboten dingt, nm 
in ihrem Sinne zn wirken. Jedenfalls aber mnfi die Leistnng 
niöglich sein, nnd es darf der Verpflichtnng nicbts nnmittelbar 
noch nűttelbar Unsittliches innewobnen: obgleich das Recht 
•es nicht verwehren kann, daB es zn Unsittlichkeiten miB* 
brancht wird, so kann es doch das verwehren, dafi Unsittlich- 
keiten znm Inhalt einer Rechtspflicht erhoben werden und in 
das Recht selbst eindringen. 

§ 29. 

Forderungen können vor allém dnrch Kechtsgescháfte 
entstehen, und namentlich dnrch Vertrag, d. h. dnrch zweiseitiges 
Eechtsgescháft, wodurch der eine einen Antrag macht nnd der 
andere ihn annimmt (S. 24). Aber auch einseitige Rechtshand- 
Inngen können mitunter Verbindlichkeiten schaffen. Aufierdem 
aber können Yerpflichtungen erwachsen aus Bechtsereignissen, 
nnd zwar entweder aus Rechtsereignissen neutraler Natúr oder 
aus nnerlaubten Handlungen. 

Das entstandene Forderungs-(Obligations)recht ist nicht 
immer, aber meistens dazu da, wieder unterzngehen ; das Schuld- 
TerhSItnis enthált meist eine Spannung, welche sich löst; die 
Lösung kann dnrch Befriedigung geschehen, die Haupt- 
befriedigung ist die Erfüllung. ^) 

Erfüllung ist die Vollziehung der obligationsmáBig ge- 
schuldeten Leistnng. Sie ist eine Tatigkeit, aber sie ist kein 
Rechtsgeschaft , sondern eine neutrale Handlung mit Rechts- 
íolgen. Wird nicht geleistet, was geschuldet ist, sondern etwas 
anderes, so spricht man von Leistnng an Erfüllungsstatt. 
In frtiheren Zeiten war es hauflg gesetzlich geboten, einen solchen 
Gleichwert anzunehmen, namentlich im mittelalterlichen Rechte, 
a.ls man von der Naturalwirtschaft erst allmáhlich zur Geld- 
wirtschaft überzugehen begann ; heutzutage gilt dies nicht mehr : 
-etwas anderes als die geschuldete Leistnng dient nur dann zur 

^ ') Lehrbnch II S. 184 f. 

Kohler, Einfúhrung in die Bechtswissenschaft. 3. Anfl. 5 
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Erfüllimg, wenn es der Gl^ubiger will, weim er in dieser Hinsicht 
mit dem Scimidner einea Erftillungsvertrag abfichliefit^) 
Die Erfülltmg kann einige Schwierigkeiten habén, wenn der 
Gláubiger mitwirken muű, um die Leistang zu bewirken ; ^) in 
diesem Falle kann der Schuldner nicht ohne den Glánbiger 
erfüllen, und doch mu£ ihm die Rechtsordnung die Möglichkeit 
gebén, sich von der Schuldlage zu befreien. Dies erfolgt ín 
verschiedenerWeise: entweder bezeichnet die Rechtsordnung einen 
gewissen Gleichwert als die Erfüllung yertretend (sogenannter 
Leistungsersatz), oder die Rechtsordnung erleichtert sonst 
die Lage des Schuldners von dem Augenblick an, wo er bei dem 
Gláubiger nicht die nötige Mitwirkung findet. Man spricht hier 
von Gláubigerverzug (früher, zu eng, Annahmeverzug). 
Das hauptsáchlichste Mittel, um den Schuldner zu ledigen, ist 
die Hinterlegung, welche aber nur bei Geldschulden und einigen 
anderen áhnlichen Schuldverháltnissen ohne weiteres möglich ist» 
AuBerdem aber wird der Schuldner erleichtert, indem seine Haf- 
tung ermáBigt wird, der Zinsenlauf bei Geldschulden aufhört usw: 
Die Befriedigung kann auch durch Tátigkeit des Gláubigers 
geschehen. Solche heifit Deckung; eine Art der Deckung 
ist die (einseitige) Aufrechnung, welche man fruher Kom- 
pensation nannte.*) Wenn 

A eine Forderung gegen B hat auf 1000 
und B eine Gegenforderung gegen A auf ebenfalls 1000^; 
so ist es möglich, daB B den A auffordert, daB A die 1000, die 
er dem B zahlen soll, an sich selbst zahle : auf diese Weise wird 
dann A gegenüber B befreit, denn er zahlt zwar an sich selbst,. 
statt an B, aber auf dessen Anweisung; es wird aber auch B 
gegenüber A befreit, denn A ist durch diese Selbstzahlung be-* 
friedigt: es ist, wie wenn ein Dritter die 1000 an A bezahlt 
hSLtte. Eine frühere Meinung nahm an, daB die Befreiung 
schon von selbst eintrate, sobald die Forderungen einander gegen- 
über stehen. Eine ándere Meinung glaubte, daB die Aufrech- 
nung regelrecht nur im ProzeB geschehen könne. Beides ist un- 
zutrefPénd und entspricht nicht den Lebensverhaltnissen. Nach 
unserem Recht verlangt die Aufrechnung eine Aufrechnungser- 

1) Lehrbuch H S. 190. 
«) Enzyklop. I S. 653, Lehrb. II S. 196. 

») Enzyklop. I S. 6691, Lehrb. II S. 208. Die vertragsinafiige (zweÍ8eitige> 
Aufrechnnng ist ErfüUnngstötigkeit, Lehrb. II S. 196. 
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kl9.ruiig, welche aber anch anfierhalb des Prozesses geschehen 
kann und keiner Form bedarf. 

§30. 

Das Lében erfordert oftmals eine mehrfache Sícherung ; da- 
her die Möglichkeit, dafi fftr eine und dieselbe Leistung mehrere 
Personen aufkommen müssen, und zwar so, da£ ein jeder die 
ganze Leistung, aber auch ein jeder nur ein und dieselbe Leistung 
schuldet. Das ist das Verháltnis der Gesamtscliuldner- 
schaft,^) welche mit der Bürgschaft Áhnlichkeit hat, aber 
innerlich von ihr verschieden ist: bei der Gesamtschuld ver- 
sprechen mehrere Personen demselben Glaubiger dieselbe Leistung^ 
bei der Bürgschaft verspricht der Bürge, den Glaubiger in- 
stand zu setzen, daB er hat, was er hSttte, wenn der Schuldner 
geleistet hátte; weshalb der Bürge auch fur den Verzug des 
Schuldners einsteht und ihn dem Glaubiger zu vergüten hat, was 
bei der Gesamtschuld nicht der Fali ist. Die Bürgschaft hatte 
einst eine ganz andere Bedeutung: der Bürge trat ursprünglich 
an Stelle des Schuldners und haftete statt des Schuldners, so daő 
dieser befreit wurde : sie stammt aus einer Periode, wo die Schuld- 
haftung noch eine sachartige Haftung der Person war : hier kam 
es vor, daB der Schuldner, den man bereits in Gefangenschaff 
nahm, geledigt wurde, indem ein anderer an seine Stelle trat 
und mit Leib und Lében einstand. Spater, als das Schuldrecht 
diesen sachartigen Charakter ablegte, ánderte die Bürgschaft 
ihre Gestalt, und Bürge und Schuldner hafteten zugleich (S. 79). 

Das Problem der Gesamtschuldnerschaft bietet verschiedene 
Schwierigkeiten: denn die einzelnen Personen haften selbstándig, 
und doch hat die Haftung ihre Berührung in dem letzten Ziele, 
námlich in derBefriedigung. Man hat daher gefragt, ob, wenn einer 
der Schuldner verurteilt wurde, dieses ürteil auch dem anderen 
gegenüber gelte, oder ob, wenn ein Schuldner Befreiung erlangte 
z. B. durch ErlaB, auch die anderen befreit werden. Die richtige 
Eegelung ist, daB die einzelnen Schuldverhaltnisse möglichst von- 
einander unabhangig bleiben, und dahin ist auch das neuzeitliche 
Eecht gelangt ; daB aber die Leistung des einen Gesamtschuldners 
die übrigen befreit, ist nichts der Gesamtschuld eigentümliches : 
sie würden ja auch samtlich befreit, wenn ein Dritter leistete. ^) 

1) Enzyklop. I S. 659 f., Lehrb. H S. 146. 
«) Lehrb. II S. 146 f. 

5* 
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Ganz besonders ínteressant aber ist die Ausgleichung, welche 
zu erfolgen hat, wenn hier ein Schxüdner das Ganzé geleistet 
hat; denn es ist ein Eechtspostulat, dali nicht der Znfall ent- 
scheidet, wer die Last auf sich behalt. Hier hat das ger- 
ijianische Eecht den Gedanken der Ausgleichungspflicht auf- 
gestellt, und dies ist ein Prinzip, welches unser Eecht vollkommen 
durchzieht. Die Ausgleichung richtet sich je nach dem Verháltnis, 
in welchem die Gesamtschuldner zueinander stehen : möglicherweise 
sind sie áhnKch wie Hauptschuldner und Bürge : in diesem Fali 
muB die Sache im Schluűerfolg am ersten hangén bleiben; 
regelmaBig ist aber der Erfolg der, dafi beidé die Last gleich- 
heitlich tragen. 

Auch der einzelne f iir sich kann die Verpflichtung sichem ; 
er kann es durch dingliche Sicherung (Pfandrecht), er kann es 
dadurch, dafi er für den Fali der Nichterfiillung eine Ver- 
tragsstrafe verspricht, die aber bei ÜbennaB gemindert werden 
]^ann, sie müBte denn von einem Yollkaufniann und seinem Ge- 
werbe versprochen worden sein (S. 88). 

Der Gláubiger kann über die Forderung verfiigen : er kann 
^s tun durch E r 1 a B , welcher in der G^stalt des Vertrags erfolgen 
und daher vom Schuldner angenommen werden mufi; er kann 
es tun durch Abtretung (Zession). ^) Diese war ursprünglich 
nicht gestattet, namentlich solange die Haftung des Schuldners 
eine so streng persönliche war: hier war es oftmals eine wesent- 
liche Verschlechterung, wenn der Schuldner statt des einen 
GlSubigers einen anderen bekam. Das ist anders geworden. 
Man hat im deutschen und römischen Eecht Hittel und Wege 
gefunden, um Forderungen zu übertragen, ja, auf dem Wege der 
sogenannten Inhaberschuldbriefe sind in dieser Beziehung ganz 
besondere Eechtszustande geschaffen worden, die untén (S. 81 f.) 
auszufiihren sind. In normalen Verháltnissen aber erfolgt die 
Abtretung in der Art, daB der neue Gláubiger in die Eechte, 
4,ber auch nur in die Eechte des altén Gláubigers eintritt, alsó 
die Forderung in dem Zustand erwirbt, wie sie zur Zeit der 
Ubertragung ist; wobei jedoch zugunsten des Schuldners gewisse 
Vorbehalte gelten : denn wenn er an den altén Giaubiger leistet, 
bevor er yon der Abtretung Kenntnis erlangt, so kann er ver- 
langen, daB diese Leistung als Befreiung gilt ; es besteht in dieser 



Enzykl. I S. 665, Lehrb. n S. 159 f. 
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Beziehung eine doppelte Bechtsordnung : der in die Abtretnng 
nicht eingeweíhte Schuldner kann verlangen, dafi er so beban* 
delt wird, wie wenn der Abtretende zar Zeit der Leistung noch 
Gláubiger gewesen wáre. 

§31. 

Die Vertragsfordenmgen sind meistens gegenseitige 
Forderangen, in der Art, da£ beidé Teile einander schnldig 
sind; denn der Yerkehr ist wesentlich egoistisch : man verspricbt 
auf Gegenyersprechen Un (S. 26). AUerdings ist anch der Fali 
möglich, dafi auf der einen Seite die Gegenleistnng sofőrt ge- 
macbt und auf der anderen Seite die Leistung versprochen wird: 
bier spricbt man von Beal-, sonst von Konsensualver*- 
trágen (Leistungs- und Versprechensvertragen). 

Die gröBte Bedeutung hat der Austausch : er ist es, der den 
Verkebr belebt, namentlicb seit der Arbeitsteilung, wodurcb jeder 
seine Bolle im Verkebrsleben und in der Gütererzeugung erbUt 
und jeder wieder wegen vieler Bedürfnisse von anderen ab- 
bángig ist. Daber ist Tausch und Kauf eines der wicbtigsten 
und bedeutendsten Eecbtsgescbafte. Beim Tauscb wird Ware 
gegen Ware gégében oder versprocben, beim Kauf Ware gegen 
Geld. Das Geld unterscheidet sicb von der Ware dadurcb, daB 
es im Verkebr den Charakter eines allgemeinen Werttrágers erlangt 
so dafi man nicbt mehr Ware gegen Ware, sondem Ware gegen 
das allgemeine Wertmittel und dieses allgemeine Wertmittel wieder 
gegen eine neue Ware umtauscbt, wodurcb der Verkebr von Zu- 
falligkeiten und Weitláufigkeiten befreit wird: das Geld ist der 
gemeinsame Nenner, unter den allé Güter gebracbt werden. 

Beim Kauf bat der sog. Verkftufer die Ware zu leisten 
d. b. eine körperlicbe Sacbe, beweglicb oder unbeweglicb, oder 
irgend einen sonstigen Gegenstand, z. B. eine Forderung, eine 
Erfindung; der sog. Káufer bat den Preis zu zablen. Von 
jeber babén sicb bier einige schwierige Fragen entwickelt, 
insbesondere 1. wann die Gefabr der Sacbe übergebt; — nacb 
unserem Kecbt erst mit der Übergabe, denn wir betracbten es 
als nicbt sacbgem^fi, dafi für den Káufer die Geldleistungspflicbt 
fortbesteben soU, wabrend die Leistungspflicbt des Verkáufers 
durcb Untergang des Gegenstandes, alsó durcb Unmöglichkeit 
der Leistung erloscben ist. Das römiscbe Recbt war anderer 
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Meinung. ^) 2. Erweist sich die gekaufte Sache als eine f rem de, 
.so kann der Káufer in schwere Nachteile kommen: der Eigen- 
jfcümer wird ihm die Sache abverlangen, und er wird nicht selten 
in den Verdacht des Diebstahls und der ünredliclikeit geraten. 
Daher war es von alters her eine Regei des Lebens, daű man 
sich den Verkáufer merkte, dafi man überhaupt nicht gebéim 
und nicht von einem ünbekaünten kaufte, und dafi man, sobald 
eine derartige ünregelmáiJigkeit eintrat, sofőrt den Verkáufer 
heranzog, der nun die Sache auszufechten hatte. Heutzutage 
führt der Káufer die Sache selbst durcfi, nimrat aber seinen 
EückgriíF auf den Verkáufer ; doch kann er ihn auch noch heut- 
zutage in den etwaigen ProzeB hineinziehen, und dies hat ver- 
schiedene Vorteile. ^) lm übrigen kann die Sachlage so geordnet 
'werden, daU der Káufer, sobald er das Nichteigentum kennen 
lernt, vom Kauf zurücktreten kann, oder so, dafi er nur dann 
gegen den Verkáufer auftreten darf, wenn ein Dritter erscheint 
und als Eigentümer ihm die Sache abnimmt. Das letztere 
(Eömisches Eecht) entspricht einem gewissen roheren Standpunkte 
des ethischen Lebens ; das verfeinerte sittliche BewuBtseín kana 
Bur die erste Behandlungsweise biliigen, und diese ist auch die 
unseres bürgerlichen Rechts. ^) 3. Der Káufer hat für die etwaigen 
M á n g e 1 der Sache und fúr das Nichtvorhandensein der zugesagten 
Vorzüge einzustehen. Das war in altén Zeiten nicht der Fali: 
man nahm an, der Káufer solle sich selbst verlássigen, und sogar 
im Falle der Arglist gab man ihm nur ausnahmsweíse ein Hittel, 
nm sich schadlos zu haltén. Dies war schon vom grundsátzlichen 
Standpunkt aus eine OnvoUkommenheit : denn ist die Sache mangel- 
haft, so liegt eine teilweise ünmöglichkeit der Leistung vor und 
man hatte den Fali nach diesen Grundsátzen behandeln sollen. 
Es ist ein Verdienst der spáteren Eechtsentwicklung, dafi hier 
Abhilfe geschaffen wurde; bald allgemein, bald so, dafi wenig- 
stens gewisse Mángel, die sogenannten Haupt- (oder Gewáhrs-) 
mángel, zur Haftung des Verkáufers fúhren. Das römische Eecht 
gab dem Káufer zwei Wege: er konnte Minderung des Preises 
verlangen, oder wandeln, d. h. vom Gescháfte abgehen.*) In 

^) Lehrb. II S. 248. 

«) Streitverktindung (S. 178. 180). 

") Enzyklop.IS.672. Das Bömisehe System ist TonnnsererBetrachtnngsweise 
aiu eine Ungehenerlichkeit, Lehrb. n S. 81, Arch. f. bttrgerl. B. 8. XXX 8. 164. 
*) Enzyklop. I S. 673, Lehrb. II S. 79 f. 226 f. 
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^ewissen F&Ueiiy namentlich bei Arglist and bei Zusicherang 
von Eigenschaften ^) hatte er anch das Recht auf Schadenser- 
eatz (Schadensgew&hr). Diese Gestaltnng ist anch in das Bilrger- 
liche Gesetzbnch übergegangen ; nnr bei gewissen K&nfen blíeb 
nocb die andere etwas rohere Form bestében, wo lediglich die 
gesetzlichen Haaptmángel in fonnaler Weise berficksicbtigt werden, 
námlich bei Eáufen bestimmter Hanstiere. Sie blieb besteben ans 
Ortinden des Lebensfriedens, weil hierdnrch viele nnerquickliche 
und unnötige Streitigkeiten von selbst abgeschnitten werden.^) 
Wíe ein Gegenstand, der einen selbstándigen anfierpersönlichen 
Wert hat, so kann anch eine Tátigkeit der Person, ein Dienst 
znm Objekt des Tanschgesch&ftes werden; man spricht hier 
yon Dienstvertrag. Auch kann ein sogenanntes Werk, d. b. 
das Ergebnis einer yom Schnldner zu nnternehmenden TS.tigkeit 
ausgetaascht werden; das ist der Werkvertrag. Aber anch, 
was Sachen nnd unkörperliche Gegenstánde betrifft, ist es 
moglich, dafi der Gegenstand nicht in seinem Wesen, sondern in 
seiner Nutzungskraft hingegeben wird: so bei Miete und Pacht. 
AUe diese drei Vertragsfonnen habén eine gewisse Verwandt- 
scbaft miteinander, indem es sich nicht um etwas Körperliches, 
sondern nm nnkörperliche Nutznngen oder Dienste handelt; der 
Unterschied besteht aber darin, da£ im einen Fali Nutznngen 
einer unfreien Sache, im anderen Falle Dienste eines freien 
Menschen in Frage stehen. Heutzntage zeichnen wir diesen 
Unterschied sehr scharf, wáhrend er im römischen Kecht, wo man 
an Sklavenverháltnisse gewohnt war, nicht so fest hervortrat, nnd 
man daher sámtliche drei Formen der VertrSge als locatio conductio 
bezeichnete und zwar 1. c. rei oder operarum oder operis. Allé 
diese Formen unterscheíden sich vom Eauf dadurch, dafi ein künf- 
tig sich Entwickelndes in Frage steht, dafi daher nur nach Mafi- 
gabe dieser Entwicklung (der Nutznngen, Dienste usw.) die Gegen- 
leistungspflicht entsteht; darum liegt hier ein an das Bechts- 
geschS^ft sich anschliefiendes, allm§.hlich sich entfaltendes Bechts- 
verhaltnis vor,*) und eine nachtrágliche Unmöglichkeit bewirkt 
das Erloschen des Yerhaltnisses, so z. B., wenn das vermietete 
Haa<s abbrennt oder wenn der Diener stirbt oder zur Leistung 
der Dienste unf áhig wird : in diesem Falle ist die Gegenleistung 

^} Blofie Znsage ist noch keine Zusicherang, Lehrb. U S. 242. 
«) Lehrb. II S. 246. 
^ Lehrb. II S. 259. 
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nur im Verhaltnis zu zahlen. Diese eigentttmlíche Sachlage be- 
wirkt auch, dafi das Verhaltnis mannigfache Verwicklungen bietet 
und eigentümliche Beendígungsgründe hat: oft ist es anf eine 
fest bestimmte Zeit abgeschlossen, oft ist es aber anf Eündi* 
gung gestellt, so dafi jeder Teil erklSlren kann, dafi es in einem 
bestimmten Zeitpunkt seinem Ende entgegen gehen soUe. 

In neuererZeit spielen aber auch soziale Erwágungen mit; 
denn bei der Miete handelt es sich um die Wohnungsfrage, d. h, nm 
eines der wichtigsten Lebensbedftrfnisse ausgebreiteter Bevölke- 
mngsklassen, bei Dienst- und Werkvertragen steht der Lebens- 
erwerb eines grófién und wichtigen Teiles des Volkes in Frage, und 
zwar eines solchen, der vielfach durch die Not des Lebens an ge- 
wisse Bedingungen gekettet ist, so dafi ohne ein Eingreifen des 
Staates, wenn man alles der Privátvereinbarung überliefie, die un- 
gleiche Wettbewerbslage zu unbilligen Ergebnissen fúhren könnte. 
Insbesondere mufi die Gesetzgebung dahin abzielen, dafi die zum 
Dienst Verpflichteten eine menschenwtirdige Lage finden und nicht 
in solche Verháltnisse geraten, wo Gesundheit oder Sittlichkeit 
Not leiden. Diese ümstá-nde treten namentlich bei Dienstverhalt- 
nissen im grófién ein, insbesondere bei einem Geschafte mit vielen 
Angestellten oder einer Fabrik mit vielen Arbeitern: hier wáre 
es verfehlt, den Verkehrsstandpunkt der freien Vereinbarung auf- 
recht zu erhalten, weil hierdurch entweder die weniger begünstigte 
Klasse zu Nachteil káme oder, was in modemen Zeiten noch 
mehr zu befiirchteu ist, die Unzufriedenheit und die Not zu 
schweren Zerrtittungen und inneren Kámpfen führen könnte.^) 

Andere Gegenseitigkeitsverhaitnisse legén das Gewicht nicht 
anf den ünterschied der Leistungen, sondern auf die Zeit, in 
welcher von der einen und anderen Seite zu leisten ist. Das gilt 
insbesondere vom Darlehen: hier hat der eine Teil ebén da» 
Wertquantum zuriickzuleisten, das er von dem anderen bekommen 
hat; ein solches Verhaltnis hat nur Sinn, wenn die Zuröckleistung 
nicht sofőrt geschehen soll, sondern erst nach einiger Zeit, so daB> 
der empfangende Teil in der Lage ist, das Geleistete eine Zeit- 
lang ftir sich zu benutzen: er benutzt dann das eine Zeitlang ihm 
zur Verfíigung stehende Kapital. Dieses Verhaltnis fiihrt im Laufe 
der Zeit dazu, dafi der Eapitalempfanger fúr die Zwischenzeit 



') Solche Folgen entstehen aach bei blofi tatsftchlicher Entwicklong einea 
nichtigen Dienstverhytnisses, als Folgen der tats&chliclieii sozialen Steliung^ 
Lehrb. n S. 349. 
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eine nach der Zeit der gestatteten Eapitalbenfitznng bemessene 
Gregenleistabg zn machen hat: die Zinsen. Das Yerháltnis von 
Zinsen und Eapítal hat aber eine sehr verschiedene Behandlnng 
gefanden; was wohl begreiflich ist. Eine volle Zinsfreiheit ist 
nur dann angangig, wenn das Eapital dem Eapitalsncher so ver- 
schiedenfach angeboten wird, dafi er in der freien wirtschaft- 
lichen Lage steht, beliebig bei dem einen oder bei dem anderen 
das Geld aofzunehmeny so dafi anf solche Weise der Zinsstand 
dnrch das Gesetz des Wettbewerbs eine entsprechende Regelang 
erfahrt Lange Zeit aber ist die Erlangnng des Darlehens 
Sache des Zufalls gewesen, und so kam es, dafi der Dar- 
lehenssncher vielfach in einer Notlage höhere Zinsen yersprach, 
als den Umst&nden angemessen war. Darum hat hier die soziale 
Gesetzgebung früherer Zeiten eingewirkt und durch Zinsverord- 
nungen der Ausbeutung des schwachen und bedürftigen eín Ziel 
zu setzen yersucht. Früher waren noch andere Anschauungen 
mS^chtig, so da£ man in jedem Zinsennehmer einen ungerechten 
Gregner und einen Bedranger des Schuldners erblickte und das 
Zinsennehmen vöUig verbot. Heutzutage ist die Sache wesent- 
lich anders : die Höhe der Zinsen ist Sache freier Vereinbarung, 
und nur dann greift die Kechtsordnung ein, wenn im einzelnen 
Falle eine Ausbeutung der Notlage oder des Leichtsinns statt- 
findet Ausnahmsweise bestében auch bei uns noch beschrSlnkende 
Bestimmungen, so z. B. dafi künftige Zinsen nicht im yoraus wieder 
yerzinslich gemacht werden dürfen. 

Das Darlehen kann Eeal-oder Vereinbarungsdarlehen 
sein, letzteres wenn künftige Geldhingabe, Verzinsung und ent- 
sprechende Rückzahlung yersprochen wird, wáhrend beim ersteren 
das (Zins- und) Rückzahlungsyersprechen mit der Geldhingabe 
erfolgt. Das Vereinbarungsdarlehen als ein Versprechen ktinftigen 
Eealdarlehens aufzufassen, widerspricht yollkommen den Vor- 
gángen des Lebens; denn es ist keine Eede dayon, dafi hier 
ein Versprechen der Verzinsung und Rückzahlung yersprochen 
wird (was erforderlich wáre, wenn ein Realdarlehen yersprochen 
würde), sondern es wird sofőrt Verzinsung und Rückzahlung 
yersprochen (natürlichyorbehaltlichyorhergehender Geldhingabe). 
Es ist alsó ebenso, wie wenn ich auf den folgenden 1. April 
eine Wohnung miete, wo auch niemand annimmt, dafi ein Reál- 
yertrag yersprochen werde, der am 1. April abzuschliefien wáre. 

Auch die G e f a h r kann Gegenstand der Vereinbarung werden^ 
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und es ist möglich, daB der eine die Gefahr übernimmt, Tmfur 
der andere eine Gegenleistung zu machen hat, und zwar ent- 
veder die positive Gefahr oder den bloBen Gewinnausfall : Ver- 
sicherungs- nnd Gewáhr vertragé. ' ) Die Versicherungsver- 
tráge sind Vertragé der wichtigsten Art, weil sie es alléin er^ 
möglichen, unserer Habé eine Sicherheit nnd Festigkeit zn gebén, 
die früheren Zeiten versagt war. AUüberall, wo die Gefahr dem 
Menschen droht, kann die Versicherung eintreten. Der Gedanke 
der Versicherung ist dabei ein sozialer: allerdings findet ein 
Veitragsverháltnis zwischen zwei Personen statt, aber das Ganzé 
bekommt dadurch seinen bedeutungsvoUen Hintergnind, daB jemand 
eine groBe Eeihe von Gefahren übernimmt, von denen nach der 
Wahrscheinlichkeit anznnehmen ist, daB nur die eine oder die 
andere eintreffen wird. Auf solche Weise wird es möglich, 
groBe Risikos gegen verháltnismáBig geringe Vergütungen zu 
iibernehmen : wen eben das Unheil trifft, der erhált seine Ver- 
gütung; das kleine Áquivalent aber, das er dafür gibt,. bekommt 
seine soziale Ergánzung dadurch, daB der Versicherer eine groBe 
Reihe derartiger Vergütungen erhált, ohne daB eine Gefahr zum 
Ausbruch kommt und ohne daB er deswegen eine reale Leistung zu 
machen hat. Dadurch wird gewissermaBen das eine Unglück einer 
groően Eeihe von Menschen als Last aufgebürdet, und auf diese 
Weise der soziale Gedanke verwirklicht, daB viele eineLast 
eher tragen, als einer alléin. Nicht selten ist man von 
da aus zu wirklichen staatlichen Versicherungen übergegangen, 
wonach nicht nur mittelbar, sondern unmittelbar die Last der 
Versicherung, die Vergütung der Gefahr der Allgemeinheit auf- 
gebürdet wurde ; alléin die öffentliche Versicherung wird niemals 
die-ftivatversicherung vollkommen verdrángen (S. 151). 

Wo überall Gefahren lauem, da wird der Versicherungs- 
begriff sich einstellen und die Möglichkeit gebén, die Gefahr zu 
beschwören. Von Transport- und Feuerversicherung ist man 
ausgegangen, dann hat man Naturunfálle aller Art mit auf- 
genommen: aber auch Unfálle des Bechts kommen in Betracht, 
daher Kreditversicherungen , Versicherungen fur Verluste der 
Auslosung von Papieren usw. 

Eine besonders interessante Anwendung des Versicherungs- 
begriffs ist die Lebensversicherung. Sie geht von dem 



^) £nzjklop. I S. 686 f ., Lehrb. IL S. 806. 
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Gedanken aus, daB diejenigen, welche von einem anderen den 
Unterhalt erlangen, insbesondere alsó die Familie vom Familien- 
liaapte, gegen den Schaden versichert werden sollen, den sie 
dtirdi den frühzeitigen Tod des ünterhaltgebers (Familienvaters) 
.erleiden. Wahrend man aber bei den sonstigen Yersichenmgen 
Btreng daraof halt, dafi nur der wirkliche Yermögensschaden 
^setzt wird, so ist man darfiber hinweggegangen : man 
Iragt nicht mehr, wie grófi der Schaden ist, den der Tod des 
Familienvaters herbeifúhrt: die Höhe der Versicherungssumme 
ist nnbestimmt und dem Béliében anheimgegeben. Dies recht- 
fertigt sich aber damit, dafi die Persönlichkeit nicht ein blofies 
Gtelderwerbraittel ist, sond^n auch durch ihre persönlichen Eigen- 
schaften fúr die Familie von unschátzbarem Werte sein kann. 
Selbst wenn man lediglich die Vermögensseite ins Auge fafit, 
kann die bloBe Existenz des Familienvaters die Famlienmit- 
glieder von verderblichen Ausschreitungen zürückhalten. ^) 

Auch der Leibrentenvertrag gehört hierher: jemand, 
der nicht genug Vermögen hat, um aus den Zinsen zu lében, kann 
-sich ausbedingen, gegen Hingabe seines Kapitals eine lebensláng- 
liche Bente zu bekommen, die alsó mit dem Tode aufhört und 
der Unbestimmtheit des menschlichen Lebens anheimsteht. 
Auch hier wird eine Art von Gefahr übernommen, námlich die 
Gefahr, dafi Zinsen und Kapital nicht ausreichen, um lebens- 
langlich den Kapitalisten zu unterhalten; nur ist die Gefahr 
hier eine umgekehrte: es ist nicht die (Jefahr des zu frühen 
Todes, sondem die Gefahr des zu langen Lebens: je langer der 
Leibrentenempfánger lebt, um so gröfier die Leistung, die ihm zu 
machen ist. Der Leibrentenzahler übernimmt das Risiko, dafi 
das dem wirklichen Lében entsprechende Lebenskapital gröfier 
ist, als das der Wahrscheinlichkeitsrechnung entsprechende Amorti- 
sationskapital. *) lm übrigen beruht die Technik auf dem 
namlichen Grundgedanken : auch hier heifit es, durch eine Füllé 
won Vertragén die Gefahr des einzelnen Falies auszugleichen 
und ein Gesamtergebnis zu erzielen, bei welchem der Leibrenten- 
geber seine Rechnung findet. 



») Enzyklop. I S. 691. 
«) Lehrb. n S. 307. 
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§ 32. 

Allén bisherigen Vertragén entgegengesetzt ist der Gesell- 
schaftsvertrag, bei welchem nicht eine Ausgleichung der 
beiderseitigen Leistung in entgegengesetztem Sinne stattfindet, so 
daB der eine empfángt, was der andere gibt, sondern umgekehrt 
die Leistungen einem gemeinsamen Zwecke dieDen, bei desssen 
ErfüUung beidé beteiligt sind. ^) Bei der Gresellschaft steheü 
daher die beiden Teile einander nicht als Gegner gegenliber, 
sondern als GenossenI, die einander tiber die Schwierigkeiten 
des einzelnen Falles hinweghelfen sollen : in Gemeinschaft will 
der Mensch erringen, was der Macht des einzelnen nicht er- 
reichbar wáre. 

Die Gesellschaftsweise kann daher eine sehr verschiedene sein : 
meist tritt Kapital zu Kapital, aber anch mehr oder minder Arbeit 
zn Kapital, Arbeit zn Arbeit ; die Gesellschaftsweise ist anch so 
möglich, dafi der Beitrag des einen nur in Arbeit, der des anderen 
nnr in Kapital besteht ; wesentlich ist aber, daB die beiden Ge* 
nossen ein gemeinsames Ergebnis zu erzielen suchen : wenn der 
eine im Dienste des anderen steht und als Vergütung u. a. auch 
einen Gewinnanteil (Tantiéme) erhált, so ist er damit noch nicht 
Gesellschafter; er hat keinen Teil am Gescháftsvermögen und 
hat in die Gescháftsführung nicht hineinzureden. 

Die Gesellschaft bringt eigenartige Verháltnisse mit sich: sie 
kann zu einem Gesellschaftsvermögen íahren, das beiden Gesell- 
schaftern gehört (zu gleichen oder verschiedenen Anteilen); sie 
fiihrt dazu, daB der eine fur den anderen (für das Ganzé) handelt; 
sie führt dazu, daB durch ein stándiges Wirken im Kreise der 
Gesellschaftsgescháfte neue Verháltnisse entstehen und die Be* 
ziehungen der Genossen zueinander wechseln und wandeln. 
NatürUch ist ein gedeihliches Zusammenwirken nur solange 
möglich, als nicht tiefgreifende Zwiste hervortreten, und darum 
muB die Rechtsordnung stets die Möglichkeit gebén, aus einem 
Gesellschaftsverháltnis auszutreten , welches unertráglich ge* 
worden ist und als eine stete Last erscheint. 

Die Gesellschaft ist in der Art möglich, daB der eine Gesell- 
schafter an den Ergebnissen einer Vermögensentwicklung nur 
schuldrechtlich beteiligt ist, so bei der stillen Gesellschaft (S. 92). 
Die Gesellschaft unseres btirgerlichen Eechts aber ist so ge- 

») Enzyklop. I S. 694, Lehrb. II S. 394. 
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staltet, da£ ein Gesellschaftsvermögen entsteht, das den Gesell- 
schaften zu gemeinsamem Bechte zusteht, sowohl was das nr- 
3prangliche als auch was das spáter erworbene Yermögen betrifit. ^) 
Eine neue und grofiartige Entwicklung nimmt das Gesellschaf ts- 
recht im Handel, wovon spater (S. 90) noch die Rede sein wird. 

§33. 

Den egoistischen Vertragén stehen dieFreigebigkeits- 
vertrage entgegen, vor allém die Schenkung*): sie ist eine 
ÁoBerung höheren menschlichen Empfindens, das sich ans den 
Schranken des Ichtums befreit und sich dem Wohl eines anderen 
hingibt. Auf diese Weise ist sie ein Institut von hohem ethi- 
schen Wert; allerdings kann sie auch zu grófién Mifibrauchen 
fuhren: die Absicht des Schenkers ist nicht immer edelmütig; 
nicht selten bezweckt er geheime, verdeckte, unlautere Vorteile ; 
und auch das kommt oft Yor, dafi der Schenker unter unsittlichen 
Einfliissen handelt, so dafi es der Schenkungsempfanger ist, der 
ein trübendes Element in das Eechtsleben wirft. Nicht selten 
leidet die Schenkung auch unter dem Vorwurfe der wirtschaft- 
lichen Leichtfertigkeit und des mangelnden Erwerbsinnes, indem 
der einzelne nicht schenkt, um Zwecke der Freigebigkeit zu erflillen, 
sondern weil es so seiner unwirtschaftlichen Laune entspricht. 

Im grófién und ganzen hat aber die Bechtsordnung der 
Schenkung mit WohlwoUen entgegenzukommen und nur diejenigen 
Sicherungen aufzustellen, welche mehr oder minder gegen derartige 
Mifibrauche schützen können : solche Sicherungen sind insbesondere 
eine feierliche Form, zu derén Erfiillung es einiger Zeit und des 
Zuzuges anderer Personen bedar^ so dafi damit eine Gewahr 
fur reifliche Überlegung und Kuhe des Gemütes gégében ist. 
Das gemeine Becht unterschied zwischen grófién und kleinen 
Schenkungen und verlangte die feierliche Form nur fur die ersteren. 
Wir unterscheiden nicht mehr in dieser Weise: wir verlangen 
keine besondere Form filr die unmittelbar voUzogene Schenkung, 
sondern nur far das Schenkungsversprechen (ohne Rücksicht auf 
die Gröfie). 

») Lehrb. H 8. 894. 

*) Enzyklop. I S. 674 f. Nicht jede Freigebigkeit ist eine Schenkung, 
z. B. nicht ein Yersprechen zagnnsten eines Dritten; die Schenknng ist 
nor ein Geschfift zwischen dem Schenker nnd den Beschenkten mit beider- 
seits beabsichtigter gegenstandlicher Zawendnng, Lehrb. U S. 230. 280. 
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Frühere Rechte gaben dem Schenker die Möglichkeít, von* 
der Schenkung beliebig znrückzutreten, und erst nach einiger Zeit 
befestigte síe sich; alléin man umgíng dies dadurch, daő mán 
die Schenkung in ein zweiseitiges (belastetes) Gescháft kleidete, 
wobei man die Gegenleistung sehr geringfugig feststellte, so dafi 
trotzdem der freigebige Charakter gewahrt blieb. Interessant ist 
in dieser Beziehung namentlicli das langobardisclie Becht, wo dem 
Schenker eme unbedeutende Sache, ein Handschuh oder ein altér 
Hut als Gegengabe gewahrt wurde (Launegild). Bei uns ist 
die Schenkung sofőrt fest und stetig; jedoch habén wir nach drei 
Eichtungen hin dem Gesetze der Biliigkeit stattgegeben : 

a) der Schenker hat ein Widerrufsrecht im Falle des Un- 
danks: so schon das römische Recht; 

b) er kann im Falle der Verarmung das Geschenkte zurück- 
fordem; an Stelle dessen kann ihm aber Unterhalt gewahrt 
werden : denn die Schenkung erfolgt unter der gesetzlichen Voraus- 
setzung, daű sie den Schenker nicht in Not bringt;*) 

c) möglicherweise können Abkömmlinge, Eltem oder Ehe- 
gatten als Hinterbliebene yerlangen, da£ ihnen das Geschenkte 
ganz oder teilweise herausgegeben wird, weil der sogenannte 
Pflichtteil verletzt ist (S. 115). 

Zu den freigebigen Vertragén gehört auch die unentgeltliche 
Leistung von Diensten, welche nicht als Schenkung betrachtet 
wird, weil die Dienste nicht gegenstándlich sind, auch nicht als 
gegenstándliche Werte gelten können. ^) Es gehören hierher die 
unzahligen Gefalligkeiten des Lebens, indem der eine fúr den 
anderen eine Besorgung übemimmt, einen Vertrag abschlieBt, 
Zahlungen macht oder Zahlungen erhebt, kauft, verkaufb und 
sich auf solche Weise nützlich erweist. Auch derartige Vertragé 
(A uftrags vertragé) mu£ die Rechtsordnung fordem; denn 
die gegenseitige Gefalligkeit ist nicht nur an sich ethisch zu 
lobén, sondern sie ist ein machtiges Bildungsmittel der mensch- 
lichen Verháltnisse. Wird fiir die Tátigkeit Vergütung gégében, 
dann geht das Gescháft in Dienstvertrag über, wobei aber immer- 
hin gewisse Züge aus dem Auftragsverh^ltnis herübergenommen 
werden können. 

Wesentlich ist bei diesen Gefalligkeitsverh&ltnissen, da£ sie 
nicht so fest und stetig sind, wie die Gesch&fte des egoistischen 

>) Lehrb. H S. 289f. 
») Lehrb. U S. 282. 
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Ljri^ens : sehr hSoflg flbernímmt man eine Gef&Digkeit, d^ nach* 
traglieh die ümstánde hindernd entgegentreten ; und so kommt 
e»j dafi der Beanftragte regelm&Sig die Befugnis hat, zn kfin* 
d%en;^) Aoch mehr kann natüriich der Auftraggeber das Qe- 
scMft widerrufen, weil es ja lediglich seinem Interessé dienen soll. 

§34. 

Soweit die Gescháfte des Vertragsrechts. Das ganze Bild 
ist noch dnrch einen Zug zu ergánzen. Es ist auch möglích^ 
einen Vertrag in der Art abznschliefien , da£ man die darin 
waltenden wirtschaf tlichen Elemente rechtlich völlig 
beiseite Ia£t und nichts anderes festsetzt, als da£ eben der 
eine dem anderen verpflichtet sein soU. Derartige Vertragé habén 
sich namentlich im Handelsverkehr langst als eine Notwendigkeit 
erwiesen: sie vereinfachen den Gescháftsgang, erleichtem ins- 
besondere den ProzeB im Falle eines Streites und bieten mehr 
als andere die Möglichkeit der Übertragung. So entstehen die 
sogenannten abstr aktén Vertragé.^) 

Zu diesen völlig abstrakten Vertragén treten aber noch anderer 
Vertragé hinzu, die ebenfalls ihrer Natúr nach abstrakt sind, sich 
aber an andere Verhaltnisse anlehnen; so ist insbesondere der 
Bürgschaftsvertrag ein abstrakter Vertrag, denn der Bürge ver- 
pflichtet sich ohne Eücksicht auf dasjenige, was er fiir die Bürg- 
schaft bekommt oder wie sich seine Vergűtung und Vergeltung 
gestalten wird: seine Vergűtung wird er meist vom Schuldner 
erhalten, verpflichtet ist er dem Glaubiger.*) 

Die Bürgschaft hat von jeher die Aufmerksamkeit der 
Eechtsordnung auf sich gelenkt. Sie ist notwendig, um den 
Kredit des einzelnen zu verstarken : wer von der Zahlungsföhig- 
keit eines Mannes tiberzeugt ist, kann fur ihn eintreten gegen- 
über einem Gláubiger, der an seiner Leistungskraft zweifelt. 
Wahrend früher der Bürge an Stelle des Schuldners trat und 
seine Schuld übernahm (S. 67), so tritt er heutzutage neben ihn, und 
beidé sind haftbar. Die schwere Stellung des Bürgen verlangt 
Überlegung: der Bürge soll nur gehalten sein, wenn er die> 
Bürgschaft schriftlich übemimmt; sein übereiltes Wort soll iha 



Lehrb. II S. 274. 392 f. 

*) Enzyklop. I S. 696 f., Lehrb. H S. 223. 

«) Lehrb. II S. 415. 
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nicht bindenJ) Aufierdem gibt die Sechtsordnung dem Bürgen 
gewisse Befugnisse; so insbesondere, dafi er yor der Zablang 
die sogenannte Vorausklagungdes Hauptsclialdners verlangen 
kann ; das ist allerdings ein Eecht, welches die Vorteile des Gl&u- 
bigers bedentend abschwáclit und zu sehr vielen Weiterungen 
Anlaű gibt, weshalb der Handel von hiervon nichts wissen will ; 
und auch sonst láfit man vielfach den Bürgen darauf verzichten. 
Auőerdem hat der Bürge, wenn er zahlt, nicht nur den gewöhn- 
lichen Kückgriff des Gesamtschuldners , er hat eine besondere 
Eückgriffsbefagnis gegen den Schuldner und kann zu diesem Zwecke 
allé Sicherungsrechte geltend machen, die der bezahlte Gláubiger 
hatte. Er kann auch, bevor er zahlt, gegen den Schuldner vor- 
gehen, wenn sich dessen Verháltnisse in gefahrdrohender Weise 
andem und der Gláubiger nicht selbst einschreitet : er hat hier 
gegen den Schuldner ein Eecht auf VorschuB d. h. darauf, dafi 
der Schuldner ihn durch Leistung an den Gláubiger oder in 
anderer Weise befreie oder doch Sicherheit leiste. Dagegen 
hat er kein Eecht, vom Gláubiger das Einschreiten zu ver- 
langen: wer sich selbst helfen kann, bedarf der flilfe des 
andern nicht. ^j 

In gewissen Falién entsteht die Bürgschaft durch Ab- 
schwáchung an Stelle der Hauptschuld, die ein anderer über- 
nimmt: Abschwáchungsbürgschaft; in gewissen Falién 
érgibt sie sich daraus, daű jemand zu einer Krediterteilung 
Anlai gégében hat und darum für diesen Kredit aufkommen 
muB: Veranlassungsbürgschaft, in welchem Fali er aber 
von Haftung frei ist, wenn er von der Krediterteilung noch 
íechtzeitig abgeraten und seinen Zuspruch widerrufen hat.') 

§35. 

Schuldverháltnisse können auch entstehen durch einseitiges 
Yersprechen ohne Annahme; dies ist Kreation oder 
Schuldschöpfung.*) Solches ist allerdings nicht die Eegel 
des Verkehrs : es ist vielmehr begründet, daű man den Schuldner 
nur dann haften láBt, wenn der Gláubiger durch Annahme des 
Yersprechens kundgegeben hat, da6 er ein genügendes Interessé 

*) Vgl. aber untén S. 88. 

•) Enzyklop. I S. 698, Lehrb. II S. 421. 

«) Lehrb. n S. 424. 425. 

*) Enzyklop. I S. 690, Lehrb. H 8. 430. 
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bat (S. 24) ; aber es gibt Fftile, wo man mit dem Yertragsbegriff 
nicht auskommt nnd den Begriff des einseitígen Versprechens za 
Hilfe nehmen rnufl. 

Haupts&chlich tritt dies bei dem deatscb-recbtliclien Gedanken 
herror, dafi sich jemand verp^chten kanB, einem jeden zn zablen, 
der ein bestimmtes Papier, eine bestimmte Schnldnrkunde in 
fianden bat: die Glftnbigerschaft wechselt hier mit dem Eigen- 
tnm des Scbuldscbeins ; dadurch werden die ScbuldverhUtnisse 
znm Gegenstand des Handels in einer Weise, wie es frflher nn- 
mőglicb war. AUerdings datiert diese Idee schon von altén 
Zeiten ber, und scbon bei den Babyloniern finden wir Anklánge 
darán; das römiscbe Becht freilicb bat sie nicbt erbeblicb ent- 
wickelt. Auf solcbe Weise wird es möglicb, künftige Scbnlden 
scbon jetzt nutzbar zu macben, indem man einfacb die Scbold- 
nrkonde unter Abzug der Zwiscbenzinsen yer&nfiert. 

Aber aucb anfierdem voUzíeben derartíge Urkunden m&cb- 
tige Funktionen des Verkehrs. GroBe Darleben werden auf dem 
Wege eingegangen, dafi der Scbuldner solcbe Scbuldscbeine gibt, 
die dann in den Yerkebr kommen und den Inbaber táglicb 
wecbseln können. Das Geldbedflrfnis des einen fubrt dazu, dafi 
«r das Papier yeráufiert, das Geldanlagebedürfnis des anderen, 
•dafi er es erwirbt : auf diese Weise wird ein reger Tauschverkebr 
•entsteben, und er wird nocb mebr gefordert werden durcb die 
Möglichkeit der Spekulation, indem solcbe Papiere steigen und 
sinken, so dafi scbon aus diesem Grundé, ganz abgesehen von allém 
-anderen, der Handel gewinnbringend sein kann : dadurcb wird der 
Geldmarkt stets rege erhalten. Und die Tausende und Aber- 
tausende, welche Industrie und Handel bedarf, werden auf solcbe 
Weise dem Geldsucher zugeföbrt. 

Man spricht hier von Inba^berschuldbriefen (Schuld- 
verscbreibungen auf den Inbaber), ^) und ihr Wesen besteht darin, 
dafi der Scbuldner verspricht, einem jeden Inbaber zahlen zu 
wollen. Der Gedanke ist der: die Scbuld soU keinen ein und 
für allé Mai festgelegten Gláubiger babén, sondem der Glaubiger 



Es gibt anch andere Inhaberbriefe,z. B. Inhaberaktien, aber diese sind 
iLeine Inhaberschiildbriefe, sie enthalten keine Fordenmgen, sondem andere 
£echte, die aUerdings mit Ansprüchen Terbnnden sein können. Manche gesetz. 
liche Bestimmnngen beziehen sich aUerdings anf Inhaberbriefe überhaupt, 
nicht nnr anf Inhaberschnldbriefe , z. B. die Bestimmnngen über die Beyor- 
rechtnng des gatgl&nbigen Erwerbs. 

Xohler, Einfühnmg in die Bechtswissenschaft. 3. Aufl. 6 
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söll mit dem Eigentum des Papiers wechseln : mit det Übertragung- 
hört der eine auf, OlSlabiger zn sein, und der andere beginnt; es 
zu werden. Dies ist aber nicht eine Forderungsübertragung, sondem 
eine Übertragung des Papiereigentums, womit die SchaflFung einer 
neuen Forderung verbunden ist, unp^bhángig von der altén. Allé 
Forderungen, die auf solche Weise succesive entstehen, habén 
in dem einen allgemeinen Versprechen des Schuldners (an den In- 
haber zu zahlen) ihre Quelle, nnd so kommt es, da£ das einseitige 
Versprechen des Schnldners es ist, welches allé diese künftigen 
Forderungen der verschiedensten Glaubiger erzeugt^) 

Der Vorteil dieses Systems gegenüber dem System des Ver^ 
trags mit Übertragung der Forderung liegt darin, daű der jeweilige 
Erwerber seiner Sache sicher ist; er hat nicht zu befürchten, 
dafi die Mangel und Einwendungen, mit denen die Forderung^ 
seines Vorgángers belastet war, ihn im mindesten drücken, da 
seine Forderung eine wesentlich neue ist. 

Diese Inhaberschuldbriefe habén allerdings auch ihre Ge- 
fahren: ihr Verlust bedeutet einen Wertverlust, ihr Diebstahl 
entzieht dem Eigentümer möglicherweise ein halbes Vermögen^ 
alléin diesen Gefahren kann mehr oder minder durch Gegenmittel 
(namentlich durch das prozessuale Mittel der Brieftötung : Kraft- 
losigkeitserkiarung) vorgebeugt werden, und jedenfalls sind die 
Vorteile so groB, dafi man sie nicht etwa um solcher Gefahrea 
willen aufgibt. 

Den Inhaberschuldbriefen verwandt sind die lediglich dem 
Handel angehörigen Orderpapiere, derén Hauptvertreter der 
Wechsel ist. Davon ist spater (S. 99.) die Rede. Über die 
Banknote s. S. 102. Verwandt sind auch die EmpfangsíLegi- 
timations) briefe , welche nur die Bedeutung habén, daB der 
Schuldner befreit ist, wenn er 'dem Besitzer eines solchen Briefs 
leistet, auch wenn dieser nicht der Glaubiger ist; ferner die 
Papiergeldscheine, z. B. Briefmarken, welche, wie das 
Papiergeld selbst, einen Wert darstellen, nicht eine Forderung 
verkörpern; endlich die Ausweisbriefe wie die StraBenbahn-^ 
billets, welche nur dazu da sind, die Ausweispflicht , zu der jeder 
Fahrgast gehalten ist, zu erfüllen.^) 



1) Lehrb. n S. 486 £. 
•) Lehrb. U S. 443. 



D. Forderungsreeht. § 36. 83 

§36. 

Anch ohne jedes rechtsgescháftiiches Tan können mensch* 
liche Verbindlichkeiten entstehen, weil die Gerechtigkeit eine be- 
stimmte Ausgleichung verlangt. ^) Mitnnter bringt die réchtliche 
Verbindung von Sachen Rechtsformen hervor, die zwar an 
und far sich anvermeidlich sind, aber nach gewissen Richtangen 
hin ein Unrecht darstellen. Wenn z. B. mein Stein beim Nachbar 
eingebaat ist, so entspricht es dem Recht, dafi er sein Eigentam 
wird and dafi ich nicht die Zerstörang des Gebándes verlangen 
kann, am den Stein wieder herauszabekommen (oben S. 47); 
gleichwohl liegt hierin eine üngerechtigkeit, insofern als der 
Nachbar mit meinem Gat bereichert ist. Das gröbere, arsprfing- 
Hehe Recht findet hier keine Abhilfe. SpSLter aber kommt man 
za dem Satze : wo immer der eine darch solche notwendige Rechts- 
ánderangen angerecht zam Nachteil des anderen reicher geworden 
ist, gibt die Rechtsordnang einen Ausgleiehangsansprach : der Be- 
reicherte maő den Betrag der Bereicherung dem anderen ersetzen. 
Aaf diese Weise sind dann allé Erfordernisse des Rechts erflillt. 

Noch aas anderen ümstánden kann eine derartige Ver- 
pflichtang hervorgehen, am wichtigsten aber gestaltet sich die 
Sache, wenn ein Unrecht einer Person dazwischen liegt. Das 
Unrecht ist von der Rechtsordnang aach za berücksichtigen^ 
aber in negativer Weise : die Rechtsordnang erkennt es nicht an, 
sie tadelt es, sie sacht aber aach darch Schaffang von Verbindlich- 
keiten wieder solche Zastánde herbeizafáhren, daB das Unrecht 
möglichst beseitigt wird (8. 26): Ansgleichsordnang des 
Unrechtsverkehrs, sie flihrt zar Schadensersatzpflicht. *) 
Der Schadensersatz besteht darin, dafi ein Schaden von dem 
einen aaf den anderen übergewálzt wird: das kann aas den 
verschiedensten Grundén geschehen, z. B. infolge einer Ver- 
sicherang; hier aber raft das Bestreben des Rechts, die Wir- 
kangen des Unrechts abzawenden, die Überwálzang hervor r 
die Rechtsordnang ist nicht in der Lage, das Unrecht aas der 
Welt za schaflfen, sie ist aach nicht in der Lage, die Folgen des 
Unrechts angeschehen za machen, aber sie kann bewirken, dafi 
der za Unrecht Verletzte nichts oder möglichst wenig vom Un- 
rechte verspart. Das geschieht dadarch, dafi der Schaden aaf 

») Enzyklop. I S. 703, Lehrb. n S. 453. 
«) Lehrb. U S. 470. 
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den schuldígen Táter binübergewftlzt wird, so dafi er nniunehr 
der Yerletzte ist und der andere wieder heil und unyersehrt 
dasteht. Dafi der Tater auf solche Weise Schaden leidet, ist 
Jkeíne Ungerechtigkeit — im Gegenteil, es ist sogar dem Recht 
erwttnscht: auf diese Weise hat der ScÜadensersatz eine gewisse 
Straffunktion ; er schliefit aber eine wirklicbe Strafe nicht aus. 
Die Überwálzung geschieht dadurch, dafi der schuldige Teil ver- 
pflichtet wird, dem Gesch&digten den Schaden in Wirklichkeit 
oder in Geld zu vergüten. 

Die Schadensersatzpflicht kann auch in das Gebiet des Yer- 
tragsrechts hineinspielen : in VertragsverhSItnissen insbesondere 
sind die beiden Teile verpflichtet, nicht nur vom ünrecht abzu- 
9tehen, sondem auch jeder die Interessen des anderen mit einer 
gewissen Sorgfalt zu behandeln. Auch hier entstehen Schadens- 
ersatzpflichten, und man unterscheidet hiemach zwischen vertrags- 
ma£igen und nichtvertragsmáfiigen Schadensersatzansprüchen. 

Wichtige soziale Probleme sind hierbei namentlich folgende : 
soU der Schaden nur dann ersetzt werden, wenn ein Yerschulden 
Torliegt, oder auch in Fállen, wo der eine den anderen ohne 
Yerschulden verletzt hat? Man denke sich den Fali, da£ ein 
wahnsinniger Millionár einem Armen die Hütte abbrennt. Das 
römische und gemeine Recht standén auf dem Boden der 
reinen Yerschuldungstheorie : ein Schadensersatzanspruch war hier 
nicht gégében. Das germanische Recht hat dies nie vollkommen 
begriffen, und standig tauchten Juristen auf, welche in solchen 
F9.11en eine Schadensersatzpflicht aussprachen. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch hat diesem germanischen Yerlangen nachgegeben; 
nicht insoweit, dafi es fíir allé F&lle des schuldlosen Schadens 
eine Ersatzpflicht begründet, denn das würde zu unertr§.glichen 
Yerh§>ltnissen fáhren, wohl aber insofem, als es nach ümst&nden 
des Falles und namentlich mit Rücksicht auf die Yermögensyer- 
h&ltnisse beider Teile den Schaden ganz oder teilweise auf den 
Yerursacher überw&lzt. Dies beruht auf dem Gedanken : die Yer- 
h&ltnisse der Person, welche durch ihre ünvemunft Gefahren 
in die Welt setzt, aber über die Mittel, die Sch&den wieder gut- 
zumachen, yerfiigt, sind insofern als Einheit zu behandeln, als eben 
durch diese Hilfsmittel die Gef&hrdung der Menschheit ausge- 
glichen werden soll.^) 



'} Lehrb. U S. 490. 
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Ein zweites Problem ist die H a f t n n g f & r D r i 1 1 e. Haftet 
man insbesondere far den Dienstboten, oder haftet der Lehrherr 
fúr seine Lebrlinge nnd der Handwerker fftr seine Oesellen ? Eine 
YÖllige Ablehnung einer solchen Haftnng wflrde den Yerkehrs* 
yerbaltnissen und Verkehrsanschannngen widersprechen ; insbeson- 
dere mn£, wer zor Erfiillnng von Verbindlichkeiten sich der Hilfe 
anderer bedient, nnd namentlicb wer regelmfifiige Organe seines 
gewerblichen Tans hat, sich so behandeln lassen, als ob er 
dnrch diese seine Organe selbst handelte. Das Bürgerliche Ge- 
setzbnch hat daher bestímmt, da£ in Schnldyerh&ltnissen ein 
jeder fur die Person haftet, derén er sich znr ErfúUang seiner 
Verbindlichkeiten bedient. Auch die juristische Person soll nn- 
bedingt íür ihre Organe haften; ja, sie haftet fúr ihre Organe 
anch anfierhalb ihrer Verbindlichkeiten, wenn diese irgendwie im 
Betriebe des Gesch&fts nnerlaubte Handlungen begehen, denn 
sie sind anch insofem Organe. Manche Gesetzgebnngen lassen 
anch Einzelpersonen in der Eigenschaft als Arbeitsuntemehmer 
in ahnlichem ümfange fiir die in ihrem Gescháfte tátigen 
Arbeiter haften. Nach nnserem Eechte aber haften diese fttr 
ihre Untergebenen, sofern es sich nicht nm Erfullnng von Ver- 
bindlichkeiten handelt, nur in beschrankter und bedingter Weise. 
80 haftet zwar der Handwerker, der seinen Gesellen schickt, 
nm meine Gaskrone zn reparieren, wenn der Geselle die Sache 
nngeschickt anfafit: der Handwerker wird far die Arbeit 
bezahlt, gleichgültig ob er oder sein Geselle sie macht, nnd er 
mnB sich daher behandeln lassen, wie wenn er persönlich tatig 
wftre. Wenn aber der Geselle im Dienst, aufierhalb seiner Arbeit, 
ans XJngeschicklichkeit oder Bosheit jemandem die Fenster ein- 
schlS^gt, oder wenn der Dienstbote, wahrend er.die Kttche besorgen 
soll, einen brennenden Span in das Nachbarhans wirft, so haftet 
sein Herr nur dann, wenn er in der Answahl oder Beauf- 
sichtignng des Dienstboten oder Gesellen nicht vorsichtig zu 
Werke gegangen ist ; dann aber haftet er deshalb, weil, wer eine 
solche Person in einem Dienst tatig sein láfit, der auf solche Weise 
mifibrancht werden kann, in der Wahl vorsichtig sein soll, 
damit der Dienst jnnd seine Gefahr nicht zum Schaden anderer 
Personen gereiche.^) 

Ein wichtiges Problem ist anch die Haftnng fürTiere; hier 
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verfolgen die Gesetzgebungen die verschiedensten Gnmdsátze. 
Nach unserem Rechte muB, wer ein Tier Mit, unbedingt dafur 
einstehen; Tierhalter aber ist der Tráger der Haus- oder Ge- 
Gescháftswirtschaft , der das Tier dient, sofern es kraft 
seiner Halbvernunft gehandelt hat und nicht das Werkzeug 
fremder Lenkung gewesen ist.^) Sache des Tierhalters ist es, 
sich durch Versicherung zu decken. Neuere Bestrebungen snchen 
auf eine Beschránkung der Haftung hinzuwirken. 



E. Handelsrecht 



§ 37. 

Der Handelsverkehr hat, namentlich in den germanischen 
L&ndern, Einríchtongen gezeitigt, welche es angezeigt erscheinen 
liefien, ein besonderes Handelsrecht neben dem Ziyilrecht auf- 
zustellen. Dieses Handelsrecht kann entweder gedacht sein 
als Becht für bestimmte Gescháftsformen oder es kann gedacht 
sein als ein besonderes Standesrecht für die Personen des 
Handels, das sich nur folgeweise auch auf bürgerliche Personen 
mit erstreckt. Das heutige Handelsrecht (nach dem Handels- 
gesetzbuch vom 10. Mai 1897) verfolgt das letztere Prinzip, 
w&hrend man früher lüngere Zeit, d. h. nach der Kodifikation 
des Handelsrechts im Jahre 1861, mehr den ersten Gesichtspunkt 
hervorgekehrt hatte. 

Dem Handelsstande gehören Personen an, welche mit 
dem Umlaufe von Gütem zu tun habén, und zwbx sowohl mit 
dem tatsachlichen, als auch mit dem rechtlichen Güterverkehr : 
Eauf und Verkauf sowie Beforderung von Waren sind die ersten 
und wichtigsten TsLtigkeiten des Handels. Als man dazu schritt, 
auch denjenigen als einen Eaufmann zu bezeichnen, der die 
Waren nach vorheriger Verarbeitung wiederveráuBert , dehnte 
man den Ereis des Handelsstándes noch bedeutend weiter aus, 
und der Fabrikant, ja der Handwerker, wurde zum Eaufmann. 
Daneben kamen auch die Gescháfte des Geldyerkehrs : Darlehen, 
Verkauf von Wertpapieren, Diskontierung, Geldverwahrung und 

^) Lehrb. II S. 495. 
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die damit znsammenliflngeiiden Gesch&fte der Annahme und 
Ausgabe von Greldern für andere in Betracht; alles dies fiel 
nnnmehr in den Ereis des Handels, and das Bankfach nnd sein 
eigenartiger Betrieb, Wechselbetrieb, Kontokorrent, wurde ein 
wichtiger Zweig des Handelsrechts. Sp&ter kam auch die Ver- 
sicberong hinzn, bei welcher nicht Sachen, sondern Werte in 
Oestalt eines Risikos auf andere übertragen werden.. Dabei 
blieb man aber nicht steben, sondern das heutige Recht sagte 
noch folgendes: Alle Personen mit einem so grófi angelegten 
Wirknngskreis, dafi ihr Geschaftsbetrieb, soU er geregelt sein, 
die kanfmannische Metbode befolgen mnfi, fallen in den Ereis 
des Handels oder können wenigstens in diesen ELreis fallen. So 
sind alle Aktiengesellschaften hentzntage Handelsgesellschaften, 
ebenso die G^esellschaften mit beschránkter Haftnng und die 
Oenossenschaften ; noch mehr: ein jeder im Grofibetrieb wird 
Kanfoiann, wenn er sich ins Handelsregister eintragen láfit, nnd 
er kann verpflichtet werden hierzn. 

Die Eigenart des Handels prágt sich darin ans, dafi hier 
eine grofie Schnelligkeit und Prázision erstrebt, eine rege 
Mannigfaltigkeit von Beziehungen angeknüpft wird und daher eine 
bestimmte Ordnung undElarheit in den Yerháltnissen un- 
entbehrlich ist, weil sonst ein gedeihlicher Überblick nicht möglich 
ware. Der Handel kann nur gedeihen, wenn der E a u f m a n n mit 
dem Aufgebot aller Vorsicht seinen Verbindlichkeiten nachkommt; 
nnd wenn er seine Yermögensyerh&ltnisse in einem so geordneten 
Zustande hat, dafi er stets eine rasche Obersicht gewinnen kann. 
Anders als beim Priyatmann, drangt sich bei ihm oft Gesch&ft 
an Geschaft, und er mufi überlegen, ob die eine Untemehmung 
ihm noch möglich ist, ob sie nicht über seine Geldverháltnisse 
hinausgeht. Darum verlangt die Rechtsordnung vom Eaufmann^ 
dafi er gewisse Vorkehrungen trifft, die eine solche Ordnung und 
Übersicht im Geschaftsstand ermöglichen. Schon im Altertum 
kannte man die Buchführung, und im mittelalterlichen Italien hat 
sie sich in modemer Weise entwickelt. Der Eaufmann mufi 
Bücher fuhren, welche seine wichtigen Handelstátigkeiten zur 
Darlegung bringen, nur die kleinen Eaufleute sind von dieser 
Pflicht entbunden. Dazu kommt die Verpflichtung zur periodischen 
Inventarisierung und Bilanzziehung, zu dem Zweck, um in Ver- 
bindung mit den Büchem einen geordneten Überblick über die 
Yerh&ltnisse zu ermöglichen, und femer die Aufbewahrung der 
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Korrespondenz (der empfangenen im Originál und der abgesandteD 
in Eopie). Sodann wird der Eaufmann in manchen Ver-^ 
pflichtungen strenger behandelt, als ein Privatmann. Erwirbt 
er z. B. im zweiseitigen Handelsverkehr gekaufte GegenstUnde^ 
so ist er verpflichtet, die Ware unverzüglicli zu prlifen, und wenn 
sich Mangel herausstellen, diese anverzüglich anzuzeigen. Ein 
Vollkaüfmann haftet auch íür eine nichtschríftliche Bürgschaft; 
er haftet unbedingt fíir eine Vertragsstrafe — ohne die 
Möglichkeit richterlicherErmáfiigung (S. 68, 79). Das fruhere Recht 
belastete ferner den Frachtfuhrer in der Art, da£ er nicht nur 
fíir alles Verschulden einstand, sondem sich nnr befreien konnte 
durch den Nachweis ganz besonderer Verháltnisse, die man nnter 
dem Begriff „höhere Gewalt^ znsammenfaSte ; das ist jetzt 
weggefallen und gilt nur noch íür die Eisenbahnen. AuSerdem 
bestanden von alters her besondere Mittel, um gegen einen Eauf- 
mann zur Befríedigung zu gelangen: so gilt noch jetzt bei zwei* 
seitigen Handelsgeschaften ein kaufmánnisches Zurückbe- 
haltungsrecht zum Zweck der Deckung, sobald der kauf- 
m&nnische Gláubiger Waren des schuldenden Eaufmanns unter 
bestimmten Umstanden in seine Gewalt bekommen hat. 

Auch die Yerh&ltnisse des Eaufmannes zu den 6e- 
hilfen, die fftr ihn im Handel tatig sind, habén ihre eigen-> 
artigen Seiten : es bestében gewisse soziale Verpflichtungen des 
einen wie des anderen. 

Hiernach gibt es immerhin bedeutende Besonderheiten, sowohl 
in den persönlichen YerhUtnissen, als auch in den Yerkehrsge- 
schSLften des Handels, und es ist darum immer noch üblich, das 
Handelsrecht als besondere Wissenschaft zu behandeln, obgleich 
durch das Bürgerliche Gesetzbuch in vielen Beziehungen eine 
Ausgleichung eingetreten und fruhere Eigenheiten des Handelsver- 
kehrs in das bürgerliche Recht übemommen worden sind, so daS das 
Handelsrecht nunmehr einen recht bruchstückartigen Charakter 
annimmt. 

§38. 

Der gesteigerten Bedeutung des Handelsbetriebs ist es auch 
entsprechend, dafi die Persönlichkeit des Handelstreibenden be- 
sonders heryortritt. Die Persönlichkeit in ihrer Eigenschaft als 
Handelstreibender fuhrt ihren besonderen Namen, ihreFirma^ 
welche zwar regelm£L£ig von dem bürgerlichen Namen aus ge- 
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nommen werden soU, aber doch eine Beibe von Eigentflmlicb- 
kelten zeigt. 

Yor allém tritt die Besonderbeit eín, dafi díe Persönlichkeit 
sich im Gescháfte, d. b. in der Art des Betriebes, ansprágt nnd 
diesem einen individnellen Cbarakter gibt: das Untemehmen wird 
gleicbsam imprágniei*t yon der Pei'son und bekommt seine Eigen- 
beit yon den Grundsátzen, denen die PersAnlichkeit buldigt^ 
und von der Art und Weise, wie ifare Eínsicbt die dem 6e- 
scb&fte entsprecbenden Wege findet und die Gescb&ftslage be- 
nützt. Daber kommt es, da£, gerade weil sich die Persönlicbkeit 
bier scbarf anspr&gt, sie sicb docb mebr und mebr binter dem 
Handelsbause birgt und da£ man abscbliefilicb weniger mit der 
Person als mit dem Hause Vertragé scbliefit : es ist die dialek- 
tiscbe Umkehrung ins Gegenteil, die aucb bier bervortritt. Daraus 
ergibt sicb folgendes : Ist das Handelsbaus einmal in Gang gesetzt, 
und bat es seine wesentlicben Grundsátze empfangen, dann wird 
es die Neigung babén, auf diesem Wege zu bleiben, aucb wenn 
der Inbaber wegf&Ut; und daraus bat sicb wiederum der bandels- 
recbtlicbe Gebraucb entwickelt, dafi, wenn das Gescbáft auf 
einen anderen übergebt, der Erwerber aucb die Firma mit er- 
werben kann, so dafi zu guter Letzt der Name des Handelsbauses 
und des Handelsberm sebr versebieden sein können. Diesem 
bandelsrecbtlicben Gebraucb bat aucb das Eecbt entsprocben: 
unser Gesetz gestattet, dafi mit der VeráuBerung des Handels- 
gescbáfts aucb die Firma mitveráuBert wird. 

Wie die Firma, so ist aucb die Marké oder das Waren- 
zeicben ein Mittel, die Persönlicbkeit zu kennzeicbnen und im 
Verkebr bervorzubeben ; nur ist das Warenzeicben nicbt auf die 
Firma bescbrankt, aucb nicbt auf den Handelsstand, sondem jeder^ 
welcber körperliche Dinge gewerblicb erzeugt, bat die Befugnis, 
eine besondere Bezeicbnungsweise, die sogenannte Marké zu er- 
werben. Die Marké kommt daber beispielsweise aucb im Landwirt- 
scbaftsbetriebe in Betracbt; immerbin aber bleibt der Handel das 
Hauptfeld ibrer Betátigung. Mit der Marké bezeicbnet man die 
Waren, ibre Verpackung oder aucb andere Dinge, die mit dem 
Warenvertrieb in Beziebung steben, z. B. die Recbnung, die Ankün- 
digungen usw. Von selbst ist gégében, dafi, wer Name oder Firma 
fubrt, hiermit aucb seine Waren bezeicbnen kann. Damit ist der 
Verkebr aber nicbt zufrieden : scbon lángst ist es üblicb, auf die 
Waren bildlicbe Zeicben zu setzen, welcbe früber den Eigenttimer^ 
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«pater den Erzeuger der Ware angeben soUten: denn ein solches 
Zeichen föllt mehr ins Ange und ist vielfach suggestiver als der 
bloBe Name, es wird auch im Auslande besser verstanden. Auch 
Phantasieworte werden zur Bezeichnung gebraucht, denn eine 
solche Anregung des Gemütes macht Stimmung und wirkt nicht 
selten wohltátig fur allé Beteiligten, welche dadurch momentán 
aus der Prosa des Lebens herausgehoben werden. 

Schon im Mittelalter hat sich das Bedürfnis herausgestellt, 
solche Marken zu individualisieren, so daU jeder sein besonderes 
Zeichen hat, an dem seine Waren erkenntlich sind. Das wurde 
in den Zeiten des Zunftwesens in der Art durchgefúhrt, dafi das 
JZunftmitglied sein Zunftzeiehen bekam und dieses in die Zunft- 
ToUe eii^getragen wurde, Heutzutage besteht dafur das Marken- 
register, in welches das Zeichen, nicht ohne vorherige Prüfung, 
(beim Patentamte) eingetragen werden muB, um seinen voUen ge- 
setzlichen Schutzzu finden; uneingetragen ist es nurgeschütztnach 
den Grundsátzen des Schutzes gegen unlauteren Wettbetrieb. 

ünlauterer Wettbewerb ist eine Betátigung des Verkehrs- 
treibenden, welcher durch Verletzung der im Handel gebotenen 
Ehrlichkeit die Mitverkehrtreibenden schádigt, indem er falsche 
Anschauungen in das Publikum trágt, indem er sich hierdurch 
eine Stellung verschalFfc, die dem wahren Sachverhalt nicht ent- 
spricht (unlautere Eeklame), indem er namentlich durch Benutzung 
der Namensgleichheit oder Namensáhnlichkeit Táuschung hervor^ 
ruft oder durch Anschwárzung des Wettbewerbsgenossen sich 
im Verkehr über ihn zu erheben sucht Solche Betátigung 
Terletzt das Persönlichkeitsrecht und ist bereits nach bürger- 
lichem Recht verboten; auBerdem habén wir darüber noch ein 
besonderes Gesetz, das auch strafrechtliche Bestimmungen enth&lt. 

§ 39. 

Der Handel drángt zum Assoziationswesen: kleine Ver- 
mögen schliefien sich aneinander, um damit grofie Erfolge zu 
erzielen. Dieses Gesellschaftswesen ist eine groBe Wohltat: es 
mildert den sozialen Gegensatz, denn es gibt auch dem Minder- 
begüterten die Möglichkeit, bedeutende Eapitalkráfte zu entfalten, 
sofern diese nur in der richtigen Weise aneinandergereiht werden. 
Das trííft schon bei den Gesellschaften des bürgerlichen Bechts zu; 
über die Gesellschaften des Handels aber gilt yieles Besondere : 
sie verlangen, wie der Handel ttberhaupt, eine groBe Prazision 
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in den Beziehangen zu Dritten, eine Einheit in der Wírksamkeít 
und eine peinliche Ordnnng und Sorgfalt. Darum hat das Handels- 
recht die Gesellscliaften so geordnet, dafi sie als juiisiische Per- 
sonen auftreten mit selbst&ndigen Rechten und Pflichten, da£ ihre 
Organe eine ganz bestimmte Rechtsmacbt habén, so dafi jede 
Person, die mit ibnen zu tun hat, sícher sein kann, dafi die 
Gesellschaft hinter ibnen steht ; und diese Organe habén ffir den 
geregelten GeschSftsgang und den wirtschaftlichen Betrieb einzu- 
stehen; sie habén vielfach eine schwere Y erantwortung , eine 
Verantwortung bürgerlichrechtlicher, mitunter auch strafrecht-* 
licher Art. 

Die offene Handelsgesellschaft ist nach ríchtiger 
Ansicht eine juristische Person;^) sie trítt ganz selbstftndig auf, 
und im Verkehrswesen, im Grundbuchwesen und Prozefiwesen wird 
sie als Einheit betrachtet Eigenartig ist es aber, dafi die Gesell- 
schafter als Gesamtschuldner fiir allé GeseUschaftsschulden ein- 
stehen müssen, so dafi der Gesellschaftsgl&ubiger stets mehrere 
Schuldner hat, so vor allém die Gesellschaft selbst und sodann 
jeden Gesellschafter. Das gilt soweit, dafi selbst ein neu ein- 
getretener Gesellschafter f&r sámtliche, auch fiir die bisherigen 
GeseUschaftsschulden aufkommen mufi. Es yersteht sich von selbst, 
dafi diese Gesamtschuldnerschaft mit der Einheit und juristischen 
Persönlichkeit der Gesellschaft nicht in Widerspruch steht: nur 
ist es eine Gesamtschuldnerschaft nicht in bezúg auf bestimmte 
Schulden, sondem in bezúg auf sámtliche vergangenen und gegen- 
wártigen Schulden der Gesellschaft, auch in bezúg auf diejenigen, 
die etwa durch Vei^ehung oder ungerechten Bichterspruch ent- 
stehen. Die Getrenntheit der Haftung zeigt sich auch darin, dafi 
der Gláubiger, der ein Urteil gegen.die Gesellschaft hat, damit 
nicht gegen den Gesellschafter vorgehen darf, sondem gegen 
diesen einen besondem vollstreckbaren Titel erwerben mufi: 
es sind mehrere Haftungen, wovon die Haftungen der Gesell- 
schafter als Garantiehaftungen fiir die Gesellschaft zu kenu* 
zeíchnen sind. Durch diese Haftung sind die Gláubiger mehr als 
genügend gedeckt; daher bestében keine besonderen Yorsichts- 
mafiregeln zur Aufrechterhaltung des Gesellschaftskapitals : die 



^) Allé anderen Eonstmktionen widersprechen dem Lében und können 
die BechtBerscheinimgen nur in geqaiUter oder ganz nngenügender Weise 
erkl&ren. Sie Bind aUerdin^s noch sehr rerbreitet, müssen aber als yöUig onge- 
nttgend eiafách beiseite bleiben. 
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Wahrung dieses ist Sache der Gesellschafter unter sich, und 
die Giaubiger habén nicht hinein zu reden, wenn die Gesell* 
schafter einen Teil des Kapitals aus dem Qesellschaftsvermögen 
heransnehmen : denn diese haften ja persönlich fiir alles. Organe 
der Gesellschaft sind die Gesellschafter, und zwar diese meist 
60, daS jeder alléin zu handeln berechtigt ist; ihre Bechtsmacht 
ist eine nahezu unbeschrankte, ja die Gesellschaft haftet auch 
ítir das Verschulden ihrer Organe, und es gilt hier dasjenige, 
was früher von der Haftung der juristischen Personen för ihre 
Organe gesagt ist (S. 85). 

Diese Gesellschaftsform hat natürlich fiir den Gesellschafter 
ihre grófién Gefahren und ist fiir Personen, die der gewagten 
Spekulation abhold sind, nicht sebr geeignet. Darum hat sich im 
Handel eine zweite Form entwickelt, die darin besteht, dafi ein 
zur Gesellschaft hinzutretender Teilhaber zwar auch haftet, aber 
nur bis zu einer bestimmten Summe, und dafi er frei wird, sobald 
er diese Surame in das Gesellschaftsvermögen eingelegt hat. Diese 
sogenannte Kommanditgesellschaft hat mit einer anderen 
sehr verbreiteten Gesellschaftsform, der stillenGesellsch af t ,. 
viele Áhnlichkeit. Auch der stille Gesellschafter legt in das Ge- 
sch&ft Vermögen in der Art ein, dafi er am Gewinn und Verlust 
beteiligt wird, am Verlust aber nicht über den Wert dieses Be- 
trages hinaus; nur unterscheidet er sich Ton dem Kommandi- 
tisten dadurch, dafi er kein Mitrecht am Gesellschaftsvermögen 
hat und überhaupt nach aufien gar nicht hervortritt : er steht nur, 
ahnlich wie ein Darleiher, in einem Forderungsverháltnis zu dem 
hierdurch begüterten Kaufmann ; nur gilt, im Vergleich zum Dar- 
lehen, die Besonderheit, dafi er nicht feste Zinsen bekommt, son- 
dern am Gewinn und Verlust teilnimmt (oben S. 76). 

AUe diese Gesellschaftsformen unterscheiden sich wesentlich 
von denjenigen, die man reine Eapitalgesellschaften 
nennt, bei denen keiner der Gesellschafter persönlich haftet, 
sondern nur das Gesellschaftsvermögen, das Corpus societatis. 
Hier wird die Gesellschaftseinheit den einzelnen Mitgliedem voll- 
kommen gegenübergestellt : diese habén weder die Gesellschaft zu 
vertreten, noch sie mit ihrem eigenen Vermögen zu decken : sie sind 
nur beteiligt mit dem eingelegten Kapital, und das Schlimmste kann 
sein, dtifi sie das eingelegte Kapitalvermögen verlieren. Solche Ge- 
sellschaftsformen habén grofie und wichtige Zwecke : sie können, 
insbesondere Unternehmungen grundén von einem Umfange, der 
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sonst ein f ftrstliches VermOgen Yoranssetzt, und mit einem Risiko, 
das es nnmöglich machen w&rde, dafi ein GeseUschafter persönlich 
einsteht. Die wichtigste dieser Formen istdieAktiengesell- 
gchaft: sie ist eine reine Kapitalgesellscbaft, die sich aber nocb 
in ganz besonders wichtigen Ponkten cbarakterísiert, in der Art 
der Beteilignng und das Prinzip des festen Grundkapitals. Der- 
artige Formen von Gesellschaften flnden sich schon im mittelalter- 
lichen Italien; aucb das Bergwesen hat áhniiche Gtestaltungen 
hervorgerufen. Von Wichtigkeit ist die Gesellschaftsform in 
Holland geworden zur Zeit seiner groBen kolóniáién Entwicklung, 
und hier hat das Aktienwesen die Gestalt angenommen, die heut- 
zutage allüberall verbreitet ist ; auch im englischen Becht habén 
sich Bildungen gezeitigt, die unserem Aktienwesen mehr oder 
minder entsprechen. Die grófién kolóniáién Unternehmungen 
yerlangten eine Gesellschaftsform ohne persönliche flaftung, weil 
diese viel zu gefahrvoU fiir den einzelnen ge wesen wftre. Anderseits 
mufiten Yorkehrungen getroffen werden, dafi das Gesellschafts- 
kapital stets in bestimmter Höhe erhalten werde, damit ffir die 
Gláubiger immer ein fester Haftungsfonds übrig bleibt : dies ge- 
schieht durch Festsetzung eines bestimmten Grundkapitals, das 
nicht durch Entnahmen von Seiten der Gesellschafter ver- 
mindert, das wS.hrend der Gesellschaft nipht verteilt und nicht an 
die einzelnen herausgegeben werden darf. Es kann alsó kein Ge- 
seUschafter wahrend der GeseUschaftsdauer in der Art ausscheiden, 
dafi er seinen GescháftsanteiI zurííckerhalt. Dazu hat sich 
noch folgendes Moment hinzugesellt : die Beteilignng eines jeden 
Gesellschafters soU in einer bestimmten Geldsumme ausgedrückt 
sein, einer sog. Aktié, und die Gesamtheit dieser Aktién soUen das 
Grundkapital bilden, den unverminderlichen Gesellschaftsfonds. 
Die Folge ist daher, dafi eine solche Gesellschaft den einzelnen 
Mítgliedern niemals Zinsen gewahren kann, sondern nur Anteile 
am Gewinn deijenigen Jahre, welche sich als gewinnbringend 
erweisen, sog. Gewinnanteile oder Dividenden, 

Ein wichtiges Element schliefilich, welches allerdings viel dazu 
beigetragen hat, den Gedanken der Gesellschaftsbeteiligung zu 
verdrangen und falsche Ansichten unter dem Publikum zu ver- 
breiten, ist folgendes: wie bereits bemerkt, kann der Gesell- 
schafter nicht in der Art austreten, dafi er seinen Gescháfts- 
anteiI herausbekommt ; datiir gewahrt man ihm aber die Befugnis, 
seine Aktié zu veraufiem, so dafi nun der Nachfolger als 
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Gesellschafter eintritt. Die VeráuBerlichkeit ist zwar nicht 
notwendig, aber sie ist sehr gewöhnlich. Das tragt dazu bei, 
daB sich leichter Aktionare, d. h. Gesellschafter, zasammenfinden, 
anderseits aber bewirkt es auch, daB der Gesellschafter den 
Charakter seines Rechts miBversteht und nicht bedenkt, daB er 
Teilhaber eines gesellschaftliehen Unternehmens ist, dem er sich 
in gewissem Mafie widmen muB, auch wenn seine Kapital- 
beteiligung mit der Zahlung der Aktié erschöpft ist. Viele 
betrachten darum die Aktié nur als eine gewinnbringende Kapital- 
anlage und kümmern sich wenig um die Gesellschaftsgeschafte. 
Allerdings muB zum Zwecke der Überwachung ein Aufsichtsrat 
vorhanden sein, welcher dem gescháftsführenden Vorstand zur 
Seite steht ; aber die Erfahrung zeigt, daB dies kein vollkommén 
ausreichendes Mittel ist, und es wáre wünschenswert, daB die 
Aktionare sich selbst mehr um die Gesellschaftsgeschafte 
kümmerten und an der Mitgliederversammlung, der sogenannten 
Generalversammlung, sich eifriger beteiligten, wovon noch untén 
(^S. 96) zu sprechen ist. Manche Rechte, wie das englische, 
bestimmen auch eine staatliche Überwachung. 

Eann mithin das Grundkapital nicht geschmálert werden, 
weil die Giaubiger ihren festen Halt nicht verlieren sollen, so 
kann auch eine Auflösung und Verteilung des Aktienvermögens 
nur stattlinden, nachdem in einem besonders geregelten Liqui- 
dationsverfahren die Glaubiger befriedigt sind, und hiermit das 
Bedürfnis aufhört, ein Haftungskapital zusammenzuhalten. 

Diese Gesellschaftsform hat leider zu vielen MiBbrauchen 
AnlaB gégében. Die HauptmiBstande ergaben sich ehedem aus 
der VeráuBerlichkeit der Aktién. Es war vielen nur darum zu 
tun, die Gesellschaft zu grundén und die Aktién möglichst schnell 
mit Gewinn an den Mann zu bringen. Zu diesem Zwecke wurde 
alles Mögliche und Unmögliche in eine Aktiengesellschaft ver- 
wandelt, und die schlimmsten ünwerte, hoch taxiért, bildeten 
den Beitrag, fur den Aktién auf viele Tausende gégében wurden : 
sofőrt verauBerten die Griinder ihre Aktién und sahen zu, wie 
hemach die Aktiengesellschaften , die auf völlig scheinhafter 
Grundlage beruhten, zugrunde gingen. Die Zeiten von 1871 — 73 
fiihrten zu einer E^risis, welche unságlicheö Elend über Deutsoh- 
land gebracht hat. Spater ist man bedáchtiger geworden, und 
die heutige Gesetzgebung sucht durch besondere Vorsichts- 
maBregeln und durch eine strenge Grttnderverantwortlichkeit den 
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argsten MiJBbrsLnchen zn stenení. Eln Hauptelement ist aber die 
Gesundung des moralischen BewiűStsems und die Uberzeugang, 
dafi eine Nation keine scheinhaften Werte schaffen kann^ da6 
insbesondere grofie Unternehmungeii nur auf Grundlage einer 
reichen Industrieentwicklung wahren Segen yerbreíten können» 
Das Emporblühen der dentschen Industrie und ihre gro£e wirt- 
schaftlíche Bedeutuug bürgen daiar, daS derartige schwere Mifi* 
verMltnisse nicht mehr als sozíale Gefahr auftreten werden. 

Immerhin hat man neben anderen VorsichtsmaSregeln auch 
folgende: die Aktiengesellschaft kann nicht ohne ríchterliche 
Prüfang entstehen^ sie tritt erst ins Lében mit der Eintragong- 
ins Handelsregister, und dieser wird nur verf ügt, wenn das Gericht 
sich überzeugt hát, daB die notwendigen rechtlichen Grnndlagen 

* 

der Gesellschaft gégében sind : namentlich mfissen allé Aktién ge- 
zeiehnet und mufi auf jede Aktié 25 ^/o bezahlt sein. Die Ein* 
tragung ins Handelsregister hat alsó eine ganz andere Be- 
deutung, als bei der offenen Handelsgesellschaft , wo sie auch 
geschehen soli, aber keine Voraussetzung für die Gültigkeit der 
Gesellschaft als Gesellschaftspersönlichkeit ist. AUerdings sind 
damit l§.ngst nicht allé Gefahren beseitigt : Die Gefahren liegen 
heutzutage weniger in der Gründung, als in der Führung der 
Aktiengesellschaften, und hier hat, wie oben angedeutet, da» 
System des Aufsichtsrates lángst nicht ausgereicht, um eine regei- 
rechte, vorsichtige und gewissenhafte Handlungsweise zu gewfthr- 
leisten. Ohne staatliche Beaufsichtigung des Betriebs werden 
wír auf die Dauer kaum auskommen; die Yorg&nge der letzten 
Jahre habén die Erwartung, dafi sich die Ehrlichkeit des Handels 
selbst hilft, dafi die Wachsamkeit der Aktionáre genügt, dafi die 
Öffentlichkeit der Bilanzen das Publikum sichert, sehr herab- 
gestimmt. Besondere Sorgfalt mufi auf die richtige Bilanz* 
aufstellung verwendet werden: diese ist die Grundlage für die 
Schátzung der Gesellschaft von aufien und für die richtige Ent- 
wicklung nach innen, insbesondere für die Frage, ob Dividenden 
verteilt werden dürfen oder nicht. Hier hat man vorsichtshalber 
die Bestimmung gégében, dafi kein Gegenstand höher veran- 
schlagt werden darf , als nach dem Anschaflfungspreis. Aufier- 
dem soll durch Bildung von Rücklagen (Reservefond) für die 
Festigkeit der Gesellschaft gesorgt werden. 

lm übrigen ist die AktiengeseUschaft eine juristische Person,. 
hat an ihrer Spitze einen Vorstand, hat wie bemerkt einen Auf- 
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fiíchtsrat, wUhrend die Gesamtheit der Gresellschafter als General- 
Tersammlung das oberste Organ bilden. 

Eine etwas verwickelte Form, die Eommanditgesell- 
schaft aufAktien, ist weniger hervorgetreten, ist aber von 
nnserer Gesetzgebung eingehend geregelt worden. Sie ist in der Tat 
eine Aktiengesellschaft mit der Eigenheit, dafi zn den AktiönSren 
ein oder mehrere persönlich haftende Gesellschafter hinzutreten^ 
welche dann den natiirlichen Vorstand der Gesellschaft bilden, 
aber auch der Generalversammlang mit Selbstándigkeit gegen- 
überstehen. 

Der Aktiengesellschaft verwandt ist eine Gesellschaftsform, 
die dem modernen Bechte angehört und sich in Dentschland eigen- 
artig entwickelt hat, die Gesellschaft mit beschránkter 
Haftung. Sie ist, wie diese, eine reine Eapitalgesellschaft 
ohne einen persönlich Haftenden. Von der Aktiengesellschaft 
unterscheidet sie sich wesentlich dadurch, dafi sie auf kleinere 
Verháltnisse angelegt ist, und dafi ihre Beteiligungsrechte nicht 
dazu angetan sind, Gegenstand des Handels zu werden. Die 
Geschaftsanteile der Gesellschafter können nur mittels öffentlicher 
ürkunde verauflert werden ; Inhaberaktien sind alsó hier undenkbar. 
Auch kann die Beteiligung der einzelnen Gesellschafter eine sehr 
yerschiedenartige sein ; indes zeigt sich doch darin eine Ahnlich- 
keit mit der Aktiengesellschaft, dafi diese Anteile mit 100 teilbar 
sein müssen, undin der Generalversammlung kommt auf je 100 Mark 
eine Stimme. Ein Aufsichtsrat ist hier nicht notwendig und auch 
die strengen Vorschriften über Gründung und Griinderverant- 
wortlichkeit finden keine Anwendung, auch wird das Publikum 
weniger mit den Geschaftsoperationen bekannt gemacht, ins- 
besondere müssen nur bei Bankén die Bilanzen periodisch yer- 
Mentlicht werden, was bei Aktiengesellschaften immer zu ge- 
schehen hat. lm übrigen mufi, da die Gesellschaft eine reine 
Xapitalgesellschaft ist, das Grundkapital ebenfalls in voller Höhe 
erhalten bleiben, und es ist nicht gestattet, es wáhrend der Gesell- 
schaft zurückzuzahlen ; auch bei Auf lősung der Gesellschaft müssen 
Ahnliche Yorsichtsmafiregeln gewahrt werden, damit den Gl&u- 
bigern das Grundkapital nicht unter den H&nden yerschwindet. 
Eigenartig ist, dafi, wenn eine Einlage von dem einen Gesellschafter 
nicht zu erlangen ist, die übrigen hierwegen herangezogen werden 
können: auf diese Weise besteht eine gewisse Gesamthaftnng. 

Wahrend diese Gesellschaften für Zwecke aller Art gegrflndet 
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werden können — man hat beispielsweise religiöse Yereinigangen 
als Gesellscbaften mit beschrftnkter Haftnng, Museen nnd Frei- 
manrerlogen als Aktiengesellscbaften gestaltet — sind die soge- 
nannten Erwerbs- nnd Wirtscbaftsgenossenschaften 
Vereinignngsformen, die nnr für gewisse Zwecke gescbaffen werden 
kSnnen, n&mlicb f&r den sozialen Zweck, damit es dem Hand^ 
werker* nnd Mittelstand dnrch Znsammenbalt ermöglicbt wird, 
die Erfordernisse des Lebens nnd der Arbeit leicbter nnd wobl- 
feiler zn erlangen nnd hierbei nocb an dem Qewinn teilznnehmen, 
der ans dem Erwerbe nnd der Wiederyerftnfiemng solcber Dinge 
entspringt. Der Gedanke ist daber so: diese Genossenscbaften 
sind Vereine, welche kanfen nnd yerkanfen, in der Art, dafi die 
Vorteile der Vereinsgescb&fte den Vereinsgenossen znfliefien. 
Hier aber konnte man das Prinzip eines festen Grnndkapitals 
nicbt anfrecht erbalten; man mnfite es dem Gtenossen ermöglichen, 
anszntreten nnd sein Eapital znrückznzieben, anch mnfite man 
daranf dringen^ dafi möglícbst yiele Genossen nen eintreten ; wo- 
dnrcb das Gesellschaftskapital notwendig eine sehr wandelbare 
Gestalt erlangt. Anderseits können die Beteilignngen der Ge- 
nossen nicbt. gleicb sein; sie müssen sich nacb ibren Mitteln 
nnd Eráften ricbten; daber bestebt zwar eine Maximalbeteili- 
gnng, der sog. Gescbáf tsanteil, ancb ein Minimnm ; innerhalb dieses 
Bahmens aber kann das sog. G^scb&ftsgntbaben der Genossen 
versebieden sein. 

Die Folge ist, dafi man derartige Genossenscbaften nicht Ms 
reine Eapitalgesellschaften grnnden konnte, sondem eine persön- 
licbe Haftnng als notwendiges Element mit anfnebmen mnfite. 
In der ersten Zeit des Genossenscbaftslebens glanbte man, dem 
nicbt anders entsprecben zn können, als dafi man allé Genossen 
als Gesamtscbnldner fúr die Scbnlden des Vereins mit eintreten 
liefi. Dies ist aber eine sebr scbwere Mafiregel, die im Falle 
eines Konknrses der Genossenscbaft viel Elend nnd Not ver- 
breitet. Man hat es daher anch schon mit Genossenscbaften mit 
bescbr&nkter Haftpflicbt versncht ; eine miidere Form ist anch die, 
dafi man die ganze Haftpflicbt anfgibt nnd nnr den Satz anf- 
stellty dafi im Falle des Konknrses die Genossen so lange bei- 
stenem mnssen, bis die Gl&nbiger gedeckt sind ; solche Genossen- 
scbaften sind die Genossenscbaften mit nnbeschránkter Nachschnfi- 
pflicht im Gegensatz zn denen mit nnbeschránkter nnd be- 
scbr&nkter Haftpflicbt 

Kohler, Einfiihnmg in die Rechtswissenschaft. 8. Anfl. 7 
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§ 40. / 

Besondere Eigenarten treten imSeerecht henror ; die Hattpt- 
eigenbeit liegt dariii, dafi der Seeyerkehr die persönliche Haftong 
mdglichst ablelmt und den Beeder, d. h. denjenigen, der mit seinem 
Sobiffe Handel treibt, nor mit seinem Schiffsvermdgen haften Iftfit. 
Anf diese Weise entsteht ein dem Pfandrecht nah yerwándtes Weartr 
recht, das bereits oben (S. 59) erwahnt worden ist. Eine solche 
beschrankte Haftung tritt insbesondere ein bei dem Hauptsee* 
gesch9>ft: dem Yerfrachtimgsgéschaft ; sie tritt aber anch sonst 
heryor, so namentiich bei der sog. Bodmerei^ dem Seedar- 
lehen. Pieses geht anf alté Zeiten zurttck. Von alters her war 
es ErfabrungssatZy dafi das Seedarleben zwar grofie Vorteile, aber 
aucb ein grofies Bisiko sehof, und man brachte diese Sonderhéit 
dadnrch mm Ansdruek^ dafi man sagte : geht das Scbiff nnter, so 
braacht das Darlehen nicht znrückbezahlt zn werden. Dies hat 
im modemen Becht die Gestaltung angenommen, dafi anch beim 
Seedarleben der Beeder nnr mit dem Seevermögen, namentiich 
mit dem Schiffe, mit diesem aber völlig haftet. 

Eine weitere interessante Entwicklnng knüpft sich an die 
Person des Eapitáns: frtther hatte das Scfaiff éinen kanfmánni- 
sehen Leiter und einen technischen Seemann, der die Fahrt des 
Schiffes za lenken hatte. Spáter worde beides in einer Person 
yereinigt, in der Person des KapitS,ns (Schiffers), und diesem 
gtstattete man den Geschaftsabscblufi im Namen des Beeders 
in weitem Mafie, man gestattete ihm anch, im Notfalle ein Dar- 
lehen an&onehmen, etwa um das Fahrzeug ansznbessern oder 
das gestrandete Sehiff wieder flott zn machen. Dies ist das 
Bodmereidarlehen des heutigen Bechts. 

Andere eigenartige Gestaltnngen knttpfen sich an die See- 
gefahr: nicht selten mufi die Gtefahr durch irgend welcbe Anf- 
opferangy namentiich dnrch einen sog. Seewurf beschworen werden. 
Hier hat sich nnn der Billigkeitssatz entwickelt, dafi in solchen 
Fállen das Opfer nicht anf dem einzelnen hafteh bleibt, dafi 
vielmehr allé Beteiligten im Verh&ltnis dazn beitragen mttssen: 
das ist die sogenannte Grofie Haverei; die Feststellnng des 
BetrageSy zn welchem jeder einzelne darán beteiligt ist, nennt 
man Dispache. Auf der anderen Seite hat sich das Gefahr* 
gesch&ft der Versichernng gerade im Seerecht entwickeit, 
und hier mit ganz besonderer Feinheit und im Anschlufi an 
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eine reidie seerechtliche Erfahnuig. Wie in vielem anderen, 
80 ist anch hier das Seerecht für die bttrgerliohe Entwicklong 
Vok^gfinger und Ffihrer gewesen (vgL S. 74). Interessant ist 
beaonders, da£ man ím Seerecht nicht nor sein eigenes, sondero 
anch fremde Interessen veredchem kann: nicht nnr kann ich ein 
persönliches Interessé an der Person eines Gefthrdeten habén, 
sondem sein Interessé kann mittelbar mit meinem Veimögens- 
interessé yerknttpft sein: Yersicherung fttr fremde Rechr 
Bnng, Versicherong ftlr Bechnnng wen es angeht. 

§ 41- 

Ein besonders bedentendes Arbeitsmittel des Verkehrslebens 
ist derWechseL Seine Funktion besteht darín, im Scholdrecht 
Banm und Zeit zn überwinden : er versieht alsó hier dieselbe Rolle, 
wie die Elektrizit&t oder andere bewegende Er&fte im Natnrleben. 
Der Wechsel ist hervorgegangen aus der Anweisnng; anweisen 
hei£t: einem anderen, dem sogenannten Angewiesenen, erkl&ren, 
daB er an einen Dritten, den sogenannten Anweisnngsempf&nger, 
zahlen solle. Natflrlich steht es in dem Béliében des Angewiesenen, 
dieses Ansinnen anznnehmen oder nicht Er nimmt es an dnrch 
das Akzept, welches anf die Anweisnngsurknnde (Wechsel) ge- 
sohrieben wird. Dnrch dieses Akzept tritt er in formelle Verbind^ 
lichkeit znm Anweisnngsempi&nger. Zahlt er non, so hat dies 
€ine doppelte Wirknng: es ist, als wie wenn er die Snmme an 
den Anweisenden nnd dieser sodann die n&mliche Snmme an den 
Anweisnngsempf&nger bezahlt h&tte. Zwei Zahlnngen werden 
dadnrch mit einem Schlage yoUzogen, nnd es wird dieÜbersen- 
dnng des Geldes überflflssíg gemacht. Wohnen alsó beispiels- 
weise der Angewiesene nnd der Anweisungsempf&nger in Wien, der 
Anweisende aber in Berlin, so wird hierbei erspart, da£ das 
Qeld von Wien nach Berlin nnd von Berlin wieder nach Wien 
wandert Anf solche Weise können Zahlnngen von Ort zn Ort 
geleistet werden. Wer alsó z. B. von Berlin ans in Paris zahlen 
wiU, kann einen Wechsel anf Paris erwerben nnd dem Glánbiger 
übersenden, der ihn dann, als Anweisungsempf&nger, dem An* 
gewiesenen vorlegt. Derartige Zahlnngen dnrch Wechsel erfolgen 
nnn nicht vereinzelt: die Bankiers erwerben die Wechsel nach 
anderen Geschftftsorten, und wer an solche Orte zahlen will, kann 
bei dem Bankier dieses beqneme Zahlnngsmittel erlangen : die Ban- 
kén sind es, weiche die Wechsel gleichsam anfsangen nnd wieder- 

7* 
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j^eben. Denn ebenso wie deijenige^ der in Paris zahlen will^ 
ein Interessé hat^ eínen Wechsel auf Paris zn erwerben, ebenso 
hat der Deutsche, der in Paris Geld zu erhalten hat und des- 
wegen einen Wechsel besitzt, ein Interessé, diesen Wechsel in 
Dentschland gegen Zahlnng los zu werden, damit das Geld nicht 
Yom Ausland an das Inland geschickt werden mufi. Dadurch 
wird folgendes erzielt: wenn etwa von Paris aus eine Millión 
nach Berlin und von Berlin aus eine Millión nach Paris gezahlt 
werden sollte, so kann beides durch Wechsel ohne Einsendung 
von Zahlungsmitteln ausgeglichen werden. Mitunter ist von 
einem Orte mehr Geld zu zahlen als umgekehrt, so dafi mehr 
Wechsel gesucht werden als vorhanden sind; dann steigt der so- 
genannte Wechselkurs: man wird die Wechsel über pari bezahlen; 
und auch das ümgekehrte kann yorkommen. Jedoch wird dieser 
Kurs seine Grenzen habén, denn wenn die Differenz zu hoch ist^ 
so wird man zur Barzahlung übergehen (der sog. Metallpunkt). 

Der Wechsel hat alsó die Form einer Anweisung : man nennt 
ihn auch Tratte, den Anweisenden Trassanten, den Ange- 
wiesenen Tras s aten und den Anweisungsempf&nger Bemitten- 
ten. Manche Bechte verlangen ausdrücklich, dafi der Wechsel 
ein Distanzwechsel d. h. da£ der Zahlungsort vom Ausstellungs- 
ort verschieden ist; unser Becht kennt auch Platzwechsel, die 
allerdings weniger haufig sind, aber doch auch einem Handelsbc- 
dürfnis entsprechen : so namentlich in GrofistMten und in StMten 
mit eingemeindeten industriellenVororten. Der im Wechsel bezeich- 
nete Wohnort des Trassaten ist im Zweifel der Zahlungsort ; ist der 
Zahlungsort ein anderer, so spricht man von domiziliertem Wechseh 

Sehr wichtig ist folgendes : der Wechsel kann übertragen 
werden ; dies geschieht durch einen Vermerk auf der Rückseite, 
sogenanntes Indossament; welche Übertragung dadurch be- 
sonders erleichtert ist, dafi das Indossament in blanco gestellt 
werden kann, indem die Person des Erwerbers einstweilen nicht 
bezeichnet wird ; in welchem Falle der Wechsel wie ein Inhaber- 
papier von Person zu Person wandert, bis ihn ein Erwerber 
dadurch festlegt, dafi er das Blankett ausfullt. 

Das Indossieren hat folgende Bedeutung: es wird nicht 
etwa das Eecht des Indossanten auf den Indossatar übertragen^ 
sondern es ist wie beim Inhaberpapier: der Wechselschuldner 
hat erklárt, Schuldner des Indossatars (des letzten Indossatars), 
der den Wechsel inne hat, sein zu wollen: mithin wird der 
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Indossatar mit dem Erwerb des WechseU selbst&ndiger Gl&ubiger, 
und es können ihm keine Eiiiwendongen aos der Person seiner 
Vorg&nger entgegengestellt werden. £r wflrde daher selbst 
dann berechtigt sein, wenn díe yorbergehenden Indossamente 
gefSIsdit wáren oder yon geschaftsonföhigen Personen her- 
rübrteE; vorausgesetzt, dafi er in gutem Glanben den Wechsel 
erworben hat: sein böser Glanbe allerdings wfirde den Eigentums- 
erwerb des Wechsels nnd damit die Entstehnng seines Fordé- 
rnngsrecbts bindern nnd ihn selbst yerantwortlich machen. 

Das Institat des Indossaments ist nicht dem Wechsel alléin 
eigen^ es findet sich bei allén sog. Orderpapieren; etwas 
Bésonderes ist aber folgendes, nnd das charakterísiert den 
Wechsel: der Aossteller haftet fúr den E^gang des Wechsels, 
ebenso haftet jeder Indossant; das Indossament gilt alsó zn 
gleicher Zeit als eine Art yon Bflrgschaft, ein jeder Indossant 
ist Gew&hrsmann. Dadnrch gewinnt der Wechsel bedentend 
an Sicherheit: je mehr Unterschriften er tr&gt, desto mehr Gte- 
wahrsmftnner, nnd zwar gílt folgendes: ein jeder Gew&hrsmann 
haftet nicht nnr seinem nnmittelbaren Nacbfolger, sondem jedem 
wechselberechtigten Indossatar. Mithin kann dieser, wen er 
wil^ yon den Gew&hrsmS.nnem (Vorm&nnem) in Anspruch 
nehmen, den nS^heren wie den femeren; er hat einen sog. 
springenden Segre£. Dadorch wírd die Sicherheit des 
Weehsels bedentend gefördert. Manche Bankinstitnte, wie z. B. 
die Beichsbank, erwerben nnr solche Wechsel, welche drei oder 
mindestens zwei gnte Unterschriften habén. Nötig ist hierbei aller* 
dings, dafi der Wechselinhaber znn&chst bei dem Trassaten seine 
Zafalnng sncht nnd sie hier nicht findet: dann kann er znm Regrefi 
schreiten* Dleser Versnch, die Zahlnng zu finden, mnfi regei- 
máfiig dnrch den sog. Protest konstatiert werden; denn nrsprüng- 
lich protestierte man zngleich, d. h. man erkl&rte, trotz des Zab- 
Inngssnchens bei dem Trassaten seine Bechte gegen die „Yor-' 
m&nner^^ anirecht erhalten zn wollen. 

Das Regrefirecht ist fúr den Wechsel charakteristisch ; es 
entstammt der ersten Entstehnngszeit des Wechsels : der Wechsel 
ist ans dem Geldwechseln entstanden. Man bekam einen 
Wechsel anf den Zahlnngsort^ indem man am Ausstellnngsort 
mit dem Gelde dieses Ortes zahlte; daranfhin stellte der Geld- 
wechsler einen Wechsel an den Zahlnngsort aus, damit dórt 
sein Geschaftsfrennd, mit dem er in Abrechnnng stand^ in dorti- 
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gem Gelde zahlte. Der Weehsel war für bares Géld gégében und 
sollte statt bareitGreldes dieiiBiL Darum haftete der Anssteller, der 
das bare Greld erhalten Jiatte; man sprach and spricht daYon, daB 
er Valuta empfangen habé, und dieses mufi nach manchea Rechten 
in den Weehsel anígenommén werden (Valnta erhalten n. dgL). 

Oben (8.99) wurde gezeigt, wie der Weehsel dieOrtsschwierig^ 
keitaberwindet; anch dieZeit wird dadnrch gleichsam ans den 
Angeln gehoben: eine Zahlung, die ich erst in einem Vierteljahr 
zu erwarten habé, kann ich schon jetzt filr mich fmchtbar machen^ 
indem idi mir dafBr einen Weehsel akzeptíeren lasse und diesen 
Weehsel yer&|iflere. Natürlich zahlt mir der Bankíer dafnr nicht 
den Pari^Betragy sondern die Wechselsumme mit Abzug des 
Zwischenzinses, des sogenannten Dískonts. Darum hei£t das 6e- 
schaft Diskontgeschlft und ist eine der wichtigsten Auf- 
gaben der Bankén. 

Bisher war von dem Handelswechsel die Bedé, der soge* 
nannten Tratté. Es gibt auch noch einen e igenen Weehsel, 
der nicht als Anweisung wírkt, sondern lediglich eín Zahlungs- 
versprechen des AússteUers an den Wechselempf&nger entháit. 
Dieser Weehsel spielt im Yerkehrsleben keine so grofie Bolle, 
doch wird er namentÜGh vielfach als Depotwechsel benutzt, 
als Weehsel der nicht zirkulieren^ sondern nur zur Siohemng 
dienen soll. AUerdings wird er auch oft yerwendet, um Wncher 
zu treiben oder um unehrliche Gesch&fte zu verschleienL Und 
damit berfihren wir allerdings die wunde Seite des Wechselin- 
stitutes ; denn da der Schuldgrund bei dem abstrakten Weehsel^ 
yeiiehr nicht in Betracht kommt, und noch mehr, da der gut- 
glftubige Erwerber des Wechsels, alsó insbesondere der gut- 
gl&ubige Indossatar, eine Forderung erwirbt ohne Rücksicht auf 
die Einwendungen und Einreden, welche man dem Yorg&nger 
entgegensetzen kOnnte, so ist es sehr leicht, Schmuggel* und 
Euppellohn, Banditenlohn, Yerraterlohn auf diese Weise in den 
Yerkehr zu werfen; das Geld mu£ bezahlt werden, und die 
Bechtsordnung ist hiergegen ohnm&chtig. In England hat darum 
auch die freie „Negoziabilitát" des Eigenwechsels bis ins IB. Jahrh. 
Schwierigkeit gefunden. 

Ein anderes wichüges Papier des Handels ist die B a n k n o t e. 
Sieist eine Inhaberschuldverschreibung und f&llt alsó unter die 
oben (S. 81) bezeichnete Eategorie; wesentlich is aber, daft sie 
uny«rzinslich und stets auf Yorzeigung zahlbar ist, so dafi sie die 
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Stellong des.Geldes vertreten kann: das tat sie, obgleich sie kein 
Geld Í8t : ftie enthftlt keinen Wert (vgL S. 82^ sond^m eine Fordeiung^ 
die aUerdings, wenn die Bank skher ist, im Yerkehr wie Geldeeh 
wert gilt. Ln dentscben Lande war das Banknotenwesen nicht 
nach einem festen Prinzip geregell £s wftre wfinsehenswert, 
wenn nur eine Bank, die Beichsbank, Banknoten ansgeben 
k&nnte^ 8o da£ wir nnr eine Art dieses geldwerten Verkebrs- 
inittels h&tten. Man hat aber anch noch anderen Bankén, sog. 
Noten-oder Zettelbanken, nnter bestinunten.Bedingnngen 
das Becbt der Notenansgabe belassen, so dafi Noten verschie- 
denster Art in Dentschland im Yerkehr sind, ohne daB jedoch 
solche Noten partíknlftrer Abkonft sich in Dentschland flberall 
das YoUkomniene B&rgerrecfat erw^ben konnten. 

Ein besonderes wichtiges Institnt ist der Scheck, der 
die Form einer Anweisnng an einen Bankier an sich trftgt, 
damit dieser ans dnem bei ihm bestehenden Gnthaben eine be- 
stimmte Snmme an den Vorweiser zahle. Zahlt der Bankier 
nicht, so haftet der Anssteller, jedoch nnr wenn der Scheck* 
empf&nger nicht nnmotiviert mit der Vorweisnng gezögert hat. 
Die jnristische Natnr ist Gegenstand manchen Streites. ^) Ein 
Scheckgesetz steht hevor. 



F. Familienvermögens- und Erbrecht 



§ 42. 

Die indogermanische Familiewar patriarchalisch und 
bemhte anf dem genossenschaftlichen Yerband der Familienmit- 
glieder, die sich in der Einheit des Yermögens dai^tellte: 
kein Individnalgnt, sondem Familiengnt, das Einzelwesen ging 
in der Familie anf.') Das Gnt war in der Verwaltnng des 
Familienhanptes , des Yaters oder des Utesten Brnders , oder 
sonst eines Agnaten; denn die Familie bestand oft ans einer 
grófién Beihe verwandtschaftlich zngeh5riger Personen. 

Diese indogermanische Familie ist im römischen Beoht 
vSUig verwandelt nnd za einem Despotismns des Familien* 

») Lehrb. H S. 166. 
^ EMyklop. I 8. 724. 
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vaters entartet. Der Familienvater ist nícht mebr Yerwalter éines 
gemeinsamen Yermögens, sondem unbeschrftnkter AUeinlierrscIier 
und AUeineigentfiiuer alles Familiengutes und alles Erwerbes, der 
von den Familienmitgliedem stammt. Das römische Recbt war 
nicht aof genossenschaftliclie YerhSLltnisse angelegt, sondem liebte, 
alles aufeinePerson zu setzen. Die Verhaltnisse der übrigen Fami- 
lienmitglieder waren nur dorcb die allgemeine Sitté und den m&cb- 
tigen EinfluB gesellscfaaftlicher Schátzung gedeckt und gesichert. 

Bieses System des rőmischen Eecbts beberrscbte nocb die 
Zeit der grófién Juristen von Augustus bis Alexander Sever: 
Alles was der Haussobn erwarb, gehörte dem Yater ; selbst wenn 
er heiratete und seine Frau eine Aussteuer mitbracbte, ging diese 
in das Yermögen des Yaters über, allerdings mit mancben die 
Secbte der Frau sichernden Eigenbeiten. Nur das Soldatenrecbt 
bracb bier eine Bresche: der Erwerb des Soldaten war seiner 
Yerfugung anbeimgestellt, aucb wénn er Haussobn war. 

Die cbristlicbe Kaisérzeit, welcbe griecbiscbe und 
orientáliscbe Ideen in das Becbt einfübrte, löste dieses Yerbáltnis. 
Der Erwerb der Kinder, allerdings nicbt der Arbeitserwerb, wobl 
aber der Erwerb von mütterlicber Seite^ wurde dem Kinde ge- 
sichert, zuerst durch Yerfangenschaft, spáter erlangte das Emd 
Eigentum, und die Eechte des Yaters wurden auf eine Nutz- 
niefiung berabgedrückt. Die Entwicklung vollzog sich weiter, und 
zu Jnstinians Zeiten wurde aUer Erwerb, den das Kind von aufien 
her machte, in dieser Weise behandelt : so wár das Eigentum 
des Yaters überwunden, und das Eind hatte die Möglicbkeit, 
Reichtiimer zu erwerben, an denen der Yater nur durch Prucht- 
genuB und Yerwaltung beteiligt war. Das alté System bestand 
nur noch bezuglich des profekticischen d. h. vom Yater her- 
rührenden Yermögens; doch auch hier hat die Folgezeit dem 
Kinde mehr und mebr Selbstrechte gégében, nur blieb lange 
Zeit das Widerrufsrecht des Yaters gewahrt. 

Auch das Yerháltnis zwischen Frau und Mann war ursprung- 
lich von den gleichen Grundsatzen getragen : die Frau wurde Haus- 
tochter und ihr Yermögen ging in das Yermögen des Mannes 
über. Das wurde anders, als die m&chtige Frauenbewegung in 
Bom die Selbst&ndigkeit des weiblichen Geschlechtes erwirkte und 
die Frauen die íreie Ebe durchsetzten. Hier behielt die Frau 
ihr Yermögen, und es trat Gütertrennung ein; da aber der Ebe- 
mann fiir die Tragung der Ehelasten einen Zuschufi habén 
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wollte^ 80 worde die Sache in der Art geregelt, dafi die Fraú 
dem Ifann eine Mitgift, eine dos^ beibracbte, Man soUte 
mm annetamen, dafi der Mann an dieser dos nor den Fmcht- 
genufi hatte, daS der Fran das Eapital verblieb and dafi dem 
Mann nnr die Frachte als Qleicbwert fttr die Ehelasten znteil werden 
sollten. Alléin dies b&tte dem Znge des römischen Geistes wider- 
sprochen: der Ehemann wollte sich nicbt in die Yerwaltung bin* 
einblicken lassen; er wnrde danim Eigentttmer der Mitgift und 
nnr scbnldrecbtlich yerpflicbtet, seinerzeit der Fran das Mit- 
giftskapital wieder beransznkebren ; anfierdem war die Fran da- 
dnrcb gesicbert^ dafi die Dotalgflter, mindestens die Dotalgnmd* 
stflc&e regelm&fiig nnyeranfierUcb waren. Dies ist das Verb&lt- 
nis des römiscben nnd romaniscben ebelicben Güterrecbts ge- 
wesen und geblieben. 

§ 43. 

Das deutsche Recbt bat viel mehr, als das römiscbe, die 
Gmndzüge der indogermaniscben Recbtsentwickljong gewabrt Das 
Familienvermögen blieb Hausvermögen im álteren Sinne, und der 
Familienvater batte nur ein bescbranktes Recbt, daruber zu 
yerfugen: denn er verfügte nicbt in seinem Namen, sondern im 
Namen des ganzen Hauses, der ganzen Familie. Dieses Ver- 
baltnis bat sícb bei fortscbreitender Vereinzelung in einer 
ábnlicben Weise gestaltet wie das römiscbe Recbt in der cbrist- 
licben Eaiserzeit : die Einder erlangten aucb znn&cbst ein Ver- 
fangenscbaftsrecbty sp&ter wurden sie Eigentümer des ibnen von 
answárts zugefallenen VermögenSy und der Hausvater wnrde auf 
die Nutzniefiung bescbr&nkt, so dafi die Einbeit des Vennögens 
nur mebr eine áufierlicbe war. Docb sind die Yerb&ltnisse bier 
sebr yerscbiedenartig gewesen und nocb yerscbiedenartiger das 
Yerbáltnis unter Ebegatten. Urgermaniscb ist der Gedanke, dafi 
das Yermögen der Ebegatten ein Gut ist und in der Yerwaltung 
des Mannes stebt, welcber in gewissen Falién der Zustimmung 
der Ebefrau bedarf.^) Daraus babén sicb eine Menge yon 
Güteryerbáltnissen der yerscbiedensten Art entwickelt: 
die allgemeine Gütergemeinscbaft^ die Fabmisgemeinscbaft, die 
Gemeinscbaft der Errungenscbaften, die Yerfangenscbaftorecbte 
usw.: Güteryerbaltnisse, die sicb aucb bei ganz andem, recbt 
fem liegenden Yölkem finden. Mitunter spielte aucb der Ge- 

') EiuBjklop. I S. 716. 
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danke hinein, dafi die Ehe ihi» volle Wirkung erst nach einíger 
Zeit entfalte, z. B. erst nach einem Jabr oder erst nach Gebnrt 
eines Kindes. Eine selbatftndige Entwicklong bietet hier das 
s&chsisohe (ostíKlische) Becht, indem es in áhnlicher Weise, wie 
vorher bei den Eindem, dié Gemeinschaft yer&nfierlichte , das 
Yermögen anseinander hielt nnd dem Ehemann nur eine weit- 
gehende Nntzniefinng (Dispositions- oder Verfügnngs- 
natzniefiung) gew9.hrte. Vgi. 8. 66. 

Das modemé Becht hat teilweise der Gutergemeinschaft den 
Vorzng gégében, so insbesondere in Frankreich, wo Fahmis- nnd 
Ermngenschaftsgemeinschaft besteht, teilweise dem s&chsischen 
System, so das pren£ische Landrecht Das BOrgerliche Gesetz-^ 
bnch hat sieh gleichfiüls dem s&chsischen Gflterrecht angesdilossen, 
gibt jedoch die Möglichkeit, nicht nnr in Ehevertr&gen beliebige 
Andemngen herbeiznführen, sondem gestaltet anch die allgemeine 
Gutergemeinschaft, die Gemeinschaft der Fahmis nnd der Er- 
mngenschaft so sehr ans, daS es nnr eines Wortes bedarf, nm sie an 
Stelle des gesetzlióhen Gfltersystems einznfBhren. 

Das gesetzliche Gfltersystem gibt dem Mann die Yerf&gnngs- 
nntzniefinng flber das eingebrachte Gnt der Fran. Einge- 
brachtes Gnt ist alles, was die Fran hat nnd erwirbt, mit Ans- 
nahme dessen, was gesetzlich oder vertragsm&Big alsYorbehal- 
tnngsgnt erkl&rt ist. Gesetzliches Yorbehaltsgnt ist der Arbeits- 
erwerb, die persönliche Ansstattnng der Fran, d. h. die zn ihrem 
persönlichen Gebranch dienenden Sachen, nnd alles was hier an 
Stelle des Abgehenden als Ersatz hinznkommt. Die Yerf&gnngsnntz- 
niefinng des Mannes war frtther sehr weit nnd nmfaBte insbesondere 
anch das nnbedingte Becht der Yeránfiemng beweglicher Sácheii. 
Das Bfirgerliche Gesetzbnch hat sie sehr beschrftnkt, so daB Yer- 
Agnngen regelmftBig der Znstimmnng der Fran bedfirfen, jedoch 
so, dafi nötígenfalls das Yormnndschaftsgericht ihre Znstimmnng 
ersetzen kann. Wesentlich ist aber, daB der Mann die ganze 
Yerwáitnng des eingebrachten Gntes imeigenenNamen ffthrt 
und dabei nicht die Fran, sondem nnr sich selber yerpflichtet. 
Den Yertragsgl&ubigem der Fran gegenflber ist er in seinen 
Bechten selbst&ndig, nnd insbesondere vermag die Fran nicht óhne 
seine Znstimmnng solcheSchnlden einzngehen, welőhe anf das 
eingebrachte Gnt geltend gemacht werden könnten ; anders idt es, 
wenn die fVan ans nnerlanbter Tát haftet : diese Haftnng kann 
íBr das eingebrachte Gnt nicht abgelehnt werden ; sonst st&nde 



F. Familienyerm({geii»* und Erbrecht. § 48. 107 

der Verletzte hilflos da, denn das Vorbehaltsgat ist gewöhnliek 
nur nebens&cUiclL 

Das YerhUtnis kann nnleidig werden, weirn der Mann schlecbt 
wirtachaftet oder in eine solcbe Lage kommt, daB er sein eigenes 
Vermögen nicht zu verwalten yennag. lm ersten Falle kann die 
Fran Sichemng begehren, sie kann in beiden F&Uen verlangen^ 
dafi das Güterverhftltnis anfhört nnd yöUige Otttertrennnng ein^ 
tritt^ was durch richterliche Festsetznng zn gescheben hat; bei 
Konkors nnd Todeserklámng des Mannes hört das Yerháltnis 
Yon selbst anf. 

lm Gegensatz dazu habén die verschiedenen Arten der O ü t e r - 
gemeinschaf t ihre grófién Vorzüge ^): sie sollen einEbenbildder 
ebelichen Harmonie gebén, nnd die Gewalt des Ehemanns ist ebenso 
gescharft wie seine Yerantwortnng, denn er hat eín ziemlich fireies 
Yerfügnngsrecht über das Gesamtgnt, nnd anderseits haftet dÉ^ 
O^amtgnt fOr seine Scholden^ nnd ebenso er fflr die Schnlden 
dieses. Yon besonderem Yorteil ist die Gemeinschaft dadnrch, 
dafi anch der Erwerb gemeinschaftlich wird; nnd wenn daher 
die Fran kein eigenes Geschftft treibt, sondem sich im flans- 
wesen des Mannes betatigt, so erhált sie niehtsdestoweniger einen 
Anteil an allém, was der Mann erwirbt: solcbes ist sehr ge^* 
recht, denn der h&nslíche Einflnfi nnd die Sorge fflr den Mann 
ist ein fnr den Erwerb sehr wesentlicher Faktor. Dieser Yorteil 
tritt insbesondere bei der einen Gemeinschaft hervor, der Ge- 
meinschaft der Errnngenschaften, nnd es wáre hiemach zweckent- 
sprechender gewesen, die ehemánnliche Yerfttgnngsnntznieflnng 
mit der Errnngenschaftsgemeinschaft zn verbinden. Unter nnse- 
rem gesetzlichen System ist die Fran dadnrch sehr benachteiligt, 
dafi ihr der Erwerb des Mannes yöllig yerschlossen ist ; will sie 
nach Geld streben, so mnfi sie womöglich einen eigenen Bemf 
treiben, wáhrend der Bem^ far den Mann zn wirken, yermögens- 
rechtlich nnfmchtbar nnd ohne jede Yergeltnng bleibt. Ander- 
seits hat allerdings unser System den Yorteil, dafi der Erwerb 
der Fran ans ihrem etwaigen Eigengesch&ft ihr Yorbehaltsgnt 
wird nnd dem Ehemann nnd seinen Glánbigem entzogen ist. 
Sehr treffend gibt man im Schweizer Becht der Ehefran anch 
ohne G&tergemeinschaft einen entsprechenden Teil ans dem er- 
mngenen Gnte des Ehemannes (den Yorschlag). 



Enzyklop. I S. 719, Mann nnd Weib S. 287 f. 
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. Auch bei den GütergemeinschaftsTerhaltnissen ist die Fraa 
gesichert durch das Kecht, eine Lösung zu verlangen, aber anch 
der Mann kann in die Lage kommen, eine Lösnng zn begehren, 
weil ermöglicherweise dnrch Gemeinschaftsschulden, welcheschliefi- 
lich der Frau selbst obliegen, über Gebtihr belastet wird, 

Ein eigenartiges, aber völlig der germanischen Denkweise 
entsprechendes System ist die fortgesetzte Gütergemein- 
schaft nach dem Tode des einen Ehegatten, indem der über- 
lebende mit den Kindern der Ehe in eine ahniiche Genossenschafk 
tritt, wie bisher mit dem Verstorbenen. Diese Gemeinschaft tr&gt 
viel zur Befestigung der Familie bei und wiU insbesondere be- 
wirken, dafi der schwere Schlag des Todes des einen Elternteüs 
die Familie nicht völlig auBer Fassung bringt. Die Kinder treten 
dánn nicht als Érben des verstorbenen Elternteüs ein, sondem 
ak Gemeinschaftsgenossen, indem die Gemeinschaft so angetegt 
ist, daű nach dem Tode eines Ehegatten * die Kinder von selbst 
zü neuen Gemeinschaftsgenossen werden. Anderseits kann sie 
doch anch sehr zur Knechtang dér Kinder beitragen, und es war 
darum vielfach Eechtens, daB das Kind, wenn es sich selbstándig 
machte, eine Abschichtung begehren konnte. Das Bürgerliche 
Gesetzbuch geht leider nicht soweit und beendet die fortgesetzte 
Gtitergemeinschaft, ohne Zustimmüng des űberlebenden Eltem- 
teiles, nur mit seiner Wiederverheiratung ; in anderen Falién nur, 
wenn er sich als Verschwender gebftrdet oder seine Pflicht gegen 
die Kinder in schwerer Weise verletzt. 

Andere modemé Kechte gehen in der Vereinzelung weiter 
und erkláren die Gütertrennung als gesetzliches System, 
und áuch von seiten der Frauenbewegung wird diese energisch 
gefordert. Hier hat jeder Ehegatte ein getrenntes Vermögen, 
und die Frau ist verpflichtet sich nach Verháltnis an den Lasten 
dér Ehe zu beteiligen. Stehen die Ehegatten in gutem Einver- 
nelimen, so wird allerdings diese Gütertrennung nicht seiten zu 
irgend welchen vermittelnden Formén fiihren: die Frau wird dem 
Mann vielfach einen Teil des Vermögens zur Verwaltung über- 
geben, ohne von ihm Kechenséhaft zu fordem, und mitunter 
wérden die Ehegatten es für das Beste haltén, den Erwerb mehr 
odér minder zusammenzuwerfen. Es wird wohl das Schicksal der 
Zukunft sein, dafi die Gütertrennung gesetzlich eintritt, das 
Gesetz aber derartige Verteilungs- oder Genossenschaftsformen 
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begfinstígt, so dafi durch freies Einvernelimeii erzielt wird, was 
bisher Machtspracfa des Oesetzes war. 

Anch die Yermögensyerhftltnísse der Kinder habén sich' un 
Sinne des germanischen Bechts entwickelt, nnd zwar im allge- 
meinen entsprechend den römisehen Zust&nden der christlicben 
Zeit. Der Erwerb des Eindes von auűen her wird sein Eigen^ 
steht aber in einer weitgehenden Nntzniefiong des Yaters, welche 
Nntzniefinng zn einer elterlichen NntznieBnng geworden ist, die 
allerdings unter normalen YerbSItnissen dem Yater znstefat, 
aber nach seinem Tode nnd in einigen anderen Falién der 
Mntter znteil wird. Dieses NutznieAnngsrecht ist germanisch; 
germanisch ist anch der Gtedanke, da£ der Arbeitserwerb der 
Kinder nicht in die Nntzniefinng f&Ut^ sondem dem Erwerbenden 
als freies Yermögen vorbehalten ist. 

Hat das Kind weder Yater noch Mntter, so war es nrsprttng- 
lich die Familie, oder der König, der fttr es zn sorgen hatte. 
Die Sorge fiihrte mehr oder minder anch ein Eecht an seinem 
Yermögen herbei, denn eine pünktliche Abrechnnng war der An- 
schannng jener Zeit nicht gemafi. Erst die spátere Entwicklnng 
hat den Yormnndzu eínem Drittverwalter gemacht, der wie ein 
Beamter an das Yermögen herantritt, der es im Namen des Kindes 
verwaltet nnd peinliche Eechenschaft abzulegen hat. Dadnrch 
ist die Yormnndschaft völlig von der elterlichen Gewalt losgelöst 
nnd zn einem ganz gesonderten Institnte gemacht worden. Mit 
der Familie blieb sie allerdings noch in verschiedener Weise ver- 
bnnden: teils dadnrch, dafi der Yater einen Yormnnd ernennen 
dnrfte, teils dadnrch, dafi gewisse Yerwandte vor allém znr Yor- 
mnndschaft bemfen waren. Indes ist anch in dieser Beziehung 
die Entwicklnng weiter gediehen ; zwar werden diese Famüien- 
verháltnisse nicht völlig beiseite geschoben, jedoch werden sie 
nicht mehr fúr ansschlaggebend erklárt: denn hentzntage gibt 
anch in diesem Falle das Yormundschaftsgericht die Bestim- 
mnng, nnr soll es nicht ohne triftige Gründe von einer solchen 
Beteilignng der Familie absehen. 

80 hat die Yormnndschaft einen gewaltigen Eifi im Familien- 
vermögensrecht bewirkt, nnd die Yermögensverháltnisse der elter- 
lichen Gewalt nnd Ehe einerseits nnd der Yormnndschaft ander- 
seits sind nnnmehr Entwicklungsformen zweier ganz ver- 
schiedener Ideen nnd bemben anf zwei ganz verschiedenen Kon- 
stmktionen. Es ist etwas wesentlich anderes, ob jemand ein 
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Eigenrecht am fremden Yernidgen hat nnd kraft dieses Eigen- 
rechts yerwaltet und yerf&gt, und etwas wesentlich anderes, ob je- 
mand ohne Eigenrecht nnr als Stellvertreter im Namen der fremden 
Person ihr Vermögen verwaltet und ihre Gescháfte fíihrt. Aber 
der Bifi war unrermeidlich ^ sobald die ursprüngliche Familie 
ibre Einheit und Macht verlor, die Einzelwesen m&chtíger 
bervortraten und das Familienverhaltnis auf eine enge Sph&re 
von Mann, Frau und Eindem beschrankt wurde. In diesem 
Kreise begtehen noch die altén EechtBgedanken ; doch auch 
hier drángt die Entwicklung vielfach darüber hinaus. Zu 
wfinschen ist nur, dafi sie die Genossenschaftsidee nicht völlig 
zur Lösung bríngt und die Befreiung des Einzelwesens nicht 
den Zerfall der Familie herbeifiihrt Solches Unheil kann aber 
nur dürch ethische Bildung und freie EntauJBerung, es kann nicht 
durch den Zwang des Gesetzes verhütet werden, 

§44. 

Der T d eines Einzelwesens bewirkte ursprunglich den Rück- 
fáll des Vermögens an die Allgemeinheit. Spater wurde das Ver- 
mögen in kleineren Kreisen zurückgehalten : es blieb vereinzelt 
und kam an diejenigen, die mit dem Erblasser in n&herer 
sozialer Verbindung standén. Der Übergang des Vermögens vom 
Verstorbenen, der vielfach noch als eine Zeitlang fortlebend be- 
trachtet wird, auf ein solches anderes Einzelwesen (im Gegensatz 
zum Anfall an die Allgemeinheit) heiBt Erbrecht.*) 

Das Erbrecht kann in verschiedener Weise aufgefaűt werden : 
entweder nimmt man an, dafi gewissermafien die Person, oder 
Seele des Verstorbenen in den Érben übergeht; — 
odér nicht die Person, sondern das Vermögen ist Gegenstand 
der Vererbung. Das erstere Prinzip, von dem das römische 
Recht ausging, fiihrte zur völligen Schuldenhaftung, und diese 
wurde durch den Glauben gesteigert, dafi der Verstorbene erst 
nach Vollzahlung der Schulden seine Euhe im Jenseits finde, oder 
dafi mindestens die Gláubiger bis zur Zahlung der Schulden die 
Beerdigung verhindem könnten, ein Rechtssatz, der in frfiheren 
Zeiten die Nachkommen stark belastete und erst allmáhlich unter 
schwerem Widerstand der Gesetzgebung beseitigt wurde. 

Miidere Anschaunngen vertrat in dieser Beziehung das ger- 



^) Enzyklop. I S. 36f. und 737. 
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manische Becbt; es nahm an: nicht die Person, sondem das Ver- 
Bi5geii ginge über und die Schnlden bildeten nur eine Belastnng 
de6 YermögeiiB. Und das Becht der Gl&nbiger, die Beerdignng 
zn verhindern, war zwar im germanischen Bechte anch vertreten, 
docb wnrde es bald ansdrtt<±licb abgelebnt. 

Nacb germaniscbem Becbt baftete alsó der Érbe nur mit dem 
NiBuMafiyermdgen : denn er haítete nnr deswegen, weü das Nacb- 
laftvennögen mit Schnlden behaftet war. Dies Abrte noch zn 
einem wichtigen Unterschiede. 

Das römiscbe Becbt überlieB es im allgemeinen dem Érben, 
die Erbscbaft zn erwerben oder nicht : es war seine Sache, sie ant 
ihren Schuldenstand zn prOfen nnd sich danach zn entscheiden ; 
da6 germanische Becht dagegen stellte den Satz anf, dafi der Érbe 
von selbst Érbe werde, denn er war ja sicher, nicht fiber den 
Nadilafi hinans zn haften. Jedoch gab man sp&ter anch in 
Dentschland nnd Frankreich dem Érben die MOgUchkeit, anszn- 
schlagen, schon deshalb, weil er vielleicht den Nachlafi eher 
einem femeren Érben, als sich selbst gOnnte. Das fthrte zn 
dem merkwfirdigen System, daS der Érbe zwar Érbe wird, aber 
doch ansschlagen kann, in welchem Falle er wie ein Nichterbe 
behandelt wird: d. h. er wird znnftchst Érbe nnter einer anf- 
lösenden Bedingang, nnd diese tritt ein, wenn er ansschl&gt, 
nnd zwar mit energischer Wirknng. 

Das Bürgerliche Gesetzbnch hat im Gmnd nnd Wesen das 
germanische System angenommen, jedoch mit einem bedentendén 
Zng nach dem rönüschen Bechte Mn. Der Érbe soll nnter allén 
Umstanden die Begűnstignng habén, nicht über die Erbscbaft 
hinans zn haften, jedoch ist er zn diesem Zwecke verschiedenen Be- 
dingnngennnterworfen.Eine dieserBedingnngenist diegenaneFest- 
setznngdesErbschaftsbestandes,Inyentarerrichtnng; jedoch 
ist er hierzn nicht von Amts wegen verpüichtet, sondem nnr anf 
Antrag, in welchemFalle ihm eine Inventarfrist gesetzt wird. 
Eine zweite ist es, daS der Érbe den Nachlafi einer Nachlafi- 
verwaltnng nberantwortet, denn er haftet nicht etwa bis zn 
der Hdhe des Nachlafivermögens, sondem er hafi^t mit diesem 
Vermdgen, worans sich von selbst ergibt, dafi das YermOgen 
in geordneter Weise znr Decknng der Glánbiger yerwendet 
werden mnfi. 

Ein anderes Mittel ist das GlEnbigeranfgebot: die 
Glánbig^ konnen anf Antrag vom Gerichte an^fordert werden. 



112 I. Privatrecht. 

sich in bestímmter Zeit zá melden (R e c h n u n g s r u f des Schweizer 
Rechts): dieshat znrFolge, dafiwenn sie skh nicht melden, sie 
nicht meht den Érben, sondern nnr den noch übrigen NachlaB 
zur Zahlong heranziehen können. Anf diese Weise kann alsó 
der Érbe, nachdem er eín Inventar errichtet hat, znerst den 
Glánbigerstand érmitteln, er kann femer, wenn dieser Stand eín 
nngttnstíger ist, die NachlaBverwaltnng eintreten lassen, welche 
nötigenfaUs znm NachlaBkonkors fúhrt. Das System ist etwas 
verwickelt, aber fein und durchdaclit* 

§ 45. 

Die Erbfolgeordnung ist eine gesetzliche oder gewill* 
kurte. ^) Die letztere beruht darauf, dafi die Bechtsordnnng 
dem Erblasser eine Einwirkung anf das Schicksal des Yermögens 
nach dem Tode ge&tattet : ein Rechtsgedanke, den die nrsprtlng- 
liche Zeit nicht kennt; aber die Verhaltnisse drángen dazn: 
denn, da der Erblasser kraft des Eigentums sein Vermögen za 
Lebzeiten yeráuBem und yerschenken kann, so gestattet man 
ihm auch, es so zu yerschenken, dafi es erst nach seinem Tode 
übergeht; so entstehen die Schenkungen yon Todes wegen, und 
diese fiihren zum Erbyertrag, indem der auf solche Weise Be- 
schenkte wie ein gesetzlicher Érbe behandelt wird; der Erb- 
yertrag aber fúhrt wieder zur einseitigen Verfügung, zum 
Testament, indem der Erblasser sich Widerruf und Ánderungen 
yorbehált. Eine besonders energische Form dieses Vorbehalts 
liegt dann yor, wenn der Erblasser zunáchst das Vermögen 
einem Yertrauensmann zuwendet und ihm auferlegt, nach der 
yom Erblasser weiter gegebenen Anweisung zu yerfahren (so 
im Röm. Recht beim familiae emptor). 

Das Testament hat sich oft so machtyoll entwickelt, dafi 
es das ganze Rechtsleben beherrschte, so im römischen Recht; 
wáhrend es im germanischen Lében eine mehr oder minder zu- 
fáUige Einrichtung gewesen ist, indem der Erblasser in der Regei 
sein Vermögen dem Gesetz bzw. dem Schicksal überlieB: Deus 
facit heredem. 

Verfiigungen yon Todes wegen können auch eine bloB par- 
tielle Vergabung des Vermögens bezwecken : dann bleibt die Erb- 
folge wie sonst bestében, und der Érbe hat lediglich in ge- 
wissen Punkten dem Willen des Erblassers zu wiUfahren. 80 

») Enzyklop.I S. 38 und 744. 
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unterscbied man in Bom Test áment e und Eodizille, w&hrend 
man im germanischen Sechte diesen Unterschied völlig verwischt 
hat nnd so anch im Bürgerlichen Gesetzbnch: dieses kennt als 
eínseitigen letzten Willen nnr das Testament, ohne einen unter- 
schied zn machen, ob der Erblasser das Vermögen in der Ge- 
samtheit oder ob er blofi einzelne Teile vergabt. 

§46. 

Die gesetzliche Erbordnnng hángt mit der Organisa- 
tion der Familie znsammen. Bei den indogermanischenVölkem war 
sie eine patriarchalisch agnatische, entsprechend der agnatischen 
Familienordnnng, wonach nnr die Zengnng über die Yerwandt- 
schaft entscheiden konnte. Im übrigen war sie teils nach G r a d e s - 
n&he, teils nach Erbkreisen nnd Parentelsystem geordnet.^) 

Das römische Becht hat^ abgesehen von der Erbfolge der 
Abkömmlinge^ mehr der Gradesnáhe, das germanische Becht mehr 
der Parentelfolge gehnldigt. 

Parentel ist jemand mit seinen Abkömmlingen ; alsó bildet 
der Erblasser mit seinen Abkömmlingen die erste Parentel, sein 
Yater mit seinen Abkömmlingen die zweite, der Grofivater mit 
seinen Abkömmlingen die dritte nsw. Es gilt nnn der Gmndsatz, 
dafi die zweite Parentel nnr dann znr Erbfolge gelangen kann, wenn 
niemand von der ersten Parentel vorhanden ist usw. So kann 
es kommen, daS ein Érbe, der im n&heren Yerwandtschafts- 
grade steht, von einem solchen der im weiteren Grade steht, ans- 
geschlossen wird, weil der letztere einer náheren Parentel an- 
gehört. 

Im übrigen ist die agnatische Erbfolge allmS^hlich dnrch die 
kognatischeüberwnndenworden,indemdieVerwandtschaftdnrch 
die Mutter derVerwandtschaft dnrch den Vatergleichgestelltwurde. 
So beerbt ursprünglich das Kind als Abkömnüing nnr den Vater, 
spáter worde die Vater- nnd Muttererbfolge gleichgestellt ; und 
ebenso verhalt es sich mit den (halbbürtigen) Geschwistem. 

Das modemé Becht hat mehr oder minder dem Parentelsystem 
den Vorzug gégében und so auch das Bürgerliche Gesetzbnch. Hier- 
bei gilt folgendes : Wenn in einer Parentel z. B. unter den Abkömm- 
lingen mehrere Stámme vorhanden sind, z. B. ein Sohn und die 
Enkel von einem verstorbenen Sohn, so geht der Zug unseres Bechts 
dahin, nach Stammen zu teilen und den Sohn und die Enkel des 

1) Enzyklop. I S. 36 f. und 741 f. 
Kohler, Einfühniitg in die Rechtswissenscliaft. 3. Atifl. 8 
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anderen Sobnes einander gleichzustellen. In gleieher Welse ver* 
f&hrt man, wenn lauter Enkel vorhanden sind, z. B. von dem einen 
Sohn zweí, von dem anderen Sohn zwölf : die ersten zwei bekommen 
die eine Halfte, die anderen zwölf die andere. 

Pieses System der Stammeserbfolge (nnrichtig aucb Bepr&sen- 
tations- oder Eintrittsrecht genannt) greift aucb in den höheren 
Parentelen dnrch ; jedoch bat man von der vierten Parentel (UrgroB- 
eltem) an das Prinzip anfgegeben nnd statt dessen das System 
der Gradesnábe nnd der Eopfteilung angenommen, so dafi bier 
aile gleicb naben Yerwandten der Parentel gleicbbeitlicb nacb 
Kőpfen érben. Der 6mnd ist der, weil sonst das Érbe in zn 
viel Teile ginge nnd eine solcbe Zersplitterung den ökonomi- 
schen Wert des Vermögens scbmftlerte. 

Die Erbfolge des Ebegatten bat man sebr versebieden ge* 
staltet : bald gab man ibm einen festen Teil, bald setzte man ibn 
dem einen oder anderen Érben gleicb. Sebr beliebt ist das System, 
dafi der überlebende Ebegatte eine NutznieBung (Leibzncbt) hat, so 
vielfacb in dentscben Becbten ; das Borgerlicbe Gesetzbncb bat die- 
ses System anfgegeben nnd weist dem Ebegatten einen Teil des Ver- 
mögens in Eapital zu, was insofem einen Yorzng bat, als der Ebe- 
gatte nicbt standigen Überwacbnngen und Becbnungsablegungen 
ansgesetzt ist nnd mancber Zank mit denV erwandten vermieden wird. 

§47. 

Die gewillkürte Erbfolge durcb Testament gibt 
dem Erblasser eine so groüe Macht in die Hánde, da£ man es 
vielfacb für bedenklicb bielt, seine Willkür zum voUen Ausdruck 
gelangen zu lassen. Daber gab man im römiscben Kecbte unter 
Umstanden die Möglichkeit, das Testament in bestimmter Weise 
anzufecbten, und es entwickelte sicb im Laufe der Zeit allmáblich 
das sogenannte Pflicbtteilssystem,d. h. der Eechtssatz, dafi 
dieSnáheren Érben den Pflicbtteil d. b. einen bestimmten Brucbteil 
ibres gesetzlicben Erbteiles unverkürzt erbalten mftfiten.^) 

Das germanische Recbt bat eine ábnlicbe Institution ent- 
wickelt, die aber auf anderen Grundgedanken berubt : das Insti- 
tntdesErbvorbebaltes (Réserve), wonacb der Erblasser über 
das „Angestammte" entweder gar nicbt oder nur bis zu einem 
bestimmten Teil verfagen durfte ; in mancben Recbten ging man 
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ttber das Angestammte hinaus, und áas ganze Yermögen, aach 
das errungene, wiirde diesem Erbvorbehalt uQterworfen. 

Die nenzeitlichen Rechte habén hiar selír verschiedene Wege 
eingeschlagen : das engliscbe und anglo^amerikanische Becht hat 
den Erbyorbehalt yerworfen und den Pflichtteil nicht angenommen: 
es gestattet yolle Freiheit des Testamentes, und insbesondere kann 
der Erblasser regelrecht einem seiner Söhne, den er eben íUr 
den geeigneten h&lt, seín GeschSlft und damit den gröfiten 
Teil seines Vermögens zuwenden. Das deutsche und romanische 
Eecht dagegen hat die eine oder andere Beschr9.nkttng ange- 
nommen; das Burgerliche Gesetzbuch insbesondere holdigt dem 
Pflichtteilsystem : Pflichtteil habén Abkömmlinge, Eltern und Ehe- 
gatten ; er betragt die HSifte des gesetzlichen Erbteils, er kann 
jedoch entzogen werden im Falle schwerer Verfehlungen, sei es 
Hur gegen den Erblasser selbst oder sei es sonst gegen die Bechts- 
und Sittenordnung : denn man ist Dicht yerpflichtet, einem Sohn^ 
der im Zuchthanse sitzt, oder einer Tochter, die Dirne wird, den 
Pflichtteil zu wahren. Sehr schwierig ist das Verháltnis des 
Pflichtteils znr Schenkung^ da man auch nicht gestatten kann, 
dafi der Erblasser anf dem Wege schenkweiser Zuwendnng das 
zu erreichen sucht, was ihm nicht durch Verfügung yon Todes 
wegen gestattet ist. Daher kann unter Umstánden auch das 
Geschenkte wieder heransyerlangt werden (S. 78) ; doch hat dies 
eine wichtige Schranke : Schenkungen die über 10 Jahre alt sind, 
werden fest und yerlieren den gebrechlichen Charakter der 
Schenkung; sie werden daher bei der Pflichtteilsberechnnng nicht 
berucksichtigt und können nicht mehr durch nachtragliche Rück- 
forderungen belástigt werden. 

§48. 

Die letztwillige Verfúgung, dasTestament, yerlangt eine 
bestimmte Form, entweder unter Mitwirkung öffentlicher Organe 
oder in priyater Weise ; viele Rechte gestatten einöffentliches 
und ein Priyattestament Am interessantesten ist, da6 das 
priyate Testament ohne jeden Zeugen, durch einfache Nieder- 
schrift erfolgen kann, in welchem Falle das Testament yollkommen 
den Charakter eines erblasserischen Monologes hat, der yi^eicht 
erst nach Jahren zutage tritl Diese letztere Form, die sich 
im französischen Recht unter Einwirkung römischer Rechtssátze 
entwickelt hat, ist auch in das Burgerliche Gesetzbuch aufgenommen 

8* 
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worden : es ist das bertthmte eigenhandige Testament. Das 
öffentliche Testament wird vor Kichter oder Notar unter Mit- 
wirkung von zwei Zeugen oder nnter Mitwirknng des Gerichts- 
schreibers oder eines zweiten Notars errichtet, entweder in der 
Art, da£ dem Beamten und den Zengen der Inhalt knndgetan 
wird, oder auch in der Weise, dafi man den Inhalt geheim hált, ihn 
in einem besonderen Schriftsttick festlegt nnd dieses als den letzten 
Willen bezeichnet. 

§ .49. 

Der Erbvertrag ist eine vertragsmáőige Vereinbarung 
zwischen zwei Personen, worin der eine (Erblasser) Verfugungen 
Von Todes wegen, sei es zngunsten des anderen, sei es zngonsten 
einer dritten Person, macht. Der Erbvertrag kann anch doppelseitig 
sein, indem jeder der Vertragsgenossen Verfugungen von Todes 
wegen errichtet, alsó jeder Erblasser ist. Die Erb vertragé habén 
unter Ehegatten ihre Daseinsberechtigung ; sie habén aber den 
schweren Nachteil, da£ der Erblasser ein fdr allemal gebunden ist 
und nur in Ausnahmsfailen zurucktreten kann. Das römische Eecht 
und einige modemé Gesetze habén darum den Erbvertrag verworfen, 
das Bürgerliche Gesetzbuch hat ihn leider nicht nur unter Ehe- 
gatten, sondem auch in weiteren Kreisen anerkannt.^) 

§ 50. 

Die Erbeseinsetzung macht j emanden zum Erbberufenen, 
so dafi er in der námlichen Weise, wie ein gesetzlich Erbbe- 
rufener zur Erbschaft gelangt. Auch hier gilt der Grundsatz, 
dafi der Érbe von selbst eintritt, aber nachtráglich ausschlagen 
kann. Wenn der Erblasser blofi über einen Bruchteil des Ver- 
mögens verfügt und über den übrigen Teil nichts bestimmt, so 
tritt bezüglich des letzteren die gesetzliche Erbfolge ein, so dafi 
alsó gesetzliche und gewülkürte Erbfolge einander ergánzen können. 
Das war nicht immer so. Nach römischem Eechte verdrángte 
das Testament jede gesetzliche Erbfolge, und wenn man j emanden 
z. B. zu einem Zehntel zum Érben einsetzte und nichts weiter 
hinzufugte, so bekam er die ganze Erbschaft ; eine Bestimmung, die 
auf eigenartigen geschichtlichen Grundén und Sonderanschauungen 
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der römischen OeseUschaft benüite and in unserem Rechtsleben 
keinen Widerhall flnden konnte.') 

Wie schon oben bemerkt, kann die Yerfflgnng von Todes 
wegen auch über einzelne Vermögensstflcke bestimmen; das ist 
der Ereis der Verm&cbtnisse;^ allerdings gab es im rOmi- 
schen Becht auch üniTersalyermfichtnisse, die anf einen ganzen 
BmchteiL des Venn9gens gebén, ja diese spíelten sogar eine sehr 
grofie Bolle, sie macbten den Universalfideikommissar znm förm- 
Ucben Gesamtfolger, fthnlich dem Érben. Bei uns ist in solchem Falle 
Erbeinsetznng anznnehmen. Die Vermáchtnisse machen nach 
unserem Sechte den Yermichtnisnehmer nicht znm nnmittel- 
baren Erwerber (Eigentümer der Sache), sondem gebén ihm nnr 
einen Forderangsanspmch gegen den Érben, dafi er dem Willen 
des Erblassers willfahre. Dies ist zntreffend ; denn der Érbe mnfi 
znn&chst die ganze Erbschaft habén, om eine Schuldenliquidation 
dnrchznfahren ; wáhrend allerdings das römische fiecbt von seinem 
Standpunkte der nnbeschr&nkten Scholdenhaftnng ans anch nn- 
mittelbare Yermachtnisse (sog. Vindikationslegate) kannte. 

Den Verm&chtnissen yerwandt sind dieAuflagen, worin der 
£rblasser ebenfalls bestimmte Leistongen „aoflegt", aber ohne da£ 
er dem hierdnrch Begünstigten einen Erfallnngsansprach gibt, oder 
auch ohne dafi jemand speziell begflnstigt wird, so z. B. wenn 
er die Anflage macht, dafi ein Denkmal gesetzt werden solL 
Hiemach könnte es scheinen, als ob die Anflage eine bloSe mo^ 
ralische Anfforderang enthielte, die des Bechtszwanges entbehrte ; 
das ist nicht der Fali, denn eine Beihe von Personen, z. B. der Mit- 
erbe, der Testamentsyollstrecker, eventnell der gesetzliche Érbe, 
habén einen Anspmch daranf^ dafi der Anflage entsprochen wlrd. 

§ 51. 

Besonders eigenartige Verh&ltnisse ergeben sich darch die 
Emennnng eines Testamentsvollstreckers;') dieser ist 
entweder einfacher Testamentsyollstrecker nnd hat als solcher 
blofi Ansprnche gegen den Érben anf Erfallnng des erblasseri- 
schen Willens, oder er ist Verwaltnngstestamentsyollstrecker, 
indem er in Besitz des Nachlasses gesetzt wird nnd in dieser 
Stellnng selbst den Willen des Erblassers zn erf&llen hat. 

1) EnzyUop. I S. 39. 

^ Enzyklop. I S. 7481 

^ Enzyklop. I S. 7ól, Senfferte Bl. f. Rechtsanw. 1906, B. 73 S. 69 í. 
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Ein sdcher YerwaltungstestainentsToIlstrecker ist uicht Érbe: 
er gilt als das ausffilirende Organ des Naehlasses und steht als 
ísolcher dem Érben gegenüber, denn als Organ des Naehlasses 
hat er speziell die Intentionen dea Erblassers zur Ansfahnmg 
:ía bringen, auch gegen die Absichten des Érben selbst. Einen 
solchen TestamentsToUstrecker emennt man daher, wenn man 
vermutét , daű der Érbe den Willen des Erblassers nicht ge- 
tren nachgehen wird; man emennt ihn anch, wenn man ver- 
meiden will, da£ der Érbe den Nachlafi yerschleudere oder dafi 
die Glanbíger des Érben sich des vom Erblasser her angestammten 
Ontes bemflchtigen möchten. Übrigens können seine Befngnisse 
mehr oder minder ansgedehnt sein. 

§52. 

Es ist schon eine auBerordentliche Mehrung der Macht des 
Erblassers, daB er über sein Lében hinaus verfngen darf; 
diese Macht wird gesteigert, wenn er gar noch die Befagnis 
hat, zn bestimmen, daB es bei dieser Verfügnng nicht stehen bleibt, 
sondem dem erstenErben andere Érben nachfolgen sollen, 
die in das Vermögen eintreten, nachdem die ersten Érben Érben 
gewesen sind. ^) Anf solche Weise kann eine láng andauemde 
Verfangenschaft des Vermögens bewirkt werden, nnd anf Gene- 
rationen hinaus herrscht der Wille des Erblassers. Man nennt 
ein solches succesives Erbverhaltnis Nacherbfolge. Das 
römische Recht kenut sie nur mittelbar; im germanischen Rechte 
hat sie sich reichlich entwickelt, und auch das Bürgerliche Ge- 
setzbuch hat sie angenommen. Jedoch muB dafftr gesorgt sein, 
daB das Vermögen nach einiger Zeit in die Freiheit zurückf&Ut, 
denn eine Verfangenschaft über Jahrhunderte hinaus wftre von 
übel; das Bürgerliche Gesetzbuch erkiart daher, daB regelmáBig 
nach 30 Jahren das Vermögen frei wird und jede Verfangenschaft 
kraft Nacherbfolge oderaiinlicherVerfagungen aufhört. Eine solche 
zeitweiseBindung ist derErhaltung des Vermögensförderlich, da sie 
dem Erblasser gestattet, das von ihm herruhrende Gut der Ver- 
schwendung derSöhne und den Gláubigern des Érben zu entziehen. 

*) Enzyklop. I S. 739. 
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A. Allgemeines. 
Staats-, Verwaltungs-, Kirchenrechi 



§53. 

Die Enltnrernmgeiischafteii der Menschheit können nnr in 
einer regelm&Bíg organisierten Oemeinschaft erreicht werden, und 
zwar mnfi es eine Gemeinscliaft sein, die nach gewissen Bichtongen 
hin den Charakter der Zwangsgemeinschafb an sich tr> denn in 
der Menschheit gibt es eine solche Menge knltnrwidriger Elemente, 
dafi nnr dnrch Znsammensteken aller Enltnrbestrebenden nnd 
dnrch gewaltsame Niederdracknng der feindseligen Glieder das Zid 
erreicht werden kann. Von jeher habén die Menschen Vereini- 
gnngen gebildet, die mehr oder minder mit den Familienverh&lt- 
nissen znsammenhingen; diese Yereinignngen bemhten nicht etwa 
aof freier gesellschafUicher £rwSgnng: sie traten naiv hervor kralt 
der im nrsprünglichen Menschen liegenden genossenschaftlichen 
Neigung nnd wnrden gef5rdert dnrch die religiösen Yorstellnngen 
(S. 1 £). Die Mitglieder desselben Oottes, die TrSLger derselben 
Heiligtfimer, die BeprlLsentanten desselben Stammtieres galten als 
eine nnyerbrflchliche Einheit (Totem), nnd solche Einheiten traten 
nnn wieder mit anderen Einheiten znsammen: so entwickelte sich 
das Totemsystem, welches in Yerbindnng mit der Gmppenehe, 
die von einem Totem znm anderen ein festés Bánd schlang, dem 
Menschengeschlecht Einheit nnd Znsammenhangbrachte(S. 35). Ans 
derZersplitterongderTotemshat sichznnáchst der Geschlechter- 
staat nnd dann endlich nnser hentiger Staat entwickélt 
Der Geschlechterstaat berohte anf der Einheit der Abstammnng : 
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nur die einem der Geschlechter angehörigen Personen gehörten 
zum Staat. Dieser Geschlechterstaat wurde überwunden : es trat 
eine Zeit ein, wo der Staat geschlechterfremde Ansjiedler in 
seinen Kreis aufnahm. 

Das Durchbreclieii des Geschlechterstaates gibt dem gesell- 
schaftlichen Lében einen starken Aufschwung : es treten neue Ele- 
mente mit neuen Neigungen und neuen Kraften und Fáhigkeiten 
in den Verband der Gemeinschaft ein ; sie bringen, oft ein gahrendes 
Element, welches die Möglichkeit bietet, den bisherigen Stand der 
Dinge zu ándern und eine höhere Kulturstufe zu erklimmen. Mit 
dem Abwerfen des Geschlechterprinzips muB sich der Staat an das 
Staatsgebiet anschlieBen : ihm entnimmt er gleichsam seine 
Lebenskraft. Er kann jetzt die verschiedensten Menschengruppen 
aus den verschiedensten Stámmen und Eassen sicli anpassen; 
wesentlich ist aber, dafi er auf einem bestimmten Landgebiet 
sich seiner fortbildenden und schaffenden Tatigkeit widmet. 
Entzieht man dem Staat sein Land, so nimmt man ihm die 
Möglichkeit, fiir seine Mitglieder Wohnstátten, ünterkunft und 
Betatigung zu finden; verringert man es, so verringert man da- 
mit die Entwicklungskraft des Staates. Mit Becht hat man daher 
gesagt, dafi das Gebiet fur den Staat eine ganz andere Bedeutung 
hat, als das Grundeigentum ftir den einzelnen. Das Gebiet ist 
dem Staat nicht etwa blofi, was dem einzelnen Grund und Boden, 
Inventar, Ausrüstung und Waffen, sondem es ist ihm, was dem Ein- 
zelmenschen Körper und Körperkraft ist : es gehört zu den Lebens- 
betátigungen des Staates. Der Mensch kann ohne Grundeigentum 
existieren, unser heutiger Staat nicht ohne Gebiet. 

§64 

So ist alsó der Geschlechterstaat in den Territorial- 
staat übergegangen , aber immer ist noch eine besondere 
Zusammengehörigkeit der Staatsgenossen mit dem Staat ge- 
blieben im Gegensatz zu denen, welche entweder gar nicht mit 
dem Staat in Beziehung stehen oder blofi durch ihren Wohn- 
sitz oder ihren Au fenthalt im Staatsgebiet unter die Herr- 
schaft des Staates treten. Eine Erweiterung des Territorial- 
prinzips in der Art, dafi die Staatsangehörigkeit vollstándig 
aufgeht in Wohnsitz und Aufenthalt gibt es nicht und wdre 
auch nach dem Standé unseres jetzigen Yölkerlebens nicht wün- 
schenswert. Wohl aber hat man nach verschiedeuen Bichtungen 
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hm von dem einen zum anderen ttbergeleitet. Die Staatsange- 
horigkeit entsteht zwar meistens dnrcb die Bande der Familie, 
indem jemand von einem, der bereits Staatsangehöriger ist, ab- 
stammt oder dnrcb !E3ie oder Adoption zn ibm binzntritt. Dieses 
yerh&ltnis gilt obne Wohnsitz ím Staat nnd es gebt ancb dnrcb 
Aufentbalt im Anslande nicbt nnter. Jedocb bat nnser Gesetz 
über Staatsangebörigkeit einen Untergang f&r den Fali bestimmt, 
dafi jemand Bícb 10 Jabre blo£ im Anslande anfb&lt nnd sich 
nicbt in die Eonsnlatsmatrikel eintragen l&£t. Dagegen erwirbt 
bei nns niemand dnrcb blofien Wobnsitz die Staatsangebörigkeit, 
er erwirbt sie nnr dadnrcb, daS er ein Staatsamt bekleidet Andere 
Gesetze babén Verordnnngen, wonacb deijenige, der im Lande ge- 
boren ist, entweder obne weiteres oder mindestens dann, wenn ein 
Elternteil ebenfalls im Lande geboren wnrde, znr Staatsange- 
börigkeit bestimmt ist nnd sie entweder obne weiteres erwirbt 
oder doch wenigstens die Befngnis eriangt, sie dnrcb einseitige 
Erklarung zn erwerben : das sog. jus soli ; so früber in Frank- 
reicb (jetzt abgescbwacbt : die Person nnd einer ibrer Eltem- 
teile mnfi in lYankreicb geboren sein), so in England (abge- 
scbwacbt seít 1870), so in südamerikaniscben Staaten, z. B. Cbile 
(1833), Argentinien (1869), wo teilweise ancb der bloBe Anfent- 
balt ein Eecbt anf Staatsangebörigkeit verscbafft; was alles 
nacb nnserem Becbt nicbt der Fali ist, nacb welcbem zwar der 
Anslánder anf Antrag natnralisiert (eingebflrgert) werden kann, 
aber nnr wenn das Inland ibn annebmen will.^) In gewissen 
Staaten babén Fremde nnter bestimmten Umstanden ein Becbt 
9ktd Einbnrgemng (z. B. in den Yereinigten Staaten : erforderlicb 
ist öjábriger Anfentbalt, Intentionserklárnng, Antrag innerbalb 
bestimmter Zeit, — die Einbürgemng gescbiebt dann dnrcb die 
Gericbte — nenestes Gesetz 1906)^ Handelt es sicb nm Bundes- 
staaten, so erfolgt entweder eine nnmittelbare Einbnrgemng in 
den Bnndesstaat oder sie wird dnrcb Einbürgemng in einem 
Einzelstaat vermittelt. Bei nns findet regelmd.£ig das letztere 
statt, in den Yereinigten Staaten das erstere. Bei nns kann 
ancb das Mitglied des einen Einzelstaates in dem anderen „anf- 
genommen" werden: daranf bat er regelmaBig ein Becbt. 

Die Staatsangebörigkeit gewS.brte nacb mancben Becbten 
einen character^ indddnliSj so in England; das ist dórt seit 1870 

^) Wie, wenn die Einbürgerung ans Irrtam ohne Antrag erfolgt? Es 
gibt leider kein Hittel der Anfeehtong. 
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anders geworden: híer und in den meisten Staaten wird sie 
dnrch Einbürgemng in einem anderen Staat von selbst aufge- 
hőben. Nicht so in Deutschland, wo sie nur dnrch aus* 
diückliche Entlassnng oder lOjahrigen dauernden Aufenthalt 
im Anslande aufhört, nicht aber dnrch Érwerb einer anderen 
Staatsangehörigkeit. Dies ftihrt zum Yerháltnis der doppelten 
Staatsgemeinschaft, welches namentlich wegen der Militarver- 
h&ltnisse, yor allém Nordamerika gegenflber, zn schweren Mífi- 
standen ftthrte, die aber seit 1868 dnrch die sog. Bancroftver- 
trage verringert sind, wonach der Deutsche, der im fremden 
Staate eingebttrgert wurde, nach 5 Jahren (in der Hauptsache) 
als Auslánder zu betrachten ist und nicht mehr als Inlánder in 
Anspruch genommen werden kann. 

Eine andere MiBlichkeit entsteht beztiglich der Personen, 
welche die inlandische Staatsangehörigkeit yerloren und keine 
andere erworben habén. Man kann in solchem FaUe dem Aus- 
landsstaat nicht zumuten, daS er sie aaf seine Last nimmt. Da- 
her eine Reihe von sog. Repatriierungsvertrágen, worin der ur- 
sprüngliche Staat verspricht, solche Persönlichkeiten wieder zu 
übernehmen. 

Von der Prage der Staatsangehörigkeit ist wohl zu unter* 
sebeiden die Frage der Nationalit&t in dem Sinne, ob die An* 
gehörigen physiologisch und rassenmáBig dem einen oder ande- 
ren Menschheitsstamm oder Stammtypus angehören. Wáhrend 
des reinen Geschlechterstaats ist eine solche Frage nur insofern 
möglich, als Mitglieder anderer St&mme durch Ehe, Adoption, 
Klientelschaft aufgenommen werden ; im Tenítorialstaat ist eine 
solche Verschiedenheit unausbleiblich ; besonders háufig wird sie 
durch kriegerische Unterwerfung. Sie ist aber kein Übel, son- 
dem tragt, wie gezeigt (S. 122), sofern nicht gerade niedere 
Eassen aufgesogen werden ( — etwas wogegen sich namentlich 
die englische Bevölkemng stark gewehrt hat), zur geistigen Be- 
reicherung der Bevölkemng bei; eine gewisse Assimiliemng ist 
allerdings fiir den gesunden Fortgang der Eultur wünschens- 
wert; inwieweit diese gehen soll und überhaupt gehen kann, 
ist nur im einzelnen Fali, nach der Anpassungsfahigkeit der 
Rassen zu entscheiden. 

Im übrigen unterliegt ein jeder, der auch nur augenblick- 
lich zum Staate in Beziehung tritt, seiner Strafgewalt, teilweise 
auch seiner bürgerlichen Gesetzgebung, — aDerdings mit Aus- 
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nahmen ; so wird dem Ansl&nder oftmals der Erwerb von Grund- 
eigentum erschwert oder gar nnmöglich gemacht, and die Be- 
handlung der Ansl&nder nach ihrem Heimatrecht in bezng 
anf Personen- und FamilienverMltnisse ist nocli ein besonders 
starker Ausflufi der Staatsangehörígkeit. Die wichtigste Folge 
aber liegt darin, dafi dem Auslander kein Anteil an der Staats- 
regierung zusteht. 

Der Staatist eine juristische Persönlichkeít zn 
dem Zwecke, um auf bestimmtem territorialem Gte- 
biete die Hauptkulturbestrebungen der Menschbeit 
kraft eigenen Secbts durcbzufübren. Wie sich der 
Staat bildete, ist eben erwfihnt worden. Interessant ist aber auch 
die Gescbichte der Auffassuugen, welcbe man im Laufe der Jahre 
Yon dem Wesen und der Aufgabe des Staates hatte, und der 
Art und Weise, wie man ihn zu rechtfertigen sucbte. Manche 
knüpften ihn schon im Altertum an die wirklichen Verháltnisse 
an, wie Aristoteles, andere, wie Plató, setzten sich über 
das Gegebene hinweg und glaubten in ihren Utopien einen Ideal- 
staat schaffen zu können, der fiir die Menschbeit und ihre Be- 
strebungen das ángemessene Lebenselement sein sollte. In der 
christlichen Zeit war es natürlich der Gottesstaat, der zunachst die 
Welt beherrschte, und die grofie Idee von dem Weltstaat, d. h. 
von der Vereinigung aller christlichen Máchte unter einem 
Eaiser erfüllte die bestén Köpfe. Muster war das römische 
Beich, und die römisch-deutschen Eaiser galten als die Nach- 
folger römischer Imperatoren. Im Weltreiche entwickelten sich 
allerdings die territorialen G^meinschaften ; alléin diese galten 
als Gemeinwesen unter der Obhut des souveranen Kaisers. 

Daneben aber war eine andere ungeheure Kulturmacht er- 
wachsen, welche nicht mit unmittelbarem Zwang, aber mit Ge- 
wissenseinwirkung herrschte, die Kirche. Und die groBen 
geistigen E§.mpfe des 11. bis 14. Jahrhunderts drehten sich um 
das Yerháltnis der Kirche zum Staat. Die theokratische Staatsidee 
mufite unbedingt die Frage nahe legén, ob der Staat nicht yon 
der unmittelbar göttlichen Kirche stamme und ihr seine Kraft 
und Autoritat entnehme. (S. 169). 

Als diese Kámpfe zu Ende waren, nahm das Naturrecht eine 
neue AVendung. ^) 
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Schon Thomas von Aqnin hatte auf Gmnd der scholas- 
tischen Philosophie die Lehre dés Naturrechts verkundet. Er 
Bnterscheidet eine lex aiéma, von welcher die Jex wxturcíUs 
ansgeht: diese ist ewig und unabftnderlích. lm Gegensatz dazu 
steht die Ux humana, die aus der menschlichen Unvollkommen- 
heit entspringt und nnr damach streben soU, dafi man sich der 
lex naturális allmahlich annahere. 

Ahnlich wurde die Lehre von der lex naturális auch von 
den spáteren Scholastikern , namentlich anch von den Jesuiten 
gelehrt, denen es vor allém auch darauf ankam, zur Geltung zu 
bringen, dafi das Becht nicht eigentlich im Staat^ sondern üb^ 
dem Staat in der von der Ejrche vertretenen göttlichen Hoheit 
wurzele. 

HugoGrotius hat daher nur auf Grund eines bereits vor- 
gebildeten Standes von Ideen gewirkt, als er in seinem berühmten 
Werke De jure belli ac pacis 1625 das jus naturale verkündete, 
und zwar als ein von Gott gesetztes Recht, welches so wichtig sei, 
dafi es auch selbst von der Gottheit nicht abgeándert werden 
könne : alsó eine Art von aiiomatischem Rechte, wie die Axiome 
der Mathematik (I, 10). Er hat hauptsáchlich aus diesem Gre- 
danken heraus zur Förderung des Völkerrechts beigetragen; es 
war ihm darum zu tun, ein solches über- und aufierstaatliches 
Naturrecht zur Anerkennung zu bringen, um zu bekunden, dafi 
auch zwischen den Völkern eine Rechtsordnung bestehe, denn 
das Völkerrecht kann sich natürlich nicht auf staatliches Recht 
stützen. 

Die Gründung der Vereinigten Staaten hat dem 
Naturrecht eine groőe Förderung gégében, denn hier im Puri- 
tanismus der englischen Ansiedler trat vor allém der Gedanke 
hervor, dafi jeder sein Recht habé und dem Menschen ein ge- 
wisses Mafi von Freiheit und Wirksamkeit gesichert sein müsse 
(S. 132. 149). Auf diese Weise sind in den Vereinigten Staaten zuerst 
die Menschenrechte proklamiert worden ; sie finden sich in den ver- 
schiedenen Verfassungen, so in der von Virginia, welche von 
Jefferson ausgearbeitet wurde, und so gab eine Verfassung um 
die andere eine declaration of rights. Durch die lebhafte 
Verbindung mit Frankreich sind dann diese Menschenrechte 
auch in die französische Denkspháre übergegangen und spielen 
in der französischen Revolution eine grofie Rolle: die ameri- 
kanisch-puritanischen Menschenrechte gehörten zu dem Haupt- 
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schatz der Formein, welche damals díe politísche AtmospMre 
erfúllten. 

Das Natarrecht hfttte nnn etwa sagen können: der Staat 
ist als menschliche Gemeínschaft schon an und fiir sich gerecht- 
fertigt durch seine Kultaraafgabe, und man hfttte weiter sagen 
soUen, da£, wenn der Staat einmal besteht/ er ebenso seine 
indivídaelle Berechtígung in sich tragt, wie der geborene 
Mensch. Dazn aber war jené Zeit nicht gereift; man konnte 
die Vemünftigkeit in der Entwicklung nicht genügend erfassen, 
weil die pantheistischen Ideen, welche sich da and dórt regten 
und welche der Lehre von der Staatsentwicklung die richtige 
Qrundlage gebén, gewaltsam niedergekampft wurden. Und so 
mufite man es versuchen, vom Einzelwesen auszugehen und den 
Staat indiyidualistisch zu erklftren. Das tat man durch die 
Idee, die einzelnen Menschen hfttten sich s. Z. yertragsmftfiig zu 
Staatszwecken zusammengetan und hfttten far allé Zeiten be- 
stimmte Normen unter sich geschaffen. Und da man sich hier 
ganz in dem Reiche der utopischen Phantasie befand, so konnte 
man sich als Inhalt dieses Staatsvertrages alles mögliche 
denken: man konnte annehmen, dafi das Volk, d. h. die Masse, 
ihrer eigenen Vielheit die Herrschaft vorbehielt; man konnte 
aber auch annehmen, daB das Volk die Herrschaft ein für allé- 
mai einem Ftirsten oder einem Fíirstenhause übertragen habé. 
So konnte sich die Demokratie eines Jean Jacques Rousseau 
ebenso auf den Staat srertrag berufen, wie der auűerste Absolutismus 
eines Parteigftngers der Stuart, wie H o bb e s , der zu dem Schlusse 
kam, da£ die Menschen sich auf immer zugunsten des L e v i a t h a n 
(des Staates) der Selbstherrschaft bégében hfttten, weil sonst 
doch nur einer den anderen vemichtet hátte. Auf diese Weise 
beherrschte die Vertragsidee das 17. und 18. Jahrhundert; 
und wenn man auch nicht geschichtlich an den Staatsvertrag 
glaubte, so meinte man doch, der Staat müsse so aufgefa£t werden, 
wie wenn ein solcher Vertrag erfolgt wáre. Erst im 19. Jahr- 
hundert wurde sie zu Grabe getragen, vorzűglich durch Hegel 
und durch die historische Schule. Konnte diese das Scheinhafte 
solcher Phantastereien darlegen, so bewies Hegel, dem in man- 
chen Beziehungen schon Spinoza vorgearbeitet hatte, daB der 
Staat im dialektischen ProzeB der Weltentwicklung eine höchste 
RoUe spielt; er konstruierte den Staat geistvoU als die „Wirk- 
lichkeit der sittlichen Idee". 



1 
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§55. 

lm übrigen habén im Staatsleben verschiedene Anschaiiaiigen 
eine groőe KoUe gespielt, so namentlich die Idee der Souve- 
r§,nítát. Mit Souverllnitát soU vor allém die Unabhángigkeit, 
mit ihr soU sodann die hohe Stelliing und Unantastbarkeit der 
staatlichen juristischen Persönlichkeit dargetan werden. Der 
Begriff entwickelte sich namentlich in den Betrachtungen, die 
man ttber das Yerhaltnis des Eaisertums zu den einzelnen Terri- 
torien anstellte. Heutzutage, wo die Idee des Weltstaates ge- 
wichen ist, hat der Begriff die groBe Bedeutnng, knndzageben, 
dafi die einzelnen Staaten, voneinander nnabhangig, ein jeder 
für sich seine Kulturaufgaben verfolgt. Als Hauptgestalter der 
Souveránitatsidee kann Bodinus gelten, welcher von der 
majestas des Fűrsten spricht, der von Gesetzen frei, niemanden 
als 6ott über sich habé; diese Macht solle er aber nicht will- 
kürlich miBbranchen, da er sonst zum Tyrannen werde. 

Die heutíge Auffassang von der Soaverő,nitat unserer Staaten 
mnfite sich herausbilden, als man die schon aus dem altén Babylon 
stammende Idee des Weltstaates einstweilen aufgab. Man hatte 
erkannt, dafi die Menschheit noch zu verschiedenartig, die Ver- 
kehrsmittel noch zu schwerfallig, die Entfemungen zu groB sind, 
als daS eine Yereinigung der ganzen Menschheit zu einem Staats- 
leben förderlich erscheinen könnte. Darum hat man die Trennung 
der einzelnen Staaten ohne eine gemeinsame Spitze angenommen 
und einen jeden Staat als souverán und den anderen gleich- 
stehend erkl&rt. Dies gilt allerdings mit einer wichtigen Aus- 
nahme: die Einzelstaaten eines Bundesstaates verlieren ihre 
Souveránitat, sofern der Bundesstaat nicht nur bestimmte Über- 
rechte, sondern auch die Befugnis hat, diese Überrechte beliebig 
zu erweitem (S. 134); darum sind bei uns die Einzelstaaten 
nicht mehr souverán, aber trotzdem sind sie Staaten, denn sie 
üben in ihrem Gebiet die Staatsgewalt nicht kraft einer vom 
Bundesstaat uberkommenen, sondern kraft eigener Macht 
aus (S. 133. 134). Man kann darum von Quasisouveránitat sprechen ; 
diese Quasisouveránitát trítt auch völkerrechtlich hervor, S. 135. 
Die Souver£Lnit&t aber ist die höchste Steigerung der Au- 
toritat, kraft welcher ein öffentlicher Verband den ihm Unter- 
gebenen entgegentritt; mit ihrer (Ausbildung) voUzog sich auch 
die Entwicklung von der privatrechtlichen, mit lehensrechtlichen 



A. AllgemeineB. Staats-, Verwaltangs-, Eirchenrecht § 66. 129 

Gedanken dnrchsetzten Auffassung der Staatsgewalten, die man 
im Mittelalter wíe Privatgnt veráuBerte und verpf&ndete, zur 
wabrhaft öffentlichen, kraft welcher der Inhaber der Sonveránitftt, 
auch wenn er ans eigener Majestftt handelt, doch nnr die öffent- 
liche Macht des Staates zur Geltung bringt. 

§66, 

Mit der Souyer&iiitát oder Quasisonyeránitát h&ngt der Ge- 
danke von der sittlichen Berechtigung und noch mehr 
Yon der ethischen Heiligung der staatlichen Tátig^ 
keit znsammen. Man traut dem Staat das höchste Secht über 
den einzelnen zu, selbst ihn zn töten und von ibm das Opfer 
seínes Lebens za verlangen; das ist yöllig begrundet, denn der 
einzelne ist ein Glied in der ganzen Enltnrentwicklnng nnd kann 
nnr als Teil des Gesamten wirken; der Gesamtwille mnfi daher 
auch sein Wille sein, und dieser Gesamtwille ist der Wille der 
speziell im Staate sich kristallisierenden Eulturwelt. 

Mit der Souyeránitát und Quasisouyeránitát hangt aber auch 
der weitere Gedanke zusammen, dafi der Staat mit seiner Macht 
kcinen Mifibrauch treiben und das Einzelwesen als eine 
Sechtspersönlichkeit anerkennen soll. Dafi und wie der Staat 
sich selbst beschranken soll, ist eine der wichtigsten und schwie- 
rigsten Fragen des Rechts und der Politik (S. 149). Als Aus- 
flu£ dieser Selbstbeschr3,nkung und des ihr entsprechenden Bechte 
der einzelnen wirken die Gerichte des öffentlichen Rechts, in 
welchen es zum Austrag gebracht werden soU, wenn der Staat 
in das öffentliche Eecht des Einzelwesens in unberechtigter Weise 
eingegriffen hat (S. 149 f.), Anderweitige Ausflusse des Ge- 
dankens sind es, dafi der Staat zwar das Eigentum des einzel- 
nen fordem kann, dafür aber ibn entsch&digen, d. h. den Schaden 
auf die Gesamtheit umlegen mufi (oben S. 46), ein Grundsatz 
der mehr und mehr auf die Verhaftung yon Unschuldigen aus- 
gedehnt wird (Gesetze y. 1898, 1904). 

Die Lehre, dafi die Gesetze ihre Schranken habén müssen 
und dafi der einzelne nicht yollkommen der Staatsgewalt preis-^ 
gégében sei, ist hauptsáchlich yon Locke yertreten worden. 
Lecke nimmt daher auch an, dafi, wenn der Staat Mifibrauch 
treibt in seiner Gewalt, die Beyölkerung ein Eecht des Wider- 
standes habé. 

Anders hat es H o b b e s gelehrt. Er láfit allé Einzelwesenheit 

Kohler, Einíühnmg in die Rechtswisseiuchaft. 8. Anfl. 9 
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untergehen in dem Staate, der als Leviathan alles verzehrt. Er 

verwahrt sich dagegen und erklárt insbesondere, daB jedes Sich- 

widersetzen von Übel sei, weil das Volk nicht beurteilen könne, 

ob ein Mifibrauch vorliege und weil jedenfalls dadurch noch viel 

gröBere Übel entstünden. 

§ 57. 

Wie jede juristische Person, so kann auch der Staat eine 
verschiedene Verfassung habén, was so wichtig ist, daB seit 
Macchiavells Zeiten der Name für Verfassung (status) zur 
Bezeichnung des Staates selbst geworden ist und die álte Be- 
deutung nur noch in dem hollaindischen Worte: Generalstaaten 
für Parlament nachklingt. Die Verfassung beruht auf der Or- 
ganisation, d. h. auf der Art und Weise, wie der juristischen 
Persönlichkeit Organe zur Betátigung verliehen sind. Von alters 
her habén sich hier besonders zwei Förmen herausgebildet : die 
monarchische und die republikanische. Das Wesen der 
Monarchie besteht nicht daiín, daB ein einzelner Fűrst unbe- 
schránkt herrscht (die Monarchie ist auch alsDyarchie mitzweiKöni- 
gen möglich, wie in Sparta, wie in Nassau (1803— 1816), noch weniger 
darin, daB Fürst und Staat identisch wáren (denn stets ist dér 
Staat als juristische Persönlichkeit von dem Fttrsten als einem Or- 
gan des Staates verschieden), auch nicht darin, daB der Fürst viele 
und hohe Regierungsrechte in sich trágt. Ihr Wesen liegt yiel- 
mehr darin, daB der Monarch nicht kraft der Bestallung der 
Allgemeinheit handelt, daB er vielmehr kraft ureigenen Rechts 
das höchste Organ der Allgemeinheit ist. Er erhalt nicht^ 
sondern er h a t das Recht der Regierung. Vergleichbar ist der 
Fali eines Vereins, bei dem der Vorstand nicht gewáhlt wird, 
wo vielmehr die Vorstandschaft ein und fiir allemal in einer 
Person oder Familie ruht. Auf solche Weise unterscheidet sich 
auch eine nicht-erbliche Monarchie von einer Republik ; und man 
kann nicht entgegenhalten, daB bei der Wahlmonarchie der König^ 
gewáhlt wird: denn nicht weil er gewáhlt wird, sondern weil 
die durch Wahl bezeichnete Person der geborene, der durch 
Vorsehung bestimmte König ist, deshalb trágt er die Königs- 
würde, ebenso wie der Papst seine Wtirde nicht der Verleihung 
des KardinalskoUegiums verdankt.^) Der Gédanke ist daher ein 

^) Diese Argamentatíon ist eine Argnmentation yom Standpunkte der ge- 
Bchichtlichen Ideen, nicht yom Standpnnkte meiner Weltaoffassnng. Gnmd« 
yerkdhrt Jelűnek, Kampf des altén mit dem neuen Becht S. 63. 
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wesentlich anderer, als bei der Bepublik mit lang^áhrigem oder 
gar lebenslanglichem Pr^^sidenten. lm Gegensatz dazu sind bei 
der republikanischen Verfassung die Organe lediglich durch 
die Gesamtheit geschaffen: der Yorstand oder der Pr&sident 
leitet den Staat nicht, weil es so sein Eigenrecht w&re, sondem 
weil er hierzu besonders emannt ist. Dieser Unterscbied ist 
durchgreif end ; er beruht auch auf einer langen geschichtlichen 
Entwicklnng. Die uralte Verfassung des Totems war dnrchaus 
republikanisch. Daneben entwickelte sich aber das H&npt- 
lingtnm, bernhend aui' der aufierordentlich geistigen Kraft, 
dem Geschick und dem Kriegsglfick einer einzelnen Persönlich- 
keit. Der H&uptling raffte alles Eecht an sich und erklarte 
die ganze Bevőlkerung als sich untertan und ihre Bechte ia 
seinem Eelieben stehend. Daraus hat sich das Eönigstum ent- 
wickelt, indem es das eine mchtige umgestaltende Momente in sich 
aufnahm : der König ist zwar Eönig kraft eigenen Rechts, er ist 
aber doch darum ein Organ des Staates und er tragt die Pflicht^ 
für die Zwecke des Staates tatig zu sein, wáhrend dem Saupt- 
ling jeder Pflichtenkreis fremd blieb. Allé anderen ünterschiede, 
ob die Bepublik demokratisch , repr9.sentatiy , oligarchisch ist, 
sind rechtlich von untergeordneter Bedeutung, ebenso unterge- 
ordnet, wie wenn z. B. bei einem Vérein die flauptentscheidung 
nicht der Mitgliederversammlung, sondern einem Ausschufi der 
Mitgliederversammlung anheimsteht. Tatsachlich ist natürlich 
der Unterschied sehr groS. Rousseau drángte nach einer de- 
mokratischen Bepublik, die sich aber nur in kleinen Staats- 
wesen verwirklichen láfit; in gröfieren Staaten mu£ auch hier 
das Volk durch Beprftsentanten vertreten sein. Doch gibt es 
Zwischenformen. 

Eine stark demokratische Einrichtung, welche das Beprásen-* 
tativsystem der Bepubliken durchbricht, ist das Beferendum, 
d. h. die Berufang an die ursprüngliche Volksgemeinschaft 
gegenüber der Entscheidung des Beprásentativkörpers , alsó 
S^hnlich wie das Plebiszit, nur mit dem Unterschied, dafi es eine 
dauemde, yerfassungsmáSige Einrichtung darstellt. 

Verbreitet ist es namentlich in der Schweiz, « wo in kleineren 

Kantonén die Landesgemeinden noch jetzt entscheiden. Zuerst 

entwickelte es sich in St. Gallen in Gestalt des Vető mi dann 

Ende der 60 er Jahre in yerschiedenen anderen Kantonén in 

der Art, dafi das erlassene Gesetz einstweilen als unvollstandig 

9* 
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gílt und innerhalb bestimmter Zeit das Eeférendnm dagegen 
angerafen werden kann. Spricht sich dieses gegen das Gesetz 
aus, dann falit es, d. h. es tritt nicht ins rechtliche Daséin. 
Besonders wichtig ist aber, daő in der Schweizer Bundesver- 
fassnng vom Jahre 1874 das Referendum anch zur Einrichtnng 
des Bundesrechts wurde, sodafi anch gegen Bundesgesetze das 
Referendum angerafen werden kann, sobald eine bestimmte An- 
zahl von Stimmen dieses yerlangt. 

In den amerikanischen Einzelstaaten flndet sich das Re- 
ferendum far verschiedene Arten von Gesetzen, z. B. far be- 
stimmte Anleihen, für den Fali einer bestimmten Steuererhebnng, 
u. a. Manchmal hat man auch versucht, das Referendum auBer- 
halb der Verfassung (als Plebiszit) in Anwendung zu bringán, 
indem der gesetzgebende Körper, wenn er seiner Sache nicht 
siiíher war, das Gesetz dem Volke unterbreitete. Doch wurde 
dieser Weg mit Recht von den Gerichten als verfassnngs- 
widrig bezeichnet. Ganz besonders aber ist das Referendum 
in verschiedenen Staaten in Gebrauch, wenn die Verfassung ge- 
ándert werden soll, indem hier zunáchst ein Referendum darüber 
stattfindet, ob die Ánderung in einer Konvention bernten werden 
* soll, und sodann, nachdem die Konvention eine solche beschlossen 
hat, ob die beschlossene Ánderung eintreten soll oder nicht. Das 
amerikanische Bundesrecht kenut die Einrichtung nicht. 

Die Verfassungen enthalten nicht nur Organisationsbe- 
stimmungen im einzelnen, sondem auch Bestimmungen flber 
die Organschaftsstellung eines jedeii Staatsangehörigen im 
ganzen, wodurch ihm gegenüber der Staatstátigkeit eine feste 
Rechtsstellung verliehen wird. So in bezúg auf Eigentum, auf 
Freiheit (einschliefilich der Freizügigkeit , des Versammlungs- 
rechts, des Gewerberechts und der Auswanderungsfreiheit) , so 
in bezúg auf Religionsübung und auf die Presse. Dies h&ngt 
mit den Grundrechten zusammen, es hat aber seine Wurzeln im 
englischen Recht, da die sogenannte Habeas Corpus Act v. 1679 
dem Verhafteten die Befagnis gab, den Schutz der Gerichte an- 
zurufen. 

Die Verfassung muiS, um die Grundláge einer gedeihlichen 
Wirksamkeit zu sein, eine bestimmte Festigkeit und Stetigkeit 
habén; sie darf aber auch nicht unbeweglich sein: eine Ánderung 
ist háufig mit R&cksicht auf Lficken und Unvollkommenheit, 
h&ufig aber auch wegen neuer Entwicklung in den Bevölke- 
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rungskreisen erforderlich ; und gibt die Verfassung nicht nacb, 
so sind entweder gewaltsame Erhebungen oder kultarwidrige 
Stagnation und Bückgang in der Bildungsbewegung die unver- 
meidlichen Folgen. 

Fást allé Verfassungen seben solche Ánderungen vor und 
snchen die grAndlicbe Vorbereitung und Erwftgung, sowie die 
Eonstatierung der Notwendigkeit durch verschiedene Mittel zu 
sicbem. So die PreuBische Verfassung (a. 107) dadurcb, daft 
eine zweimalige Abstimmung in jeder Eammer mit absoluter 
Stimmenmehrheit sicb daf&r aussprechen mu£, und zwar so dafi 
zwiscben beiden Abstimmungen ein Zeitraum von mindestens 
21 Tagén dazwischen liegen mufi. 

Die amerikanischen Einzelstaaten seben, wenn es sicb um 
Total&nderungen bandelt, vor, dafi eine Konyention eintritt, ver* 
langen aber, dafi vor- und nacbber das Yolk selber durcb Ab- 
stinunung über die Anderung sicb aussprecben mufi. Nur wenn 
blofi EinzeULuderungen in Frage steben, ist die Sache bei ibnen 
etwas erleicbtert, docb wird fást überall die Yolksabstimmung 
verlangt. Vgl. S. 136. 

Die französiscbe Verfassung láfit Ánderungen in der Art 
zu, dafi Eammer und Senat zu einer assemblée nationale zu- 
sammentreten , welcbe die Áuderung mit absoluter Majoritftt 
bescbliefit. Dabei ist noch bestimmt, dafi die Begierungsform der 
S^ublik in keiner Weise Gegenstand einer Verfassungsánderung 
sein, ja überbaupt nicbt in Frage gestellt werden dürfe. 

Staaten des Altertums, des Mittelalters und der Neuzeit 
sucbten die Stándigkeit der Verfassung dadurcb zu wabren, 
dafi sie jeden Antrag einer Verfassungs&nderung streng be- 
straften. So suchte man nocb in der Eevolutionszeit die franzö- 
siscbe Verfassung von 1791 unbeweglich zu macben — allerdings 
ohneErfolg: sie mufite schon 1793 einer ineuen Verfassung weichen. 

§58. 

M ebrere Staaten können zu einer neuen Gemeinscbaft zu- 
sammentreten :Bundesstaat. In diesem Falle ist der Bundes- 
staat Tr&ger einer besonderen Souveránitát ; er ist Staat: das 
Gebiet des Ganzén ist sein Staatsgebiet, und allé Mitglieder der 
einzelnen Gliedstaaten sind seine Mitglieder.^) Die Gliedstaaten 

^) Ober priyatrechtliche Ahnlichkeiten (BundeBTeTeme)8. Lehrbnch IS. 4051, 
Moderné Bechtsprobleme S. 85. 
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habén einen Teil ihrer Staatshoheit an den Gesamtstaat über- 
tragen:, bleiben aber innerhalb íhrer znrückbehaltenen Staateanf- 
gaben Herrschaftsgemeinschaften kraft eigenen Eechts, wodurch 
das Ziel erreicht wird : grofie Festigkeit nach AuBen, Mannigfaltig- 
kéit und voUes Ansleben der Einzelnen im Innern. So ist das 
Deutsche Reich. Über seine Organisation ist viel gestritten 
worden. Das oberste Organ des Deutschen Eeiches sind nicht 
die Einzelstaaten, sondern die obersten Organe der Einzelstaaten ; 
ebenso wie, wenn mehrere Vereine sich zu einem Gesamtverein 
verbinden, nicht die Einzelvereine , sondern die Vorstánde der 
Einzelvereine das Vorstandsorgan des Gesamtvereins bilden ; alsó 
die Háupter der Einzelstaaten, an derén Spitze der Kaiser steht 
mit bestimmten Sonderrechten ; und zwar so, dafi das Deutsche 
Kaisertum stets mit dem Preufiischen Königtum verbunden ist. Man 
hat dies als Hegem onie bezeichnet; die Auffassung ist unzutreflfend. 
Man hat femer das Deutsche Keich als eine Art von Eepublik 
erklárt : das ist gleichfalls unzutreflfend. Mit der Monarchie steht 
nicht im Widerspruch, daB mehrere Monarchen gleichzeitig 
herrschen, wie es ja Staaten gégében hat, die zur selben Frist 
zwei Könige hatten (S. 130). Wesentlich ist aber, daB die den 
Vorstand bildenden Persönlichkeiten nicht durch Ernennung, 
Wahl usw. berufen, sondern von selbst gégében sind. Von selbst 
sind aber gégében die Fürsten der einzelnen Gliedstaaten , und 
darum kann nicht von einer Republik, sondern nur von einer 
Gesamtmonarchie die Eede sein; womit nicht im Wider^ 
spruch steht, daB die einzelnen Monarchen nicht als priváté 
Persönlichkeiten, sondern als Monarchen ihrer Staaten Mitglieder 
des Bundesrates sind. Über die Art der Abstimmung im Bundes- 
rat ist A. 6 der Reichsverfassung maBgebend (es sind im ganzen 
58 Stimmen, wovon PreuBen 17, Bayern 6, Württemberg und 
Sachsen 4, Baden und Hessen 3, die űbrigen 2 oder 1 Stimme 
habén; hierbei hat man sich an die Stimmverháltnisse des altén 
deutschen Bundestages angeschlossen). 

Eigenartig ist folgendes : das Verhaltnis des Reiches zu den 
Gliedstaaten ist durch die Verfassung gégében, die Verfassung 
kann aber durch die Organe des Reiches selbst wieder geálndert 
werden, und das Reich kann sogar seine eigene Kompetenz gegen- 
über den einzelnen Staaten von selbst vermehren, es hat 
Kompetenz-Kompetenz; es hat sie, allerdipgs mit der in 
A. 78 Abs. 1 Verfass. bestimmten Erschwerung, wonach die Ver- 
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fassungs&ndenmg ausgeschlossen ist, wenn 14 Stimmen des Bundes- 
rates (z. B. Bayem, WOrttemberg nnd Sactasen zusammen) dagegen 
sind ; und wonach sie femer, soweit es sich um Sonderrechte han- 
delt, nnr mit Znstimmimg des Sonderberechtigten erfolgen kann : 
Sonderrechte sind aber nicht nnr die Sonderbeiten in der Staats- 
stellung des einen oder anderen Staates, sondem anch die Stellnng 
des einen Staates im Yerhaltnis zn den fibrigen; z. B. könnte 
nicht im Wege der Verfassnngsándemng einfach ein Staat ge- 
strichen und aufgehoben werden. Im übrigen besteht fftr die Ver- 
fassungsanderung keine besondere Form: es genügt ein Beichs- 
gesetz, welches den Voraussetzungen der A. 78 entspricht, es ist 
nicht notwendig^ dafi die Ánderung ausdrücklich im Gesetze ver- 
meirkt wird („unbewufite Verfassungsftnderung"). 

Von anderen Bundesstaaten kommen für uns namentlich die 
Schweiz (Verfassung 1848, dann 29. Mai 1874) und die Ver- 
einigten Staaten von Amerika (17. September 1787: das 
ürbild einer Bundesverfassung) in Betracht; die Schweiz mit 
Nationalrat und Standerat als Parlamentskörper und dem Bundes- 
rat als Exekutive (dessen PrUsident zugleich BundesprSlsident 
ist), und die Vereinigten Staaten mit dem Kongrefi und dem 
Senat als Parlamentskörper und dem Prásidenten, der aber unter 
Umstánden mit Zustimmung des Senats handeln mufi. Sie unter- 
scheiden sich vom deutschen Keich dadurch, dafi die „Einzel- 
staaten" (Kantoné, States) keine oder nur eine minimale völker- 
rechtliche Stellung habén, kein Gesandtschaftsrecht und eine sehr 
beschránkte Befugnis zu Staatsvertragen , wáhrend beides den 
deutschen Staaten zusteht, Staatsvertráge allerdings nur in der 
Art, dafi nicht in den AUeinbereich des Eeichs eingegriffen wird. 
-Sie unterscheiden sich ferner dadurch, daB ihnen ein x\nalogon 
des Bundesrats fehlt. Dagegen habén sie eine Art Oberhaus, 
in welches jeder Staat zwei Vertreter entsendet, so der Standerat 
der Schweiz, so der amerikanische Senat. 

Andere mehr oder minder nach dem Muster der Vereinigten 
Staaten gebildete Bundesstaaten sind: Mexikó (1857 mit Zu- 
satz 1874 und 1896), Venezuela (1904), Argentinien (1853, 
1860), Brasilien (1891), wahrend Kolumbien seit 1886 ein 
Einheitsstaat ist. Hier tiberall sind die Einzelstaaten völker- 
rechtlich mehr oder minder beschránkt, namentlich im AbschluB 
von Staatsvertragen. Dazu kommen die Bundesprovinzstaaten 
Australien (1900) und Kanada (1867) unter S. 137. 
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Bei den Bundesstaaten gibt es meist auch „reichsunmittelbare'' 
íete, so in Deutschland Elsafi-Lothringen, so in den Vereinígten 
iten Columbia (Bundesdistrikt mit Washington), ferner die Tem- 
en Arizona, Neu Mexikó, Alaska, Indián Territory (sie stellen 
len Senator nnd einen Beprasentanten nnr als konsnltatives 
glied), so in Brasilien Bio de Janeiro u. a. 
Die Verfassungsánderung, welche fúr die Einzelstaaten eine 
iderung der Bechte herbeifúhren kann, ist meist an schwerere 
*aussetznngen geknüpft als im deutschen Beiche. In den 
:einigten Staaten müssen beidé Háuser des Parlamentes nűt 
bí drittel Majoritát erkláren, dafi die Ánderuíig nötig sei; dem 
ht es allerdings gleich, wenn zwei Drittel der einzelnen Staaten- 
ietzgebungen das aussprechen : daranf hin wird eine Konyention 
lannt, derén AbSLndemngsbestimmungen aber durch die gesetz- 
benden Körper oder durch die Konventionen von ^1^ der Einzel^ 
laten bestátigt werden müssen (Art. 6 der Verfassung). In 
snezuela müssen s&mtliche Einzelstaaten mit ^/^ Mehrheit 
stimmen; in dem Gommonwealth entscheidet (nach Zn- 
immung des Bundesparlamentes) das Beferendum. 

Die Festigkeit des Bundesstaates liegt darin, daS der Bundes- 
aat als Staat die Angehörigen der Einzelstaaten so an sich 
Bt, daS sie zugleich seine Angehörigen sind; eine Trennnng 
irch Yereinbarung der Staaten ist daher ebenso ausgeschlossen, 
íe eine Sezession in einem Einzelstaate : sie wS>re nicht Yer- 
agswidrigkeit, sondem Hochverrat. 

§ 59. 

In einer besonderen Beziehung steht der Staat zu seínen 
olonien, Schutzgebieten. Diese sind Teile des staat- 
chen Gebietes (Inland), aber Teile, die nicht wie das gewöhn- 
che Gebiet behandelt werden, sondem einer besonderen Art von 
ebietshoheit mit besonderen Eechtsfolgen, namentlich aucb in 
ezug auf ihre Bewohner, unterstehen ; was erforderlich ist, weil 
löglicherweise der Eulturstand und die zu pflegenden Kultnr- 
iteressen von denen des Hauptlandes vöUig verschieden sind. 
verh&lt es sich insbesondere auch mit den deutschen Schutz- 
ebieten : sie gehören zum Deutschen Beich (wenn auch nicht zu 
em durch die Bundesverfassung bestimmten Beichsgebiete), ihre 
tellung zum Deutschen Beich ist nicht eine blo£ völkerrecht- 
iche (wie es ursprünglich geplant war). Die Qesetzgebungs- 
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und Verordnimgsgewalt tiber die Schutzgebiete flbt, soweit nicbt 
besondere Ansnahmen gdten, als Organ des Deutschen Beichs, 
nicht der Bnndesrat (mit dem Beichstag), sondern der Eaíser 
nnter Eontrasignatar des Reichskanzlers ans. Eine Yeröffént- 
líchimg im Beichsgesetzblatt ist nicht erforderlich. Für die Eo- 
loniahregierang ist ein besonderes Eeichsamt, das Keichskoloníal- 
amt^ geschaffen worden (17. Mai 1907); nor Eiautschou untersteht 
dem Beichsmarineamt.^) 

Noch schwierigere und verwickeltere Bildungen zeigt die 
Kolonialwelt anderer Staaten, besonders Englands. flier habén 
einige Eolonien eine solche Selbst&ndigkeit erlangt, da£ sie zn 
Provinzstaaten*) geworden sind, d. h. zu Gebilden mit staat- 
licher Persönlichkeit, die aber trotzdem Teüe des Mutterreichs 
geblieben sind, weshalb jeder Angehörige des Staates zngleich 
Englander ist, und wenn er nach England kommt, dórt die Bechte 
eines englischen Bfirgers geniefit. Die Verbindung mit dem Mutter- 
land ist dadnrch hergestellt, daS der König des Provinzstaates 
eben der englische König ist. Das Yerhaltnis wird dadnrch noch 
mehr verwickelt, daB Provinzstaaten, wie Aastralien (Common- 
wealth) und Kanada Bundesprovinzstaaten sind, die ans zusam- 
mengegliederten Einzelprovinzstaaten bestében. Anfierdem gibt 
es einfache Kronkolonien, sodann Kolonien mit reprasentativer 
Yerfassung, wahrend Indien eine eigenartige Stellnng einnimmt. 

Im Gegensatz hierzn steht das VerhSltnis der Mitberechti- 
gung, desGon-Domininms; auch ein gemeinsames Protektorat 
kann vorkommen, so ehemals das gemeinsame dentsch-amerika- 
nisch-englische Protektorat über Samoa, das 1899 anfgeteilt wurde. 

§60. 

Die Thronfolge in der Monarchie bernht auf dem Bechte 
des Monarchen, nicht anf dem Oesetz des Staates. Darans be- 
antwortet sich die Frage, ob ohne Genehmignng des kfinftigen 
Nachfolgers die Thronverháltnisse auch für die Znknnft geandert 
werden können, insbesondere alsó dnrch Gesetz des jetzigen 
Herrschers nnter Zustimmnng des Parlaments. Das ist zu 



') Dentsche Eolonien sind: Südwestafrika, Westafrika (Eamernn, Togo), 
Ostafrika, Eaiser Wilhelmsland (Nea Guinea mit Bismarckarchipel), MarschaU- 
ingeln, Earoünen mit Palán nnd Marianen, ein Teil der Samoainseln und Eiautschou. 

*) Ben BegriS des Proyinzstaates habé ich zuerst entwickelt in Z. £. 
Völkerrecht und Bundesstaatsrecht I S. 5f. Vgl. auch ebenda I S. 619. 
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vernémen: der gegenwártige Herrscher kann nicht über seine 
Herrschersphare hinauswirken ; er kann nur soweit wirken, als 
die Eegelnng der Angelegenheiten des Staates seiner Wirksamkeit 
tliberlassen ist; dies ist zwar nach verschiedener Richtnng der 
Fali: er kann Staatsvertrage abschlieBen, er kann eine Ver- 
fassnng gebén und die Staatsyerh&ltnisse auch fur die Zaknnft 
ordnen; das greift nicht über seine Spháre hinaus, denh es ist 
eine Notwendigkeit, derartige Angelegenheiten zu bestimmen, und 
dieser Notwendigkeit darf und soll deijenige nachkommen, der 
an der Regierung ist, ebenso wie ein Vorerbe gewisse Verfugun- 
gen vomehmen, wenn auch nicht den Nacherben verdrángen darf. 
In den Kreis dieser Verfügungen gehört aber nicht die Thron- 
folge, gehören nicht die Einzelrechte des Thronfblgers. Hier- 
über ist noch zu bemerken: Allerdings wirken Gesetze auch 
nach dem Tode des Herrschers ; aber wenn das Gesetz über die 
Person des Herrschers hinauswirkt, so bleibt die Möglichkeit, es 
jeden Augenblick zu ándem, und damit ist dem Thronfolger die 
völlige Unabhángigkeit gewahrt, sowie sie der Vorgánger hatte. 
Wenn aber durch Anderung der Thronfolgeordnung dem legi- 
timen Nachfolger der Weg zum Thron versperrt wird, so ist ihm 
nicht die Möglichkeit gégében, nachtráglich aufzutreten und 
diese Gesetzesbestimmung rückgángig zu machen. Es ist 
ebenso, wie ein Vorerbe zwar nach gewissen Richtungen hin 
über die Erbschaftsgegenstánde verfiigen, nicht aber bestimmen 
kann, daB der Nacherbe ausgeschlossen sein soU. ^) Ein Privát- 
recht kann die Gesetzgebung rechtmáBig zerstören, auch ohne 
Entschádigung , obgleich dies meist unbillig ist — alléin dies 
liegt in dem Regierungskreise des betreffenden Fürsten; das 
Recht des Thronfolgers aber ragt über seinen Kreis hinaus: 
will der Fürst dieses antasten, so entzieht er sich selbst den 
Grund, auf dem er steht. Mindestens könnte hier nur durch Zu- 
stimmung aller jetzt lebenden Thronfolger nach Rechtsáhnlich- 
keit fideikommissarischer Verhaltnisse eine dauernde Nonn fiir 
die Zukunft geschaffen werden. Sonst müBte man auch an- 
nehmen, daB in jedem rein monarchischen . Staate der Monarch 
von sich aus in der Lage wáre, die Thronfolge zu ándern und 
ihr eine andere Richtung zu gebén. Das kann in einzelnen 

^) Zam gleichen Ergebnis gelangt Behm^ Modernes Fttrstenrecht, und 
jetzt: Die überstaatliche Eechtsstellnng der deutschen Dynastien. VőUig ver- 
kehrt Jellinek, Eampf des altén mit dem neueü Kecht S. 33f. 
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monarchischeii Staaten gestattet sein ; díe Regei ist es nicht. Wírd 
die Thronfolgeordnung daher ohne Zustimmuiig der Nachfolger 
geándert, so ist dies eine Ánderung nicht de jure, sondern de 
facto, welche nur dann zu Eecht wird, wenn sie auf der einen 
Seite die Zastimmung des Yolkes gefunden und auf der anderen 
Seite, da hier die intemationalen YerhSiltnisse mit ín Betracht 
kommen, von den befreundeten Staaten anerkannt worden ist. 

lm Fali der Behinderung des Monarchen tritt eine Regent- 
schaft ein, meíst des náchsten Aggaten, ansnahmsweise nach 
Parlamentswahl. Der Regent ist Vertreter des Monarchen, aber 
gesetzlicher Vertreter mit Selbstbestimmungsrecht und, sofem 
es sich um einen Agnaten handelt, ein Vertreter kraft erwor- 
benen Rechts. 

In den Republiken steht an der Spitze ent weder eine Einzel- 
person (der Prásident, in einigen Schweizer Kantonén Landa- 
mann, in amerikanischen Einzelstaaten Govemor, Governador) oder 
ein Kollégium, wie in der Schweiz (Bundesrat), und in Schweizer 
Kantonén, jedoch so, daB auch hier ein Prásident die Reprásen- 
tationsroUe spielt. Die Prásidentschaft beruht auf Wahl, die ent- 
weder durch die Wáhlerschaft (unmittelbar oder wie in den 
Vereinigten Staaten mittelst Wahlmánner, electors) oder wie in 
Frankreich duích die beiden verbundenen Parlamenté (Assemblée 
nationale) auf eine Reihe von Jahren (7 in Frankreich, 6 in 
Mexikó, 5 in Chile, 4 in den Vereinigten Staaten und manchen 
anderen Republiken, in manchen nur auf 3, 2, 1 Jahr) stattfindet. 
Er hat im Völkerrecht eine reprásentative SteUung, wie ein 
Monarch, hat aber bei der Gesetzgebung keine entscheidende 
Stimme, sondern höchstens, wie in den Vereinigten Staaten und 
Frankreich ein suspensives Vető, das durch eine zweite Ab- 
stimmung des Parlaments (in Amerika mit ^s Mehrheit) über- 
wunden wird; wohl aber kann er die Gesetzgebung tatsáchlich 
beeinflussen: er verkehrt mit dem Parlamenté schriftlich (in 
Amerika durch Botschaften, messages). Nach französischem Recht 
ist er unverantwortlich, wie ein Monarch (auBer bei Hochverrat) ; 
nach dem Rechte der Vereinigten Staaten und sonstigen Verfas- 
sungen auch noch wegen Bestechung und in anderen Fállen. In den 
Vereinigten Staaten wird zugleich ein Vizeprásident erwáhlt, der 
einstweüen nur den Vorsitz des Senats fuhrt, aber alsbald in 
den Prásidentenposten eintritt, sobald der Prásident wáhrend 
der Amtsdauer wegfállt. 
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§ 61. 

L Die T9.tigkeit des Staates teilt man in Gesetzgebung, 
Eechtsprechung und Verwaltung ein. Diese EinteüiiDg 
hat seit Montesquieu zu dem sogenannten System der drei 
Gewalten gefuhrt. Montesquieu nahm an, dafi nicht allzu yiele 
Macht in einer Hand vereinigt sein dürfe und dafi daher die yer- 
schiedenen Staatsbefugnisse verschiedenen Staatsorganen überlassen 
sein müfiten, welche sích dadurch gewissermafien im Gleichgewícht 
hielten. Die Einteilung war nicht von Montesquieu selbst ge- 
schaffen, síe stammte aus dem englischen Becht^ wo die Gesetz- 
gebung seit Entstehung des Parlamentes eine Sonderstellung an- 
genommen hatte; sie war systematisch vertreten worden von 
Locke, der allerdings nur von zwei Gewalten, der legislativen 
und der exekutiven spricht, wozu er noch eine federative Gewalt 
hinzufUgt, kraft derén das Staatsoberhaupt völkerrechtlich auftreten 
kann. Alléin die Selbstándigkeit der richterlichen Gewalt ist 
bei Locke selbstverstandlich. Was aber das Parlament betrifft, 
80 gilt folgendes: 

Das engliscbe Parlament entwickelte sich aus dem Magnum 
consüium, welches der Eönig schon im 12. Jahrhundert vor sich 
versammelte, wenn es sich um wichtige Angelegenheiten handelte 
und zwar hauptsachlich; um den König gegen die Ansprüche der 
Kirche zu sichem; dieses erlangte namentlich dadurch Bedeu- 
tung, dafi der Grundsatz galt, der König dfirfe eine mit Hilfe des 
Magnum consilium erlassene Yerordnung nur mit dessen Ein- 
wiUigung wieder aufheben. Eine Bekráftigung fand der Zustand 
in der Magna charta von 1215. Dies war alsó das Magnum 
consilium, das aus den feudalen Grófién bestand ; es erfahr gegen 
Mitte des 13. Jahrhunderts eine wesentliche Erganzung, indem 
aus den verschiedenen Grafschaften Abgeordnete des Volkes zu- 
gezogen wurden, und so finden wir denn im Jahre 1296 das^rcűrf 
and modél parliament. Ursprünglich eine Versammlung, verzweigte 
sie sich dann aber in der Art, dafi die Grófién des Landes 
und die Gemeinen getrennt verhandelten, was zuerst im Jahre 
1332 zu konstatieren ist. Von da an besteht das Zwei-Eammer- 
system, das fur die Zukunft vorbildlich gewesen ist. Im übrigen 
verpflichtete sich Eduárd III. 1330, das Parlament mindestens 
einmal im Jahr zu berufen. Wesentliche Erweiterungen der 
Eechte des Parlaments erfolgten dadurch, dafi die Art der Gesetz- 
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gebung im 15. Jahrhundert besonders geregelt wnrde, in der Art, 
daS díe Kammern díe Gesetzesvorschlage nícht mehr als Petition 
éinreichten, sondem zn Gesetzesentwürfen, bilis, gestalteten, die 
dann der Zustimmung des Königs bedurften. Nunmehr war die 
Qesetzgebnng nicht mehr eine Gesetzgebung des Königs anf An- 
trág, sondern eine Gesetzgebung des Königs mit Hilfe des Par- 
lamentes. GroBartige Erweiterungen der Macht des Parlamentes 
erfolgten dnrch die Möglichkeit der Anklage eines Beamten und 
namentlicb eines Ministers, impeachment, die sich gegen Ende des 
14. Jahrhunderts zuerst findet und in der Art gestaltet wurde, 
da£ das Haus der Gemeinen als Kláger, das Oberhaus als Ricbter 
auftrat. Im Jahre 1700 finden wir in der settlements act die Be- 
stimmung, dafl der König einen solchen Verurteilten nicht be- 
gnadigen dürfe. 

Diese Verantwortlichkeit der höchsten Beamten war um so 
wichtiger, als der Grundsatz galt, daB der König keine Eegierungs- 
handlung ohne ministerielle Gegenzeichnung vornehmen könne: 
the Tdng cannot cict cdone, Auch dieser Satz hat sich wie so viele 
andere in den Eechtsbrauchen herausgebildet : die königlichen 
Schreiben bedurften einer besonderen Versiegelung und der höchste 
Beamte hatte alléin' das Siegel zur Verfügung: nur wenn er dieses 
beisetzte , gelangte der Akt zur Vollendung. Aus dieser Ver- 
siegelung hat sich mit der Zeit die Gegenzeichnung entwickelt. 

Namentlich aber bestimmte die hül of rights von 1689, daS 
der König kein Gesetz suspendieren könne, und wahrte zugleich die 
ünabhángigkeit der Parlamentsmitglieder durch die Satzung, daB 
kein Mitglied wegen seinei* ÁuBerung im Parlament zur Rede 
gestellt werden dürfe. So die Stellung des Parlaments bis 
gegen Ende des 19. Jahrh. Eine Hauptemeuerung des Par- 
lamentswesens bestand darin, daB in den Gesetzen vom Jahre 
1884/85 mit dem altén Systeme, wonach gewisse geschichtliche 
ÖrÜichkeiten ein far allé mai vertreten oder nicht vertreten 
waren, gebrochen, und die Vertretung mehr der Volkszahl ange- 
paBt wurde. 

Fást allé diese Züge der Eeprásentativgestaltung sind von 
England in das moderné Staatsrecht übergegangen, und England 
ist damit das Musterfür die Welt geworden. 

So sind dem englischen Muster entsprechend, auf dem Kon- 
tinent Parlamenté (mit ein oder zwei Hftusem) geschaflfen worden, so 
in den deutschen Monarchien (mit Ausnahme Mecklenburgs), und 
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zwar teils schon bald nach den Freíheitskríegen (Württemberg, 
Baden, Bayern), teils Anfang der 30 er Jahre (Sachsen, Braun- 
schweig, Hannover), teils wie in PreuBen erst nach 1848 (PreuBens 
Yerfassung 31. Jannar 1860); so anch im Deutschen Beiche der 
Beichstag. Die Gesetzgebung soll nun in der Art znstande 
kommen, dafi der Fürst mit Zustimmung des Parlamentes handelt, 
so dafi ein Gesetz ohne diese Znstimmung kraftlos bleibt. Über- 
hanpt soll der Monarch im Verfassungsstaate nnr nach der Ver- 
fassnng handeln nnd namentlich den Bestimmnngen über die Not- 
wendigkeit parlamentaríscher Mitwirknng entsprechen : allerdings 
ist der Monarch nicht verantwortlich ; die Verantwortung fiir die 
Verfassnngsmáfiigkeit der Regierungsakte falit aber anf den 
Minister (im Reich auf den Reichskanzler), der die Regiemngs- 
handlnngen des Monarchen zn „kontrasignieren^ hat, welche Kon- 
trasignatnr (Gegenzeichnung) za ihrem Rechtsbestand erforderlich 
ist (vgl. A. 17 Reichsverfassung, A. 44 PreuB. Verf.). Insofern 
ist das Organschaftsrecht des Monarchen beschrankt. 

Das Parlament ist eine Gresamtvolksvertretnng , derén Zu- 
stimmung zur Rechtsgültigkeit gewisser Staatsakte des Monarchen 
(formeUer Gesetze) erforderUch ist; meist hat man, nach engUschem 
Muster, das System zweier Kammern, von denen die zweite aus 
Wahlen hervorgeht, die erste in verschiedener Weise zusammen- 
gesetzt wird (auch Herrenhaus, Kammer der Reichsráte genannt). 

So ist insbesondere in Deutschland das Zweikammersystem 
vertreten in PreuBen, Bayem, Württemberg, Sachsen, Baden 
und Hessen. Manche Staaten, wie Griecbenland und Serbien 
habén nur eine Kammer. Das Zweikammersystem hat seine 
guten Grundé; schon Montesquieu XI 6 sprach sich dafür 
aus, dafi die Gesetzgebung durch einen corps des nobles und 
einen Reprasentativkörper ausgeübt werden solle. Der Ge- 
danke war ursprünglich der; man wollte den Adél und das 
Magnatentum nicht unberücksichtigt lassen ; das parlamentarische 
System wftre sonst mit den wirklichen Machtverhaltnissen in 
Widerspruch gestanden und hátte sich nicht auf die Dauer be- 
wahren können. Sobald aber die Bedeutung der Aristokratie sich 
mindért, so tritt in der ersten Kammer mehr eine Aristokratie 
des Geistes ein, teilweise wohl auch eine Aristokratie groBer 
Vermögensmassen ; auch Vertreter von Selbstverwaltungen (Vor- 
stande groBer Gemeinwesen) kommen vielfach in die erste 
Kammer. Andererseits sucht man auch das Herrenhaus sm 
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einem standigeren Körper zu gestalten, índem man die zweite 
Kammer sích períodisch vollstándig emeuern láfit, die erste 
Eammer aber nur von Zeit zn Zeit. 

Die Gestaltung dieses Oberhanses, Senats, usw. ist alsó eine 
Sache der Zweckm&fiigkeit und politischen Elugheit, je nach 
den mafigebenden MachtyerMltnissen des Vermögens und des^ 
Oeistes; insbesondere ist ein Znzug höherer Organe der Selbst* 
verwaltnng mit ihrer Erfahrang und ihrem Geschaftsblick wün- 
schenswert. Eine richtig gestaltete erste Kammer ist fúr die 
gesnnde Gestaltung des Parlamentarismus erforderlich, nament- 
nch in den Landem der parlamentarischen Regierung. Es ist 
nicht gut, wenn das Mehrheitssystem alles beherrscht; es fuhrt 
dies dahin, da£ nicht selten die Minderheit ungerecht behandelt^ 
bedrückt und yerletzt wird. Es fuhrt dies dahin, daS die eine 
Kammer ohne Aufenthalt mafilos gewissen Zielen zusteuert und 
so von Schlag zu Schlag. von Ergebnis zu Ergebnis gelangt, wo- 
bei sie sich dann selber nicht mehr haltén kann und einer Reaktioa 
in die Arme lauft. Ein warnendes Beispiel ist der französische 
Konvent. Auch ist eine mehrfache Beratung unter Einwirkung 
neuer geistiger Faktorén von Vorteil. 

Ein Parlamentarismus ohne erste Kammer wírd sich daher regei- 
máfiig nicht bewáhren. Auch Bepubliken, wie Frankreich, habén 
eine erste Kammer, einen Senat, ebenso die Vereinigten Staaten. 
In manchen Landem treten mitunter, wie z. B. bei Verfassungs- 
anderung, Prásidentenwahl u. dgl. beidé Parlamentskörper zu- 
sammen. 

Soweit das Parlament ein Wahlkörper ist, können die 
Wahlen direkte W a h 1 e n sein (wie zum Beichstag) oder indirekté, 
dureh Wahlmanner vermittelte Wahlen (wie in verschiedenen Glied- 
staaten). Dabei kann das Wahlrecht schriftlich und geheim sein 
(wie zum Beichstag) oder offen, es kann ohne Zensus gleichm&fiig 
jedem zustehen (wie zum Beichstag) oder an einen Zensus ge- 
bunden oder nach Klassen abgestuft sein (das preufiische Drei- 
klassensystem). 

Das direkte Wahlsystem ist entweder ein blofies Mehrheitssys- 
tem oder einProportionalsystem. Bei dem ersten entscheidet 
in jedem Wahlkreise die Mehrheit der Wahler, und die Hinder* 
beit dieses Wahlkreises ist vertretungslos, mag sie auch noch so 
bedeutsam sein. Nun wird allerdings solches vielfach dadurch 
ausgeglichen, dafi in einem anderen Kreise die Sache umgekehrt 
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verlánft, und die Partei, die im Kreise A in der Minderheit ist, im 

Kreise B obsiegt und die Gegenpartei schlagt. Das wird aber 

nicht durchgangig der Fali sein, und es ist möglich, dafi eine 

Partei eine grofie Beihe starker Minderheiten hat und kaum ein 

oder das andere Mai zu einer solchen Zahl emporwáchst, daS sie 

einen Abgeordneten fiir sich erwirkt. Berücksichtigt man diesen 

Umstand nicht, so begeht man eine UnbiUigkeit gegen diese 

Minderheit und bewirkt, dafi der AusfaJl der Wahl in hohem 

Mafie dem Zufall anheimsteht. Darum hat man in neuerer Zeit 

das System des sog. proportionalen Wahlrechts ersonnen, in 

der Art, dafi auch die Minderheit, allerdings mit einer ge- 

ringeren Stimmenzahl, vertreten ist, so dafi, wenn z. B. fttr eine 

Partei 30000 für die andere 26000 Stimmen ausgefallen sind, 

die letzteren nicht vertretungslos bleiben, sondern nach Ver- 

háltnis dieser Stimmenzahl zur Vertretung gelangen. Dieses 

System ist offenbar gerecht und biliig. Es ist nur schwer durch- 

izufúhren; man hat verschiedene Mittel ersonnen, um ihm Gel- 

tung zu verschaffen, bei den grófién Schwierigkeiten, welche eine 

TJnzahl von Wáhlern einer solchen Sachverhandlung entgegen- 

setzt. Praktisch ist die Sache in Belgien geworden, mit ei- 

nem sehr verwickelten Wahlsystem, und in Schweizer Kantonén, 

in geringem Mafie auch in Württemberg ; neuerdings wird es 

auch anderwárts versucht. Von den Systemen, die man ersonnen 

hat, ist hervorzuheben von Hare, wonach jeder Wfthler eine 

Reihe von Namen schreibt, und wenn der erste Name die 

Majoritát hat, die weiteren Stimmen dem zweiten Namen zu- 

geschrieben werden, usw. Ein zweites System ist das von 

Hondt, wonach nicht die Namen, sondern die Partéién einander 

gegenübergestellt werden und zuerst geprüft wird, wieviel Stimmen 

einer jeden Partei zukommen, dann erst, wer von jeder Partei 

kraft der Mehrheit der Stimmen als gewáhlt gilt. Dieses System 

setzt voraus, dafi die Partéién organisiert sind und durch Partei- 

kundgebung bestimmte Listen aufstellen, innerhalb welcher sich 

die Wáhler zu bewegen habén. 

Das Reprásentativsystem wird zum parlamentarischen 
System wenn der Schwerpunkt der Regierung dem Staatsober- 
haupte entzogen und in das Parlament verlegt wird. In Deutsch- 
land habén wir dieses System weder im Reiche noch in den Einzel- 
staaten, dagegen findet es sich in England; ja, es hat sich wie 
íast alles, was das Parlament betrifift, gerade in England aus- 
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^estaltet, allerdings erst gegen Mitte und Ende des 18. Jahr- 
bunderts. 

Díe Eigenart des parlamentaiischen Systems besteht darin, 
dafi das Parlament nicht nnr zn Gesetzen seine EinwíUigung 
zn gebén, nicht nnr die Regiemng zn überwachen hat, sondem 
auch bestimmen kann, nach welcher Bichtung hin die Begiemng 
rgefohrt werden solL Beim parlamentarisclien System müssen 
»die Minister der herrschenden Eammermehrheit entnommen werden, 
:sodafi insbesondere, wenn bei den Wahlen die ParteiverMltnisse 
ifiich verseidében, die bisherigen Minister von selber abtreten 
müssen, nnd dafi sie femer dann abzntreten habén, wenn sich 
erhebliche Zwiespalte zwischen ihnen nnd der Eammermehrheit 
•ergeben. Von England ist dieses parlamentarísche System tiber- 
gegangen anf die verschiedenen englischen Eolonien, namentlich 
anf Eanada nnd Anstralien, es ist übergegangen nach Frank- 
Teich, Belgien nnd beherrscht anch Holland, Italien, Spanien, 
•Osterreich-üngam, Schweden, Norwegen nnd Dánemark ; dagegen 
!haben sich Dentschland nnd anch die Vereinigten Staaten, sowie 
«die Bepnbliken von Süd- nnd Mittelamerika davon femgehalten. 
JNamentlich ist in den Vereinigten Staaten der Prasident in der 
Ministerwahl nicht abhángig vom EongreB, jedoch soU er dazn, 
-wie znr Emennnng der höheren Beamten nberhanpt, die Ein- 
willignng des Senats nachsnchen. 

Ein notwendiges Mittel aber, nm sich gegenfiber dem Parla- 
menté die Selbstandigkeit zn wahren, hat das Staatsoberhanpt 
in dem Bechte der Eammeranflösnng. Der Gedanke ist, dafi 
'das Staatsoberhanpt sich von dem Parlamenté an das Yolk 
wendet nnd die Frage stellt, ob das Parlament in seiner den 
Anschannngen des Staatsoberhanptes nicht entsprechenden Weise 
4es Vorgehens sich noch der Znstimmnng der Wáhler erfrent. Da- 
von wird in England viel Gebranch gemacht, nnd wáhrend die Le- 
gislatnrperiode 7 Jahre ist, bleibt selten eine Kammer mehr als 
«6 Jahre bestében. Sie ist anch in Bepnbliken möglich; so in 
Frankreich, wo das Staatsoberhanpt wáhrend der 9jáhrigen 
Daner eine qnasimonarchische Stellnng hat. 

Die Daner des einmal gewahlten Parlaments heifit Legis- 
latnrperiode: sie ist fúr den dentschen Beichstag (seit 1888) 
^eine 5 jahrige (wie far den Prenfi. Landtag, Verfass. a. 73). 

Innerhalb dieser Daner finden Sitznngsperioden, Sessionen 
lótatt, bezüglich welcher Bemfong, Eröffiiimg, Y ertagnng, Schliefinng 

Kohler, Einfahrong in die RechtowiMenschaít 8. Anfl. 10 
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nnd AuflösiLDg ín Betracht kommt. Díe Begiiffe habén sich in 
England entwickelt: der ünterschied zwischen Vertagung un4 
Schliefinng ist der, daB trotz Vertagung die EontinnítS^t der Ge- 
sch&fte güt, bei Schliefinng aber die Diskontinnitát, so da£ aUe» 
nen begonnen werden mnfi nnd die Privilegien anfhören. Ver- 
tagnng = dem englischen adjonmment, die Schliefinng == proro- 
gátion, Anflösnng = dissolution, wovon sich prorogation nni 
dissolution erst nnter Heinrich IV. völlig geschieden habén. Von 
der Vertagung ist wohl zu nnterscheiden die kraft der Geschafts-^ 
ordnnng erfolgte Bestimmnng eines spáteren Sitznngstermins, 
welche nnr tatsS^chliche Bedentnng hat nnd darauf bemht, dáft 
das Parlament nicht táglich Sitznngen abhalten kann. 

Für den dentschen Eeichstag erfolgt Berufnng, Eröflfnnng^ 
Schliefinng, Vertagung dnrch den Kaiser nnd nach seinem freien. 
Ermessen; nur bezüglich der Vertagung gilt die Beschránknng 
des a. 26 RV. : sie darf ohne Zustimmung des B^ichstags nur 
einmal in der Session und nicht über 30 Tagé erfolgen; das 
übrige wáre unwirksam. Zur Auflösung des Beichstags ist Be-^ 
schluB des Bundesrats erforderlich, worauf innerhalb bestimmter 
Zeit die Nenwahlen zu erfolgen habén. Der Eeichstag hat keiüi 
Selbstversammlungs- oder Auflösungsrecht. 

In Frankreich dagegen, wo ebenfalls der Prásident die Kammer 
berufen und schlie£en und (mit Zustimmung des Senats) auflösen 
kann, gilt die Besonderheit , dafi die Kammer, wenn sie nicht 
berufen wird, am 2. Dienstag des Január zusammentritt und 
da£ ihre Dauer mindestens 5 Monate betragen mufi, auch éine 
Vertagung nur auf einen Monat und nur zweimal wáhrend einer 
Sitzung erfolgen darf. 

Die Zahl der dentschen Eeichstagsabgeordneten ist 397 (382 
und 15 aus den Reichslanden = 397). Sie erhalten keine Besol- 
dung, aber (seit 1906) eine Aufwandentschádigung (wobei jeder 
Tag der Abwesenheit abgezogen wird). 

II. Gesetz im aügemeinen ist, wie bereits oben (S. 9) aus- 
geführt, eine ÁuBerung des Staates, welche eine Rechtsregel ent- 
halt, Normen gibt, aus denen Rechte und Verbindlichkeiten un-^ 
mittelbar hervorgehen, sofern man sich der Norm entsprechend oder 
der Norm zuwider verhált. Allerdings hat sich geschichtlich die 
Erscheinung entwickelt, daB manches, was nicht Gesetz ist, doch 
in der Form des Gesetzes ins Lében tritt, d. h. der Zustim- 
mung des Parlamentes bedarf. Insofern hat man den Begriff 
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derformellen,imGegensatzzudemder materiéi len Gesetze 
aufgestellt. Alléin dieser Unterschied hat keine tiefere Bedeutnng : 
man kann natüriicli etwas Gesetz nach seinem Inhalt nennen oder 
nach den Voraussetzungen seines Zustandekommens. Zu solchen 
formellen Gesetzen gehört insbesondere die Errichtnng des Etats, 
von dem es in der Reichs-, wie in der preuőischen Verfassung- 
ttbca'einstimmend heifit (A. 69 bzw. 99), daB er far jedes Jahr 
dnrch ein Gesetz festzustellen ist; womit gesagt ist, dafi die 
Staatswirtschaft des künftigen Finanzjahres nach bestimmten 
Direktiven geschehen soll, — was Abanderungen im einzelnen nicht 
ausschliefit, die allerdings bestimmt gerechtfertigt werden müssen. 
Die Kontrolié fibt der Kechnungshof (Oberrechnnngskammer). 

in. Aber auch fúr die Rechtsprechnng verlangte man seit dem 
vorigen Jahrhundert eine gewisse Selbstándigkeit oder Unab- 
hftngigkeit gegenüber dem Monarchen. Wáhrend früher das Recht-^ 
sprechen eine der Hanptfunktionen des Königs war, so ist es 
ihm jetzt vöUig entzogen, nnd die Gerichte, welche Recht sprechen^ 
sind so gestellt, dafi sie in keiner Weise Befehle des Königs er- 
háltén ni^d sich niemals den Weisnngen eines Ministeriums in 
ihren Entscheidnngen fiigen diirfen. 

IV. Im Qegensatz dazn versteht inán unter Verwaltung 
eine jede sonstige Staatstátigkeit, welche alsó weder 
Rechtssatze schafft, noch auch Recht spricht; diese Tátigkeit 
steht im monarchischen Staat nnter dem König nnd nnter den kö- 
niglichen Organen ; sie kann im Bnndesstaate vom Gesamtstaate^ 
wie vom Gliedstaate ansgehen; so hat aach das Deutsche Reich 
Verwaltungsanstalten und Verwaltungsorgane neben den Einzel- 
staaten : so die Reichsamt^, die teils aus dem Reichskanzleramt^ 
teils aus den preuflischen Ministerien hervorgegangen sind : Reichs- 
amt des Innem, Auswártiges Amt, Reichsjustizamt, Reichsmarine- 
amt, Reichspostamt, Reichsschatzamt, Kolonialamt, sodann Reichs- 
eisenbahnamt und Verwaltung der Reichseisenbahnen, endlich die 
Behörden des Versicherungsrechts usw. Die Sache kann aúch so ge- 
regelt sein, daB dem Reiche die Gesetzgebung und Oberaufsicht^ 
den Einzelstaaten die Ausführung der Verwaltung zukommt. Im 
übrigen ist das Gebiet der Verwaltungstátigkeit ein auBerordent- 
lich mannigfaltiges ; und zwar kann man hier zweierlei Funktions- 
weisen unterscheiden : entweder handelt der Staat ohne Eingriffe 
in den Willen der Untergebenen und vollzieht seine Tatigkeiten 
in áhnlicher Weise, wie es ein Privater tun würde: das ist die 

10* 
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Staatspflege. Wenn also der Staat z. B. Kanale herstellt, 
Flüsse reguliert, WSlder bewirtschaftet, höhere Schiilen einrichtet, 
Krankenháuser baut, Annenanstalten stiftet, Feuerlöschein- 
richtxmgen trifft, so gehört dies in das Gebiet der Staatspflege. 
Alléin damit reicht er nicht ans; denn in vielen Fallen mnfi 
Zwang angewendet werden, wenn man die koltnrfeindlichen Máchte 
überwinden will: dahin gehört nnn alles, was der Staat an An- 
ordnnngen nnd Befehlen gibt, wo immer er regelnd nnd ordnend 
eingreift (Polizei). Früher galt der Satz, dafi die Mittel des 
Zwanges der jeweiligen Erwagiing anheimstehen. Das ist nicht 
mehr modemes Eecht: hentzntage sind die Zwangsmittel, mit 
denen der Staat wirkt, gesetzlich bestimmt, und dem Betroffenen ist 
gestattet; eine Entscheidnng herbeizníühren, ob sich der Staat in 
den nötigen Schranken gehalten hat. Damit ist aber nicht gesagt, 
da£ der Yerwaltnngsakt zum Bechtsakt wird : der Yerwaltnngsakt 
liegt zwar innerhalb des Rechts, er wird aber nnr negativ dnrch 
das Kecht geregelt, insofern er die rechtlichen Grenzen nicht über- 
schreiten darf ; im übrigen aber hat die Behörde freie Befagnis, 
nach Bücksichten der ZweckmSLfiigkeit nnd des vermutlichen Er- 
folges so oder so zn handeln (S. 164). 

Die Staatspflege erstreckt sich über das ganze Bereich des 
Enltnrlebens. Die Pflege kann dahin zielen, die einzelnen Natio- 
nalit§.ten im Staate (oben S. 122) zasammenznfügen und ihre Assi- 
milation zu fördem, so namentlich durch Unterstützung einer Ein- 
heitssprache (S pr a chen pflege): so wird in den Vereinigten 
Staaten niemand Staatsangehöriger, der nicht englisch yersteht. 
Sie kann dahin zielen, die Kastengegensátze zu mildem und durch 
soziale Tatigkeit die durch unsere Wirtschaftsordnung herbei- 
geführten Ungleichheiten abzustumpfen (Sozialpflege), was 
durch Wohlfahrtseinrichtungen, durch Arbeiterversicherung, durch 
Begelung des Steuerwesens geschehen kann. Sie kann dahin zielen, 
die Gtiterproduktion in jeder Weise zu steigem, so durch 
Zollpolitik, durch fördemde Yerkehrsanlagen , durch Gründung 
von Bankén (zur Gewáhrung von Geldmitteln) ; schon die Her- 
stellung des gemünzten Geldes, die Herstellung von Papiergeld, 
Banknoten oder doch die Überwachung des Banknotenwesens, 
die Wahl einer bestimmten Bankpolitik ist bedeutsam, oft ent- 
scheidend. Sie kann dahin zielen, die Bildung zu fördem, 
Anstalten far Erziehung, Institute fíir Eünste und Wissenschaften 
zu grundén, die Eunst durch Auftráge zu fördem, wobei aller- 
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dings die Klippé der „Staatsknnst", díe einseitige Beforderang 
einer vielleicht yeralteten Kunstrichtung, möglichst zn meiden 
ist, da kraft eines Weltgesetzes jede Ennst sich ansieben mnfi. 
Noch rnehr gilt dies von der Wissenschaft : die Wissenschaft und 
ihre Lehre ist frei. Sie kann dahin zielen, Bíldung und Auf- 
klánmg auch in niederen Standén zu verbreiten durch Grun- 
dung von Volksbibliotheken (zuerst in England 1860), Lesehallen 
n. a. Alles dies kann auch durch die Tat einzelner geschehen^ 
was zu begrnfien und zu fSrdern ist; alléin die Haupttátigkeit 
soU in allén diesen Dingen der Staat entfalten. 

Je mehr die Pflege durch freiwilliges Heranziehen der Bé- 
völkerung geschieht, um so wirksamer und heilsamer wird sie 
sein, mit um so freundlicherer Stimmung wird sie begrüBt werden ; 
das ist allerdings nicht durchgSLngig möglich, und vieles ist nicbt 
ohne Zwang zu erreichen. Dann beginnt die Tatigkeit der Poli- 
zei, wobei zu bemerken ist, dafi das eine und das andere keiné 
strengen Gegensatze sind, sondem beides ineinander übergeht: 
pflegende Tatigkeit und Zwang zur Beseitigung hemmender Wider- 
stande reichen sich oft die Hand. 

Wieweit der Staat in das Bereich des Lebens zwingend 
einzugreifen befugt ist, ist schon Gegenstand vieler Fragen ge- 
wesen (ygl. oben S. 126). Es handelt sich hier um das Prinzip 
der sogenannten Menschenrechte, alsó um das Erfordernis, daű 
gewisse Seiten des Lebens dem einzelnen oder der Familie frei- 
gegeben sind und nicht durch den Staat beherrscht werden dürfen. 
Dahin gehört alles, was die innere Überzeugung des Menschen 
betrifft von der Welt, von den Dingen der Welt, von dem, was 
über der Erscheinung steht, überhaupt die ganze Sphare des reli* 
giösen Lebens. Aber auch die Frage der Berufswahl, die Art und 
Weise der Vermögensverwaltung, die Zeiteinteilung eines jeden 
soll nach unserer Anschauung vom Staate nur ausnahmsweise ge- 
ordnet werden ; höchstens insofern als die Militarpflicht oder sons- 
tíge staatliche Pflichtverhaitnisse einen solchen Eingriff erheischen: 
Ebenso soU die elterliche Gewalt vom Staate nur insoweit beein- 
flufit werden, als aufierordentliche Faile eine Einmischung von 
oben dringend erfordern. 

Dies alles ist nichts Ursprüngliches, es ist ein Gewordenes. 
Die sogenannte Gewissensfreiheit war weder im Altertum, noch 
im Mittelalter gégében; auch die Beformation hat sie nicht ge- 
bracht, sondem es galt der Grundsatz, dafi der Staat fur die 
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wahre Eeligion sorgen müsse, d. 1l für diejenige, die er für die 
wahre Religion hielt (S. 240). Erst nach dem dreifiigjáhrigen Kriege 
und folgerichtig erst im 1 8. Jahrhundert finden wir das System der 
Eeligionsfreiheit durchgeführt, das mehr oder minder in allén mo- 
dernen Kulturstaaten gilt, mit Ausnahme von Spanien (S. 240). 
. Aber auch die Berufswahl unterlag Mlier ihren Gesetzen, die Art der 
Kleidung, des Essens und Trinkens war dnrch sogenannte Kleider- 
ordnungen und Luxusgesetze geregelt ; auch heutzutage fangen wir 
wieder an, durch Temperenzgesetze dem Alkoholgenufi zu steuern. 
Und auch die Art der Ackerbestellung war bei manchen Völkern 
an strenge Begeln gebunden ; überhaupt ist der Kreis des Staates 
und die Abgrenzung gegenuber dem Einzelwesen etwas geschicht- 
lich Gegebenes und hángt zusammen mit dem jeweiligen Ver- 
hStltnis des Einzelnen zur Gesamtheit. 

Daraus ergibt sich die Stellung des heutigen Staates zum 
Gewerberecht. Er übt natürlich eine polizeiliche Überwachung, 
aber er mufi innerhalb dieses Kreises den einzelnen walten 
lassen. Frühere Zeiten gingen davon aus, daő nicht jeder be- 
fugt sei, ein Gewerbe aufzutun, sondern daB hierzu besondere, oft 
höchst persönliche Eigenschaften gehörten, Eigenschaften, welche 
jnit der Befáhigung nichts gémein habén, z. B. Angehörigkeit zu 
einer bestimmten Familie, Ehelichkeit der Abkunft, Gemeindebur- 
gerrecht usw. Auch schlossen sich früher die Gewerbe ab und 
nahmen nur eine beschránkte Anzahl von Mitgliedern auf, und jeder 
im Gewerbe muBte sich streng auf die innerhalb des Gewerbes 
liegenden Tátigkeiten beschránken (Zunftzwang). Davon hat 
^ich das 19. Jahrhundert befreit, und es hat die Grundsátze 
áer Gewerbefreiheit und des freien Wettbewerbs aufgesteUt. 
Diese Grundsátze gelten im allgemeinen heute noch ; darum be- 
steht die Polizei im Gewerbe lediglich in der Überwachung, da- 
mit das Gewerbe nicht in einer das Publikum schMigenden, dem 
allgemeinen Kulturinteresse verderblichen Weise betrieben wird: 
die Gewerbetreibenden habén sich anzumelden, und zu gewissen 
Gewerbebetrieben ist eine besondere Genehmigung (Eonzession) 
nötig, die aus mehr oder minder in das Ermessen der Polizei 
gestellten Grundén versagt werden kann, aber aus Grundén, die 
in der objektíven Sachlage Hegen; persönliche Eigenschaften 
kommen in dieser Bichtung nur in Betracht, sofem aus den 
Eigenschaften auf eine mangelnde geistige oder moralische Be- 
í&higung zu schlie£en ist. Gewisse Arten des Gewerbebetriebes, 
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die leicht zu Mífibráuchen Anla£ gebén, sind nnr beschraiikt 
^estattet, wie z. B. der Hansierhandel, der Handel im wandemden 
Betrieb ( Wandergewerbe) — in Gegensatz zu dem stehenden Qewerbe 
u. a. Ebenso sind für die Art des Betriebes gewisse den Kultnr- 
•erfordernissen entsprechende Regelungen gégében: namentlich was 
ídie Sonntagsruhe und was die Stellung der gewerblichen Arbei- 
ter und ihren Schutz angeht (Arbeiterschutz). Der Grund- 
.gedanke des Arbeiterschutzes ergibt sich schon aus dem gemei- 
nen Recht : der Arbeitsherr hat Eáume und Einrichtungen so zu 
.^estalten, daB Gesundheit, Wolilsein und Sittlichkeit der Arbei- 
ter möglichst gewahrt ist. Die náhere Ausbildung erfolgte zu- 
<erst m England: entscheidend war die Morál and Health Act 
Ton Róbert Peel (1802). Dem sind andere Völker gefolgt, so 
auch die deutsche GewO. und das BGB. Viele Einzelvorschriften 
in solchem Sinne sind vom Bundesrat ergangen ; auch die Berufs- 
genossenschafben können in dieser Hinsicht Bestimmungen gebén. 
Dazu gehört auch die Sicherung gegen Ausbeutung der Kinder 
Tind der Frauen (auch dies zuerst in England) preuBisches Eegu- 
lativ 1839, jetzt Kinderschutzgesetz v. 30. Marz 1903. 

Drei andere Grundgedanken sind für das Massenarbeitsrecht 
Ton ausschlaggebender Bedeutung: 

1. Die Sicherstellung des Arbeitslohnes gegen Beschlag- 
nahme und gegen sozialwidrige Einwirkung des Arbeitsherrn, 
insbesondere auch das Verbot des Trucksystems : der Arbeits- 
lohn ist in barem Geld zu zahlen. Auch dies stammt aus 
England und ist in unser Gewerberecht übernommen worden. 

2. Die genossenschaftliche Gestaltung des Arbeiterrechts 
und entsprechend die fúr allé Arbeiter einheitlich geltende 
Arbeitsordnung, die vom Arbeitsherrn, aber unter öflFentlicher 
Xontrolle, festzusetzen ist (vielfach nach Gehör des Arbeitsaus- 
^chusses), zuerst in England im 18. Jahrh. (Arkwright), auf dem 
£ontinent zuerst in Zürich (Bluntschli) , jetzt auch in unserer 
öewerbeordnung. 

3. Die Fürsorge fur die Arbeiter im Fali der Krankheit, 
der Invaliditát (yor aUem der Unfallinvaliditát) und im Altér. 
Ittese Fürsorge geht entweder von der freiwilligen Betatigung 
der Arbeiter, von der Stiftung der Fabriken, der Innungen 
oder von der Fürsorge des Staates aus. Erstere hat sich bei 
4ms wenig entwickelt (eingeschriefoene Hilfskasse), dagegen sehr 
viA die Fabrikskrankenversichenmg, au«ch Fabríkspensionskassen; 
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die Unfalls-, Invaliditats-, Altersversichenmg aber ist durch 
staatliche Einwirknng erfolgt seit der Aera der Arbeiterfursorgft 
(1884 ff.). Die Beitrage znr Versicherung sind teils blofi von demi 
Arbeitsherrn, teils vom Arbeitsherrn und den Arbeitern znsam- 
men zu entrichten. 

Das Versicherungswesen hat eine ungeheure soziale Bedeutunp 
In der Krankenversicherung sind 11 MilL, in der Unfallver- 
sichenmg I8V9 Mill., in der Invaliden versicherung 14 Mill. Arbeiter 
versichert, welche Versicherungen auch noch die groBe Bedeutung: 
habén, dafi die hier gesammelten Kapitalmassen wieder den 
Arbeiterinteressen dienstbar gemacht werden können. 

Innungen können heutzutage gegrfindet werden, sie konnent 
es auch zwangsweise (als Zwangsgenossenschaften), und solche 
können dann zur Förderung des Gewerbes Bestimmungen treffen, 
insbesondere auch Gesellen- und Meisterprttfungen veranstalteni 
und Zeugnisse ausstellen, alléin ohne da£ solche Zwangsinnungen 
das Recht hátten, die Gewerbeausübung des Einzelnen zu unter- 
binden; insbesondere können sie dem Einzelnen in der Fest- 
setzung des Preises der Waren und in der Annahme der Eundeni 
keine Schranken setzen (S. 162). 

Daneben steht die Verwaltungst&tigkeit auf anderen wirt- 
schaftlichen Gebieten: Agrár-, Forst-, Jagd-, Fischerei> 
Feuerlösch-, Weg- und Wasser-, Markt- und Börsen- 
verwaltung; auch die Kehrseite der Wirtschaftsverwaltung : die 
Verwaltung des Armenwesens. Sodann die Verwaltung auf 
den Gebieten des geistigen Lebens, insbesondere die Unter- 
richtsverwaltung, die Minderjáhrigenfürsorge, die. 
Stiftungsverwaltung, die Bau- und Denkmalsfürsorgey 
die Verwaltung auf dem Gebiet der Vérein e und der Presse- 

V. Hier sei nur folgendes bemerkt: 

1. In der Bodenwirtschaftsverwaltung tritt das; 
Problem des GroB- und Kleingrundbesitzes hervor, und hiermit das. 
Probíem der Zerteilung und der Zusammenlegung des Bodens,. 
mit allén Mafinahmen, um den MifibrS.uchen entgegenzutreten und 
den Mifilichkeiten zu steuern, welche mit dem einen oder an- 
deren System oder mindestens mit der Übertreibung dieses Systems- 
zusammenhangen. So auf der einen Seite die Förderung der 
Aufteilung gröfieren Gelandes, insbesondere auch durch das staat* 
liche und gemeindliche Beispiel, auf der anderen Seite die Ma&- 
regein gegen die Güterschláchterei, ferner die Einrichtung voa 



A. AUgemeines. Staats-, Verwaltiuig^s-, Eirchenrecht. § 61. 153 

Zwangsgenossenschaften, nm es zn bewirken, dafi, trotz der Zer- 
teilimg^, gemeinsame Mafiregein getroffen werden können, welche 
nur in Gemeinsainkeit möglich sind (wíe Entwasserungs-, Be- 
w&ssemngsanlagen). Besondere Bestrebungen beziehen sich: 

a) auf die Förderang der Ertragsfahigkeit des landwirtschaft-^ 
lichen Grundbesitzes, 

b) anf die richtige Gestaltung des landwirtschaftlichen Schul- 
denwesens: landwirtschaftliche Bankén, genossenschaftliche Ein- 
richtnngen; unkűndbare Hypotheken, Eentenschuldbriefe u. a. 

Eine damit znsammenhángende Frage ist die über die 
Sichemng der Bauhandwerker, und überhanpt über die Meliora- 
tionshypotheken, welche den Überwert des Grundstücks bc^astea 
und ihn, wenn nicht den übrigen Hypotheken oder der Glánbiger- 
schaft entziehen, doch in erster Beihe in Ansprnch nehmen : eia 
Trinmph der Arbeitssichernng gegenüber dem materiellen Eigentum. 

Wie bedentsam die richtige Gestaltung der Bodenverháltnisse 
ist, zeigen die mehrfachen Bodenrevolutionen, welche die Welt- 
geschichte aufweist, und welche darin begründet waren, daB es. 
an dem richtigen Eingehen auf die veránderten Verháltnisse fehlte ; 
so die zweimaligen Versuche der Neuverteilung in Sparta (unter 
Agis IV. 242 und unter Kleomenes ül. 225 v. Chr.), so die 
Gracchischen und Satuminischen Wirren u. a. 

l)ie Landwirtschaftspolizei befafit sich mit der Be- 
wachung von Féld und Flur (Schliefiung zu gewissen Zeiten^ 
z. B. bei Herannahen des Herbstes), mit dem Schutz von Wild 
(jetzt PreuBische JagdO. v. 15. Juli 1907) und Fischen (Schon- 
zeit u. a.)^), von Singvögeln; die Wegepolizei mit der Rege* 
lung der Benutzung öffentlicher StraBen (welcher Gestalt die 
Fuhrwerke seien sollen, wie schwer), Vorschriften über Auto- 
mobile u. a.'-). 

In bezúg auf die Wasserverháltnisse ist davon aus- 
zugehen, daB das űieBende Wasser an sich, auch in Privatflüssen 
Gemeingut ist und daB den An- und Hinterliegem nur gewisse An- 



^) FiBchereiordnimgen kannte man schon in altér Zeit, für den Boden- 
ee bereits im 14. nnd 16. Jahrh. 

') Die Wegeyerh&ltnisse in ganz Prenfien dnrch ein einheitliehes Ge- 
sets zu regein hat man 1875 yersacht, es ist aber wegen der Verschiedenheit 
der Yerh&ltnisse nicht gelongen; nenerdings hat man eine proyinzielle Eegelnng 
begonnen (Sachsen 1891, Westpreoilen 1905, Posen 1907, in Vorbereitnng Ost- 
prenfien). 
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rechte an den Vorteilen der vorbdflieBenden Wasserwellen zu- 
kommen. lm tibrigen tritt zwischen den oberen und unteren Eigen- 
tümern eine Gemeínsamkeit ein, welch^ in der Art zn begleíchen 
ist, daB möglichst die Kulturinteressen gefördert werden. Das 
^leiche gilt anch bei Konzessionserteilungen an öffentlichen Flüs- 
sen: diese müssen sichere Eechte gebén, aber unter reiclilicher 
Yersöhnung der entgegengesetzten Interessen, und unter der Mög- 
lichkeit der Enteignung, wenn höhere Industrieerfordernisse es 
Terlangen. 

Die richtige Behandlung des Bergbaues ist ebenfalls von 
der gröBten sozialen Bedeutung, denn nicht nur liegen im Innem 
der Erde ungeheure Schátze begraben, sondern an ihrer Förder- 
ung ii!t eine wichtige Arbeiterbevölkerung beteiligt, und es handelt 
sich darum, die Sache so zu behandeln, daB auf der einen Seite 
die Produktion eine möglichst reiche und nachhaltige ist, auf der 
anderen Seite in der Arbeiterschaft gedeihliche soziale ZustEnde 
lierrschen und endlich die Konsumenten genügend berücksichtigt 
iv^erden. Friiber galt das Bergregal, indem der Landesherr wenn 
uicht allé, so doch gewisse Mineralien und ihre Förderung sich 
Torbehielt; in manchen Landern ist aber an Stelle dessen das Recht 
des Grundbesitzers getreten, indem die Bergwerkförderung als 
ein Teil des Grundstücksnutzens behandelt wird. In Frankreich 
wurde wáhrend der französischen Eevolution das Bergrecht wieder 
dem Staate zugesellt, aber doch so, daB der Staat einzelne Berg- 
werkgerechtsame verlieh. In Deutschland findet sich teilweise 
noch das Eecht des Grundeigentums , meist aber bestand die 
Bergbaufireiheit, darauf beruhend, daB ein jeder berechtigt war, 
nach gewissen Mineralien zu suchen, auch auf fremdem Grund 
und Boden, und daB ihm, wenn er solche fand, ein Bergrecht ver- 
liehen wurde, und zwar in der Art, daB die Verleihung nicht mehr 
Sache der Verwaltung war, sondern Sache der freiwilligen Gerichts- 
barkeit, indem der Staat zur Verleihung verpflichtet wurde, wenn 
die betreffenden Voraussetzungen vorlagen. Durch das Gesetz vom 
18. Juni 1907 ist in PreuBen eine groBe Ánderung eingetreten und 
bezüglich der Salze und Steinkohle die Bergbaufreiheit aufgehoben 
und diese Art von Produkten dem Staate vorbehalten worden. 
Der Grund war der, dáB die Bergbaufreiheit in der letzten Zeit 
völlig illusorisch war, weil sie hauptsáchlich durch einige Gesell- 
schaften ausgebeutet wurde und voUstandig in Internationale Hánde 
zu gelangen drohte. 
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2. Die Baupolizei hat dafür zn sorgen, da£ die Bauten 
4en Regein der Gesundheit, der Festigkeit, der Feuersicherheit, 
der VerkehrsgemáBheit und LebensannehmKchkeit entsprechen. 
Daher die Festsetzung der Strafienflucht , die notwendige Er- 
laubnis zur Anlage gewerblicher Einrichtungen , sodann aber 
auch die Prüfung der Bauten überhaupt, der Baukonsens (hier 
kann die Polizei in die freiwiUige Gerichtsbarkeit des öffent- 
lichen Rechts übergehen, wenn im einzelnen Fali die Bedingungen 
80 genau normiert sind, dafi bei ErfuUung der Bedingungen der 

•Xonsens erteilt werden muB). 

Von Bedeutung ist hier auch di6 Teilnahme des Staates am 
Feuerversicherungswesen. Die Feuerversicherung ist in 
Deutschland seit dem 18. Jahrh. gröBtenteils eine öffentliche und 
-Zwangsversicherung: so bestében in Preuően 34, im übrigen Teile 
Deutschlands 20 öffentliche Feuerversicherungen , von welchen 
' manche noch ein Monopol geniefien, wáhrend anderwárts Privat- 
^ersicherungen daneben statthaft sind. 

3. Die Gesundheitspflege und -polizei wird ausgelibt 
durch Bestellung von kontroUierenden Gesundheitsbeamten (Ge- 
sundheitskommission, Kreisárzte u. a.), sodann durch eigene hygi- 
enisch-technische Mafiregeln; teils im aUgemeinen, z. B. durch 

íNahrungsmittelbeaufsichtigung (Fleischbeschau, Milchprobe u. a.), 
durch technische Vorkehrungen zur Ausscheidung der Surrogate 
von Echtwaren, durch Beaufsichtigung des Verkehrs mit Giften und 
eingehende Bestimmungen über die Arbeit in Fabriken, in welchen 
flolche Waren hergestellt werden ; teils durch MaBregeln in beson- 
•4eren Falién: bei ansteckenden Krankheiten, Viehseuchen u. a. 
Man yergleiche insbesondere das deutsche Gesetz über die Be- 
•iftmpfang gemeingefahrlicher Krankbeiten v. 30. Juni 1900 und 
die bundesrátliche Desinfektionsordnung v. 11. April 1907. 

4 Die Sicherheitspolizei befafit sich namentlich mit 
der Konstatierung der Personen, welche zum Zweck hat, . nötigen- 
fálls Leute zu identifizieren und sie soweit zu überwachen , als 
Sir die öffentliche Sicherheit erforderüch ist; daher das Melde- 
wesen im ganzen und im einzelnen, das Meldewesen des Gesin- 
des, der Wirte, Zimmervermieter, die Anzeige der erfolgten Ge- 
.biirten u. a. 

Damit h&Qigt zusammen die Sittenpolizei, Dírnenaufsicht^ Auf- 
.£ieht über entlassene Sü'áflinge, Bertillonage, Daktyloskopie u. a. 

5. Die ünterrichtsverwaltung ist bald blofie Pflege, 
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bald geht sie in das Polizeigebiet über; letzteres im Fali des 
Schulzwanges, d. h. der Anforderung, daB ein jeder eine be*> 
stimmte Schulbildung erlangen soU (in Frankreich erst seit 1882^ 
in Preufien schon im Prenfi. LR. bestimmt) ; dies insbesondre dann^ 
wenn der Schnlzwang mit dem Schulmonopol verbunden ist^ 
d. h. der Anforderung, daB die Schulbildung auf bestimmten, 
staatlich eingerichteten oder doch staatlich bezeichneten Schuleiib 
erworben wird. In der Schule kann mehr oder minder Rticksicht 
genommen werden auf die Konfessionen (konfessionelle, Simultan- 
schulen), oder die Konfession kommt gar nicht in Betracht und der 
Eeligionsunterricht wird nicht in der Schule erteilt, sondem den Re- 
ligionsgesellschaften .tiberlassen, so in Frankreich nach Gesetz v. 
28. Márz 1882. Über Schulunterhaltung s. PreuB. Ges. 28. Juli 1906. 

Die Denkmalfürsorge sucht zu bewirken, daB die ge- 
schichtlichen Denkwürdigkeiten erhalten bleiben und auch nicht 
dem Lande entzogen werden. Vorbildlich ist hier das französische 
Gesetz v. 1887, welches den Grundsatz ausspricht, daB von Fali 
zu Fali bestimmt werden soU, welche Denkmáler sich zur Auf- 
bewahrung eignen und dessen wűrdig sind; auch die Urkundenk 
werden vielfach darunter gerechnet (Denkmáler und Altertúmer). 
Die meisten heutigen Kulturstaaten habén sich derartige Gesetze 
gégében; manche auch zum Schutz von Naturschönheiten gegen, 
Verunziertingen, z. B. PreuBen 1902 und 15. Juli 1907. 

6. Die Staatsfürsorge fúr die Armen und Schwachen^ 
Witwen und Waisen, wie sie seit der christlichen Kaiserzeit im? 
Römischen Reich eingeführt wurde, umfaBte noch ganz andere 
Dinge als die Armenunterstützung ; es handelte sich um eineiib 
völligen Schutz ihrer Interessen : so wurden bereits im 4. Jahrh. 
n. Chr. Personen bestimmt, welche fiir sie eintraten, und ihre 
Interessen wahren soUten defensores civitatis), und im mittel- 
alterlichen Italien wurden zu diesem Zweck Armenanwálte auf- 
gestellt, eine Einrichtung, die sich noch heutzutage flndet. 

Im übrigen war die Fürsorge fúr die Armen und die 
Armenpflege im Mittelalter fást durchaus Sache der KSrche und 
der kirchlichen Institute; dies fiel seit der Reformation fiir die 
protestantischen Gebiete weg, weshalb man von dieser Zeit an 
eine staatliche Armenfürsorge entwickelte, wofür die frühere Zeit 
(das 15. Jahrh. z. B. in Frankfurt a. M., in Köln) Ansátze ge- 
boten hatte. Alléin das Tridentiner Konzil erklárte das Hospitál- 
und Armenwesen als Sache der Bischöfe; und so ist vor allém 
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in Frankreich díe Armenpflege trotz allén staatlichen Eingreifens 
in der Hauptsache eine kirchliche geblieben. In protestantischen 
Oegenden aber entstanden teils stádtische Armenordnungen, wíe 
in Angsbnrg und Nürnberg, teils, in Verbindnng mit den Kirchen- 
gemeinden, die sog. Kastenordnungen. Grundlegend aber war 
Aie Begelung des englischen Armenwesens durch Elisabeth 1601 
(43 Eliz. c. 2), welches zuerst den Satz energisch durchfúhrte, 
dafi man die Arbeitsfahigen znr Arbeit . zu zwingen und die 
Arbeitsunfáhigen zu unterstützen habé: alsó zugleich eine Ein- 
richtung zum Einsclireiten gegen die Arbeitsscheuen und Land- 
streicher. In jedem Kirchspiel sind einige Aufseher zu diesem 
Zweck, die Kosten faUen auf das Grundeigentum. Auch die 
spátere englische Gesetzgebung, namentlich das Gesetz von 1834 
hat im wesentlichen diese Grundsátze beibehalten und vor allém 
bestimmt, dafi die arbeitsfahigen Armen in die Werkháuser zur 
Zwangsarbeit gebracht werden sollten. Au£erdem hat sich ein 
System von Privatwohltátlgkeitsanstalten entwickelt, die seit 
1869 zu einem grófién Ganzén vereinigt wurden ; denn man hatte 
gelemt, dafi nur eine Verbindung von Privatwohltatigkeit mit 
der Staatshilfe dem Ganzén fórderlich ist. 

Mit der Unterstűtzungspflicht der Gemeinden mufite sich der 
Gedanke der Heimatgemeinden entwickeln, mit denen der Arme 
in bezúg auf die Unterstűtzungspflicht verbunden sei, zugleich 
aber auch die Bestrebung, die Freiztigigkeit zu beschránken, 
aus Furcht, dafi die Anziehenden der öffentlichen Armenpflege 
znr Last fielen. In Preufien aber begtinstigte man schon im 
Anfang des 19. Jahrh. die Freizügigkeit , andererseits gründete 
man seit dem Gesetz von 1842 die Unterstűtzungspflicht nicht 
mehr auf die Heimat, sondern auf den durch einen lángeren 
Aufenthalt erworbenen sog. Unterstützungswohnsitz , und dieser 
Grundsatz ist auch in das (durch einige spátere Gesetze abge- 
ánderte) Eeichsgesetz von 1870 übergegangen , das aber in 
Bayem und Elsafi-Lothringen nicht güt: in Elsafi-Lothringen 
besteht im wesentlichen noch das französische l^ystem, in Bayem 
das System der Heimat (Gesetz 1868 mit Abanderungen), 
welches die Verbindung mit dem angestammten Orte in heil- 
samer Weise aufrecht erhált, diese aber auch dau^nd belastet, 
selbst wenn der Heimatberechtigte allé Beziehung zu ihr ge- 
löst hat; die letztere Mifilichkeit wird durch ein Gesetz von 
1896 gemindert, indem die Heimatgemeinde seine Aufnahme in 
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eine entsprechende Ortsgemeinde , mit der er in tatsácUiche 
Verbindung getreten ist, betreiben kann. Von áhnlichen Gnmd- 
satzen wie Bayern geht Österreich aus (1863 mit Abanderun^ 
1896): auch Mer das Heimatprinzip, welches dadnrch eine Üm- 
andernng erfalír, dafi 1896 der Erwerb eines neuen Heimat- 
rechts erleichtert wurde. Dieses System ist vorznzielien ; dasr 
dentsche Prinzip föhrt zur voUstándigen Zerstorang des m 
gesunden und heilsamen Heimatgedankens und befördert die 
Nomadisierung der Bevölkernng. Übrigens gilt der Grund- 
satz, da6 die ünterstütznng da zn leisten ist, wo die Hilfs- 
bedtirftigkeit eintritt, vorbehaltlich des Rückgriffs auf die Qe- 
meinde des Unterstűtznngswohnsitzes ; ist kein Unterstützungs- 
wohnsitz vorhanden, so tritt im Eückgriflf der Landarmen- 
verband ein. För die mittellosen arbeitssuchenden Wanderer 
bat man in anderer Weise zn helfen gesncht: durch Her* 
bergen znr Heimat, Verpflegnngsstationen, Arbeiterkolonien, wo 
ihnen einstweiliger ünterhalt mit der Möglichkeit der Arbeits- 
snche gewahrt wird. Gröőtenteils ist hier die freiwillige Armen- 
pflege tatig; die gesetzlichen Bestrebnngen habén nnr teilweise 
zu dauernden Ergebnissen gefúhrt. 

7. Wasdie Vereinsfürsorgennd Vereinspolizeibetrifft, 
so ist die Vereinstatigkeit möglichst zn fördem, anf der anderen^ 
Seite muB verhindert werden, dafi die Vereine zu auílösenden Ele- 
menten des Staatswesens werden. Dies hat eine lange Geschichte, 
vom Altertum bis herauf zur Gegenwart; vielfach hat man díe^ 
VereinSbildung an staatliche Bedingungen geknüpft, vielfach r<» 
allén Schranken befreit : ersteres erfolgte z. B. in Frankreich unter 
Eichelieu 1629, letzteres in der französischen Eevolution 1790, 
wahrend das Kaisertum im C. pénal a. 291—294 wieder eine maőige^ 
Beschrankung einführte. Vielfach bestanden auch far religiöise 
Vereine besondere einengende Bestimmungen, aber kein Gesetz war 
so verhangnisvoll als das iUiberale französische Vereinsgesetz 
von 1901. Mannigfach entwickelte sich die Sache in Deutschland: 
man machte sachgemaőe ünterscheidungen : sachgemafi ist das Ver- 
haitnis des Staates zu den verschiedenen von Vereinsarten verschie- 
den zu gestalten; anders sind politische, anders sonstige öffent- 
liche, anders nicht öffentliche Vereine zu behandeln ; ein öffentlicher 
Vérein liegt z. B. vor, wenn allé Standesgenossen für Standes* 
interessen zusammentreten, ein nicht öffentlicher Vereiü ist es, 
wenn sich z. B. nur die Hauseigentümer einer Straőe für ihre 
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Interessen züsammentun. lm allgemeinen nnterliegt das Vereins- 
wesen bis jetzt nicht nnr, was die Verwaltungsausübung, sondera 
auch was die Gesetzgebung betrifft, dér Regelung der einzelnen 
Gliedstaaten, obgleich das Reich nach der Reichsverfassung Art. 
4 Z. 16 die Möglichkeit hat, hierüber Bestimmongen zu gebén ; 
doch wurde das Koalitionsverbot, das früher landesgesetzlich den 
AnschluB der Vereine aneinander beschránkte, reichsgesetzlicfr 
beseitigt, und jetzt steht ein Reichsvereinsgesetz bevor. 

8. Die Aufsicht tiber die Presse hat hanptsftchlich dieBe- 
dentnng, es zu ermöglichen, dafi die Pre£erzengnisse jeweils anf 
die verantwortliche Person zurtickgef&hrt werden können; die 
Frdheit der Presse setzt voraus, daB sie mit einem gewissen 
Yerantwortnngsgefühl gepaart ist: namentlich kommt hier die 
Regelnng derFrage über denverantwortlichenRedaktenr 
periodischer Zeitschriften in Betracht. 

9. Neben dem allén steht die Verwaltnng des Finanz- 
wesens, als des Mittelpunktes, von dem ans die Decknng der 
Staatsausgaben zn erzielen ist, nnd die Verwaltnng des znm 
Schntze der Staatsinteressen nach auBen nnd innen dienenden 
Militárwesens. 

Die Erschliefinng der Hilfsquellen des Landes znr Decknng- 
der Kosten der Knltnrtátigkeit ist Sache der Finanzver- 
waltnng, nnd hierher gehört vor allém dieErhebnng von Stenern. 

Die Stenern, d. h. die znr Befriedignng von Gesamtbedürf- 
nissen den einzelnen Genossen des Staates gemachten Anflagen, 
bemben anf dem Gedanken, dafi die Staatsgenossen, welche die 
Vorteile der Gesamtheit genieBen, anch die Kosten des Gesamt- 
wesens zn tragen habén. Sie sind damm allén denen anfiznerlegen,. 
welchen die Vorteile des Staates znkommen, alsó allén denjenigen, 
welche mit dem Staatsleben in wirtschaftlichem Znsammenhange 
stehen , mithin ^icht nnr den Staatsangehörigen , sondem anch 
den Fremden, welche im Staatsgebiete ihren wirtschaftlichen Be- 
trieb habén. 

Die Stenern als sogenannte direkte Stenern (Kontribntionen, 
Katasterstenern) werden anf das Vermögen gelegt nnd richten 
sich nach der Höhe des Vermögens, wáhrend die sogenannten in- 
direkten Stenern (Akzise oder Tarifstenem) nicht das Vermögen 
an sich, sondern gewisse Lagen nnd Betátignngen des Vermögenö 
heranziehen, sodaB ein jeder die Stener zn zahlen hat, der ití 
diese Beziehnngen eintritt; wobei allerdings eine Überwálznng- 
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:selir h&ufig yorkommty z. B. bei einer Steuer, die anf einen 
<3ebrauchsaxtikel gelegt ist, welche jeder, der den Gebranchs- 
artikel halt, zahlen mufi, aber anf denjenigen überwalzen kann, 
•der den Artikel von ihm bezieht. 

Die gerechte Verteilnng der Stenem, vor allém der direkten 
Stenern, mnfi in Betracht ziehen, dafi die LeistangsfS.higkeit der 
Vermögensmassen eine sehr verschiedene ist nnd ebenso anch 
■die Beteilignng an dem Vorteil des Staates. Beidé Pnnkte 
müssen in Berücksichtignng genommen werden: es ist einsei- 
tig, blofi die Leistungsfáhígkeit als Mafistab zn setzen, wo mög- 
licherweise die Inansprnchnabme des Staates dnrch den einen 
Tiel gröSer ist als dnrch den anderen. Sicher ist dabei, dafi, 
soweit die Leistnngsfáhigkeit im Spiele ist, diese mit der GröBe 
des Yermőgens progressiv wacbsen kann, da nach Decknng des 
Existenzminimalbedarfes das übrige yiel weniger mit den Be- 
4arfiiissen der Person znsammenhangt, alsó frei in der Lage 
ist, dem Staate die nötige Unterstützung zukommen zu lassen. 

Im Gegensatz zu den Stenem sind die Gebnhren Abgaben 
nach dem Grnndsatz der speziellen Entgeltlichkeit. Der Satz, 
•daB bei den Steuern die gröBere oder geringere Beteilignng an 
den Vorteilen des Staates zur Geltnng kommen soll, wird hier 
4adnrch spezialisiert, daB einer bestimmten Art der staatlichep 
Inanspmchnahme eíne bestimmte Abgabe entspricht. 

Bedeutende Finanzverwaltnngen finden sich schon im Alter- 
iinm. Im Mittelalter war Dentschland von einer Ordnnng im 
Finanzwesen fern: man mnBte sich mehr anf Einkünfte ans 
Regalien, Waldnngen, Bergwerken, Fremden- nnd Strafgeldern 
Terlassen, dazn kamen spáter die nnregelmaBigen Beden ; wahrend 
wir in England bereits seit dem 13. Jahrh. ein geregeltes Finanz- 
wesen sich entwickeln sehen nnd ebenso in Frankreich (tailles). 
.Znerst hat sich eine bessere Finanzwirtschaft in den dentschen 
5tádten gebildet, spáter in den Territorialstaaten, 

Die Finanzen eines Bnndesstaates im Verháltnis zn denen 
•der Einzelstaaten zn ordnen ist ein verschieden gelöstes Problem : 
Die Lösnng kann erfolgen nach der Seite der ursprünglichen 
'Oder der abgeleiteten Finanzen. Letzteres System fnhrt zn 
Matriknlarbeitrágen der Einzelstaaten an den Gesamtstaat 
4inf der einen nnd zn Überweisnngen seitens des Gesamtstaates 
an die Einzelstaaten anf der anderen Seite (Fr ankens tein'sche 
Elansel). Das erste System dagegen nberláBt dem Beiche be- 
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sondere Hil&quellen nnd beschránkt díe Einzelstaaten auf die 
übrigen. Wir habén yerschiedene Systeme durchlaufen und such^u 
uns das letzte System anzueígnen. 

10. Das Heer Deutschlands besteht aus 11 Eontingentsheerea 
(Preufien, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, Mecklea- 
burg, Anhalt, Tbüringische Staateu, Braunschweig, Oldenburg), 
die aber nnter der eínheitlichen Kommandogewalt des Kaisers 
stehea ; diese Kojumandogewalt (BeicbsverfassuiLg Art. 63) kommt 
dem Kaiser nicht in seiner Eig^nschaft als Lenker des Bun^^ 
rates zu. sondern in der daraus abgeleiteten Eigenscbaft bís 
Oberhaupt der Militármacht der zu einheitjicher Aktion verban- 
denen Kontingentsheere : die Ordres bedürfen daber als solche (d. h. 
am dem MiUtar gegenüber verbindend zn sein) keíner Gegenzeicb*- 
.nnng. Ubrigens babén Ton den 11 Kontingenten 7 ihr Kontingent an 
PrenBen abgetreten, so daS es in der Tat nnr noch 4 Kontíngente, 
Preufien, Sachsen, Württemberg, Bayern gibt, wovon Bayern nocb 
besondere Vorrechte genieBt. Die Marine untersteht dem Beicib 
(Art. 53 Eeichsverf.). 

§62. 

Geschichtlich verschieden ist auch die Mitwirkung anderweiti- 
^er Kulturfaktoren neben der Tátigkeit des Staates. So hat 
insbesondere früher die Kirche eine Reihe von Funktionen er- 
fiillt, welche nun der Staatstátigkeit obliegen; sie hat namentr 
lich die Schulen und Armenpflege seinerzeit fást alléin organi- 
siert (S. 156). Anderseits oblagen früher der Famiüe Aufgaben, die 
jetzt Sache des Staates sind, wie z. B. die Obervonnundschaft: 
auch hier ist alles wechselnd und dem speziellen Kulturbedüxf- 
nis, sowie den Umstánden, welche die Kulturfaktoren bedingen, 
entsprecheud. 

§ 63. 

Die Yerwaltung kann entweder yon dem Staate unmittelbar 
^ef&hrtwerden,d.h.durchdieoberenodernntergeordneten8taatlichen 
jQrgane, oder sie wird mehr oder minder öffentlichen Korpora^ 
tionen überlassen, so dafi diese eíne^ewisseSelbstandigkeit geai^- 
ien und nur der Aufsicht des Staates iunterstehen. Das ist insbe- 
sondere die Yerwaltung der Gemeindea, der Kreise, der Provin^en ; 
uad zwar kaoji diese sowohl die wirklich komijiunalen AngelQg^*- 

Kohler, Einfühnmg in die Elechtswlssenschaft. 3. Anfl. H 
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heíten betreflfen, als auch solche Zweige, die eigentlich der Staats- 
verwaltnng angehören, aber vom Staate den nnter ihm stehendea 
öfifentlichen Verbánden und ihren Organen überlassen worden sind. 
Man spricht insofern von Selbstverwaltnng, self govern- 
ment, einem Prinzip, das man dem englischen EecM entlehnt, 
aber selbstándig áusgebildet hat. In England waren es die Friedens- 
richter, Justices of the peace, Grofigrundbesitzer, welche als Orts- 
behörde, oder in ihrem Zusammentritt als Kreis- oder Grafschafts- 
behörden die Verwaltnng fiilirten, bis durch das Munizipalgesetz 
von 1835 (mit Znsátzen) und durch das Grafschaftsgesetz von 1888 
eine Neuregelung mit organisiertem Wahlsystem erfolgte. So 
glaubte man auch in Deutschland mit der Selbstverwaltnng eine 
lebhaftere Beteiligung der örtlichen Kreise, ein gröfieres An- 
schmiegen an die individuellen Verhaltnisse und eine mannig- 
f altige Interessenerfassung zu erzielen, d. h. demjenigen entgegen- 
zuwirken, was das Gegenteil des Gesagten darstellt, der staat- 
lichen Bureaukratie. 

Neben diesen grundsátzlichen Organisationsverbánden können 
fur einzelne Staatsaufgaben besondere öffentliche Genossenschaften 
gebildet werden, wie z. B. die ünfaUversicherungsgenossenschaften^ 
die Innungsverbánde u. a. ; sie können geschaflfen werden, indem 
man bald den einzelnen Mitgliedern den Eintritt freistellt, bald 
dieTeilnahme erzwingt: Zwangsgenossenschaften (S. 152). 

Übrigens kreuzt sich diese Verwaltung der unterstaatlichen 
Verbánde des öfteren mit der Staatsverwaltung in der Art, daB 
ein Staatsbeamter als unmittelbarer Staatsvertreter neben die 
Organe der Verbánde tritt, so in der Provinzial- und Kreisver- 
waltung PreuBens, wáhrend zwischen Provinz und Kreis in 
PreuBen der Eegierungsbezirk (mit dem Regierungsprásidenten 
an der Spitze) steht, der keinen kommunalen Charakter hat, 
keine juristische Persönlichkeit darstellt, sondern nur ein staat-^ 
licher Verwaltungsbezirk ist. Es gelten hier mehrfach örtliche 
Besonderheiten, insbesondere fur Berlin, HohenzoUern, Posen ; im 
allgemeinen aber ist für PreuBen zu bemerken: 

Die Organe der Provinzen als Selbstverwaltungskörper sind 
die von den Kreistagen und den vereinigten stádtischen KoUegien 
gewahlten Provinziallandtage, der Provinzialausschufi und der 
Landeshauptmann (Landesdirektor), wáhrend der (aus einem er- 
nannten und 5 durch den ProvinzialausschuB gewahlten Mitglie- 
dern bestehende) Provinzialrat und der Oberprásident Orgaue des. 
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Staates sind, berufen, in Angelegenheiten der Provinz mit den 
Selbstverwaltungsorganen tatig zu sein (besonderes gilt fiir Hessen- 
Nassau, welches nicht als Selbstverwaltungskörper, sondern als 
staatlicher Verwaltnngsbezirk mit einer der provinziellen Organi- 
sation áhnlichen Behördengliedemng organisiert ist). Organe der 
Kreise als Selbstverwaltungskörper sind die Kreistage und die 
aus 6 gewáhlten Mitgliedern bestehenden Kreisausschüsse (unter 
Vorsitz des Landrats), wfthrend der Landrat Organ des Staates 
ist. Eine Sonderstellnng nehmen hierbei die Stadte ein, die in 
gewissen Beziehangen der Herrschaft der Kreise entzogen sind 
(fiir gröBere Stadte können besondere Stadtkreise gebildet werden) ; 
eine Sonderstellnng nehmen ferner ein die Amtsverbánde. Die Ge- 
meinden aber als Selbstverwaltungskörper habén, je nachdem sie 
Stadt- oder Landgemeinden sind, eine verschiedene Organisation: 
die Stadtgemeinden Gemeindevorstand und Stadtverordnete, die 
Landgemeinden Gemeindevorstand (mit zwei Schöffen) und Ge- 
meindeversammlung ; dazu kommen in verschiedenen Teilen 
PreuBens die Gutsbezirke. 

In den Eegierungsbezirken aber, die bloBe Verwaltungsbe- 
zirke ohne juristische Persönlichkeit und darum ohne Selbst- 
verwaltungscharakter sind, steht an der Spitze der Eegierungs- 
prasident, neben ihm die zwei Regierungsabteilungen fúr Kirchen- 
und Schul-, und für Steuersachen, sodann der BezirksausschuB, 
welcher aus 2 ernannten und 4 vom ProvinzialausschuB gewáhl- 
ten Mitgliedern besteht. 

lm übrigen ist der Verwaltungsapparat in den verschiedenen 

Einzelstaaten ein sehr mannigfaltiger, nach MaBgabe ihrer Gröfie, 

ihrer Wirtschaftsführung und nach MaBgabe ihrer Geschichte. 

Bedeutsam ist überall der Unterschied, daB einzelne Verwaltungs- 

zweige einer Sonderverwaltung unterstehen, andere der allge- 

meinen Landesverwaltung obliegen; bedeutsam ist ferner der 

Unterschied, ob das Práfekturensystem gilt, wonach regelmáBig 

ein einzelner Beamter (wenn auch mit Beirat anderer) handelt, 

oder das Kollegialsystem, wonach die Beschlüsse von KoUegien 

ausgehen. Die Zentralverwaltung gipfelt durchweg in den Mi- 

nistern (oder Ministerien), welche fúr die Gesamtleistung der 

Verwaltung einerseits, für die EntschlieBungen des Monarchen 

andererseits die Verantwortung übemehmen und darum vom 

Parlament zur Rede gestellt, unter ümstánden in Anklagestand 

versetzt werden können. 

11* 
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§ 64. 

Anch die Staatsverwaltung hat ihr Recht ; zwar igt die Ver- 
waltung Interessen- nnd Opportunitátsverwaltung, alléin auch sie 
kann, ebenso wie die priváté Lebenshaltung nicht erfolgen, ohne 
da£ gewisse nnverbrüchliche Kechte entstehen, die auch anf dem 
Gebiete der Verwaltnng gewahrt werden müssen. So kann die 
Staatsverwaltung Pflichtenverháltnissezwischenöffent- 
lichen Personlichkeiten unter sich schaflfen, Pflichtenver- 
háltnisse zwischen Staat und Gemeinde, zwischen Gemeinde und 
Gemeinde und andere. Diese Pflichtenverháltnisse können dahin 
abzielen, Leistungen zu machen, welche im Gebiet der Selbst- 
verwaltungszwecke liegen und die daher keine zivilrechtliche, 
sondern eine öflfentlich-rechtliche Beziehung der beiden Selbst- 
verwaltungskörper unterstellen. So können solche Verwaltungs- 
körper insbesondere auch miteinander Vertragé abschlieBen, welche 
öffentlich-rechtliche Beziehungen herbeif ühren , z. B. Yertráge 
über die Unterhaltung einer Brücke, über die Anlegung einer 
StraUe, über die Unterstützung von Hilfsbedtirftigen usw. Auch 
durch Vertragé mit Privátén können derartige Pflichtverhálthisse 
erwachsen, sofern kraft des Vertrags der Priváté als Organ des 
Staates oder des Selbstverwaltungskörpers eintreten und öffent- 
liche Funktionen ausüben soll, wie solches alsbald (S. 166) zu 
erörtem ist. 

Ebenso können auch dingliche Verháltnisse des 
Staates und der einzelnenSelbstverwaltungskörper entstehen, in- 
dem einzelne Sachen, sei es Eigentumssachen, sei es fremde Sachen, 
dem öflfentlichen Dienste gewidmet und insoweit dem Privatverkehr 
entzogen werden (S. 43). Das Verháltnis dieser Widmung ist gleich- 
falls ein öffentlich-rechtliches, und die Frage der Normierung des 
G^brauchs wird durch Hechtssátze des öffentlichen Eechts bestimmt. 

Sodann können persönliche Verháltnisse zwischen 
Einzelpersonen und öffentlichen Verbánden in Frage kommen, vor 
allém das Verháltnis der Staats- oder Gemeindeangehörigkeit und 
die durch Wahlen entstandenen ILechte, überhaupt die Organ- 
^haftsberechtígungen und die Verpflichtungen hieraus im ganzen 
(Beitragfipflicht) und im einzelnen. 

Endlich ist die Frage über die Verwaltung«befu^ni^se 
gegenüber dem Becht der Persönlichkeit eine Beehtsfra^e, oad 
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es handelt sich darum, wieweit der einzelne sich den Eingriff 
der Verwaltung gef allén zu lassen braucht (8. 126. 149), 

Daher hat das Verwaltungsreclit insbesondere über die Aus- 
gleichungen zn entscheiden, welche sich ergeben, wenn die Einzel- 
person öffentliche Leistungen gemacht hat (oder etwa machen 
Mufite), 2fa denen sie nicht verpflichtet war, oder auch wenn ein 
Nichtyerpflichteter statt des wirklich Verpflichteten die Leistnng 
vollzog. 

Bei der Frage aber, wieweit die Verwaltnngsbefugnisse 
gehen, spielen die ümstande des einzelnen Falles vielfach eine 
Bolle, indem das Gesetz fúr die Staatstátigkeit einen Bahmen 
bestimmt, der je nach den Verháltnissen, insbesondere je nach 
dem Bedürfnis oder den auszngleichenden Interessen verschieden 
ist. Die Frage, ob die Verwaltung sich innerhalb der durch 
die Interessen des einzelnen Falles gegebenen Grenze gehalten 
hat, ist nicht Zweckmáfiigkeits-, sondem Eechtsfrage und unter- 
liegt der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung, 

Allé diese Normen bilden ein besonderes Kechtsgebiet, das 
Verwaltungsrecht, einen der interessantesten und modernsten 
Zweige der Rechtswissenschaft. Dieser Zweig ist im Werden 
begriflfen; ihm steht aber eine reiche Zukunft bevor. 



§ 65. 

Auch der einzelne kann zum Staat oder zum Selbstverwal-. 
tungskörper in ein ölfentliches Verháltnis treten, indem er zum 
Organ der Staatstátigkeit wird: dies ist das Staatsbeam- 
tenverháltnis. Es verpflichtet den Staatsbeamten zu öffent-s 
lichen Diensten, unterscheidet sich aber von anderen derartigen 
Verháltnissen durch ein Moment, welches dem Lehnsrecht 
entlehnt ist, durch das Moment der Treue: der Staatsbeamte 
ist nicht nur verpflichtet, seinen Dienst gewissenhaft zu erfúllen, 
er ist auch dem S t a a t e gegenüber verpflichtet, Treue zu wahren, 
d. h^ wo tunlich, alles zu vermeiden, was seiner redlichen Meinung 
nach dazu fíihren würde, die Stellung des Staates zu untergraben. 
Nur wo die Interessen des Staates mit den berechtigten Interessen 
des einzelnen in Konflikt stehen, darf er dem Staate entgegen- 
treten : daher ist eine solche Opposition durchweg gestattet, wenn es 
sich um die Wahrung eines Eechtes handelt ; insbesondere ist ein 
Staatsbeamter befagt, ein Gutachten zu machen in einer Streitsache, 
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die von einem Privátén gegen den Staat aufgerührt worden ist ^), 
und ein Eichter des Staates hat in Eechtsangelegenheiten gegen den 
Staat mit gleicher ünparteilichkeit zu entscheiden, wie gegen Pri- 
váté; wáhrénd es sich allerdings anders verhielte, wenn die Hoheits- 
rechte eines fremden Staates gegentiber dem eigenen in Frage 
stünden und darüber dem fremden Staate ein Gutachten zu machen 
wáre. Bemerkenswert ist aber : die Treupflicht ist eine Treupflicht 
gegen den Staat, nicht gegen die augenblickliche Staatslenkung; 
es steht daher der Treupflicht nicht im Wege, wenn der Beamte 
gegen diese Kegierung Opposition macht, wenn er ihr im Parla- 
ment und durch Wahlreden entgegentritt, wenn er literarisch eine 
bestimmte Kichtung der Staatsregierung bekámpft: die Treue 
ist nicht, wie die Lehenstreue, eine persönliche, 
sondern eine sachliche. 

Das Treuverhaitnis verpflichtet den Beamten auch zu einem 
ehrenhaften Verhalten und zur Unterlassung alles dessen, was als 
grob unsittlich ihn und damit den ganzen Stand in der Achtung 
berechtigtermafien herabsetzen würde ; ist er aber sittlich, so ist 
er nicht gehalten, far den Schein zu sorgen: den Schein kann 
der Sittliche verachten, und er ist nicht verpflichtet, ihm zu 
dienen. Die Wahrung dieser Treuverháltnisse ist Sache der 
Disziplin, und die Beamten unterliegen daher der Diszipli- 
nargewalt, die aber nicht willkürKch geübt werden darf, 
sondern besonderen Behörden übertragen ist. Die Disziplinar- 
strafen sind Ordnungsstrafen (Warnung, Verweis, Geldstrafe) und 
Entfernung aus dem Amt (Strafversetzung, Dienstentlassung). Der 
Dienstentlassung kann Dienstenthebung (Suspension) vorhergehen. 
Der Staat schuldet dem Beamten dafiir den Schutz in seiner 
Amtsstellung und er schuldet ihm die dem Amt entsprechende 
Vermögensleistung, wáhrend seiner Dienstzeit und vielfach auch 
darüber hinaus (Beamtenpension), auch fiir Waisen und Witwe 
(Witwen- und Waisengeld). 

Das Dienstverhaltnis kann der Beamte, wenn er auf allé 
Gegenleistungen verzichtet, jederzeit lösen. Der Staat aber ist 
nicht befugt, den Beamten unter Belassung seines Gehaltes be- 
liebig aus dem Amte zu entfernen, denn der Beamte ist nicht 
Dienstleistender , sondern Organ des Staates. Dagegen muB 



^) Soweit er überhaupt Gutachten machen darf nnd keine Sonderbestim- 
mnngen (z. B. bezüglich der Reichsbeamten) entgegenstehen. 
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sich meist der Beamte die Versetznng in ein anderes Amt von 
nicht geringerem Kange nnd Diensteinkommen gefallen lassen, 
und manche Beamte können beliebig auf Wartegeld gesetzt 
werden (nach dem Keichsbeamtengesetz von 1873, geándert 
17. Mai 1907, betragt das Wartegeld */4 des Diensteinkommens, 
aber höchstens 12000 Mk.). 

§ 66. 

Schon oben (S. 149) wnrde erwahnt, dafi nach heutiger Anf- 
fassung der Staat die Religion dem einzelnen nicht vorschreiben 
kann; hiemach möchte man es als das Natürliche erachten, wenn 
die religiösen Genossenschaften Privatgenossenschaften wáren, die 
nnr insoweit, wie Privatgenossenschaften überhaupt, der Ober- 
anfsicht nnd Leitnng des Staates unterstűnden. Dies ist das 
Prinzip in den Vereinigten Staaten; es widersprache aber 
unseren geschichtlich gewordenen Zustánden. Unsere Kultnr- 
entwicklung hat es mit sich gebracht, dafi einzelne Eeligions- 
genossenschaften den gröfiten Teil der Bevölkemng ergreifen, 
ja über den Staat hinaus einen grófién Teil der Menschheit um- 
fassen. Hier wáre ein vollstandiges Beiseitestehen des Staates 
den Lebenserfordernissen nicht entsprechend. 

Der Staat mnő hier mit den geschichtlich gewordenen Be- 
ziehungen vermitteln, und er mufi gewisse Mafiregeln ergreifen, 
damit ihm nicht solche übermáchtigen Keligionsinstitute Kraft 
und Selbstandigkeit entziehen. Daher hat man zu folgenden zwei 
Sátzen die Zuflucht genommen: man hat gewisse religiöse 
Genossenschaften zu Genossenschaften des öffent- 
lichen Eechts gemacht, die, gleichsam in den Staatsverband 
eingefugt, an den Vorteilen, aber auch an den Pflichten des 
öflfentlichen Lebens teilnehmen. Solche Genossenschaften sind 
insbesondere die christlichen Religionsgenossenschaften, von denen 
die katholische noch dadurch besonders geartet ist, dafi sie sich 
über die ganze Erde erstreckt, ein gemeinsames Haupt hat und 
auf solche Weise dem Staate wie eine fremde zwischenstaatliche 
Macht entgegentritt, weshalb sich hier auch Kechtsverháltnisse 
entwickelt habén, die den völkerrechtlichen áhnlich sehen ; wáh-^ 
rend die Kirchen im inneren Staatsleben wie öffentliche Genossen- 
schaften walten und daher, namentlich im Verháltnis zu ihren 
Mitgliedern und ihren Pflichten (Abgaben u. a.), als öflFentliche 
Genossenschaften staatlichen Schutz finden. 8o sind z. B. in 
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Baden, in Pretifien die VérMltnisse der Kirchenstéuern geregelt 
Wordén (kathol. Eifchenstenem 14. Juli 1905, evangel. landes- 
kirchliche, evangelisch-lutherísche, evangelisch-reformierte v. 14. 
Juli 1905, 10. Márz 1906 und 22. Márz 1906) und hierbei wurde 
bestimmt, dafi die Zwangsvollstreckung nach den Vorschriften 
über das Verwaltungszwangsverfahren auf Ersuchen der Ge* 
meindeorgane durcli die staatlichen (oder kommunalen) VoU- 
streckungsbehörden erfolgt; díibei ist die Möglichkeit einer ver- 
waltungsrechtlíchen Klage bei den Oberverwaltungsgerichten gé- 
gében (vgl. kathol. Kirchensteuerges. 1905 §§ 20, 23, 27 ; evangel. 
landeskirchl. Kirchensteuerges. 1905 Art. IV). Vgl. 8. I76f. 

Da die hervorragenden Genossenschaften der Eelígion mit 
im öffentlichen Rechte stehen, so sind auch ihre Organisation 
und die in ihrem Innern sich bildenden Rechtsbezieliungen 
Qegenstand des öffentlichen Bechts. Es verhált sich hier 
nicht wie bei einer Privatkorporation, derén Satzung und Satzungs- 
funktion nicht der allgemeinen Rechtslehre, sondern der Beob- 
achtung des einzelnen Falles angehört: sondern es handelt sich 
hier um die innere Einrichtung öffentlicher Körper, derén Ge- 
staltung einen Teil des öffentlichen Lebens bildet und den Rechts- 
sátzen des öffentlichen Lebens unterliegt. Das Kirchenrecht 
hat es insbesondere mit der katholischen und der protes- 
tantischen Kirche zu tun und hat die Verfassung derKirche? 
die Art der Funktion ihrer Organe und das Verhaltnis der ein- 
zelnen Mitglieder zum Ganzén, sowie die Art der Vermögens- 
verwaltung ntoer darzulegen. 

Beim katholischen Kirchenrecht ist es vor allém die 
Stellung des Papstes als des Oberhauptes der gesamten Kirche, 
die Stellung der Bischöfe als der öffentlichen Trager der Juris- 
diktion, und der Pfarrer, welche hier in Betracht kommt. Dies 
hftngt mit der Grundaüffassung des Katholizismus zusammen. 
Für die katholische Kirche námlich ist bedeutsam der ünter- 
schied zwischen Klérus und Laíen. Die Geistlichkeit bildet nach 
der katholischen Kirche einen besonderen Stand (unterschieden 
Tom Standé der Laien), einen Stand mit besonderen hoheitsroUen 
Eechten, mit der Weihegewalt als der Gewalt der Spendung der 
Heilsanstalten (potestas ordinis) und als der Teilnahmeg^walt 
an der Kirchenregierung (potestas jurisdictionis); wovon die Wei- 
hegewalt durch eine Reihe von Weihungen (Ordinatio) erworben 
wird, durch niedere (Ostiariat, Lectorat, Exorzisat, Akoluthat) 
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tind die 3 höheren (Subdiakonat, Diakonat, Presbyterat) ; hierzu 
tritt beim Bischof die Konsekration. Der Stand des Klerikers 
Í8t unlösbar mit der Person verbunden (character indeíebilis) ; 
dazu kommt das früher lássig geübte, seit Gregor VII. mit gröfiter 
Strenge durchgeführte Cölibat, dnrch das der Klérus zu einem 
ungehenren Heer von Knltnrtrágem und geistigen Streitern ge- 
staltet wurde. 

Die Potestas jurisdictionis habén als regelmaiJige Tráger 
der Papst, die Bischöfe (Erzbischöfe) und in den Propaganda- 
gebieten andere Rechtstrager inne. 

Als das germanische Recht nach seiner Gmndauffassung von 
dem System der Verweltlichung der Kirchenverwaltung ausging 
(Eigenkirche), hat die Kirche seit Gregor VII. mit vieler Kraft 
nach Unabhangigkeit gerungen, und unter der Vorstellung, dafl 
Christus dem Petrus und damit dem Papste zwei Schwerter ver- 
liehen habé, von denen der Papst eines dem Kaiser gebe, ent- 
wickelte sich die Theorie von der Übermachtstellung des Papstes, 
welcher der Kaiser seine Wtirde verdanke und kraft welcher dem 
Papst eine Kontrolié über den Kaiser zustehe, eine Vorstellung, 
die in der Bulla Unam sanctam von Bonifaz VIII. ihren scharf- 
sten Ausdruck fand. Diese wurde allerdings von den Kaiser- 
lichen (in Italien) wie von den Vertretern der Landesherr- 
lichen Gewalt (in Frankreich), stark bekámpft. Aber noch 
bis in das 16. Jahrh. war der Papst eine völkerrechtliche Per- 
sönlichkeit von der Bedeutung, daB Alexander VI. im Jahre 
1493 die Neue Welt zwischen Spanien und Portugál teüte, wel- 
che Teilung dann auf Grund der Übereinkunft von Tordesillas 
(1494) von Július n. (1509) etwas geandert wurde. So hatte der 
Avignonpapst Clemens VI. schon 1344 den Spaniem die Kanarischen 
Inseln, 1452 und 1481 den Portugiesen Guinea zugeteilt. Diese 
Stellung hörte seit dem 16. Jahrh. auf; im 18. Jahrh. trat ein 
bedeutender Niedergang ein, aber im 19. JahrHundert hat die 
pápstliche Gewalt im Vaticanum (constitutio Pastor aetemus 
vom 18. Juli 1870) neue Starke gewonnen. Die Wahl des Papstes 
ist seit dem 11. Jahrhundert den Kardinalen anheimgefallen 
und im III. Laterankonzil und spáter naher bestimmt worden. 
Auch die Behördenordnung in Rom wurde mit der Zeit genau 
geregelt ; von Bedeutung wurden namentlich die Kongregationen, 
vor allém die Propaganda. Im übrigen teilt die katholische 
Kirche ihr Wirkungsgebiet ein in den Kreis der regelmáUigen 
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Verwaltung und in den Missionskreis, der unter der Propaganda 
steht und bei dem das Bestreben herrscht, durch tatkráftiges 
Wirken (namentlich auch in protestantischen Gegenden) Boden 
zn gewinnen (so die Delegationen, Vikariate, Prafekturen in Nord- 
deutschland). Zn den regelmáfiigen kirchlichen Organen gehören 
die Erzbischöfe nnd Bischöfe (entweder als Suflfragane nnter den 
Erzbischöfen oder unmittelbar unter dem Papst), neben ihnen 
das Domkapitel^ dem unter staatlicher Mitwirkung (Listenstrei- 
chungsrecbt) die Bischofswahl zusteht, sofern sie nicht, wie kon- 
kordatsmaUig in Bayern, dem König zusteht (Nomination) ; endlich 
die Pfarrer und Kurate, unter Aufsicht eines Dekans, ernannt 
vom Bischof, wobei aber der Regierung mehr oder minder eine 
Beteiligung zukommt; daneben gilt auch das Vorschlagsrecht 
eines Kirchenpatrons , welches Patronatsrecht , als öffentliches 
Kirchenrecht, auf Kirchenstiftung beruht und entweder persönlich 
vererblich oder dinglich mit einem Grundstück verbunden und 
mit diesem übertragbar ist. Auf das germanische Eecht geht 
das Pfründenrecht zurück : es ist dem altén Benefizialwesen ent- 
sprungen und gibt dem Geistlichen als Diensteinkommen ein Recht 
des Fruchtgenusses, áhnlich der NutznieBung (A. 80 BGB.). Das 
Archidiakonatsrecht, das im Mittelalter eine groiJe RoUe spielte, 
ist seit dem Tridentiner Konzil hinter den bischöflichen Rechten 
zurückgedrángt worden. 

Weitere Institute der katholischen Kirche sind die Orden 
und Kongregationen d. h. kirchliche VerbStnde, die, nach be- 
stimmten Regein gemeinsam lebend, besondere religiöse Ideale 
anstreben. Natürlich sind auch sie in Praxis manchen Irrungen 
im einzelnen verfaUen, im ganzen aber sind sie erfreuliche Zeug- 
nisse eines durchgeistigten, hohen Zielen zugewendeten mensch- 
lichen Strebens. 

Im Gegensatz zu allém diesen geht dieevangelische Kirche 
von dem Prinzip des Reiches Gottes aus, an dem allé gleichmáfiig 
teilnehmen, so dafi es keinen prinzipieUen Unterschied zwischen 
IQerus und Laienstand gibt und der ordinierte Geistliche nur 
ein solcher ist, der einen besonderen Befáhigungsnachweis erbracht 
hat und besondere Pflichten übernimmt — auch beztiglich der 
Lehre, denn wáhrend sonst Bekenntnisfreiheit gilt, so wird vom 
Geistlichen erwartet, daB er nur so lange lehre, als seine An- 
schauungen mit dem Bestand einer evangelischeu Glaubensgemein- 
schaft zu vereinbaren sind. 
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Was aber díe JnrísdiktíonsverMltnisse betrifft, so gílt hier 
folgendes : 

Wahrend das Lnthertum alsbald in ein Staatskirchentum 
überging und Luther die Kirchenverwaltung der Obrigkeit über- 
liefi, hat Calvins Geist eine gewaltige genossenschaftliche Bil- 
dnng des Eirchenwesens geschaffen, in den Eirchengemeinden 
Genfs, in den Gemeinden, Provinzialsynoden und National- 
synoden des Hugenottischen Frankreichs, nnd áhnliche, wenn 
anch eigenartige Bildungen erhoben sich in den Niederlanden 
und in Schottland und verpflanzten sich in die neue Welt, die 
nur zum Teil von der englischen Nationalkirche , zum Teil vom 
Puritanismus , zum Teil allerdings auch yom Independentismus 
(Wiedertaufern und Quákern) besiedelt wurde, in dieser Hingabe 
an ein Glaubens- und Sittensideal, verbunden mit der Prádesti- 
nationslehre, aber auch Kraft und Energie gewann. 

In der deutsch-evangelischen Kirche bildete sich ein ge- 
mischtes System : auf der einen Seite das landesherrliche Kirchen- 
regiment Qub in sacra), welches historisch entstand, als auf 
Grund der Refonnation die Fürsten die Episkopalrechte über- 
nahmen, und auf der anderen Seite das auf die reformierte 
Eirche und ihre grofiartige genossenschaftliche Entwicklung 
zuruckgehende Element, die Eirchengemeinde und die Synoden 
(Kreissynoden, Provinzialsynoden, Landes- oder Generalsynoden), 
welche mehr oder minder die Beteiligung der Kirchenmitglieder 
zur Geltung bringen sollen und wobei die unteren Synoden die 
Wahlkörper für die oberen bilden. Organe der Episkopalkirche 
sind in Preufien die Konsistorien , von welchen die einen unter 
dem evangelischen Kirchenrat, die anderen unter dem Kultus- 
ministerium stehen. Zu den Konsistorien gehören auch die 
Generalsuperintendenten , wahrend die Superintendenten über 
der Diözese stehen. Die Pfarrer werden entweder durch die 
Konsistorien ernannt, oder es gilt Pfarrwahl. 

Nicht ausbleiben konnte es, daB in gewissen Richtungen 
zwischen Kirche und Staat Mifiverhaltnisse entstanden, indem die 
Kirche gewisse Einrichtungen für Heilsinstitute erklárte, welche der 
Staat als in sein Gebiet fallende Eechtsinstitute beanspruchte. 

Insbesondere verlangte die katholische Kirche das Allein- 
recht oder doch das Vorrecht der Satzung über bestimmte Ein- 
richtungen, die zu den Heilseinrichtungen der Menschheit zu 
gehören schienen. Sie verlangte ein Recht der Aufsicht 
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über die Schnle, nm zu verhindern, daő die Erziehnng in einer 
irreligiösen Weise geschehe; sie verlangt insbesondere die Be- 
fngnis der Eegelnng der Ehe, welche lange Zeit als kirchliche 
Ehe galt und kirchlicher Gericlitsbarkeit unterstand, bis die 
nenzeitlichen Staaten die staatliche Ehe oder Zivilehe einsetzten, 
welche sich wiederum in verschiedener Weise zu dem kirchlichen 
Ehewesen stellte. Die alléin dem heutigen Kechtsleben ent- 
sprechende Lösung ist, wie bereits S. 37 erwáhnt, die der 
Zivilehe, zn der die kirchliche Tátigkeit als eine höhere Weihe 
hinzutreten kann, als eine Weihe, die die Kirche im Interessé 
der Kirchenzncht verlangen darf. Auch die Lösung der Ehe ist 
lange Zeit alléin der Kirche anheim gestanden, und daher war 
in katholischen Gegenden die Ehe beinahe unlöslich. Auch hier* 
hat der Staat in die kirchliche Anschauung Bresche gelegt und 
die Ehescheidung ohne Rücksicht auf die Konfessionen gestattet 
(S. 39). Doch hat man yielfach dem Katholizismus zuliebe neben 
ihr eine bloő tatsáchliche Trennung für statthaft erklárt, und 
auch das Bürgerliche Gesetzbuch hat sie unter dem Titel 
„Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft" ange- 
nommen: diese ist keine Ehescheidung, sie ist eine tief durch- 
geführte Trennung des ehelichen Lebens; das Eheband besteht 
weiter: eine neue Ehe ware Bigamie; auch kann eine formlose 
Vereinigung die Ehe wieder zur normalen machen. So sehr man 
auf der einen Seite dem Staate Recht gebén muB, wenn er die 
höchsten Kultureinrichtungen menschlicher Ordnung als Einrich- 
tungen menschlicher Ordnung behandelt, so empfehlenswert ist es 
andererseits, daB er den religiösen Anschauungen entgegenkommt 
und möglichst wenig den religiös-sittigenden Einflufi der Kirche 
hemmt; weshalb es richtig war, dafi man die Aufhebung der 
ehelichen Gemeinschaft mit der Möglichkeit eines jeden Ehe* 
gatten, sie in eine Ehescheidung umzuwandeln, mit aufnahm, 
da hierdurch auch dem Ehegatten, dessen Gewissen sich gegen 
die Ehescheidung stráubt, ermöglicht ist, wenigstens die Lösung 
des Zusammenlebens zu erwirken. 

Das Problem der Mischehen kommt insbesondere fúr das 
Recht der religiösen Erziehung in Betracht. Leider hat das 
BGB. a. 134 die Angelegenheit der Landesgesetzgebung überlassen. 
Es bestében hier die verschiedensten Systeme : so das System, wonach 
die Frage durch Ehevertrag geregelt werden kann, andererseits 
das System, daű eine solche Vertragsbestimmung als Gewissens- 
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bedrángnis empfunden wird und als nichtig güt; sodann das 
System der Verteilung der Kinder nach dem Geschlecht, ein 
völlig sachwidríges Prinzip, das den Zwiespalt in die Familie 
trágt. Eichtig ist nur das System, wonach der Tróger des Er- 
ziehungsrechts auch hierüber zu bestimmen hat. 

lm übrigen steht dem Staat die Oberaufsicbt über die Kirche 
zu, wie über die öíFentlichen Vereine überhaupt (jus circa sacra), 
welches Oberaufsiclitsreclit sich aber auf das nötigste beschránken 
soU. Institute, wie das Piacet, d. h. die notwendige staatliche 
Genehmigung kirchlicher Erlasse (noch in einigen Staaten z. B. 
Bayem bestebend, in PreuBen durch die Verfassung a. 16 be- 
seitigt, welcber Art. allerdings spater aufgehoben wurde) ist 
ein über das Mafi ordnungsgemáBer Aufsicbt hinauegehendes 
Recht, das nur ausnahmsweise in erregter Zeit gerechtfertigt 
sein kann. Yollkommen zu miBbilligen ist alles Staatskirchen- 
tum und allé Reglementierung der kirchlichen Freibeit durch 
Staatseingriflfe. Auch die Preuő. Maigesetze 1873 gingen viel 
zu weit und habén zum Unheil geftihrt. 

DiflFerenzen mit der katholischen Kirche sind oftmals durch 
Konkordate beglichen worden. Die Konkordate sind völker- 
rechtliche Vertragé von Staaten mit dem Papst als dem Ober- 
liaupte der katholischen Kirche, da die katholische Kirche in- 
sofem eine völkerrechtliche Stellung einnimmt, weshalb dem 
Papst auch das völkerrechtliche Gesandtschaftsrecht zukonmít 
(8. 282). 8ie wirken wie völkerrechtliche Vertragé bindend, je- 
doch mit der clausula rebus sic stantibus, wie andere Völker- 
rechtsvertrage (S. 277). Innerlich wirken sie kraft der staat- 
lichen Gesetzgebung. So französiches Konkordat 15. Juli 1801 
(jetzt aufgehoben — Trennungsgesetz v. 9. Dezember 1905), so 
bayerisches Konkordat 5. Juli 1817 (public. als Anhang zum 
Religiofnsedikt 36. Mai 1818), österreich. 18. August 1865 (1870 
aufgehoben). Verwandt sind die sog. Zirkumskriptionsbullen, 
welche den Kreis einer kirchlichen Provinz und ihre Organi- 
sation bezeichnen, «o die Bulle de salute animarum v. 16. Juli 1821 
för PreuBen, die Bulle provida sollersque v. 16. August 1821 
und ad dominici gregis custodiam v. 11. Aprü 1827 för die obw- 
rheinische Kirchenprovinz (Freiburg mit Rottenburg, Mainz, 
Fulda, Limburg). 
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B. Rechtspfiege. 



L Bechtegang. 

1. Bürgerlicher Rechtsgang (Zivilprozefs). 

§67. 

Der Rechtsgang vor Gericht ist eine Erscheinung, die 
sich erst in verh81tnismaBig spáter Zeit im Rechte der Völker 
gestaltet : er ist eine verfeinerte Bildnng, Anspruche zwangsweise zn 
betreiben, die an Stelle der ehemaligen Selbsthilfe tritt Ur- 
sprünglich wird jeder, der im Eecht ist, als befugt angesehen, 
sein Eecht auch gegen das Widerstreben Dritter durchzufuhren : 
s e i n e Tátigkeit ist berechtigt, die des anderen steht auBerhalb 
des Eechts. Die Selbsthilfe kann sich aber nicht haltén; sie leidet 
an schweren Gebrechen : denn 1. kann man den wirklich Berech- 
tigten von dengenigen nicht unterscheiden, der sich nnr fnr be- 
rechtigt hált oder der gar nnter Vorspiegelung des Eechtes Eaub 
und Diebstahl ausübt ; 2. wird der Berechtigte vielfach anf Wider- 
stand stoBen, nnd in diesem Falle wird der Máchtige den Berech- 
tigten zurűckdrángen, und dessen Eecht bleibt wirkungslos ; 3. auch 
sozial ist es ein schlimmes Ding, wenn auf solche Weise stets 
Unruhe und zwietrachtiges Handeln die Gesellschaft beunruhigt. 

Da entwickelte sich der ProzeB zuerst neben der Selbsthilfe, 
sodann als alleiniges Mittel der Eechtsverwirklichung, die Selbst- 
hilfe verdrángend. Diese Entwicklung vollzog sich im Laufe der 
Jahrhunderte. Die üniversalgeschichte hat dies zu schildem:^) 
die Selbsthilfe wird zunáchst mit verschiedenen VorsichtsmaB- 
regein umgeben, bis sie dann schlieBlich wie von selbst zum 
Eechtsgang wird (S. 49 f.). 

Dazu kommt noch folgendes : die Selbsthilfe kann eine Ver- 
wirklichung bringen, aber keine Feststellung : die Unsicherheit 
und üngewiBheit über den Eechtszustand aber ist ein schweres 
Übel, das sich láhmend über die Kultur lágert. Schon in Zeiten 
der Selbsthilfe muBte sich vielfach ein Verfahren bilden, um die 
Feststellung des wahren Eechtes zu erzielen : da waren es zwei 

») Enzyklop. I S. 63. 
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MS.chte, an die man sich wandte, nnd diesen Máchten wnrde 
auch rnehr oder minder die Rechtsverwirklichnng übertragen. 

So hat sich der Rechtsgang doppelt entwickelt, als Eechts- 
gang in geistlichen Gerichten unter dem EinfluB der Re- 
Ugion, oder in Hftuptlingsgerichten nnter dem Einflufi 
machtiger nnd oft intelligenter Alleinherrscher.^) Der Einflufi 
der EeHgion zeigt sich noch lange Zeit teils in der auBerordent- 
lich rituellen Form, teils anch im Beweissystem. Der Beweis 
ist Gottes-Beweis ; die Gottheit wirkt in den ProzeB hinein nnd 
entscheidet Recht nnd ünrecht: man muő sie nnr herbeirufen 
nnd die Gk)ttesprobe heranf beschwören. Bald ist es eine Partei, 
die sich den vergeistigten Natnrerscheinnngen nnterwerfen mnű, 
bald ist es der Zanberer, der Seher, der Wahrsager, der ofBzielle 
Priester, der in verzűckter Betrachtnng die Wahrheit erknndet. 
Daneben entwickelt sich als besondere Art der Gottesprobe der 
Eid, d. h. eine Verflnchnng fnr den Fali des ünrechthabens. 
Der Eid hat sich erhalten; im tibrigen ist der Beweis rationell 
geworden, nnd entscheidend ist spáterhin lediglich der Einflnfi 
der Beweismittel anf die Überzengung des Richters. 

Dieser ümschwnng vom Gottesbeweis zum Menschenbeweis 
hat sich im Lanfe der Jahrhunderte vollzogen, nnd erst in der 
neneren Zeit stnrzen die letzten Resté ehemaliger Gebranche. 
Lange Zeit galt noch die sogenannte Beweistheorie, wonach der 
Richter verpflichtet war, sich nnter ümstánden eine Überzengnng 
nach der einen oder anderen Seite zn bilden; dies war nichts 
anderes áls ein Rest des altén Gottesbeweises , wo eine Partei 
Recht bekam, wenn sie einen Eid mit einer Anzahl sogenannter 
Eideshelfer schwor — es mnBte aber die gesetzliche Anzahl sein. 

§ 68. 

Die Staatshüfe setzt voraus, daB die Staatshoheit einer Person 
oder einer Behörde das Recht gibt, Streitigkeiten in einer fiir das 
Recht bindenden Weise zn entscheiden. Man spricht hier von 
Gerichtsbarkeit.*) Die Ausübnng der Gerichtsbarkeit ist 
Sache des Staates. Sie ist eine seiner wichtigsten Anfgaben, denn 
ohne sie kann kein Staatswesen nnd keine Kultur bestében. 
Wenn daher der einzelne den Staat anruft und die Verwirk- 
lichnng des Rechtes bei ihm beantragt, so ist es nicht nm des 

*) Enzyklop. I S. 64. 

') Enzyklop. II S. 63, Gnmdrifi des Ziyilprozesses S. 23. 
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einzelnen willen, sondern es ist ma der höheren und höchsten 
Aufgaben willen, daJ5 der Staat eintritt und zur VerwirklichuBg 
des Kechtes beitrágt. Daraus geht insbesondere hervor, dafi der 
Staat auf die Würdigkeit oder Unwürdigkeit der Person, auf die 
Wahrscheinlichkeit oder Unwabrscheiniichkeit ihres Recbtes keine 
Rücksicht nehmen kann ; und wenn dem ünwürdigsten, und auct 
nur wegen einer Kleinigkeit, der Eechtsweg versagt würde, so 
wáre dies ein verderbliches Unheil flir die ganze Nation. 

Von einem sogenannten Rechtsschutzanspruch des 
einzelnen kann daher keine Eede sein; jedenfaUs nicht, wean der 
Kláger im ünrecht ist ; aber auch wenn er im Rechte ist, tut der 
Staat im Prozefi nur das, was er kraft seiner Staatsaufgabe zu 
tun hat. Mit der Idee des Rechtsschutzanspruches wird nur die 
Anschauung des Prozesses yerwirrt und durch unklare Vor- 
stellungen getrübt.^) 

Die Gericlitsbarkeit ist fást durehgángig eine staatliche 
(früher bestand auch eine kirchliche, nam^tlich in Ehesachen). 
In Bundesstaaten kann sie sich vom Bundesstaat oder den Einzel- 
staaten ableiten : Bundesgerichte, Staatengerichte ; so in den Ver- 
einigten Staaten (Bundesgerichte erster Instanz, Oberstes Gericht 
in Washington), so in den übrigen amerikanischen Bundesstaatea 
(z. B. in Mexikó, Argentinien, Brasilien u. a.). In der Schweiz 
und in Deutschland besteht ein höchstes Gericht als Bundes- 
Reichsgericht (in Deutschland schon früher das BeichskamBier- 
gericht und der Reichshofrat) ; in Deutschland gelten aber auch 
die Staatengerichte ihrer Wirkung nach als Gerichte des Eeichs, da 
den Einzelstaaten die Reichsgerichtsbarkeit delegiert worden ist. 

§69. 

Die Gerichte sind nach dem System der drei Gewalten (S. 140) 
unabhángig ; daher sind auch die Riehter unabhSLngig gestellt, sie 
sind unabsetzbar und unversetzbar. AUerdings werden sie bei 
uns durch die Regierung, die Exekutive emannt. Mandhe Staaten 
führen aber den Grundsatz der drei Gewalten noch weiter durch : 
sie habén der Regierung auch die Ernennung entzogen und 
lassen die Riehter durch das Volk wáhlen oder durch die gesetz- 
geberische Versammlung, oder sie verlangen, daU das Staats- 
oberhaupt die Zustimmung des einen oder anderen Parlaments- 



^) Enzyklop. II S. 54, Grimdzifi des Ziyilprosesses S. 14. 
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hanses für die Eichteremennung einholen mnfi. So in den 
amerikanischen Staaten, wo auf solche Weise die Staatenrichter 
von Zeit zu Zeit ernannt werden, wáhrend allerdings die Bnndes- 
richter auf Lebenszeit angestellt sind, und zwar durch den 
Prasidenten mit Znstimmung des Senates. In gleicher Weise 
hatte man anch wáhrend der französischen Revolution in der Ver- 
fassnng von 1791 wie in spateren Verfassungen die Sichterwahl 
dem Volke überlassen. Erst im Jahre 1802 hat Napóleon dieses 
Volkswahlrecht aufgehoben. Anch in der Schweiz gilt noch hente 
vielfach das Wahlrecht : die Mitgiieder des Bnndesgerichts werden 
von der Bnndesversammlung ernannt. 

Die Organisation der Gerichte ist eine sehr verschiedene.^) 

In Dentschland sind die Zivügerichte teils Einzelgerichte, 
teüs Kollegien, indem mehrere Personen zusammenwirken, um 
zn beschlieűen und zu entscheiden. Solche KoUegien sind unsere 
Landgerichte und ebenso die Gerichte höherer Instanz,*) Einzel- 
gerichte sind die Amtsgerichte. Die Rechtssachen kommen in erster 
Instanz an die Amtsgerichte oder an die Landgerichte, je nach der 
Wichtigkeit und dem Streitwert. Man spricht hier von sachlicher 
Znstándigkeit. Unter mehreren Landgerichten oder Amts- 
gerichten wird wíederum das richtige bezeichnet durch die Kegeln 
der örtlichenZustandigkeit (Gerichtsstandsordnung). Die 
sachliche ZustS^ndigkeit hat sozial eine sehr grofie Bedeutung. 
Bei uns kommen regelmáfiig Sachen von nicht über 300 M. an die 
Amtsgerichte, andere an die Landgerichte (EoUegialgeríchte). Mit 
Recht soll die amtsgerichtliche Summe stark erhöht werden. 

Von besonderer Bedeutung ist die Instanzenordnung, 
von der in der Lehre von den Rechtsmitteln (S. 187) zu handeln 
ist. Auf solche Weise ist das Landgericht höhere Instanz gegen- 
über dem Amtsgericht, und über dem Landgericht steht als höhere 
Instanz das Oberlandesgericht und schliefilich das einheitUche 
deutsche Reichsgericht. 

Eine eigene Organisation habén die Konsulargerichte und 
die Gerichte der Schutzgebiete. Vgl. S. 279 und 136. 

Die Gerichte entscheiden regelmftfiig in allén bürgerlichen 
Rechtssachen.*) 

^) Enzyklop. II S. 69 f., Grondriü des Zivilprozesses S. 27. 
^ Vgl. darüber untén S. 187 f. 

') Landesgesetzliche Besonderheiten sind yorbehalten, z. B. über Wild- 
^chaden u. fthnl., Prenfi. JagdO. 1907 § 24, 25, 59 (Verwaltongsgerichte). 
Kohler, Einführung in die Bechtswissenschaft. 3. Anfl. 12 
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§ 70. 

Die Staatshílfe geschíeht dnrch Feststellung und durch 
Verwirklichung, dahergibt es Feststellungs- und Ver- 
wirklichungsprozefi. Die Feststellung hat die Bedeutung, 
dafi eine Bechtsbeziehung nicht nur in einer ffir die staatliche 
T&tigkeit mafigebenden Weise erkundet, sondern auch, dafi sie 
fttr das Becht festgelegt wird, so daB, wenn sie vorher nicht 
bestand, sie durch das ürteil ins Lében gerufen wird. Diese 
Feststellung ist eine der Hauptaufgaben des Eechtsganges : ware 
sie nicht, so gabe es kein Mittel, aus Streit und Unsicherheit her- 
auszukommen; und dieses soU doch der Prozefi bewirken. Ubrigens 
gilt diese Feststellung nur unter den Partéién, nicht gegen Dritte, 
welche am Prozefi nicht teilnehmen. Doch hat man mehr oder 
minder Veranstaltungen ausgesonnen, um Dritte heranzuziehen 
und das Urteil auch auf sie zu erstrecken (Streitverkandung 
u. a.);so auch die sog. materielle Streitgenossenschaft, indem 
mehrere Personen wegen zusammenhángender Rechte zusammen 
klagen und verklagt werden, so daB die Entscheidung nur eine 
einheitliche sein kann. Ein besonderes Feststellungsverfahren mit 
Einwirkung gegen beliebige Dritte ist das Aufgebotsver- 
fahren, bei welchem allé, welche gewisse Ansprüche habén, öffent- 
lich aufgefordert werden, sich bei AusschluB zu melden : ^) bei Nicht- 
meldung tritt AusschluBurteilein — in verwickelten tatsách- 
lichen Verh^^ltnissen das einzige Mittel, zu klaren Ergebnissen zu 
gelangen. Hieraus ergibt sich, daB möglicherweise durch das Urteil 
eine Ánderung des Rechtes bewirkt werden kann, sofern namlich 
das Urteil ein ungerechtes ist ; auch dies zeigt die Unrichtigkeit 
der Lehre vom Eechtsschutzanspruch : die Eechtsprechurig al& 
öffentlich-rechtliché Tátigkeit des Staates kennzeichnet sich eben 
gerade dadurch, daB sie über dem Bechte des einzelnen steht und,, 
wenn sie dem Recht des einzelnen zuwidergeht, es überwindet 
und beiseite schiebt. Man spricht in dieser Beziehung vom Rechte 
der entschiedenen Sache und sagt, daB sie als Wahrheit behan-^ 
delt wird. Das ist bloB eine Ausdrucksform ; richtig ist folgendes : 
der ProzeB erstrebt die Feststellung und Verwirklichung des 
vorhandenen Rechts, er erreicht aber nicht immer das Ziel, 
sondern führt mitunter zu einem davon abweichenden Ergebnis. 
Wo er dies tut, muB das Privatrécht dem öffentlichen Rechte. 

^) Enyklop. 11 S. 204, Gnmdrifi des Ziyilprozesses S. 107. 
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weichen, denn dessen Anfgabe ist es, zweífelhaften menschlíchen 
Yerh&ltnissen eine sichere, nnantastbare Grondlage zu gew&hren 
(Bechtskraft); tílte es dies nicht, so wfirde die eiAe grofie 
Anfgabe des Bechtsganges verfehlt. Die Annahme, das ur- 
sprttngliche Eecht bestünde materiell weiter, und das Drteil 
bewirkte nur fftr den etwaigen spSteren Eichter, an den die Sache 
k&me, die Notwendigkeit, dem eriassenen ürteíl entsprechend sich 
zn verhalten und zu entscheiden, ist völlig abwegig und würde zu 
dem Ergebnisse führen, daB, wenn zwischen A und B in Deutsch- 
land ein EigentumsprozeB bestand und dem A die Sache zu- 
gesprocben wurde, B dem A in Frankreich ungestraft die Sache 
stehlen dürfte, da das deutsche Urteil den französischen Richter 
nicht bindet ; und aucb in Deutschland dürfte X ungestraft dem 
B Beihilfe leisten, da er ein Dritter ist, der durch das Urteil 
prozessual nicht gebunden wird ; und wenn im Streit zwischen A 
und B dem A ein Patentrecht zuerkannt worden ist, so könnte 
ein jeder Dritte, welchen A wegen nachtr&glich erfolgter Patent- 
verletzung verklagt, entgegenhalten, dafi trotz des Urteils das Pa- 
tent nicht ihm, sondem dem B zustehe, da das Urteil den Dritten 
prozefirechüich nicht binde. 

Die Verwirklichung geschieht durch Eingriff des Staates in 
das Privatleben und in die Privatrechtsverhaltnisse des einzelnen 
(Zwang, Zwangsvollstreckung). Der Zwang soU das 
Becht verwirklichen ; ihm kann die Feststellung vorhergehen; 
dies ist aber nicht notwendig: denn wie firuher die Selbsthilfe 
ein nicht festgestelltes Eecht zu verwirklichen trachtete, so 
gibt es heutzutage FaUe, wo der Staat zwingend einschreitet, 
áuch ohne daB das Eecht festgestellt wird: vollstreckbarer 
Titel, oder bevor die Feststellung zu Ende ist: vorlaufig 
vollstreckbares UrteiL Alléin dieser Zustand trágt durch- 
aus nicht die Gebrechen der Selbsthilfe an sich, denn es ist die 
über dem einzelnen stehende Staatshüfe, welche tatig wird, und der 
Staat wird nicht willkürlich tatig, sondern nur unter genügenden 
VorsichtsmaBregeln, welche ein solches Einschreiten ertraglich 
machen. 

Ln űbrigen ist die Art des Zwanges verschíeden; früher 
herrschte der Zwang gegen die Person vor, spáter der gegen 
das Vermögen (8. 64). 
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§ 71. 

Der bürgerliche Eechtsgang ist nur ausuahmsweise ü n t e r - 
suchungsprozeű (so im amtsgerichtlichen Entmiindigungs-, 
so im Aufgebotsverfahren) ; in den meisten Fallen ist er Partei- 
prozeB : er stellt sich dar als einRechtsverháltnis zwischen 
zwei Partéién, einer angreifenden und einer angegriffenen, 
welches sich vor dem Gericht abspielt und in welches das Grericht 
einwirkt; dieses Eechtsverháltnis erledigt sich nicht in kurzen 
Augenblicken, sondern es tritt oft eine Menge von Zwischenbil- 
dungen ein, welche es weiterschieben und so zu Ende fuhren. Daher 
kennt der ProzeB Eechtshandlungen der Partéién, wie Eechts- 
handlungen des Gerichts, welche stufenweise durch verschiedene 
Zwischenglieder hindurch zur Erreichung der Zwecke des Pro- 
zesses fuhren (wie ein technisches Verfahren háufig durch eine Eeihe 
von Zwischenstoffen hindurch zum Endergebnis fuhren kann). 
Man spricht deshalb von ProzeBlagenisie soUen es vermitteln, 
da£ das Gericht zur Erkenntnis des Eichtigen gelangt und 
schliefilich ein gerechtes Urteil fáUt. Die Entwicklung eines 
solchen Prozefiverháltnisses stellt sich dar als ein geistiger 
Kampf, wo der eine angreift und der andere verteidigt; ein 
geistiger Kampf — denn wenn die realen Kámpfe der fried- 
lichen Entscheidung Platz gemacht habén, so dauern die Kámpfe 
des Geistes fórt, und nur sie können zum Ziele fuhren.^) Wo 
es Kampf gibt, gibt es auch Kampfeshilfe ; solche ist die I n t e r - 
vént ion: intervenieren, d. h. einer Partei helfen kann einer, 
der an der Entscheidung ein Interessé hat. Wer interveniert, 
muB regeim áBig die Entscheidung als ihn bindend anerkennen, 
denn er hat sich am ProzeB beteiligt. Unter Umstánden kann 
man auch jemanden zur Intervention auffordern (ihm den Streit 
verkünden), in welchem Fali er sich die Entscheidung gef allén 
lassen muB, ob er interveniert hat oder nicht (S. 178). *) 

Meist ist derjenige Partei, um dessen Anspruch es sich 
handelt; alléin es liegt auch die Möglichkeit vor, daB, wenn B 
einen Anspruch hat, A hierwegen in maBgebender Weise die 
Klage erheben kann, z. B. (in gewissem Sinne) der Ehemann in 
Sachen des eingebrachten Gutes der Frau. Hier spricht man 

* 

1) Darüber Enzyklop. II S. 8öf. 103f. 110 f. 127 f. 
*) GnindrÍjB des Zivilprozesses S. 17. 
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Yon Prozefistandschaft. ^) Auch das ist möglich, dafi, wenn 
eine anftanchende Frage entschíeden werden soll, z. B. die 
Frage, ob jemand mit Recht entmfindigt wurde oder ob ein Bechts- 
aussclÜTifi in richtiger Weise erfolgt ist, künstliche Partéién 
gebildet werden, nnter denen die Frage verhandelt und entschieden 
wírd, als wie wenn der materielle Streit zwischen ihnen schwebte : 
denn auf solche Weise ist am bestén eine gründliche Erörterung 
und Entscheidnng zn erwarten. 

Die Erkenntnis des Prozesses als eines Rechtsverhaltnisses 
nnd die Eonstraktion der einzelnen ProzeBhandlnngen auf Grund 
dieser Erkenntnis bildet die Prozeűwissenschaft; obne diese 
Erkenntnis ist die Prozefidarstellung nur eine tatsáchliche und 
empirische Beschreibung ohne rechtliche Verarbeitung und darum 
nicht Wissenschaft zu nennen. Daher ist die ProzeBwissenschaft 
auch erst in der neueren Zeit entstanden; was frühere Schrift- 
steUer (Bayer, Wetzell, Endemann usw.) vor dieser Erkenntnis 
botén, kann nicht Prozefiwissenschaft heifien; ebenso kennen 
auslandische Völker die ProzeBwissenschaft nicht: weder bei 
den Franzosen, noch bei den Englándem findet sich etwas, was 
über die Beschreibung der Prozefitátigkeiten hinausginge — ver- 
gleichbar deijenigen Art von Zoologie, welche man beschreibende 
Zoologie zu nennen pflegt und derén Ziel lediglich darin besteht, 
die verschiedenen Tierarten zu schildem und zum Zweck der 
künftigen Schilderung tüchtig zu kampfern und zu konservieren. 
Nur die Italiener sind bis jetzt der deutschen Wissenschaft ge- 
folgt, diese aber mit sehr groBem Erfolg. 

§ 72. 

Der von den Partéién beigebrachte ProzeBstoflf wird für den 
Eichter die hauptsáchlichste Grundlage des Urteils bilden; aber 
nicht er alléin, denn der Eichter kann auch auBerhalb dessen 
manches wissen, was zur Entscheidnng des Prozesses beitrágt. 
Eine wichtige Frage ist es, wie das Parteimaterial und 
das dem Eichter bekannte sonstige Matériái sich zu- 
einander verhalt.^) Die Eigenart unserer Lebensumstande, die 
sich immer mehr verwickeln und oft im Verborgenen Wande- 
lungen des Eechts schaffen, hat dahin geführt, daB man auf das 
Parteienmaterial den gröBten Nachdruck legt. Allerdings kann 

^) Enzyklop. II S. 86, GrundriU des Zivilprozesses S. 17. 
*) Enzyklop. 11 S. 92 f., Grandrifi des Zivilprozesses S. 12. 
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der Bichter niemals beschrS.nkt werden in seinem gesunden Sinn, 
d. h. in dem, was er der vemflnftigen Lebensbeobachtnng ent- 
nimmt : diese wird ihn dahin fuliren, aus dem einen das andere zu 
folgern and aus der einen Erscheinung die andere zu ent- 
nehmen. In dieser Beziehnng íst dem Bichter ein höchstes Mafi 
Yon gesundem Sinn zn wünschen, und es wáre sehr schlimm, 
wenn man ihn hierin nnter die Herrschaft der Partéién stellte. 
Dabei darf der Bichter alles dasjenige aJs wahr annehmen, was 
ein jeder vemttnftige Mensch seiner Bildungsstufe für wahr halt; 
denn ans diesen Wahrheitsgründen schöpft der gesunde Sinn 
seine Belehmng. Aber auch was die einzelnen Tatsachen be- 
trifft, mufi man es znlassen, dafi der Bichter seine Augen öffnet 
und dasjenige fur wahr Il&Ií, was jeder, der in seinem Kreise 
steht, von selbst mit seinen gesnnden f&nf Sinnen sehen nnd 
erkennen muű. Man spricht hier yon offenkundigen (notori- 
schen) Tatsachen. Dagegen bloBe Gerüchte, nnkontrollierbares 
Gerede, das dem Bichter zu Obren kommt, soll er nicht in Be- 
tracht ziehen ; anch eine nngeprüfte angenblickliche Beobachtnng 
darf er nicht znr Bildnng seiner Überzeugung verwenden: dies 
wS>re sehr trügerisch, da die Beobachtnngsfáhigkeit im Lében 
nicht selten gestört nnd die Aufnahme getrübt wird. Der 
heutige ProzeB, der lange Zeit dnrch die verfehlte Theorie der 
sog. Verhandlungsmaxime beherrscht war, welche den 
Bichter völlig an das Parteivorbringen binden woUte, strebt 
immer mehr dahin, dem Bichter eine würdigere, der Vernnnft der 
Sache entsprechendere Stellung zn gebén. In dieser Hinsicht ist 
namentiich die österreichische ZivüprozeBordnnng hervor- 
znheben. 

Zum ProzeBmaterial gehören aber nicht nur Tatsachen, son- 
dern anch Beweise. Das Vorbringen von Tatsachen kann 
möglicherweise so überzeugend sein, daB der Bichter sich schon 
hiérans eine feste bestimmte Meinung bildet ; ist dies aber nicht 
der Fali, so bleibt nichts anderes übrig, als daB man dem Bichter 
Dinge vorfuhrt, welche in ihm die Überzengnng von der Wahrheit oder 
ünwahrheit hervorrnfen, d. h. daB man dem Bichter Beweisgründe 
bietet, nnd die Mittel für solche Beweisgründe sind die B e w e i s - 
m i 1 1 e 1. ^) Der Hanptbeweisgrnnd wird die eigene Wahrnehmnng 
des Bichters sein, nnd diese kann hergestellt werden dnrch den 



i) Enzyklop. II S. 118 £., Grundriű des Zivilprozesse^ S. 701 
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Angenschein, indem man den streitigen Gegenstand vor den 
Eichter bringt. Aber nicht immer kann man diesen Beweisgnmd 
schaffen, da die f&r den Prozefi erheblichen Tatsachen h&uflg in 
der Vergangenheit liegen. Hier bieten die sogenannten Z e u g e n 
ein nnentbehrliches, wenn auch nicht selten bedenkliches Beweis- 
mittel: es sind dies Personen, welche Dinge wahrgenommen 
habén und sich fiber diese Wahrnehmungen vor Gericht ans- 
sprechen soUen ; die wahrgenommenen Dinge können aach innere 
Tatsachen sein, z. B. ein inneres Fühlen oder Glanben, welches 
in das Bewnfitsein des Zeugen eingetreten ist. Der Zeage bietet 
dem Bichter einen Beweisgmnd, der darín besteht, daS ein be- 
obachtender Mensch eine bestimmte Wahmehmung gemacht hat : 
dies mufi natürlich fíir den Bichter bedeutsam sein. Den Zeugen 
verwandt sind die Sachverstandigen, welche nicht eine 
Wahmehmung widerspiegeln, sondem eine technische Prflfung 
Yomehmen und ihre daraus geschöpfte technische Überzeugung 
dem Bichter kundgeben solien. 

Ein Yorzügliches Beweismittel sind dieUrkunden; sie werden 
gerade fur den Beweis künstlich geschaffen. Urkunde ist eine 
Geístes- oder Willenserklárung, die durch dauemde sinnliche 
Zeichen festgehalten wird ; ihre Bedeutung besteht darin, dafi der 
Bichter, wenn er diese Zeichen sieht, sich in gleicher Weise über- 
zeugen lassen kann, wie wenn er die betreffende Persönlichkeit 
selber, schreibend und die Zeichen setzend, vor sich sáhe. 

Soweit der Beweisstoff im allgemeinen. Wichtig fSr die 
Überzeugung des Bichters ist dabei, da£, wenn eine Tatsache 
nicht unmittelbar bewiesen werden kann, immer noch der mittel- 
bare Beweis ofifen steht ; denn man beweist eine andere Tatsache, 
aus der die Beweis-Tatsache mit einer gewissen Wahrscheinlich- 
keít zu entnehmen ist hier spricht man von Indizien oder 
Inzichten. Diese Schlufifolgerung beruht darauf, dafi die 
Dinge des Lebens in einem gewissen Zusammenhang wirken und 
das eine zum anderen in einem Folge- oder Ursachenverh&ltnis 
stehen kann; allerdings ist der Zusammenhang meist nicht not- 
wendig, oder doch mindestens von ZufSJligkeiten durchsetzt, so 
dafi die Indizien zwar eine gewisse Wahrscheinlichkeit, aber keine 
Sicherheit bieten, indem eine Mehrheit von Möglichkeiten vor- 
liegt; z. B. aus Blutflecken lafit sich noch nicht mit Sicherheit 
entnehmen, dafi die Person der Mörder ist. Hier kann aber 
durch eine Mehrheit zusammentreffender Inzichten die Wahr- 
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scheínlichkeit gesteigert und bis zur GewiBheit erhoben werden. 
Dies gílt im ZiyílprozeB wie ím Strafprozefi. 

Ganz abseits, noch ein Rest des altén Gottesbeweises, ver- 
altét in Form und Behandlung, ist der Parteieneid nnseres 
ProzessesJ) Rationell ist nur ein System, welches gestattet, die 
Partéién zu vemehmen und sie bei dieser Vernehmung zu be- 
eidigen in der Weise, daB die beeidigte Vernehmung auf die 
Überzeugung des Richters einwirkt An Stelle dessen habén wir 
noch die Bestimmung, dafi der Eid den Richter bindet; noch 
mehr: wenn eine Partei, die den Eid schwören soU, ihn nicht 
leistet, so muB der Richter, ohne Rücksicht auf seine Über- 
zeugung, dem Nichtleistenden ünrecht gebén. Dieser veraltete 
Eid hat sich in zwei Formen erhalten, als zugeschobener Eid, 
wo die eine Partei von der anderen den Eid verlangt, die ihn 
dann leisten oder zurückschieben muB ; und als richterlicher Eid, 
der von dem Richter auferlegt wird. Höchst seltsam ist auch 
die Gestaltung unseres Prozesses, wonach der Eid regelmáBig 
nicht vor, sondem erst nach dem ürteil ausgeschworen wird, 
indem das ürteil einstweilen bedingt gefaBt ist; alsó in der 
Weise: die Rechtsfolge x soll eintreten, wenn die Partei den 
Eid schwört; wenn sie ihn nicht schwört, die Rechtsfolge y. 
Dann wartet man bis zur Rechtskraft des Urteils; und wird 
das ürteil in dieser Fassung rechtskráftig , so ládt die eine 
Partei die andere zur Eidesleistung und zur weiteren Verhandlung. 
Etwas besonderes gilt noch von dem Fali, daB der Eidespflichtige 
nicht erscheint: er kann die nachteilige Folge, daB der Eid 
als verweigert gilt, dadurch abwenden, daB er sich innerhalb einer 
Woche zur Eidesleistung erbietet (Eidesrestitutionsfrist) 
und ihn in einem nachfolgenden Termin schwört ; die Entscheidung 
ist bis dahin aufzuschieben. 

§ 73. 

Die Art, wie der ProzeBstoff beigebracht wird, gibt dem 
Rechtsgang seinen Gharakter. ^ Das Natürliche ist, daB beidé 
Teile erscheinen und dem Richter die Erklarungen abgeben : dann 
ist das Verfahren mündlich, und mündlich war das Verfahreu 
ursprünglich stets; erst allmahlich, in Zeiten des blühenden 
Bureaukratismus und der ünnatur, hat sich das schriftliche Ver- 

1) Enzyklop. II S. 123 f., GnmdriB des Zivilprozesses S. 80 f. 
«) Enzyklop. II S. 78. 
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fahren entwickelt, welches unseren ProzeB vom 16. Jahrhnndert an 
beherrschte. Dieses habén wir nnn abgelegt: der ProzeB ist 
wieder mündlich geworden ; nnr das mündlich Vorgetragene gilt. 
Das ist ím aUgemeínen richtig, ist aber bei nns pedantisch über- 
tríeben worden. Einzelne Bechtshandlungen bleiben ansnahms- 
weise schiiftlich; sodann gibt es gewisse Vorkehrungen , um 
das mündlich Vorgetragene festznhalten and um die mündliche 
Verhandlung vorzubereiten. Letzteres ist namentlich im An- 
waltsprozeB nötig, wo die Partéién nicht selbst erscheinen, 
sondern durch Anwálte vertreten sind, und dieses ist viel- 
fach vorgeschrieben, niamentlich vor den KoUegialgerichten (S. 177), 
weil es hier wünschenswert ist, dafi der ProzeBstoff bereits in 
durchgearbeiteter Weise den Kichtem vorgelegt wird (Anwalts- 
prozeJB). Im AnwaltsprozeB nun sollen sogenannte vorbe- 
reitende Schriftsátze gewechselt werden, d. h. die Anwalte 
habén einander mitzuteilen, was sie im Termin vorbringen werden, 
damit ein jeder Teil sich darauf yorbereiten und im Termin sofőrt 
auf das Vorbringen des anderen erwidern kann. 

Der mündlichen Verhandlung entsprechen die Termi ne 
oder Tagfahrten, Tagsatzungen , worin beidé Teile mit dem 
Kichter zusammenkommen und auf solche Weise die Sache zur 
Erörterung bringen. Für diejenigen ProzeBhandlungen , welche 
schriftlich vorgenommen werden, sind Fr isten gégében, d. h. 
gestreckte Zeitraume, innerhalb derén die Schrift eingereicht 
werden muB. Eine wichtige Art dieser Fristen sind die uner- 
streckbaren Not fristen, derén Charakter darin besteht, daB 
nach ihrem Ablauf eine feste, im öffentlichen Interessé eintre- 
tende, abschlieBende Rechtslage entsteht, über welche weder der 
Eichter noch die Partéién hinaus können. Dahin gehören ins- 
besondere die Berufungs-, Revisions-, Einspruchs- und die oben 
erwahnte Eidesrestitutionsfrist 

§ 74. 

Der ProzeB beruht entweder auf dem Gedanken der Not- 
wendigkeit des Parteiwirkens oder auf dem Gedanken, daB auch 
bei Nichtwirken einer Partei die Sache zu Ende gefúhrt werden 
kann; ersterer Gedanke beherrschte das fránkische und das- 
kanonische Recht (bis zum 14. Jahrh.), letzterer das sSíchsische 
Recht und aUe neuzeitlichen Rechte. Im ersteren Fali muB 
man den nichterscheinenden Beklagten zum Erscheinen und zur 
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Mitwirkung zwingen, im letzteren Falle wird der Prozefi ohne 
den S&Tunigen zu Ende geflíhrt, wobei man die an sich zu- 
treffende Vermutung, dafi der Níchterscheinende nichts rechtes 
zn erwidem habé, manchmal gesetzlich dahin festgelegt hat, 
dafi Yom Saumígen angenommen wird, da£ er den Anspmch 
anerkenne (wie dies im früheren sáchsischen Prozefi der Fali war) 
oder dafi er die vorgebrachten (und ihm mitgeteUten) Tatsachen 
zugestehe (wie dies im jetzigen deutschen Eechte der Fali ist). 
Treten diese Vers&umungsfolgen ein, so mufi es Mittel gebén, 
nm dem Sáumigen zu helfen, der vielleicht ein Opfer der Ver- 
gefilichkeit oder schlimmer Znf&lligkeiten war. Man hat hierza 
zwei Wege gefanden: den römischrechtlichen der Restitntion 
anf erfolgte Entschnldigung hin, und den deutschrechtlichen des 
Einspruchs (der Opposition) ohne Entschnldigung, beruhend auf 
dem deutschrechtlichen Satz, dafi erst die zweite Versaumnis eine 
endgültige ist. Letzteres ist das bei uns (Einspmch in 2 Wochen) 
und in vielen anderen Eechten mafigebende. 

§75. 

Die Entscheidung des Prozesses erfolgt durch Urteil, 
durch sogenanntes Endurteil, welches den Prozefi beschliefit und 
auf die erhobene Klage die entsprechende Antwort gibt, so- 
genanntes materielles Endurteil.^) Zu einem solchen 
kommt es aUerdings nicht immer; denn, wenn es an einer der 
Voraussetzungen des Prozesses fehlt, so schliefit der Prozefi 
mit einer lediglich prozefierledigenden Erklarung ohne materielle 
Entscheidung, z. B. wenn das G^richt unzustandig ist; es heifit 
dann : der Prozefi geht nicht weiter, aber entschieden wird nichts, 
ja es kann nichts entschieden werden, da die Erfordemisse des 
Prozesses, hier die Zust&ndigkeit, fehlen. Das sind die sogenannten 
prozessualen Endurteile. Dem Endurteile können teils 
prozessuale, teils zivilistische Zwischenurteile vorhergehen; 
letztere verfolgten haupts&chlich denZweck, das bfaterial stückweise 
zu erledigen und auf solche Weise eine leichtere Überwindung 
der Schwierigkeiten herbeizufúhren. Wichtigere prozessuale 
Schwierigkeiten werden durch prozessuale Zwischenurteile, 
minder wichtige durch Beschltisse erledigt. Die Urteile, seien 
es Zwischen-, seien es Endurteile, müssen allé eine bestimmte 

^) Enzyklop. II S. 142 f., Grondrifi des ZiTÜprozesses S. 44. 
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Form habén, insbesondere mit Grimden versében seín und mttndlicb 
verkündet werden. Sie sind f&r den Richter bindend und können, 
wenn verkttndet, von ihm nicht abge&ndert werden; von Be- 
schlussen gilt dies in der Begel nicht. 

Eine besonders eigenartige Einrichtung, die sich aber auf 
verschíedenen Teilen der Erde selbst&ndig und unabhángig ent- 
wickelt hat, sind dieBechtsmittel, d. h. Bechtsbehelfe, welche 
eine schon entschiedene Sache von neuem vor Gericht ziehen, 
damit sie noch einmal entschieden werde ; dies erklart sich dadurch, 
da£ die Entscheidnngen zun&chst mit einer anflösenden Bedingang 
(S. 32) belastet sind, welche auflösende Bedingnng zntrifft, wenn 
das Bechtsmittel mit Erfolg dnrchgeflihrt wird. Geschichtlich 
hat sich das Bechtsmittelwesen entwickelt teils ans der Hierarchie 
der Gewalten, befördert dnrch das Macht- nnd Zentralisierungs- 
bestreben von oben, teils (in Deutschland) ans dem Gedanken, 
da£ die Partei sich gegen die Unbill des Bichters wehren dürf e : 
aus einem Wehr- nnd Anldagesystem wurde dann das System 
wandelnder Urteile. 

Anf solche Weise wird eine mögUchste Bichtigkeit der Entschei- 
dnngen erzielt ; denn hierdurch wird eine nochmalige Nachprüfung 
veranlafit, nnd manches, was verfehlt war, kann verbessert werden. 

Die Bechtsmittel ziehen die Sache an ein anderes, bei nns 
an ein höheres Gericht. Man spricht deshalb von Instanzen 
nnd nennt die Gerichte Gerichte I., II., ÍH. Instanz. Hierbei 
handelt es sich nicht nm eine Mehrheit von Prozessen, sondern nm 
eine Mehrheit des Verfahrens innerhalb eines nnd desselben 
Prozesses.^) lm übrigen sind die Bechtsmittel entweder so, dafi 
in höherer Instanz eine vollstándige Nachprüfung ermöglicht 
wird und namentUch auch neuer Prozefistoflf gebracht werden 
darf; das ist der Fali bei der sogenannten Berufung. Wir 
habén die Berufung gegen die Urteile der Amtsgerichte, und 
diese zieht die Sache an die Landgerichte , welche in Zivil- 
kammern, besetzt mit drei Bichtem, darüber entscheiden. Damit 
ist die Sache endgültig. Kommt aber der Prozefi in erster In- 
stanz an die Landgerichte, dann geht die Berufung an die Ober- 
landesgerichte , welche in Besetzung von fdnf Bichtem darüber 
urteilen. Das Becht, Neuheiten zu bringen, gilt bei uns fást 
unbeschr&nkt , in anderen L&ndem (z. B. in Österreich) ist es 



') Enzyklop.n S.152f. 
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beschrankt. Ein anderes Eechtsmittel ist die sogenannte Kevision; 
sie gibt dem Obergericht nur die Befagnis zn einer teilweisen 
Nachprüfung : es soll namlich geprűft werden, ob in der frűheren 
Instanz keine Eechtsverletzungen vorgekommen sind, Eechts- 
verletzungen , sei es in der Prozeflf ührung , sei es in der An- 
wendung des Rechts bei der Entscheidung. Eechtsverletzungen 
bei der ProzeBfúhrung liegen vor, wenn das Gericht ProzeBrechts- 
bestimmnngen znwidergehandelt hat, sei es, dafi es sie falsch 
anslegte oder nicht kannte oder sie im einzelnen Falle auBer 
acht lieB; wobei aber zn bemerken ist, daB nicht allé ProzeB^ 
verstöBe -geniigend sind, nm znr Aufhebung des Urteils und des 
Verfahrens zn führen, sondern nur gewisse grundsátzliche Ver- 
stöBe; andere nur dann, wenn sie mit der Entscheidung in einem (wenn 
auch nicht wirklichen, so doch mögüchen) Ursachenzusammenr 
hang stehen. Eine solche Eevision gibt es nur gegen die Urteile 
der Oberlandesgerichte, und regelmaBig nur bei einer Eevisions-^ 
summe von 2500 Mk. ; ^) sie geht an das Eeichsgericht in Leipzig, 
und nur in Bayem unter ümstánden an das Oberste Landes- 
gericht in München. (Mitunter erfolgen Entscheidung der Ver- 
einigten Senate.) 

Das Eevisionsgericht kann eine neue Entscheidung gebén, 
wenn das Matériái hierfiir genügt und wenn es sich um einen Irr- 
tum bei der Entscheidung handelt ; sonst bleibt ihm nichts übrig 
als den Fehler zu rügen, das Urteil zu vemichten, d. h. die auf- 
lösende Bedingung als eingetreten zu erkláren, und die Sache 
an die frühere Instanz zurückzuweisen. 

Gegen rechtskráftige Urteile gibt es in gewissen Fállen eine 
Eestitutionsklage, so namentlich wenn durch strafgericht- 
liches Urteil dargetan ist, daB im ProzeB ein den Ausgang be- 
einfluBendes Verbrechen begangen worden ist (z. B. Meineid, 
Urkundenfalschung) oder wenn ein neues Urkundenbeweismittel 
aufgefunden wird; doch ist die Eestitutionsklage auf 5 Jahre 
beschránkt.2) 

Von den Kritiken, die heutzutage mit Eecht iiber unser 
Verfahren gefSUt werden, kommt insbesondere in Betracht 

1. die Überlastung der Eichter mit einer Menge kleinlicher 
Gescháfte, die an Hilfskrafte verwiesen werden sollten : mangelnde 
Okonomie in der Verwendung der Gedankenarbeit ; 

1) So nach Gesetz v. 5. Juni 1905; früher löOO Mark. 

2) Enzyklop. II S. 148, Grnndrifi des Zivilprozesses S. 88. 
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2. die Umstandlichkeit, welche jede Sache, auch eine solche, 
bezüglich der sich gar kein ernstlicher Streit entspinnt, in die 
mündliche Verhandlung verweist; 

3. das ÜbermaB von Rechtsmitteln. 

§76. 

Mitunter kennt der Prozefi eine besondere Art des Ver- 
fahrens. So namentlicli in Ehesachen: Mer ist das Gericht 
in bézug auf den Prozefistoff möglichst unabMngig gestellt: es 
kann sich solchen von Amts wegen verschaflfen, es kann auch über 
Zngestandnis und Anerkenntnis der Partéién hinwegsehen. ^) Der 
Grund ist der, weil sonst durch falsches Vorbringen und durch 
Anerkennung und Zngestandnis leicht ein ganz unrichtiges Er- 
gebnis herbeigefuhrt und insbesondere eine Ehe geschieden werden 
könnte, für welche keine Ehescheidungsgrunde vorliegen, oder viel- 
leicht die Nichtigkeit der Ehe falsch ausgesprochen oder falsch- 
lich unterdruckt würde. Alles dies wáre den Grundsatzen 
unserer Eheordnung zuwider. Darum kann auch der Staats- 
anwalt mitwirken, jedenfalls als richterlicher Gehilfe, in 
Nichtigkeitssachen als Partei oder als Intervenient. Áhnliches 
gilt auch in sonstigen Prozessen des Familienrechts. Ygl. auch 
untén S. 199. 

Andere Eigenarten zeigt der sogenannte Urkundenprozeő.*) 
Er hat sich als Ableger der sogenannten vollstreckbaren Urkunde 
entwickelt. Als man im mittelalterlichen Eechte die Selbst- 
hilfe verbot, gestattete man es, ürkunden zu errichten, worin eine 
Partei sich der sofortigen VoUstreckung unterwarf : sogenannte 
vollstreckbare ürkunden. Solche gibt es auch nach der 
heutigen Zivilprozefiordnung , nur müssen sie vor Notar oder 
Gericht abgefafit werden. Für Privaturkunden, insbesondere für 
Wechsel, ware diese Einrichtung nicht zweckm&fiig. Hier hat 
sich das andere Yerfahren gebildet, dafi man im ürkundenprozefi 
eine EQage erhebt, mit der Wirkung, dafi der Beklagte in seinen 
Einwendungen beschránkt ist : der ElSlger mufi zu diesem Zwecke 
die ürkunden vorlegen, überhaupt für allé Elagetatsachen ür- 
kunden bringen; infolge jener Beschránkung ergeht das ürteil 
nur unter Yorbehalt, so dafi der Beklagte in einem Nachverfahren 

^) Enzyklop. n S. 94. 96, Gnmdrífi des ZÍTÜproEessefl S. 13, 98. Man sprieht 
hier von Ofíizialmaxime. 

s) En^klop. n S. 189!., Gmndrífi des Ziyüprozesses S. 104 
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s&mtliclie Einwendnngen nachbringeo kann. Mit dem altén Selbst- 
hilfeverfahren Mngt femer dasjenige zusammen, was man bei nns 
Mahnyerfahren nennt, indem man dem Beklagten ein G^bot 
znkommen l&fit, zn zahlen, dem er widersprechen kann. Wider- 
spricht er nicht in bestimmter Zeit, so wird das Gebot nnbedingt^ 
es nímmt die Natnr eines Vers&nmungslirteils an nnd ist sofőrt 
vollstreckbar : Zahlungsbefehl, VoUstreckungsbefehl. 

Vollstreckbare Urknnde und yoUstreckbares (d. h. rechtskr&f- 
tiges oder für vorl&nfig vollstreckbar erkiartes) Urteil (S. 179) sind 
Vollstrecknngstitel, d, h. sie berechtigen znr VoUstreiíung. 
Dahin gehört anch der gerichtliche Yergleich. 

§ 77. 

Verwirklichungsprozefl ist der ProzeB, welcher die An^abe 
hat, das Becht zwangsweise dnrchznf&hren. Dies geschieht dnrch 
Vollstreckung. ^) Früher wurde der Zwang hauptsáchlich gegen 
die Person ansgeübt, was mit der Gestaltnng des Schnldrechts 
znsammenhing (S. 64, 179). Heutzntage erfolgt ein persönlicher 
Zwang nnr ansnahmsweise ; regelmafiig wird nnr gegen das Yer- 
mögen vorgegangen. Handelt es sichnm Geldansprtiche, so 
wird das Pfandrecht zu Hilfe genommen : das Pfandrecht (das bei 
beweglichen körperlichen Sachen durch gerichtliche Signiernng, 
seltener durch Verbringung der Sache in öflFentliches Gewahrsam, 
bei Forderungen duych einArrestatorium, d. h. durch gericht- 
liche Erklárung an denDrittschuldner entsteht) gewáhrt dempfan- 
denden Gláubiger eine feste Stellung, so daB er den spater pf&n- 
denden Gláubigem vorgeht ; anders in manchen anderen L&ndern, wo 
sámtliche pfándenden Gláubiger ohne Bücksicht auf die Zeit ihres 
Eintretens einander gleichstehen (System des Beschlagsrechts, 
wir habén es nur im Konkurs).^) Die Verwertung des Pfand- 
rechts geschieht bei körperlichen beweglichen Sachen meist durch 
Veráuűerung, bei Forderungen aber dadurch, daB der pfandende 
Gláubiger die Forderung selbst ausübt. Bei Grundstücken nimmt 
der Zwang eine eigene Gestaltnng an : das Grundstück wird mit 
Beschlag belegt, der Beschlag in das Grundbuch eingetragen; 
und nun kommt es zur Verwertung regelrecht auf dem Wege 
der richterlichen Versteigerung, wobei aber die Hypotheken- 
gláubiger besonders zugezogen werden müssen. Dabei gilt folgen- 

^) Enzyklop. 11 S. 1671, Grundriű des Zivilprozesses S. 116. 
') Gnmdrifi des Zivilprozesses S. 127. 
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der Onmdsatz: der nachstehende 61&nbiger kann dorch seine 
Schüldbetreíbung die Bechte der vorgehenden nicht schadigen: 
diese bleiben alsó und gehen auf den sog. Ersteher (Steigerer) 
über; anfierdem müssen die entsprechenden Zinsen und einiges 
andere bar bezahlt werden. Daher hat die Versteigerung nur 
dann einen Erfolg, wenn der Steigerer die Sache unter díesen 
Bedingungen fibernimmt (sog. GeringstesGebot). Was darüber 
hinans bezahlt wird, kommt dem betreibenden Glftubiger und 
deigenigen zngnte, die hinter ihm stehen (Barerlös).^) Der Bar- 
erlös ist bar zu bezahlen, eventuell werden die entsprechenden 
Gláubiger in die Forderong gegen den Barerlösbieter eingewiesen 
mit der Befagnis alsbaldiger Yollstrecknng und unter Gewáhrung 
einer Sicherungshypothek, 

Handelt es sich nicht um Geldleistungen, so tritt der 
Zwang in anderer Form ein: man schreitet zur Wegnahme der 
zu übergebenden Sachen, zur Ausweisung des Schuldners aus dem Be- 
sitztum. Nur ausnahmsweise wird gegen die Person durch Zwang 
Yorgegangen, wenn sie zu einer Leistung verpflichtet ist, die ledig- 
lich von ihrem Willen abhángt und nicht den Charakter einer 
Arbeit, einer Díenstleistung hat, z. B. Bechnungslegung, Aus- 
schwörung des Offenbarungseides : hier kann der Schuldner sogar 
durch Einsperrung bis zu sechs Monaten zu deijenigen Tátigkeit 
gezwungen werden, welche die Rechtsordnung von ihm verlangt. 
Handelt es sich darum, dafi der Schuldige durch seine Erklárung 
einen Rechtserfolg herbeifúhren soll, so wird dieser durch gericht- 
liche Satzung ohne weiteres herbeigeführt. Bei Verpflichtungen 
zum Nichttun ergeht gerichtliches Verbot mit Strafandrohung 
ür den Faji des Zuwiderhandelns. 

§ 78. 

Die Geldvollstreckung nimmt ein besonderes Gepráge an, 
wenn sie eine üniversalvoUstreckung ist, d. h. eine Verteilung 
des ganzen Vermögens herbeiführen soll. Man spricht hier von 
Konkurs.*) Der Konkurs verfolgt den Zweck, den Gláubigem 
eine sichere und klare Stellung zu gebén und es zu bewirken, dafi 
der Verlust möglichst gleichheitlich unter sie verteilt wird. Er 
findet daher statt, wenn ein sicherer Verlust zu erwarten steht, 

• ^) Gnmdrí£ des Ziyilprozesses S. 133 £. 

^) Anch Gant. Wer in Konknrs kommt, heüit Gemeinschnldner 
derGantschnldner. Vgl. Leitf aden des deatschen Eonknrsrechts (2. Anfl. 1903), 
Gnmdrifi des Ziyilprozesses S. 151 f. 
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also bei Zahlnngsnnfahigkeit, d. h. wenn der Schuldner ín einem 
Zustand ist, dafi er die Giaubiger, welche die ZaUung zu fordern 
berechtigt sind und die Zahlung habén wollen, nicht befriedigen 
kann. Der Konkurs fuhrt zu verschiedenen eigenartigen Verhalt- 
nissen : a) Durch die Konkurseröffnung wird das Vermögen mit 
einem Beschlagsrecht (oben S. 190) belastet, das gieichmaBig 
zugunsten aller Gláubiger wirkt, der gegenwartig, wie der 
ktinftig eintretenden. b) Die Gláubiger bekommen eine Art von 
Selbsthilferecht, indem sie, vertreten durch den Konkurs- 
verwalter, sich selbst des Vermögens bemáchtigen und es ver- 
werten : sie können sich hierbei der ZwangsvoUstreckung bedienen, 
erforderlich ist es aber nicht. c) Auch solche Gláubiger nehmen 
teil, welche noch kein Urteil und überhaupt keinen vollstreck- 
baren Titel fur sich habén : sie müssen aber die nötigen Schritte 
tun, um solchen möglichst bald zu erlangen; mindestens dann, 
wenn sich aus den Eeihen der Gláubiger oder von seiten des Kon- 
kursverwalters ein Widerspruch kund gibt; sie miissen dann 
die Feststellungsklage erheben. d) Sámtliche Forderungs- 
rechte müssen im Konkurse als Geldrechte zur Wirksamkeit 
gebracht werden, denn nur auf diese Weise ist es möglich, die 
Gleichheit unter den Gláubigem in der Art herzustellen, dafi 
allé Gláubiger denselben Prozentsatz erhalten. e) Verschiedene 
Rechtssátze beziehen sich auf die sogenannte Anmeldung der 
Gláubiger, da nur diejenigen berücksichtigt werden dürfen, welche 
am Konkurse teilzunehmen wünschen. Friiher schloB man die 
verspáteten Gláubiger ganz aus, was jetzt nicht mehr der Fali 
ist. Zwar wird auch bei uns eine Anmeldefrist festgesetzt und die 
Gláubiger, welche sie versáumen, erleiden manche Nachteile; 
doch können sie immer noch beitreten, müssen aber, wenn be- 
reits Vermögen verteilt ist, sich mit dem begnügen, was noch 
übrig ist. 

Der Gantschuldner bleibt vollkommen gescháftsfáhig , nur 
dafi sein Vermögen durch das Beschlagsrecht belastet ist, welches 
wie ein Pfandrecht auch gegen Dritte wirkt. Doch erleidet er 
gewisse Freiheitsbeschránkungen , er unterliegt (aUenfalls) dem 
Brief beschlag und kann zum Offenbarungseid gezwungen werden, 
um zu beschwören, dafi er kein weiteres Vermögen besitzt. 

Die Verteilung des Vermögens geschieht in einem besondem 
Verfahren durch den Konkursverwalter, und zwar zunáchst als 
Abschlagsverteilung, sobald verteilbare „Masse^ vorhanden 
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ist, schlieBlich dnrch SchluBverteilnng mit'möglicherweise 
naclifolgender Naclitragsverteilung. 

Soweit die Gláubiger nicht befriedigt werden, bleiben ihre 
Forderungen bestében; der Schuldner wird nicht (wie im englischen 
und angloamerikanischen Yerfahren) dnrch den Eonknrs von 
seinen Schnlden befreit. 

Diese Befreinng wird bei uns nnr erreicht dnrch Zwangs- 
vergleich,^) indem eine gewisse Mehrheit der Gl&nbiger be- 
wirkt^ da£ fíir sámtliche Gl&nbíger eine bestimmte néne Norm 
gelten soll; diese Norm kann entweder darin bestehen, dafi der 
Schnldner ZahlnngsMsten bekommt, oder darin, dafi ilun ein 
Prozentteil seiner Schnlden erlassen wird. Das ist eine Art 
Vergewaltigung, aber nnr znm Schein ; denn der Zwangsvergleich 
wird, trotz des jnristischen Erlasses, den Gl&nbigem meist eine 
bessere Stellnng gewahren, als sie sonst hátten, wenn der Kon- 
knrs zn Ende gefnhrt wttrde. So z. B. wenn bei Erledignng des 
Konknrses, mit Encksicht anf allé Kosten, etwa nnr 10 7o zn 
erwarten wáren: hier kann es vorteilhaft sein, einen Zwangs- 
vergleich zn 16 ®/o abznschlieflen, namentlich wenn jemand hierför 
die Sicherheit übemimmt. Ein Unterschied besteht allerdings 
darin. daU im ersten Falle die nbrigen 90% nachtráglich vom 
Schnldner beigetrieben werden können, wáhrend beim Zwangs- 
vergleich jené 85% nnbeitreibüch sind. AUein dies ist nnr 
theoretisch, denn meist kommt es zn einer Eintreibnng jener 
90 % nicht, da der Schnldner spáterhin gewöhnlich nicht in der 
Lage ist, jené 90% zn zahlen. Mithin ergibt sich das prak- 
tische Eesnltat, dafi beim Zwangsvergleich die Glánbiger 6 % 
mehr bekommen, als wenn der Konknrs zn Ende gefnhrt würde. 
Damm wird der Zwangsvergleich nicht nnr zngelassen, sondem 
anch gefördert und als wohltátiges Institnt besonders gem gesehen. 

AnBerdem gibt er dem Schnldner die leichtere Möglichkeit, 
sich zn erholen, und schon damm ist er eine bedentsame soziale 
Einrichtnng. 

§ 79. 

Die Entwicklnng des Konknrses hangt mit der Entwicklnng 
des Verkehrsrechts im mittelalterlichen Italien znsammen : wenn 
der Kanfinann nicht zahlte, so wnrde ihm von den Glánbigem in 
jeder Weise zngesetzt; er floh meistens nnd die Gianbiger be- 

') Leitfaden S. 270f. 
Kohler, Einfühnmg in die RechtswiBsenschaft. 3. Anfl. 13 
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Biftchtigten sich seines Vermögens, ztterst ma es aos Leiden- 
schaft za zerstören, dana nm sich aus ihm mdgliciigt zai befiriedigen. 

Eiü anderes damit znsasmieiih&ngeiides Bechtsinstitiit, das 
auch aus dem aiittelalterliciie& ütalien fitanmt, ist der A r r e s t : die 
Festhaltimg des nicktsahlenden Anfilánders und Gdasr Habé, mit 
Eücksicht darauf, dafi man ihm zu Hause nickt beikommen komte. 
Dieser Arrest war lange Jafaiiiiinderte ein genofiseafickaftlicher : 
man arrestierte den Stadtgeaossen ffir den Stadtgenossen, was 
bei steigender Lockerusig der genossensohaflűicheii Yerh&ltiiisse 
nichtmcűir pafite (Eepr^ssalienarrest). D^ Arrest aJfi in- 
dividaeller Arreet aber besteM heute noch in FáUen, wenn der 
tSl&nbiger Gefabr l&uft, daS ilimi die Vollsta^eckang entzogeii 
werde, ínsbesoadere wenn der 8ehnldner ein Anslftnder ist oder 
seín Vermögen beiseite schaíEL Wer in soichem Falle Gl&nbi- 
gerrecht beangpmcht, kaim (dnrch Bescfalufi ohne mflndlicbe V^- 
bandlnng oder dorch UrteiI nach mllfidlicher Verhandlnng) eisen 
Arrestbefehl envirkea, der ihm die Yollstreckong armöglicht, 
dies aber nnr soweit, dafi ein sichemdes Pfandrecht entsteht: 
weüere Schritte erlaibt der Arrestbef^l nicht; nm weiter za 
T<dlstrecken, mnfi der Ql&tibigerprátendent eioen anderen yoU- 
streckbaren Titel erlangen, wozn er auch, naohdem er dorch 
den Arrestbefehl gesichert ist, Zeit nnd Gelegenheit findet. 

Ahnlich (aber meist nnr dnrch Urteii), kann jemand, weldier 
einen Anspmch anf Tan oder Nichttnn erhebt, eine sog. einst^ 
weiiige Verfügnng ^nwrirken, d. h. einen vollstreckbaren 
.Titel, der dem Schnldner etwas gebietet oder verbietet, aber 
anch nnr in den Qrenzen der Sicfaerong; sofem zn befúrchten 
i»t, dafi der Glünbiger sosst stark gefíihrdet würde, z. B. es bánt 
mein Nachbar in solcher Weise, dafi mein Haas Risse bekommt 
nnd banf&Uig zn werden droht.^) 

2. VerwaJtungBstr^itverfahren, 

§ 80. 

Dem objektiven Verwaltnngsrecht entsprechen sabjektive 
Yerwaltnngsrechte (S. 164), nnd darans gehen Ansprnche heryor^ 
derén Geltendmachnng im Yerwaltangsstreityerfahren erfolgt. 
Díeses ist eine nenzeitliche Bildung; das fruhere deatsche 
Becht gab zwar anch einen Sdintz, aber nnr dnrch die ordent- 

^) Enzyklop. II S. 195. 199; Grnndrifi des ZiyilpFozesses S. 146. 149. 
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licbeit Gerichte, namentlidi das Beichakammorgéri^t. In den 
Zeitem des Polizeistaates, bei der vSlligen Olmiiadit and der 
spStooen AufUsiug des deutscben Eeicfaes feblte fa»t jede Oe^ 
wihr. In Frankra icli hat man neben der monokratzsehen 
Vterwaltimg £ollegiaibeiiörden flir Erlediguitg der Verwaltnng&- 
Mroitíi^eiten eingesetzt: neben den Prfifekten die Pr&fdttarc&te 
(iHe lOtglieder sínd s&mtlicli Staatsbeamte — gereg^t 18fö), 
mil in höherer Instanz (anf Grand des reoonrs eontentíeiix) oder 
amch in erster Instanz den Staatsrat; in ElsaS^Lothringen 
bestebt dies im wesentlichen fort {Bezirksrüte an Stelle der 
Arfif dktoiráte , Eaiserlicher fiat an Stelle des Sta»tsrates). Im 
übrigen Dentscbland wnrden Yerwaltnngsgerídite 2iierst eia-* 
gesetzt ín Baden (1863, spátere Gesetze von 1880 nnd 1884), 
dann inPrenfien (znerst 1872, dann 1883),^) Hessen (1874), 
Wftrttemberg (1876), Bayern (1878), Sachsen (1900), axiBer- 
den in einigen kleineren Staaten^ znletztin Oldeabnrg (1906). 
la Österreich bestdit seit 1875 der Yerwaltmig^eriditsbof^ 
ier in €rster nnd letzt^ Instanz entscbeidet (nntere Instan^ 
aen sind nnbekannt) nnd dazu nocb das Reicbsgeridit, wel- 
okes — ganz anders als das gleiehnamige Gerí<At in Dentscfa* 
land *— zn entscheiden bat, ob eine Yerletzang der verfassnngs* 
máfiigen politisclien Becht« vorliegt. Nenestens hat anch der 
Eanten Basel-Stadt ein Gesetz über Verwaltnngsreditspflege 
von 1905 ^haltén; ein Schweizer Bnndesgesetz derart ist in 
Vorbereitnng. Anf dem Standpimkt dagegen, dafi anch Ver- 
waitunggstreitsacben vor die Zivügerichte gehören, stefaen in 
der HanptsacheEngland und anchltalien (dieses seit 1865. 
geandert 1888, 1889, 1890, ndt Ansnahme gewisser Sachen, weLche 
vor die ginnta provinziale oder vor den Staatsrat konunen). 

Die Va^altnngsgerichte bestében, was die nnteren In- 
stanz en anlangt, in Dentscbland entweder ans den die Ver* 
waltung fShrenden Beamten, so daB Verwaltnngsgerichte nnd 
Verwnlttingsbehörden identisch sind (Bayern, Sachsen, Wttrttem- 
bei^) oder ans den, den Verwaltnngsbeamten angegliederten 
mit Laien mitbesetzten Körperschaften (Prenfien: Kreis- 
nnd Berirksansschnfi;^) Baden: Bezirksrat). In letzter Instant 

^) Gesetz über die allgemeine Landesvenraltang v. 30. Jiűi 1883 (Laade»* 
verw.-G.), Gesetz über die ZastSLndigkeit der Verwaltimgfl- nnd Verwaltungfih 
geáciitBbelLördeii v. 1. Avigusí 1883. (Zust-Ges.) 

*) Verwaltnngsgeriehte sind ín Preii£eii aneh der BergansBehnfi beim 

13* 
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nrteílt regelmafiig ein meist nur aus beamteten Bichtern ge- 
bildetes höchstes Gericht, in Preufien, Sachseiij Oldenbui^ Ober- 
verwaltnngsgericht, in Bayern, Württemberg, Baden, 
Hessen Verwaltnngsgerichtshof genannt, an das die 
Streitsache kraft der Berufung oder Eevision gelangt; es gibt 
jedoch nicht wenig Fálle, wo das hőchste Gericht die erste uBd 
letzte Instanz bildet Die Mitglieder dieses höchsten Gerichtsliofes 
genieBen regelmaBig die richterliclien Garantien. In PrenBen, 
Bayern, Sachsen ist der Geríchtshoí in Senate geteilt, und es 
besteht, ahnlich wie beim Eeichsgericht (S. 188), die Möglichkeit 
einer Plenarentscheidnng, wenn ein Senat von der frühe- 
ren Entscheidnng eines anderen Senats abweichen wilL 

§ 81. 

Falle, fíir welche das Verwaltnngsstreitverfahren gégében 
ist, werden in den Gesetzen noch meist nach der veralteten 
Anfzahlnngsmethode einzeln anfgefíUirt, doch gibt es da- 
neben z. B. in PreuBen, die allgemeine Bestimmung, daB, soweit 
keine entgegenstehende gesetzliche Einzelvorschrift gelte, allé 
polizeilicben Verfügnngen der Ortspolizei, der Landráte 
nnd Regierungsprásidenten, insofern sie eine Ansftbnng der Polizei- 
gewalt darstellen, im Wege der Klage von dem Betroflfenen a n - 
gefochten werden können. Bei Verfugungen der Ortspolizei 
nnd Landráte besteht hier die Alternative, entweder sofőrt die 
Klage bei einer der nnteren Instanzen anznbringen mit der 
Möglichkeit des Instanzenzuges , oder sich zuerst bei den vor- 
gesetzten Verwaltungsbehörden zu beschweren nnd erst bei Er- 
folglosigkeit der Beschwerden, dann aber unmittelbar beim Ober- 
verwaltungsgericht zn klagen ^) (§§ 127 ff. pr. Landesverw.-Ges.). 
In anderen Staaten wie Bayern (Beschwerde) , Sachsen (An- 
fechtnngsklage) nnd Württemberg (Eechtsbeschwerde) besteht 
nur eine der letzteren Alternative áhnliche Möglichkeit 

Das Verwaltnngsstreitverfahren setzt alsó entweder vorans, 
daB einBedürfnis nach Feststellnng oder daB ein öffentlich- 



Oberbergamt (Gesetz 1905 § 184 a) und die Schiedsgerichte in Enappschafts- 
sachen mit dem Oberschiedsgericht in Berlin, nach der Noyelle zom Berg- 
gesetz V. 19. Jnni 1906, §§ 1861 und 186 m, sowie V.O. v. 29. Novbr. 1907 
nnd 30. Novbr. 1907. 

^) In Staatsstenersachen (Einkommen-, ErgUnzungssteaem) wendet bícÍi 
der Stenerpflichtige gegen die Entscheidnng der Berofangskommission mit einer 
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rechtlicher Ansprnch bestébe, oder dafi dnrcb eine Polizeiyer- 
ffignng ein öffentlicbes Becbt verletzt sei. In mancben 
F&Ilen genügt bierbei nicbt eine einfacbe Polizeiverf&gnng, sondern 
diese mufi nacb erfolgtem Einspracb dnrcb Bescblnfi auf- 
recbt erbalten worden sein (in PrenBen z. B. bei wegeban- 
polizeilicben Yerfügungen nnd solcben, die sicb anf eine Inan- 
spmcbnabme von Wegen für den öffentlicben Verkebr oder die 
B&nmnng von Wasserlánfen bezieben, §§ 56, 66 pr. Znst. G.). 

Mancbe Gesetze bestimmen nocb ansdrücklicb, dafi ancb 
gegen die Androbnng eines Zwangsmittels die Elage in glei- 
cber Weise gégében sei, wie gegen die zngmnde liegende Anord- 
nnng (PrenBen, Oldenbnrg). 

§ 82. 

Das Verfabren ist dem ZivilprozeB nacbgebildet. 
Die Beteiligten können dnrcb BevoUmacbtigte vertreten sein; 
ansnabmsweise, wie beim badiscben Verwaltnngsgericbtsbof, gilt 
Anwaltszwang. Ancb binsicbtlicb der Znstellnng nnd Fristen- 
berecbnnng gelten Sbnlicbe Gmndsatze (in Baden besondere Ver- 
ordnnug von 1884). 

In PrenBen, Baden, Oldenbnrg ist das Verfabren 
stets Parteiverfabren: alsó ancb in den F3>llen, in denen 
der einzelne gegen eine staatlicbeVerfügnng (insbesondere 
gegen eine Polizeiverfngnng) vorgebt; er ist dann der Kláger; Be- 
k 1 a g t e r ist der B e a m t e , der die Verflignng erlassen bat oder 
sie vertritt: dieser bat ProzeBstandscbaft für den Staat. Aber 
ancb dann findet ein Parteiverfabren statt, wenn der Beamte 
als Mitglied einer Bebörde gegen eine EntscblieBnng 
dieser selben Bebörde vorgebt nnd ibre Anfbebnng be- 
gebrt; dann ist er Kíager nnd die Bebörde Beklagte: dies ist 
ein FaU künstlicber Parteibildnng (vgl. S. 181); z. B. wenn in 
PrenBen der Vorsitzende des Kreis- oder Bezirksansscbnsses 
von der gesetzlicb vorgesebenen Möglicbkeit Qebrancb macbt, 
im öffentlicben Interessé gegen Entscbeidnngen seines Kreis- oder 

Beschwerde an das Oberverwaltimgsgericht, wobei aber eine summenm&fiige Be- 
schrUnknng gilt (es mufi sich nm ein Stenereinkommen über 3000 M. oder eyen- 
tnen nm ein Stenervermögen von über 100000 M. handeln), §§ 40, 44 Einkom- 
men-^t.G. 1891 nnd §§ 33, 36 £rg&nz.-St.G. 1893, beides jetzt in der Fassnng 
des G^setzes y. 19. Jnni 1906. Bei KirchenBtenem findet eine Elage an das Ober- 
yerwaltnngsgericht statt, eyangel. Kirchenst.G«8. (f. Landeskirche) y. 14. Jnli 
1905 Art. IV § 4 und kath. Kirchenst-Ges. y. 14. Jnli 1905 § 27. Über Gemeinde- 
stenem ygl. prenfi. Eommunalabgabengesetz 1893 § 70. 
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Beziifcsaosselnisses ein Beehtsmittel eiiisakgen (§§ £2^ 83 pr« Las* 
desvenr.GeB.), oder wam der Ofberpr&sident Besekliisse des Pro** 
TinzialratOB ,. der Begierungspr&sident BescbMsse des BcGokrksi- 
ansschnsses und der Landrat solehe des Ereisansschnsses wegen 
Überschreituiig íhrer BefBguisse sdion in erster Instanz iursli 
Klage beim Oberya*wailtiingsgericbt anficht, was gleiehfallis mfig^ 
lich ist (§ 126 ebenda), oder wenn in Baden der Yorsitzende 
des Bezirksrats im öffentlijchen Interessé Bemfong an den Yéfv 
waltnngsgerichtshof einlegt, welcbe dam dnrdi eiaen Minisfceríal- 
beroUmáehtigten weiter yerfolgt wird (§§ 32, 37 bad. Yervi; 
re€faítspfl.6es.). Doch kann in PreuAen, ameb wenn ein B^ 
amter als Partei auftritt, noch daneben anf dessen Anira^ Hm 
die mündliche Verhandlung, znr Wahrnehmung des öflfentlichen 
Jnteresses^ ein besonderar Kommissar bestellt werden ; sd auch 
in Oldenbnrg (§ 78). Ja in Baden ist stets ein Müaiifiteiilit'- 
beyoHiBachtígter als Yertreter des öffentlieben Interesses zu iiSxm, 
In anderen Staaten, wie Bayern, Saebsen, Wnrtteni- 
b e y g findet in den FaJ[len, in weleken eine staatUehe YerflgnAg 
angegriffen wird, kein Partei-, sondern ein Untersnchttaga-^ 
verfabFen statt. Beimbayeriscbeo Yerwaltnugsgerichtsbofwerden 
die staatlichen Interessen dnreh eine besondere Staatsan- 
waltscbaft vertreten, der Ton aUen Yarbandlongen Nadiriebi 
zn gebén ist, und die insofern als Gebilfia des Richters tatig ist 

§83. • 

Wie aus obigem (8. 165) bervorgebt, kőnnen Priváté gegen Prír 
vate Anspruchs*^ oder Feststellungsklagen erheben, soíern es sicb 
um einen öfbntlieh-recbtlicben Anspruch bandelt, etwa dabin, dafi 
nicht dem in Anspruch genommenen A^ sondern dem B eine öffentn 
Uche Pflicht obliege. In Preufien bestebt in manchen FáUea die 
merkwüfdjge Y(»^chrjft, da& mit der £lage gegen eine BebSricte 
anf Attfbebung einer polizeilichen Auflage vielfaeb 
die Klage gegen den eventuell Verpfliebteten (al^ 
notwendigen Streitgenossen) mit erhoben werden muB, derart, 
daS die Ela^ gegen die Bebörde mit der Elage gegen den Pri- 
vátén bezjiglich der Yerpftichtung stebt und föllt, so^ daS aie 
sebon dann ohne weiteres abgewiesen weorden mu6> wenn dev 
Mitbeklagte nicht der Pflichtige ist ; so bei schulbau- und wege- 
baupolizeüichen Aujflagen und solchen, die sicb auf die BSumujag 
von Wasserláufen beziehen (§§ 46^ 56, 66 pr. Zustándigk.Ges4, 
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Hier mafi alsó der in Anspracli: Q^nommeiie erklaren^ doA eia- 
be6tiiiiBa.ter Anderer dér wirküeh Verpfliditete sei^ und er drÍB^ 
mit seiner Klage gegen die Behörde nor dureh, w^ra er daxtiit^ 
da£ ^áéiev andere der Yerpfiichtete ist — was za nngeeigneten 
ErgdboiisseB fíi&jrt (z. B. die PeUzeibeliőFde greift deai A «1& 
Yérp&icMetea auf^ mvl dS^eser inufi, vm sícb za befreien^ nkkfc. 
nnr die UnriclKtigkeit beweisen^ sondem den wirklick Yer^ 
pflichteten ausűndig machen!). 

§84. 

I>as Ver&hren ist Offizialrerfahren, áhnlich alsó ^m 
der Seebtsgang im Eheyerfahrea (SL 189); daher keine Ziista&*-< 
éiglceitsnrereiiibaniaiig. Das Qericht kann ron Aiots wegen naNsU 
seÍBem Érmessé Tatsadien berftcksieMigea, Beweise eorhebeis; Zm* 
gest&ndnis vnd ADerkennims der Partéién binden den Eicht^ 
mckt; Beweis dnrcb Parteieid ist regetanáiig amsgeschlosfieii; 
die YersS^nmnis dea Beklagten hat nmr znr Fcdge, daft naeib dem 
Standé der Saehe entscMedes wird: nuai ISit sogar bei Am^ 
bleiben beid^er Partéién eme Entsebeidlu)^ za. 

Die EntscbeídTiBg bewirkt yolle Beebtskraft wie im 
Zíiilprozeft. Nnr mnfi dabei bertcksichtigt Trerden, dai es sieb 
ni^t selten um Za8tandsTerpiichtQxi(ge» bandelt, die aof eine be^ 
stimmte Gestalt der YerhiLltnisse anígdbast sínd nnd daber (viel-« 
lácb) die BesefarSlnkung in sieb fasaen, daft sie BAr gelt^ sofern 
nnd: soweit diese YerMUnisse kei&e Wandelnag eríahren; wie 
z. B^ wemi es sieb nm Beitragspflteht zn einer Öffentliehen Locrt 
handeit nnd die mafigebesden Umstöad^ wekbe den Beleüi' 
gmgsgrad bestímsieii^ sich wesentlieb andem. 8o kaim ja anch 
im Zmlprofiíeft ein rentenmáfiiger Eátscb&digaDgsaDspraelL nen er« 
őiftert werdea, wenn nacbtr&glicb der Bedürfnisliall ein anderev 
wird. Dies macht die Beebtskraft oftmals reebt sebw^Bkend ; so 
kdnncs z. B. yíelíacb immer wieder néne polizeilicbe YerfiignngeD 
dessdl)«n Inbalts ergehen, trotzdem die Mberen ron di&a Yer* 
waltnngíigerictit^i an%eiiobeii wardea warea^ und kdnnen diese 
Hiangei& émenter Klage recbtskrllftig werden. Der Gedanke i«rt 
ebet& der^ daA mőgiidierwáse nádi dem Evlafl d^ friberm Yer- 
fögung tats&cblicbe Gründe fttr eine néne eatstaaiiea sein kf^nmen 
(was die Gerichte allerdings nicht weiter nacbiarüfen). 

Um einer Yielbeit von Personen gegenüber eiiitegleichheitliebe 
Entscbeidnng zn erlangen, können nkbt nnr aof Parteiaatrag, 
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sondem auch von Amts wegen Dritte hinzagezogen werden; 
diese Hinznziehnng hei£t Beiladnng, welche auch die eínfache 
und streitgenössisclie Intervention ersetzt 

Wiederaufnalime des Verfahrens, namentlich Restitu- 
tionsklage, ist nach dem Beíspiel der ZPO. regelm&fiig zulássig«. 
Auch gílt gegen vers&umte Fristen Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand (vgl. neuerdings auch Oldenburg, § 67). 

§85. 

Das Verfahren ist teils schriftlich, teils mündlich.^) Viel- 
fach ist die mündliche Yerhandlung fur fakultatiy erklárt, so 
bei Übereinstinunung der Partéién, so femer, wenn der Eichter 
durch Vorbescheid ohne mündliche Yerhandlung der Elage 
entspricht (dem Beklagten wird aufgegeben, den Eláger „klaglos^ 
zu stellen), oder sie abweist; die unterlegene Partei hat dann 
die Mőglichkeity innerhalb bestimmter Fríst entweder den Antrag 
auf mündliche Yerhandlung zu stellen oder den Instanzenzug zu be- 
schreiten. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist wird die Anordnung end- 
gültig; alsó ein dem Mahnyerfahren ahnlicher Bechtsgang. 

Auch das Aufgebotsverfahren kommt vor, z. B. bei Ein- 
ziehung und Yerlegung öffentlicher Wege, bei Festsetzung von 
Baufluchtlinien, im Ansiedelungsverfahren, im Gewerberecht, wobei 
die Interessenten aufgefordert werden, innerhalb bestimmter Frist, 
bei Yermeidung des Ausschlusses, Einspruch zu erheben ; ist Ein- 
spruch erhoben, so ist die Möglichkeit der öffenüichen Elage 
gewahrt, wobei dann auch vielfach eine notwendige Streitgenossen* 
schaft zwischen der Behörde und Privátén eintreten kann. 

Die Yollstreckung flndet in einem besonders geordneten 
Yerwaltungszwangsverfahren statt nach dem Yorbilde 
des Zivilprozesses, so insbesondere bei GeldvoUstreckung ; wenn 
es sich um Yerpflijchtungen zu einem Tun handelt, kann in 
PreuSen die Yollstreckung in der Art geschehen, da£ man das 
Tun durch Dritte bewirken láJt oder, wo dies nicht möglich, 
eine eventuell in Haft umzuwandelnde Geldbufie androht; aus- 
nahmsweise findet auch unmittelbarer Zwang statt. Manche Ge- 
setze, so das badische, kennen auch voUstreckbare Yergleiche, eben 
80 auch vorlaufig vollstreckbare Urteile ; Sachsen und Oldenburg 

^) Besonderes Verfahren in Staatssteuersachen, meist ohne mündliche Yer- 
handlung, Preofi. EinkommenstGes. 1891 § 46, ErgS,nz.- Stenerges. 1893 § 36, 
Fassung des Gesetses y. 19. Jirni 1906. 
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habén auch die einstweilige Verfiigung eingefíUirt (§ 62). Der 
Reclitssclintz ím yerwaltungszwangsyerfahren ist teilweise 
nnr nnyollkommen entwickelt oder dem Anfsichtsyerfahren fiber- 
lassen; so z. B. in PreuBen; in Bayem gilt auch hier der ver- 
waltnngsrechtliche Instanzenzug, ebenso in Oldenbnrg (§ 64). 

Eine Bechtshilfe wird unter den deutschen Staaten tatsach- 
lich geübt; man bezieht sich hienvegen auf das Gesetz v. 21. Juni 
1869 (das allerdings von biirgerlichen Rechtsstreitigkeiten spricht). 

§ 86. 

Wird ein öflfentliches Eecht auf dem Wege des Zivil- 
prozesses geltend gemacht, so ist das Gericht in der Lage, 
darüber zu entscheiden, und hat es rechtskráftíg die Sache fiir 
zivilrechtlich erklőrt, so behált es nach § 17 Z 4. Gerichtsverf. dabei 
sein Bewenden. Es kann aber durch die Yerwaltungsbehörde 
der Eompetenzkonflikt erhoben und die Frage, ob öffentlich oder 
bürgerlich-rechtlich,voreinenKompetenzkonfliktsgerichts- 
h f gebracht werden, wie solche in den meisten deutschen Staaten 
und auch in Frankreich bestében. In manchen Staaten kommt der 
Streit Yor das Parlament oder an das Staatsoberhaupt So ist es 
auch beim negativen Eompetenzkonflikt. Über Garantieen 

vgl. § 17 GV. 

§87. 

Das Verwaltungsstreitverfahren ist fást durchgángig landes- 
gesetzlich bestimmt. Doch gibt es auch ein Verwaltungsstreit- 
yerfahren vor Organen des Reichs nach reichsgesetzlicher 
Regelung. Dahin gehört insbesondere das Nichtigkeitsverfahren 
und Verwirkungsverfahren in bezúg auf ein Patent vor dem 
Patentamt (S. 58), gegen dessen Entscheidung die Berufung 
an das Beichsgerícht geht: auch hier ist das Yerfahren ver- 
waltungsgerichtlich und nach den Grundsátzen des Offlzialver- 
fahrens gestaltet. Verwaltungsgerichtlich ist auch das Yer- 
fahren des Bundesamtes fúr Heimatwesen als der Bechtsmittel- 
instanz in Streitigkeiten unter Armenverbánden (namenüich unter 
den, verschiedenen Bundesstaaten angehörigen, Armenverbánden). 
Verwaltungsrechtliche Funktionen vollzieht auch das Beichs- 
versíchemngsamt, das Aufsichtsamt fiir das Privatversicherungs- 
wesen, das (richterüche ergánzte) Eeichseisenbahnamt, die Beichs- 
rayonkommission , das Oberseeamt und die Prisengerichte. Ein 
gemeinsames Beichsverwaltungsgericht besteht bis jetzt nicbt* 
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3. Freiwillige Qerichtsbarkeit. 

lm Gegensatz zum ProzeB steht die freiwillige Ge- 
richtsbarkeit oder Eechtsfürsorge, d. i. die Beihilfe 
des Staates znr Errichtung von Eechtsgescháften und gütlicliea 
Auseinandersetzungen. Sie hat sich ím dentschen Recht ent- 
wickelt mit Eücksicht auf die Vorteile des Gerichtszeugnisses, 
welehes einen Beehtsakt aufier Zweifel setzte, und im Ansehliifi 
an das aus dem antiken Becht stammende TabeUionat. In der 
sp&ten Entwicklung hat sie sich teils als Tátigkeit der Geriehte 
gestaltet; teils als T^gkeit des aos dem Gerichtswesen heiraiis^ 
in Italien entwickelten Notariates. 

Wáhrend die Funktion der Notare eine vornehmlich benr- 
kundende war, so habén die Geriehte in der vom KönigtujDi 
abgeleiteten Fürsorge für die Minderjahrigen und far die Érben, 
sowie in der aus dem Znnft- und Handelsgerichtswesen en.t- 
stammten Registerfiihrung und in den verschiedenen seerecht- 
Uchen Hilfeleistungen ein reiches Féld der Tatigkeit gefunden^ 
In Deutschland ist dies nunmehr durch ein besonderes Gesetz. 
von 1898 geregelt, welehes aíber vieles der landesgesetzlichen 
Bestimmung überlafit. Entsprechend habén namentlich die Süd- 
staaten dem Notariat eine weitergehende Betátigung verschaffL 

Es gíbt aber auch auf dem Gebiete des öflfentlichen Rechts 
eine freiwillige Gerichtsbarkeit , z. B. die Eintragung in das 
Musterregister , die Patenterteilung ; sie unterliegt besonderen 
Gesetzen, darf aber mit der Verwaltungstátigkeit nicht ver- 
wechselt werden: denn die Übung der freiwilligen Gerichts- 
barkeit ist fiir den Staat ein „MuB", wahrend die Verwaltungs- 
tátigkeit sich nach dem Gesichtspunkte der Opportunitat gestaltet 
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§ 89. 

jya^ Strafrecht im rabjektiven l^&e ist ein zxi£ Strafe 
gebautes Überreeht des Staates^ welehes g^ebea ist^ wenn im 
Skntfe als gerecbt erscheadtt imd die übrigen Hilfsmütci mcht 
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ate gMívgend erkftanjfe werden, um dáe Interessen dv Oe^Uaehafl 
gTL deekien. Strafe isít das emer Ferson für ein Terantwortliehfis 
ToB anferlegte Übek srie soU gereeht sem und sell asaglekk 
den Zw^ck verfolgeoi; sowohl anf den T&ter settNst zu wirkefi^ 
ate aueh ein Schreckmittel ím büdeu^ obi die GeséUschatft vor 
Wiederbolungen derartiger Tatén su scMrmeii. 

Man bat Bích mit dem Probkm der Gtoreditigkeit vielf ach rer- 
f ftbens abgemfility weil nuta nícht erkannte, da6 sie njir nát einen 
ideaUstísdteii WeLtanscbanung yertrágUch^ Tom Standpunkte der 
mechanischen Betrachtnng der Dinge von vomweg gar siebt er^- 
Ufirikk i^. YfilUg uurichtig ist es dajmr^ über die Grufidfragen des 
Strafretbts bandeln zu woUen^ ohae zurilekaagehen anf ein »&* 
heüflieiies gsraftes Lefarsystem. Die phílofiopkifteh^ Weltbetrachtaog 
aber iat níebit Saehe des Glaubens, wie man geneint bat, sondjerÉi 
Sacbe des ForsebMS nnd Wissens, nnd es ist daber verfebk^ 
auziinebinen, dafi wasr der Positiyismiis^ der sich anf dafi sinnliefa 
Wábmebmbare aUein sttitzt, die Gnmdlage wissenscbaftlicber 
SsSFtenLnf;eii bieten könne. ^) 

Die Gearecbtigkeit der SUbSie setzt die Veranitwortnngsföhigkeit 
der Person, die Yerantwotrtnngsfábigkeit aber setzt Freiheit 
des Willens vocaos. Wenn der Wille mecbanisdi zn eiojeni 
bestinmten Ziel getrieben ymá^ m ist von eiMr VerantwortnEg 
keine fiede, nnd jede Sühne ware eine Ungerecbtigkeit. DaA 
Teraifibwortlidie Tnn, nfelches SiUme yerlangt, entb&lt die straí-> 
recbtlicbe Scbnld: Sckuld ist bBuner nnr vorhanden,. wenn maa 
andeirs batte band:eln kőnnen : wa keine Möglicbkeit eines anderen 
Buuielns^ láftt das Strafirecbt sem Scbwert sinken. Denn siebá 
damm strafen wir, weil é^ bandebide Menscb mtnderwertig ist, 
amdeni weil er dnrdi seinen TatentschlnB , den er gefatt 
hat^ waborend er ihn nicbt b&tte fassen sollen, eÍA«n Widersprueh 
gegen die sittlicke Wdtordnsng knndgegeben nnd damit eine 
Sebnld anf sitb geladen hat. Die Frage der WiUensfreiheit 
darf Bkbt mit der Frage der Wertung des Menschen yerqnickt 
werden; denn wenn ein Mensch wenig wert ist, so ist es doch 
Bíiobt gerecht, ibn zu bestrafen, sdange er scbuldlos bleibt. ^) 

Man kat mit Tieiler Sícberbeit bebauptet, da6 der freie Wille 
dftm Eansalgesetz. widersprádie ; dies ist vmdcbftig : dem Eansal- 
gfisetz ist dadnidi genügt, daft im Innem des Menscben ein 

1) Modemé Bechtsprobleme S. 3f. 
*) Modemé Bechtsprobleme S. 37 f. . 
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Gesetzgeber wohnt, dem es möglích ist, bei dem Hin- und Her- 
TTOgen der Motive sich für das eine za entscheiden und sich 
selbst das Gesetz zu gebén : die Kausalkette lauft bis zu diesem 
Gesetzgeber und 9ie iSLuft von seinem Entschlusse weiter. 

Man hat nun allerdings folgendermafien argumentiert: der 
Wille werde durch Motive erregt, und das Ergebnis der Motiv- 
erregung sei durch den Charakter mit Sicherheit gégében: 
die Tat sei gewissermaBen die Diagonale von Charakter und 
Motiyreiz : beidé Grö£en seien fest und sicher und daher die Tat 
von selbst gégében. 

Nun wftre es völlig abwegig, die Motive und ihre Bedeutung 
bestreiten zu woUen; dafi man sie verkannte, hat im Strafrecht 
zu einer völlig verkehrten formalistischen Behandlung gefiihrt. 
Andererseits hat auch sicher jeder Mensch seinen Charakter, und 
es ist schwierig, anzunehmen, dafi dieser Charakter in einer in- 
telligiblen Welt in verantwortungsvoller Weise durch den Men- 
schen geschaflfen werde: eine Annahme, wodurch die Schwierig- 
keit nicht gelöst, sondern nur in ein anderes Stádium hinuber- 
getragen wird. Völlig unrichtig ist es aber, wenn selbst Spi- 
noza und Schopenhauer angenommen habén, da£ die Tat zu 
Charakter und Motiv in einem so festen KausalitátsverhSItnisse 
stehe, dafi sie von ihnen mathematisch regiért werde; richtig 
ist nur soviel, dafi infolge der Motiverregung und des Charakters 
eine bestimmte Genéigtheit entsteht, in gewisser Weise zu 
handeln: nur insofern hat man recht, wenn man Motiv und 
Charakter in Verbindung treten láfit; aber tiber eine solche Ge- 
neigtheit geht das Ergebnis ihres Zusammenwirkens nicht hinaus. 
Hier ist es nun, wo der freie Wille einsetzt: hier ist es, wo es 
dem einzelnen vorbehalten bleibt, die Genéigtheit zu bek&mpfen 
und den entgegengesetzten Weg zu betreten*^) Allerdings wird die 
Abweichung von dieser durch Charakter und Motiv gegebenen 
Genéigtheit eine bestimmte Grenze nicht überschreiten , und in- 
sofern hat man recht, den absoluten Indeterminismus zu ver- 
werfen, als ob der Mensch in jedem einzelnen Falle uferlos im 
Meer des freien Willens herumschweifte : solcher führt ins Boden- 
lose, er schlagt jede tiefergehende Charakterentwicklung zu 
Boden und widerspricht der Erfahrung des Lebens, die es uns 
gewifi macht, dafi die eine oder andere Tat bei jedem uns be-^ 



') Modemé Rechtsprobleme S. 42. 
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kannten Menschen überhaupt nicht im Bereich der Möglichkeit 
liegt. Aber innerhalb dieses Bahmens steht dem menschlichen 
WiUen eine freie Bahn offen : wir können daher immerhin sagen, 
dafi die künftige Tat etwa zwischen den zwei Punkten 



a 



schwebt, daű sie aber Mer verschiedene Wege betreten kann, die 
eben durch den freien Willen, d. h. durch die Wirknng des in die 
Kansalkette hineinwirkenden Unendlichen bestimmt werden. In- 
nerhalb dieser Grenzen kann der freie Wille die verschieden- 
sten Funkte erfassen, alsó bei 

a a fi y ő b 

die Pnnkte a, fi, y, d : das ist die DomSne des freien Willens. 
MitMn ist beides nnrichtig, die Annahme der Willens- 
gebundenheit, wie der schrankenlose Indeterminismus. 

Der freie Wille ist wobl zn nnterscheiden von einem ge- 
bnndenen Willen, auch dann, wenn der Tater nicht von auBen her, 
sondem von innen gelenkt wird : ^) die Freiheit ist nicht gégében, 
wenn eine mechanische , von festen Gesetzen umwandelbare be- 
stimmte Eeihe von Prozessen im Innern den WillensentschlnB 
bestimmen, ohne daB eine gesetzgeberische Gewalt der Seele 
die freie Wahl hatte: auch dann liegt eine Gebnndenheit vor, 
wenn die Gebnndenheit nicht in der anfiermenschlichen, sondem 
in der innermenschlichen Mechanik bernht. Das ware die 
Willensfreiheit der Uhr, die WiUensfreiheit der Maschine, oder 
wie Kant sich ausdriickte, die Willensfreiheit des Bratenwenders, 
der, einmal anfgezogen, in bestimmter Weise weitergeht. Eine 
Mechanik eignet sich nie zn einem verantwortlichen Wülen — 
wir würden sonst den Menschen strafen, wie der Natnrmensch 
das Messer zerbricht, das ihn verletzt hat. 

Nnr anf diese Weise kann die Zurechnnngsfahigkeit erklart 
werden. Wer so angelegt ist, daB er eine feste Linie beschreiben 
muB, oder daB er, wenn ihm auch die Wahl gégében ist, nicht 
die Sphare des ünrechtes vermeiden kann, der ist nnznrech- 
nnngsfáhig, nnd ihn entziehen wir dem Strafrecht. Dies kann 
vorliegen, indem eine regellose Flncht von Vorstellungen die Ein- 
wirkung des freien WiUens hemmt, oder indem ein nnwidersteh- 
licher Trieb den Menschen ergreift nnd mit hypnotischer Kraft 

^) Modemé Bechtsprobleme S. 34. 
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má Zide fUirt. Jeder Yersach yon stíten der Btechaniaeliei 
WeltanschftTixuifg, die ZiireeliiiBiigBfiűiigfceít und Unziireehniuigs- 
Süúgkfíit 2u eiidftrtíQ, ist giescheitert 

Damit 8md die Oroikdlageii des Strafrechts gegeíbea ytan 
Standpnnkt der sogenannten klassischen Schule des Straf- 
rechts , die aber nnr insof ern Idassisch genannt werden kann, 
tls m die Ergebnisse imserer groAen pbüosophisclieii Deidcer 
nícht eififack beiseite l&fit und in ümea eme riefatiigere Gmndli^e 
űndet, als in dem yon anfien her eingedmngenen Materíalisiiam 
oder PositíyisiQas , w&brend sie andererseits völlig bestrebt ifirt, 
allé Ergebnisse der neuzeitlichen Körper- und Seeloiforschuig 
zn berucksichtigen und insbesondere auch alles zu f5rdem, was 
dazn beitrS^gt, das Yerbrechen zn bekS^mpfen nnd den Yer- 
brechertrieb zn ersticken. 

Daher betonén anch wir gmnz besonders, daft das Strafrecht 
nnr eines der Mittel ist, om dem Verbrediertmn entgegenzuwirkeo; 
Weitere líittel siiid: 

L die Gesnndang der sozialen Verháltnisse, 

2. die Sorge f&r richtíge Jngenderzi^nng und eine tílchtige 
fiegelnng des Fürsorgewesens far jnnge Personen, 

3w die soziale Sorge, nm den Persona, welche dnrch die 
ümstánde leicht in das Yerbrechen gefnhrt werden, die &§tíg6 
JBilfe zu bieten, nm sich yom ünrecbt fem za haltén und sich 
der Yersuchung zn erwehren, 

4. die soziale Sorge fiir die Gefallenen, um ihnen zur Wied^« 
auMchtuzkg zu rerhelfen. 

Andererseits ist es eine Anfgabe des Staates. uns Tor den^- 
jenigen Wesen zu sichem, die uns dureh ihre antísozialen 
Triebe gefáfarlieh sind: mit der Strafe ist es nicht getan; dazn 
fl^ssen die sichemden MaSregeln hinzntreten, die aUerdings 
nicht weiter gehen dürfea, als der Sicherungszweck yerlangt ^) 

Hieryon ist spMer (S. 220 f.) zn handeln, Jetzt ist nnr yom 
Strafirecht die Bedé; es dient der sitüichen Gereehtigkeit und 
steht dadurch in Beziehung zur Morál: alléin es güt Mer der 
grofie Unterschied, dafi sich das Becht nicht andieGedanken 
beftet, sondem an die Tat: Gedanken können sündhaft sein^ 
aber nur die Tat ist in der Art schuldhaft, daB sich das Strafr 
recht mit ihr befafit Damit soll nicht gesagt sein, dafi das 
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fitirafreoht stete eioe Tollendete Tat vonuassetzt. Bies wár 
allerdings die uraprQngliclie ÁitscáiainLitg; aber díe Enltnr kaim 
.Merbei aidht steben bleibea: anch die WiUensánfiemiig^ die nicht 
jsar Tat gelangt ist, wird für strafbar eracbtet, sofem sie nar 
leiiie WiUensknndgebimg ist, welcbe dea Willen ia plastiseher 
Weise au die Aoflenwelt rftekt (Versuch). Der Grund ist 
idcfat einziiseben: eine soldie WiUensknndgebHng ist, wena anch 
im emzebieii Falle nicM yerderblich, so doch gel&farlicb xoid 
sozial scMdlicb: sie ist ein Anreiz fi|r andere, und zngleich esn 
Anreiz anch fiir dea Tater selbst, ' welchea*, auf solche Wetse 
'angestraft^ einer neaea Tat entgegenstrebt (S. 211). 

§90. . 

Mcht jede sehnldhafte Tat findet ihre Bestrlbfnng, sondem 
BOT die, welche die Lebensgnter der Menschheit an- 
greift und zwar in solcher Weise, dafi die übrigen Eeaktions- 
Bdttel der Gesellschaft nicht ausreichen, uín die Tat zu tilgen 
eder onwirkaam zu madien.^) Diese Lebeni^ter sind nicht zü 
idlen Zeiten díe aimlichen; es k<Hnnit auf die LebensverhSlt- 
nísse, auf die Bedingungen des gesdlschaftiichen Daseins, es kcwmit 
auch darauf an, wie eine Zeit die Bedingungen des geseU- 
^chaftliohen Daseins auffaSt Soiange ein schützenswertes Gut 
aberhaupt nicht yorhanden ist, kann es natnriich anch nicht ge- 
schützt werden: erst mit der £lektrizitat oder Eisenbahn tritt 
aberhaupt die Notwendigkeit ein, sie strafreehtlich zu sichera, 
und mit dem Fortschritt des Verkehrs ist ein stándiger Fortschritt 
des Strafrechts und eine stSLndige Erhdhung der Zahl strafbarer 
Handlungen gégében. Vor allém kommt auch die Yolksanschauung 
-in Betracht: danach kann ein Gut als mehr oder minder wertvoU 
«rseheinen; bei einem Volk geringerer Wirtschaftsbildung wird 
der IXebstahl wenig in Betracht kommen, anders bei einem Volk, 
welch^s stark auf Vermögenserwerb ausgeht. Insbesondere 
werden auch die religiösen Vorstellungen eine groBe Eolle spielea, 
und etwas, was uns unverflnglich erscheint, wird bei manchen 
Völfcem als todegwürdiges Verbrechen bestraft. Dieser Einflufi 
l&fit sich bis in spatere Zeiten yerfolgen : so hangén insbesondere 
die schweren Strafen der Paderastie im Mittelalter (Feuertod) 
w^entlich mit der Vorstellung zusammen, daJS die Gottheit da- 



^) Daher: Nulla. poena siius-lfige. Ygl. anch S. 148. 
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durch schwer gekránkt nnd erzümt werde, weshálb man den 
Táter vom Erdboden vertilgen mttsse (S. 218 f. 241). 

Hiernach sind alsó die Lebensgüter strafrechtlicli geschützt, 
sobald sie als so wichtig erscheinen, da£ ein sonstiger Schutz 
nicht ansreícht. lm Gegensatz zn dieser Anschannng besteht 
eine andere, welche das Strafrecht nicht nnmittelbar mit den 
Lebensgütern verknüpft. Wáhrend wir sagen : die Lebensgüter 
dürfen nicht verletzt werden, und gegen ihre Verletznng schreitet 
das Becht bald bürgerlichrechtlich, bald strafrechtlich ein, nimmt 
eine Theorie an, es bestehe immer ein besonderer strafrecht- 
licher Aussprnch dahin, daS man das eine oder das andere nicht 
tnn dürfe, und erst die Folge der Verletzung dieses strafrecht- 
lichen Ausspraches wáre die Strafe, erst die Verletzung dieses 
Ausspruches könne ein Yerbrechen darsteUen : diesen Aussprnch 
wiU man Norm heiűen, und man hat geglaubt, hiermit eine 
neue Entdeckung zu machen. Diese ganze Theorie ist un- 
brauchbar, ihr Ausgangspunkt ist ein völliges geschichtloses 
Mifiverstándnis, eine mifiverstándliche Auffassung der 10 Gebots- 
bestimmungen des israelitischen Bundesbuchs, in welchem ge- 
wisse G^bote und Verbote aufgestellt werden als Bedingung 
für das Verweilen im Kreise des heiligen Verbandes: dies paűt 
nicht für unsere heutige Eechtsordnung, welche niemanden mehr 
ausstöBt und von einem sacralen Güterschutze nichts mehr weifi ; 
insoweit der Schutz kein sacraler ist, spricht auch das Bundes- 
buch eine andere Sprache.^) Für uns ist die Normentheorie 
ein firuchtloses Hin- und Herwerfen von Begriffen, das 
dann geradezu schádlich wird, wenn man anf&ngt, daraus 
zu konstruieren und es zum Ausgangspunkt juristischer Folge- 
rungen zu machen. Zwischen den Lebensgütern und ihrer Ver- 
letzung gibt es kein Zwischenglied : die Verletzung der Lebens- 
güter erregt eben die rechtliche Beaktion. Eine Beihe solcher 
Verletzungen nun macht das Zivilrecht alléin ab, andere sind 
dem Strafrecht überantwortet , aber nicht deshalb, als ob hier 
noch eine besondere Norm bestünde, sondem darum, weil das 
Zivilrecht nicht als ausreichend erscheint. Dies kann national 
sehr verschieden sein : so wird z. B. bei uns die Patentverletzung 
krimineU bestraft, in anderen Landern nur zivilrechtlich ; unsere 
strafrechtliche Bestimmung aber beruht nicht auf einer besonderen 
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Norm : denn wenn z. B. ein Amerikaner bei uns das Patentrecht 
verletzt, in der Meinung, darob nur zivilrechtliche Verfolgnng 
zu flnden, wie in den Vereinigten Staaten, so wird er doch be- 
straft : kein Eichter wird verlangen, dafi er nach dieser Richtung 
hin eine besondere „Normwidrigkeit" der Tat kannte. 

Nnr auf einem Gebiete ist die Annabme eines Zwiscben- 
güedes zwischen Lebensgütem und zwiscben der Tat eine kon- 
struktive Wirklichkeit : auf dem Gebiete des Polizeirechts. Die 
Verwaltnng des Staates, welche die verschiedensten Enltarzwecke 
fördert, tut es teils dnrch unterstützende Zweckveranstaltnngen 
teils auch dadnrch, dafi sie ein bestimmtes Handeln vorschreibt 
und bestimmte Dinge verbietet (oben S. 148). Die Zuwider- 
handlnng hiergegen ist polizeiUches ünrecht: das Unrecht ist 
nicht etwa gedacht als ein der Gttterwelt schádlicbes oder ge- 
fáhrlicbes Tun, sondern als ein Tnn, das den Wohlfahrtsord- 
nnngen (Normen) des Staates widerspricht.^) Die Art dieser 
Gebote und Verbote ist an sich mehr oder minder willkürlich: 
mitnnter ist ein drei- oder vierfaches Handeln nach Auswahl 
möglich; und der Staat wáhlt hieryon das eine oder andere; so 
kann vorgeschrieben werden, dafi die Wagen nach rechts oder 
nach links ausweichen, da£ die elektrische Leitong in der einen 
oder anderen Weise markiért oder die Sicherheitsvorrichtungen 
im Theater so oder anders angebracht werden. Diese WiUkfir 
ist unentbehrlich, und doch ist es unumganglich, dafi das Lében 
eines jeden sich der vom Staate gewáhlten Bichtschnur des Han- 
delns anpafit; entweder müssen allé Wagen nach rechts, oder 
allé Wagen nach links ausweichen. Hier ergibt sich der Ereis 
des Handelns nicht aus der Güterwelt, er ergibt sich daraus, dafi 
der Staat die eine oder andere Wahl trifft und nach dieser einen 
Bichtung hin sein Gebot erlá£t. Ein solches Gebot oder Yerbot 
mag man Norm nennen, und in dieser Beziehung fristet die Norm 
ein zwar flir die Eulturwelt bedeutsames, aber fur das Strafrecht 
höchst untergeordnetes und spd^rliches Dasein. 

§91. 

Von den Lebensgütem kommen insbesondere diejenigen in 
Betracht, die den Gegenstand eigentlicher Eechte bilden. Am ein- 
leuchtendsten ist dies beim E e c h t desLebens und der Ge- 

^) Ygl. Jurist láteraturbL 1891 S. 180. 
Kohler, Binfühnmg in die Rechtswlssenschaft. 8. Aaíl. 14 
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snndheit, beim Recht des Eigentums und der sonstigen 
Vermögensgüter; diese Rechte müssen Dritten heilig sein, und 
ihre Verletzung bildet eine Reihe der bekanntesten Vergehnngen. 

Alléin es wáre irrtümlich, anzunehmen, da£ nur derartige 
Lebensgiiter den Schntz des Strafrechts genössen. Das Recht 
steht immer einer einzelnen Person zu; es gibt aber anch per- 
sonenlose Interessen des Menschenlebens und der Kulturordnung^ 
welche notwendig den strafrechtlichen Schutz finden müssen. 
Man wird z. B. nicht sagen können, daB die Wahrung der Fa- 
milienreinheit ein Recht sei ; aber es ist ein Interessé der Mensch- 
heit, ein Interessé der Gtesundheit und der menschlichen Kraft^ 
daB die Familienverbindung nicht durch geschlechtliche Zu- 
neigungen gestört wird (S. 38, 241); wenn daher das Recht eine be- 
stimmte Enthaltung yerlangt und den Geschlechtsumgang in naher 
Verwandtschaft bestraft, so liegt nicht die Verletzung eines 
Rechtes d. h. eines im Rechte des einzelnen stehenden Lebens- 
gutes vor, sondern eines allgemeinen Kulturinteresses. 

Eine andere Kategorie bilden gewisse Kulturveran- 
staltungen, d. h. Einrichtungen, die unsere Kultur geschaffen 
hat, um die Lebensinteressen der Gesellschaft zu fördern ; dahin 
gehört z. B. das Geld, dahin gehört die ürkunde und der Eid. 

Hiernach kann man, abgesehen von den Polizeiübertretungen, 
dreierlei Arten von Vergehungen unterscheiden : solche, die 
gegen wirkliche Rechte gerichtet sind; solche, die 
sich auf Kulturinteressen beziehen; und solche, 
welche die Einrichtungen anserer Kulturwelt zum 
Angriffspunkt nehmen. 

AUe diese Interessen können sowohl verletzt, als auch ge- 
f áhrdet werden : auch die Gefáhrdung kann straf bar sein, umso- 
mehr, je wichtiger das Interessé ist, das die Rechtsordnung im 
Auge hat. Die Verletzung besteht darin, daB das Lebensgut 
nachher in geringerem MaBe vorhanden ist, als vorher; Ge- 
fáhrdung liegt dann vor, wenn eine solche Verletzung nahe liegL 
Streng genommen muB man die Gefáhrdung auch eine Verletzung 
nennen, allerdings nicht des Lebensgutes selbst, aber doch des 
Gefiihles der Sicherheit im Habén und GenuB des Gutes; denn 
auch bei der Verletzung ist es ja nicht der Abbruch des Lebens- 
gutes an und fiir sich, welcher in Betracht kommt, sondern unser 
Beteiligtsein an dem Lebensgut und mithin der Abbruch dieses 
Beteiligtseins, der vorliegt, wenn das Lebensgut in geringerem 
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Mafie Yorhanden ist, als früher ; weshalb es auch der Verletznng 
gleichsteht, wenn das Lebensgut an und fflr sich dasselbe bleibt, 
aber nnserer Herrschaft entrttckt wird, wie z. B., wenn ich den 
Seeflscli, der in dem Eígentnm meínes Nachbarn sich befindet, 
ins Meer werfe : hier schádige ich meinen Nachbarn, obgleich der 
Msch sich jetzt wohler beflndet als vorher (S. 231). Und insofem 
ist anch schon das Gefühl des unsicheren Habens ein Abbmch 
nnseres Berechtigtseins, welchen die Bechtsordnnng vermeiden wilL 

Man hat philosophisch die Beálltát der Gefahr in Ab- 
rede gestellt: man hat gesagt, dafi, wenn trotz der Gefahr das 
Lebensgut wohlbehalten bleibt, lediglich eine subjektive unbe- 
gríindete Furcht vorlag, welche die Nah'e des UnheUs erregt hat. 
Das ist richtig, und wenn wir allwissend waren, so wiirden wir 
uns vor der Gefahr nicht fttrchten und der Gefahr keine Be- 
deutung beimessen, uns auch nicht zu Gegenáufierungen yeranlafit 
sehen ; da uns aber die Gabe der Sicht in die Zukunft gebricht, 
so ist es fiir uns ein reeller Abbmch, wenn wir in der Gefahr 
schweben und das Eintreffen des ünheils befürchten: das wird 
uns einmal an sich beunruhigen und in nnserer Lebensentwick- 
lung stören, es wird uns aber auch zu entgegengesetzten oft 
sehr schádlichen und verderblichen Mafinahmen veranlassen, 
welche sich spáter vielleicht als unnötig herausstellen, aber von 
unserem menschlichen Standpunkte aus vollkommen berechtigt 
waren. Dazu kommt aber noch folgendes: ebensowenig als der 
Betroffene in die Zukunft zu schauen vermag, ebensowenig ver- 
mag es der Táter selbst ; und wenn er sich nun nicht von Dingen 
zuruckhált, die den Mitmenschen an den Bánd des Verderbens 
bringen, so wird er vielfach mit solchem frevelhaften Tun das 
Verderben selber herbeifiihren, denn er ist niemals in der Lage, 
zu wissen, wieweit sich die von ihm in Bewegung gesetzte 
Naturverursachung entwickeln wird. Mithin ist fiir uns die 
Gefahr etwas Objektives, was einerseits dem Betroflfenen schon 
an sich eine objektive Schádigung bringt, andererseits die Quelle 
tiefer greifender Schadigungen ist. 

Hier können wir auf Früheres zurückgreifen : auf diesen Ge- 
fáhrdungsvorstellungen beruht die Strafbarkeit desVersuches 
(8. 207) ; sie beruht nicht etwa blofi darau^ daB der Tater einen 
bősen Sinn hat, sondem darauf, dafi sein Tun, wenn auch nicht 
im einzelnen FaUe, so doch im allgemeinen der Bechtsgüterwelt 
schadlich ist. 

14* 
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Darans ergibt sich auch die Antwort aaf die berüliinte Frage 
von der Untauglíchkeit des Yersuches: man hat gemeint, 
nur eín solcher Versuch könne in Betracht kommen, der regel- 
rechty wenn nicht besondere ümstSnde dazwisclieiitráten, zor Voll- 
endung híltte f&hren können; dies ist ein voreiliger SchluB: 
denn, wíe bereits bemerkt, kommt es nicht blofi auf die Gefahr 
im einzelnen Falle, sondem aaf die gesellschaftliche Schádigung 
der Lebensgüter überhaupt an. Wenn jemand einem anderen 
Arsenik gebén wiU nnd ihm, an Stelle dessen, aus Versében 
Zucker reicht, so ist sein Handeln im einzelnen Falle nicht 
schádlich; jedoch ist es überhanpt schadlich, wenn Leute 
anderen Arsenik gebén woUen; denn wenn sie sich im einen 
Falle vergreifen, so vergreifen sie sich im anderen Falle nicht. 
Es kommt anch gar nicht daranf an, ob der Táter, wenn er 
fehlgreift, ein Qnantnm reinen Zuckers gibt, oder etwa ein Quan- 
tnm von mit Arsenik gemischtem Zucker, das wegen seines ge- 
ringen Giftgehaltes unschadlich ist : es ist unrichtig, hier zwischen 
relativer und absoluter Untauglichkeit des Mittels 
unterscheiden zu woUen; und ebensowenig kommt es darauf an, 
ob ich beim Schiefien aus Versében ein ungeladenes Gewehr in 
die Hand bekomme, oder ein geladenes Gewehr, dessen Kugel 
aus irgend einem Grundé zurückbleibt: in beiden Fállen ist ps 
der Zufall gewesen, welcher die Verwirklichung der Absicht ver- 
hinderte ; die Tat als Willensáufierung aber war in beiden Falién 
eine gefahrliche Tat, die nur dieses eine Mai an einem Zufall 
scheiterte, die ein anderes Mai nicht etwa durch den gleichen Zu- 
fall wirkungslos bleiben möchte. Die Kennzeichnung der Tat als 
einer nicht gefáhrlichen beruht auf dem Denkfehler, daB man 
das gluckliche Moment, das die Tat scheitern macht, mit in Be- 
tracht zieht, wáhrend doch dieses gluckliche Moment eben ein 
die Gefahr neutralisierender und in ihrem Walten hindemder 
Zufall war, alsó ein Moment, welches die Gefahr nicht hinderte, 
Gefahr zu sein, sondern sie nur hinderte, zum Verderben zu 
werden, wie wenn sonst ein Zufall uns in der gefahi-lichen Lage 
rettet: kommt ein zufálliger Retter, so wird die Gefahr beseitigt, 
aber sie war so wirklich vorhanden, wie sie überhaupt vorhanden 
sein kann. Nur die eine Schranke ist natürlich einzuhalten, 
dafi der Versuch dann straf los bleibt, wenn ich nicht nur etwas 
ünsch&dliches tue, sondem auch etwas Unschádliches gewoUt 
habé, im Irrtum, daB dieses Unschádliche schadlich sei. Wenn 
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ich daher den Irrtum habé, dafi Zucker tödlich sei und jemandem 
Zucker gebe, so ist dies ebenso ein strafloser Versuch, wie z. B. 
das Totbeten oder der TötTingsversuch mittels Magié nnd Zauber, 
lm übrigen unterscheidet sich der Versuch von den eigentlichen 
Gefíthrdungsdelikten dadurch, daB beim Versuch die Absicht 
stets auf etwas Weiteres geht: sie geht auf die Vollendung, 
und die Tat bleibt hinter der Absicht zurück; es liegt ein 
Unterschied zwischen dem subjektiven und objektiven Tatbe- 
stande vor. 

§92. 

Die Gesamtheit der zu einer Vergehung gehörigen subjektiven 
und objektiven ümstánde nennt man Tatbestand. Der ob- 
jektíve Tatbestand besteht in dem Verhalten einer Person gegen- 
über der Aufienwelt und dem Erfolg dieses Verhaltens, der sub- 
jektive liegt in dem Geistes- und Willenszustand, den die Person 
bei diesem Verhalten aufweist. Dieser wird durch eine groBe 
Eeihe von Umstánden gekennzeichnet , welche seine Willens- 
entschliefiung als mehr oder minder tadelnswert erscheinen lassen. 
Die Verfehlung des Willens heiBt Schuld, und die Grade der 
Verfehltheit heiBen Schuldgrade : dabei kommt die gröfiere oder 
géringere Verderbtheit, Grausamkeit, Arglist, Verbrechensenergie 
in Betracht. Die hauptsachliche Charakteristik der Willens- 
schuld aber liegt 1. in dem Ziel der Willensrichtung, 2. in der 
intellektuellen Beteiligung (in Verbindung mit deni Willensziel) : 
bei letzterer kann die Willensverfehlung a) in dem den Intellekt be- 
gleitenden Willen, sie kann aber auch b) darin beruhen, daB der 
Wille durch den Intellekt mangelhaft unterstützt wird. lm Falle 
1) liegt Absicht, im Fali 2 a) Vorsatz, im Fali 2 b) Fahriassig- 
keit vor. Hierfür gilt folgendes: 

Ist der Willenszustand auf den durch das Verhalten erzeugten 
Erfolg gerichtet, so spricht man von Absicht. AUerdings, 
streng genommen, kann man nicht sagen, der Erfolg sei gewoUt, 
sondem nur das Verhalten sei gewollt, aus dem der Erfolg 
hervorgeht , denn wir können die áuBere Natúr nicht nach 
unserem Béliében regieren, wir können nur unsere Einflüsse in 
die Natúr legén, aus deneu der Naturerfolg hervorgehen kann; 
immerhin aber können wir sagen, daB der Erfolg erstrebt ist, 
und das ist strafrechtlich von Bedeutung. Ist der Erfolg nicht 
erstrebt, aber das Verhalten der Person gewollt, so ist zweierlei 
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möglich: entweder kennt die Person denErfolg nicht, der nach 
der Natorordnung ans dem Verhalten hervorgehen wird, oder 
sie kennt den Erfolg, will aber dieses Verhalten doch. lm 
letzteren Fali spricht man vonVorsatz: der Vorsatz verlangt 
alsó den Willen in bezag anf das Verhalten nnd das Wissen in 
bezng auf den Erfolg. Fehlt es an diesem Wissen, so liegt kein 
Vorsatz yor, sondem es kann höchstens Fahrlássigkeit 
gégében sein: unter Fahrlássigkeit versteht man den Mangel 
an jener Achtsamkeit, welche dnrch die allgemeinen Lebens- 
bedingungen oder dnrch die besondere Lebens-, Bemfs-, Amts- 
stellnng geboten ist; sie kann sich beziehen anf den Erfolg 
des VerhaltenSy wie oben, sofern das Verhalten selbst vom 
BewnBtsein geleitet wird; sie kann sich aber anch beziehen anf 
das Verhalten selbst, indem das Verhalten ganz oder 
teilweise nnbewnBt geschieht, so insbesondere, wenn jemand zn 
viel tnt, indem er etwas nnbewnfit hinznfngt, oder zn wenig, 
indem er etwas nnbewnfit wegláfit; so z. B. wenn der Chirurg 
es vergifit, den Faden heransznziehen oder den Schwamm zn 
entfemen, den er in die Wnnde gelegt hatte. 

Absicht, Vorsatz nnd Fahrlássigkeit sind seelische Znstande, 
die far die Schnld bedentsam sind, es sind aber nicht die einzigen, 
nnd insbesondere für die Schnldgrade kommen noch die oben 
bezeichneten ümstánde in Betracht. Das Bewnfitsein des Er- 
folges aber wird durchans nicht immer ein sicheres sein, oder 
vielmehr es ist nie vollkommen sicher, da wir die Natnr nie- 
mals ganz beherrschen können, weil stets Umstánde eintreten 
werden, an die wir nicht gedacht habén nnd die mőglicherweise 
nnser Tnn dnrchkrenzen. Es mnfi daher genflgen, wenn das 
Wissen ein Wissen groBer Wahrscheinlichkeit ist, wie 
wir es im gewöhnlichen Lében der Gewifiheit gleichstellen. Da- 
gegen kann das Bewnfitsein einfacher Wahrscheinlich- 
keit nicht genügen, nm den Vorsatz zn erfailen ; z. B. ich ver- 
anlasse jemanden, Eisenbahn zn fahren, nnd es ist eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit vorhanden, dafi deí Zng vemnglücken wird: 
yemnglnckt der Zng, so wird niemand sagen, ich habé den 
Mann vorsátzlich getötet. Nnr dann könnte die einfache 
Wahrscheinlichkeit genügen, wenn ich die Absicht ge- 
habt hátte, wenn alsó mein inneres Bestreben anf den Tod des 
anderen gerichtet war: hatte ich dieses innere Bestreben nnd 
veranlafite ich ihn, eine gefáhrliche Stelle zn fahren, bei der 
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der Tod leicht za erwarten ist, und wird er infolgedessen ge- 
tötet, dann babé ich ihn iuiig:ebracht. 

Uan apricht yiel von dem dolus eventualis nnd be- 
haaptet, daS man dann wegen Yorsatzes Terantwortlich sei, 
wenn man die Möglichkeit eínes Erfolges voraussah and díese 
Mdglicbkeit in seinen WiUen anfoahm d. b. für den Fali des 
Eintretens gebilligt hat. Das ist TÖlljg rerfehlt: mit solcber 
BUligang der MOglíchkeiten hat das Strafrecht uichts zn tnn; 
die BUIigQDg oder Nichtbilligang allé der taosend Mfiglichkeiten, 
' welche aus dem Handeln herrorgehen können, ist eine bedentungs- 
lose Spielerei, für welche niemand seineo Kopf verlieren darf. 
Es kann immer nnr der eine oder andere Grad der Wahrscbeia- 
lichkeit und die damit verbnodeoe Absicbt in Betracht kommen. 



Ist der objektíve nnd snbjektive Tatbestand gégében, so ist 
eine Vergehnng gégében; aber nicht schon jede Vergehung ist 
ohne weiteres strafbar: zur Strafbarkeit können noch weitero 
Umstande erforderlich sein; man spricht hier von Strafbar- 
keitsbedingnngen. So kann z. B. die Hectitsordnang die 
Strafbarkeit davon abhángig machen, daS der Verletzte einen 
Antrag auf Bestrafung stellt; auch kann die Strafbarkeit von 
ümstanden abhangen, die in der Zukunft schweben: wenn z. B. 
der Kanfmann die KandlnDgsbücher schlecht fúhrt, so ist dies 
zwar ein Vergehen, es wird aber nnr gestraft, wenn Zahlungs- 
einstellung oder Konknrs ausbricht (S. 236). Ebenso kann die 
Köbe der Strafbarkeit von UmstEnden abhangen, die anSerhalb 
des Tatbestandes liegen: wenn ich jemanden am Körper ver- 
letze, wabrend ich ihm nnr ein Unbehagen zufügen will, so bin 
ich strafbarer, falls der Verletzte etwa ein Auge verliert oder 
wahnsinnig wird, auch wenn dies weder beabsíchtigt war, noch 
anch nnr im Kreise der Voranssicht lag: der schwere Erfolg 
macht die Vergehnng nicht zu einer an sich schwereren, wohl 
aber zn einer sehwerer strafbaren.*) Ebenso kann die 
Iniandereigenschaft eine Strafbarkeitsbedingnng sein; a: ^ ~ 
gekehrt kann ein Umstand die Negation der Strafbarl 
dingung bilden, z. B. die Wahrheit der bebanpteten Tatsa 
der Vergehung der üblen Nachrede {S. 231). 

>} Areh. t. Strafrecht 49 S. If. 
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Von diesen Strafbarkeítsbedingungen kommt insbesondere 
der Antrag in Betracht: es gibt eine Beibe von Vergehungen, 
bei denen das Einzelinteresse so yorwiegend ist, dafi, wenn dieses 
Einzelinteresse schweígt, anch die AUgemeinheit scbweigen kann : 
so bei Beleidigongen und leicbten Eörperverletzongen. Aber 
anch andere Gründe können vorliegen, z. B. wenn das Becht 
sich schent, in die Geheimnisse des Hanses nnd die Willens- 
bestimmung des Hansvaters einzngreifen nnd darum den Haus- 
diebstahl nur auf Antrag fur strafbar erklárt (S. 234); ebenso 
wenn der Staat es dem Auslande überlSLfit, ob es eine gegen ihn 
gerichtete Vergehung gestraft habén will ; und ahnlich in manchen 
anderen FáUen. 

§94. 

Die Tat ist Willensausfuhrung : diese kann unmittelbar und 
mittelbar erfolgen : ich kann meinen Willen durch meine eigene 
Körperlichkeit durchfúhren, ich kann ihn durchfiihren, indem ich 
mich eines Werkzeuges bediene, das mir Krafte verleiht, die ich 
nicht habé. Ich kann mich anch eines anderen Menschen be- 
dienen, und zwar in der Weise, dafi er fúr mich die aufiere Tat 
begeht, ohne den Erfolg zu wollen oder auch nur zu kennen ; z. B. 
ich veranlasse jemanden, in den Busch zu schieBen, wo sich, 
wie ich alléin wexB, ein Mensch befindet, der hierdurch getroffen 
wird; oder auch ich veranlasse einen Wahnsinnigen, jemanden zu 
töten, oder ich veranlasse den Landwirt eine Maschine zu ge- 
brauchen, von der ich weiB, dafi ihr Gebrauch die Verletzung 
eines Verfahrenspatentes enthált. Man spricht hier von mittel- 
barer Táterschaft: ich bin der mittelbare Táter; ob der- 
jenige, der fur mich körperlich handelt, nicht mindestens wegen 
Fahrlassigkeit verantwortlich ist, ist Frage des einzelnen Falles. 
Anders gestaltet es sich, wenn ich jemanden zum Mitgenossen 
meiues Zielbestrebens mache, indem ich ihm ein Ziel vorstelle 
und die Beweggründe zur Erreichung dieses Zieles in ihm 
erwecke. Gelingt mir dies, so spricht man von Anstiftung; 
begeht der Angestiftete die Tat, so ist er der Tater (physischer 
Táter), ich bin aber strafbar als mittelbarer oder intellektueller 
Táter, als „ Anstifter" ; denn auch hier habé ich durch das Mittél 
eines anderen gewirkt. Dies steht mit der Willensfreiheit nicht 
im Widerspruch; allerdings hátte der Angestiftete die in ihn 
eingepflanzten Motive überwinden oder ihrem Wirken ein Hemmnis 
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entgegensetzen können : da£ er dies nícht getan, dafi er sich von 
íhnen hat lelten lassen, das ist selne Schnld (S. 204) ; dles hebt 
aber dle Tatsache nlcht auf, daB auch Ich durch meine Ver- 
mlttlung dle Tat verarsacht habé and darum ebenfalls als Táter 
(als mittelbarer Táter) schnldlg bln. Der Unterschled von der 
mlttelbaren Táterschaft lm vorlgen Slnne llegt nur darln, daB 
ich vorhln der allelnige Tater war, und daB der physlsche Aus- 
fiihrer meines Wlllens entweder nlcht oder nur wegen Fahriasslg- 
kelt verantwortllch Ist, wáhrend hier zwel Táter vorllegen und 
belde als yorsátzllche Táter zu büBen habén. 

Das modemé Eecht bestraft dle Anstlftung regelmáBlg wle 
dle Tat; dle versuchte Anstlftung, dle nlcht sowelt ge- 
dlehen Ist, daB der andere dle Tat ausfúhrt oder zum straf- 
rechtllchen Versuch gelangt, wlrd nlcht Immer, aber doch vlel- 
fech bestraft; so auch bel uns, wenn jemand elnen anderen zu 
élnem Verbrechen auffordert und dlese Aufforderung entweder 
schrlftllch macht oder durch Versprechen yon (Irgend welchen) 
Vortellen (nlcht notwendlg Vermögensvorteüen) bekráftlgt ; wenn 
z. B. der Bráutlgam dle Braut mit dem Versprechen, sle zu 
helraten, auffordert, Ihre Lelbesfrucht abzutrelben oder wenn 
eln Beamter jemanden zu élnem Fálschungsverbrechen verlelten 
will, indem er Ihm élne EhrenbefÖrderung In Ausslcht stellt. 

§ 96. 

Das Strafensystem hat lm Laufe der Zeiten nlcht nur In 
Elnzelhelten, sondem auch In den Grundsátzen wesentllche Um- 
gestaltungen erfahren. Das álteste Strafrecht entstammte ent- 
weder der Bache oder dem Strafbedürfnls der Allgemelnhelt 
gegen Ihre Glleder: dle Blutrache blleb nach Entwlcklung des 
staatllchen Lebens noch lange bestében nnd beelnfluBte dle Art 
strafrechtllcher Gegenwlrkung: und wie dle Blutrache friiher auf 
Tod oder Verstümmelung glng, so entwlckelten slch dle Todes- 
strafe und dle verstümmelnden Strafen. Dles nahm elnen be- 
sonderen Charakter an, Indem dle Idee der Gerechtlgkelt, aller- 
dlngs noch sehr áuBerllch, hervortrat: daB dle Gerechtlgkelt 
Ausglelchung sel und In élnem rlchtlgen Verháltnls zwlschen 
Strafe und Vergehen llege, konnte nlcht verborgen blelben; an- 
statt nun aber auf der elnen Selte dle Schuld, und auf der 
anderen Selte den Schmerz abzuwágen, glaubte man durch Glelch- 
stellung yon slnnUch wahmehmbaren ÁuBerllchkelten zum ge* 
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rechten Ziel gelangen zn könneiL Man kann allé diese Be- 
strebungen, dorch Anfierlichkeiten zur gerechten Ansgleichung 
zu gelangen, unter dem Namen der Wiedervergeltung oder 
Talion znsammenfassen , obgleich man mit der Talion anch 
einen engeren Sinn verbindet. Die Gleichstellong kann entweder 
erfolgen in der Art: 

a) dem T&ter wird dieselbe Verletzung zngeí&gt, wie 
die, welche er seinem Opfer angetan hat; dies ist das System 
von Ange um Auge, Zahn um Zahn ; solches habén viele Völker 
angenommen, manche bis zn dem Extrém, dafi dem Ehebrecher 
wiederam mit Ehebrach gedient wird. Dieser Fali zeigt aber 
schon, zn welchen Sonderlichkeiten das ganze Prinzip fohrt. Eine 
eigene Unterart ist dann gégében, wenn man dem Tftter nicht das- 
jenige Übel znfugt, welches das Opfer erlitten hat, sondem das- 
jenige, welches das Opfer nach der Absicht des Tftters hatte er* 
leiden soUen ; so wenn man im Falle der f alschen Anschnldigang 
oder des Pasquilles den Táter das erleiden IftBt, was der Ver- 
letzte erleiden mufite, wenn er anf Grund der falschen Anzeige 
strafrechtlich vemrteüt würde; 

b) oder dem Tater wird eine Verletzung an dem Gliede zu- 
gefügt, das gefrevelt hat, ein System, das bei den Völkem in 
vielen Anwendungsformen wiederkehrt, namentlich in den Strafen 
gegen Hand und Fu6, so vor allém im indischen Rechte; 

c) oder dem Tater wird eine Strafe zugefflgt, die áuSerlich 
die Tat wiedergibt, derén er sich schuldig gemacht hat; 
das sind die sogenannten sinnbildlichen Strafen; so wenn 
man den Brandstifter oder den Falschmtinzer mit dem Feuer- 
tode bestraft. Es leuchtet ein, dafi dieses System vielfach auf 
das System b) zurückführt; 

d) oder endlich der Táter wird als Stellvertreter dessen be- 
handelt, den er widerrechtlich der Strafe entzogeu hat; der Ge- 
danke ist der: die Gerechtigkeit mufi ihre Strafe habén, und 
wer diese Strafe verhindert, hat sie (wie ein Strafburge) selbst auf 
sich zu nehmen. Sehr verbreitet ist dieses System bezüglich 
des Gefangenwárters, der den Gefangenen absichtlich entrinnen 
l&St und nun dessen Strafe selbst verbüfien mufi. 

Neben der Idee der Wiedervergeltung treten noch andere 
Gedanken in das Strafrecht hinein: so vor allém der Gedanke 
des Gottesstrafrechtes: ein Vergehen enthait eine Ver- 
letzung Gottes, und der Verletzer mufi daher der Gottheit ge- 
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opfert oder doch aus der Welt geschafft werden, , um den Zorn 
Gottes nicht metr zn erregen (S. 207 f. 241). 

Ein dritter Gedanke war der, dafi der Schuldige, eben weil 
er gegen die Gesamtheit aufrührerisch war, aufierhalb des 
Staatsschntzes gestellt wnrde and seíne Mannheílígkeit ver- 
lor, so daB ihn jeder beliebig verletzen konnte; er wurde geftchtet, 
fiir friedlos, vogelfrei erklart: gleich den Vögeln in der Luft, 
gleich den Fischen in der Woge. Ja, die Tötnng eines solchen 
war nicht nnr erlanbt, sondem auch erwünscht; denn die G6- 
áchteten und Ausgestofienen bildeten eíne schwere Landplage, 
und es galt als Wohltat far die Gesellschaft, sie möglichst aus 
der Welt zu vertilgen. 

Ein neuer Zug kam in das Strafrecht, als der Staat die 
Eulturaufgaben mit Energie selbst in die Hand nahm ; hier glaubte er 
zunáchst, durch möglichst strenge Strafen den Übeln der Ge- 
sellschaft steuem und die kulturfeindlichen Elemente vemichten zu 
können. Daher die Erscheinung, dafi besonders aufblühende Zeiten 
ein grausames, ja sogar barbarisches Strafrecht habén. So war 
kaum ein Strafrecht auf der Welt barbarischer, als das Strafrecht 
Italiens in den Zeiten des Giotto, Dante und Baffael, und ebenso 
verhielt es sich in EuBland in den Zeiten Peters des GroBen. 

AUmahlich lebt sich dann die Barbáréi aus, die Eultur wird 
ihrer überdrüssig; man erkennt, dafi mit allzu grofier Sch&rfe 
doch nichts auszurichten ist, und die auíkeimende Gemütsweich- 
heit widerstrebt der Hárte und sympathisiert sogar mit solchen 
Opfem der Strafrechtspflege. Es ist ein interessanter Zug der 
Völkerpsychologie, wie sich die Völkerseele, die den Verbrecher 
mit Feuer und Schwert verfolgt hatte, jetzt auf einmal dringend 
seiner annimmt und ihn als ein Opfer der Gerechtigkeit bedauert. 
Auch die beschimpfenden, entwnrdígenden Strafen, in denen sich 
ehedem der Volkshumor gefiel, werden verhafit und widerstreben 
dem Zeitgeiste. So greift man denn notgedrungen zur Geldstrafe, 
zur Yerbannung, und da alles dies nicht ausreicht, zur Frei- 
heitsstrafe. 

Das Gef^gnis ist ursprünglich ein wfistes Chaos : man sperrt 
alles ein, was man eben in der ordentlichen Gesellschaft nicht brau- 
chen kann : Schuldner, die nicht zahlen können, Bankerottierer, Dir- 
nen, Landstreicher und alles mögliche Gesindel wird eingepfercht 
in enge, dunkle Löcher über und unter der Erde, wie dies noch 
heute im Oriente der Fali ist. Dahin kommt auch der wahre 
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Verbrecher ; aber man verwendet ihn auch schon bei der Zwangs- 
arbeit, man schafft ihn anf die Galeeren. Anch sonst zeigt es 
sich nützlich, das Gesíndel znr Arbeit anzuhalten : der Gefangene 
mnfi sich selbst emS.hren; oder man beatet ihn staatlich ans. 
Da mnfite endlich der Gedanke reifen, daS eine geregelte 
Arbeit auch ffir den Gefangenen förderlich sein 
kön ne, am ihn zu einem braachbaren Mitgiiede der mensch- 
lichen Gesellschaft zu machen, nnd man muSte einsehen, dafi 
solches gar sehr im Interessé der Allgemeinheit ist. Aber immer 
nnr langsam sind die Fortschritte gewesen. Im 16. nnd 17. Jahr- 
hnndert hat man in Amsterdam, Hamburg, Eom und sonst einige 
zweckentsprechende Arbeits- und Zuchtháuser geschaflFen. Da 
war es gegen Ende des 18. Jahrhunderts, dafi der grofie Wohl- 
tater der Menschheit, H o w a r d , auftrat und auf Verbésserung 
des Gefángniswesens drang; allüberall forschte er den Strafan- 
stalten nach, bis er im Jahre 1790 in RuBland seinen Mühsalen 
unterlag. Von dieser Zeit an hat man sich, namentlich in Amerika, 
in stándigen Bestrebungen erschöpft, eine entsprechende Ge- 
staltung der Freiheitsstrafe aufzufinden: Einzelhaft, Abschliefiung 
der Gefangenen, besondere Erziehungsmittel, Anspomung zum 
Wohlverhalten durch Belohnungen : alles dies hat man versucht, 
um bessere Erfolge zu erreichen. Vor allém sind es vier Ge- 
danken, welche gegenwártig die Welt bewegen und auf eine Ver- 
bésserung oder Umgestaltung des Strafwesens hinzielen. Einmál 
der Gedanke, daő der Bestrafte, der sich gut verhait, a 1 1 m a h - 
lich in eine bessere Lage kommt, ja schlieBlich yor dér 
Zeit entlassen wird. Sodann die Idee, dafi nach Entlassung 
aus dem Gefftngnis in irgend einer Weise fúrdenEntlassenen 
gesorgt werden müsse, damit er sich einem ehrlichen Lében 
zuwende; sollte er noch nicht gentigend vorgebildet sein, so will 
man ihn in eine Besserungsanstalt bringen, nicht um ihn weiter 
zu strafen, sondern um ihn an Arbeit und Zucht zu gewöhnen. 
Eine drítte Idee ist die, daű der Gewohnheits- und der 
Gelegenheitsverbrechermehralsbishervoneinanderunter- 
schieden werden; die neueren psychologisch-soziologischen For- 
schungen habén ergeben, nicht zwar, daB es bestimmte Ver- 
brechertypen gibt, die kraft ihrer áuBeren und inneren Beschaffen- 
heit zum Verbrechen vorausbestimmt wáren — die hier aufge- 
stellte Meinung Lombrosos und anderer entbehrt jeder wissen- 
schaftlichen Grundlagé — , wohl aber, daB die Neigung zum Ver- 
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brechen, gefördert durch Erziehung und Umgebung, so gesteigert 
werden kann, daB sie zu einer wirklichen Charaktereigenschaft, 
zu einem schweren Charakterfehler wird. Diesen Einzelwesen 
gegenüber muő sich der Staat ganz anders verhalten, als gegen- 
über dem, der nur in augenblicklichem Vergessen seiner sittlichen 
Pflicht gefehlt hat. Schon frühere Zeiten hatten eine Ahnung 
hiervon, sie pflegten sich aber in recht naiver Weise des Táters 
einfach zu entledigen, indem sie ihn verbannten, blendeten oder 
totschlugen, indem sie ihn fur vogelfrei erkiarten oder ihm min- 
destens das Brandmal anf die Stirne hefteten, zum Zeichen, dafi 
sich jeder vor ihm wahren müsse. Heutzutage hat man die Anf- 
gabe ernster erfafit ; man ist aber noch nicht zn einem genügenden 
Verfahren gekommen, um gegen solche Charaktereigenschaíten in 
erfolgreicher Weise aufzukommen. Jedenfalls aber sorgt man 
mehr, als friiher, dafiir, daS Kinder und Unerwachsene einer 
solchen Umgebung entrissen werden und in ehrliche Hande 
kommen, um nicht dem gleichen Verderben zu verfallen. Gegen 
die Gewohnheitsverbrecher bleibt, wenn die Zwangserziehung nicht 
zum Ziel führt, nichts übrig, als sie irgendwo unter Bewachung 
zu haltén und in irgend einer Weise der ehrlichen Menschheit 
dienstbar zu machen (oben S. 206). Was aber die Gelegenheits- 
vergehen betrifft, so ist man umgekehrt heutzutage zu einer viel 
gröBeren Milde geneigt, und insbesondere hat man den frucht- 
baren Gedanken aufgestellt, daő Personen, die, sonst von tadel- 
losem Wohlverhalten, sich einmal zu einer Vergehuug niederer 
Ordnung hinreiően lassen, bedingt freigesprochen werden, 
worauf sie endgültig frei werden, wenn sie eine Probezeit hin- 
durch sich gut verhalten habén. Eine vierte Idee endlich ist die 
Idee der Strafbürgschaft, die darin besteht, daB entweder 
der Tater selbst oder auch ein anderer für das Wohlverhalten 
zu bürgen hat, so daB im Falle irgend eines Abweichens von 
der ehrlichen Lebenssitte eingeschritten werden kann. 

Noch andere Ideen sind ausgesprochen worden, z. B. die 
Idee, Personen mit verbrecherischem Hangé zeugungsunfáhig zu 
machen; Vorstellungen , derén Verwirklichung noch in ferner 
Zukunft stehen dürfte. 

Lebhaft wird gegenwártig die Frage erörtert, ob, nachdem 
Deutschland eine so groBartige Eolonialpolitik begonnen hat, 
nicht an Verbrecherkolonien gedacht werden kann, so daB 
diese Verbrecher dórt in freier Luft und freier Umgebung lében 
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nat&rlich so weit eingeengt, als es der Strafzweck erfordert. Man 
hofft, dafi, wenn sie fern von der Heímat in anderen Verhftlt- 
nissen weilen, und ohne dafi sie in der Gesellschaft mit einem 
st&ndigen Makel behaftet sind, sie unter giinstigen Umstönden 
viel eher moralisch gedeihen nnd zn nntzlichen Mitgliedern der 
Gesellschaft werden mögen; namentlich aber handelt es sich 
darum, das Mutterland durch Entfemung solcher Individuen zu 
reinigen (wie dies in Frankreich schon in erheblichem MaBe ge- 
lungen ist). Auch ich sebe in der Deportation das Straf- 
undHeilmittel der Zukunft und glaube, dafi die yielfach 
verzeichneten Mifierfolge auf technischen FeUem bérűben, die 
natttrlich vermieden werden müssen. Wesentlich ist es natur- 
licb ein Land zu besitzen, wohin man auf Jahrzebnte hinaus die 
Verbrecher ansiedeln kann, ein Land, das für die Europáer nicht 
mörderisch ist und ihnen eine intensive Arbeit ermöglicht. Eine 
solche Verbrecherkolonie müBte von den ehrlichen Kolonien streng 
getrennt bleiben, und es dürften auf diesem Gebiete keine freien 
Eolonisten zugelassen werden: beides vertragt sich nicht und 
erfahrungsgem§,fi mu£ dann der eine oder andere weichen.^) 
Dabei wáre dem Deportierten nach VerbüBung der Btrafe frei- 
zustellen, irgendwo in der freien Kolonialwelt als freier Mann 
weiter zu lében. Einstweilen habén wir noch au£er der Todes- 
strafe (durch Enthauptung) die Freíheitsstrafe des Zuchthauses^ 
des G^fangnisses, der Festungshaft, der Haft, sowie die Geld- 
strafe und verschiedene Nebenstrafen : Aberkennung der biirger- 
lichen Ehrenrechte, Erklárung der ünfáhigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ámter, Stellung unter Polizeiaufsicht, iSacheinziehung. 
Auch die Entziehung des Gewerberechts ist nach mehreren 
Sondergesetzen zulássig (vgl. den Vorbehalt von § 143 Gew.O). 
Die Strafen sind meist relativ bestimmt, d. h. das Gesetz gibt 
ein Höchst- und MindestmaB, zwischen denen der Richter sich 
zu bewegen hat. Unter das MindestmaB kann er heruntergehen, 
wo mildernde Umstánde zugelassen sind. 

§96. 

Das Becht des Staates. zu strafen, kann erlöschen durch 
Begnadigung. Das Institut der Begnadigung ist, namentlich 
bei den Naturrechtslehrern Gegenstand vieler Erörterungen ge-^ 
wesen. Viele habén geglaubt, besonders weise zu sein, wenn 

^) Modemé Bechtsprobleme S. 49. 
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sie die Begnadigung aasscUossen, weíl sie gegen das Becht wS>re 
und den Gang der Gerechtigkeit hinderte. Dies ist völlig ver- 
kehrt. Wenn auch in der Begel das Verbrechen bestraft werden 
mn£, so ist doch das Strafbedttrfnis nícht so stark, da£ die 
Menschheit nicht anskommen könnte, falls das eine oder andere 
Mai die Gegenwirkung der Strafe unterbleibt. Für die Begnadigung 
können aber die allerwichtigsten Grundé sprechen : teils können in 
der Tat selber bedeutsame Umstánde liegen, welche veranlassen, von 
der Strafe abzusehen ; teils können die Verhaltnisse so gestaltet 
sein, daS es für die menschliche Gesellschaft yorteilhafter ist^ 
die Personen zu erhalten, als sie der Strafe zu opfem. 

Die Begnadigung ist ein Justizakt (n|cht Verwaltungsakt) 
des Staates, ein Justizakt, der aber nicht den Gerichten zusteht^ 
sondem dem höchsten Tráger der Justizgewalt, dem Staatsober- 
haupt oder seinem Beauftragten; ein Justizakt, kraft dessen die 
Strafe nimmermehr verschárft, niemals blofi abgeándert, stets aber 
yermindert oder aufgehoben werden kann; auch kann hierbei 
nimmermehr eine Strafart zuerkannt werden, welche die Gesetz- 
gebung nicht kennt; die gesetzlichen Strafen aber dürfen aus- 
gesprochen werden auch über das Höchstmaű hinaus, welches 
dem Kichter erlaubt wáre, da die zeitliche Strafordnung den 
Fürsten nicht bindet (z. B. 20 Jahre Gefangnis). Der Justizakt 
der Begnadigung unterliegt der Verantwortung des gegen- 
zeichnenden Ministers, welche Verantwortung in jeder Weise, 
wie die sonstige Ministerverantwortlichkeit, zur Geltung gebracht 
werden darf ; im tibrigen aber kann, sofern er sich in den obigen 
Schranken hált, seine Gültigkeit oder Ungültigkeit nicht in Frage 
gestellt werden. Einer Annahme durch den Begnadigten bedarf 
es nicht ; denn dieser hat kein Recht auf Strafe, und wenn die 
Staatsgewalt ihr Strafrecht aufgibt, so kann er nimmermehr seine 
Bestrafung fordern, ebensowenig als er sie fordeiii kann, wenn 
der Staat von Anfang an nicht strafen will. Auch kommen bei 
der Begnadigung nicht nur Interessen des Táters, sondern wesent- 
lich auch Interessen der Gesamtheit in Betracht. 

Die Begnadigung kann möglicherweise auch vor der Ver- 
urteilung erfolgen, aber nur, wenn es die Verfassung erlaubt, was 
in vielen Staaten nicht oder nur beschrankt der Fali ist *) ; dann 
kann natürlich die Begnadigung nur eine völlige sein, nicht eine 

^) In Preufien nach Art. 49 Abs. 4 der Verfassang nicht mehr nach 
eingeleiteter üntersnchang. Áhnlich ist es in Bayem, Verfass. Vni § 4^ 
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blofi mildernde, mindesteDS dann, wenn ein solclier Begnadigungs- 
akt ZQ gleicher Zeit das Strafrerfabrea ansschlieSen soll (Abo- 
lition): denn Tor dem ürteil weiB man ja noch gar nicht, ob 
eine Vemrteilnng erfolgen "wiirde oder nicht 

Der Beguadigong áhnlich ist die Terjfthrang: der Zeit- 
ablaof tUgt das Strafbedtirfnis uad damit das staatliche Becht zd 
strafen; der G-mnd iat offensichtlich : das Verbreehen wirkt io 
der Zeit nnd anf die Zeit; es láSt zwar oft noch ]S.ngere Zeit 
seine Spuren znrück, schlie£lich aber wird es im allgemeinen 
Tergessen, nod die Menscbheit fúlilt kein Bedürfnis nnd keine Anf- 
gabe mehr, anf liüigst Vergangenes znrückzukommen. Die Ver- 
j&hmDg kann vor allém eintreten , wenn noch keine Ver- 
nrteilnng vorliegt (Terjahrang der Strafverfolgang): 
in diesem Fali tommt anch noch in Betracht, daB mit der Zeit 
die Beweise immer scliwacher nnd die Oefahr des Irrtums (za- 
gnnsten, aber anch znm Nachteil des Angescbnldigten) immer 
gröBer wird. Im Gegensatz daza steht die YeíjíiluTing erkannter 
Strafen, bei der jener obige strafrecbtlicbe Gesichtspnnkt rein 
hervortritt, 

§ 97. 

Oben (S. 207, 209) worde hervorgehoben, daö die Vergehnngen 

in einer Verletznng sabjektiver Bechte bestehen können. All- 

bekannt sind hier die Delikte gegen das Lében, vor allém Mord 

undTotschlag:sie fijhrten in früherer Zeit znr Blutracbe oder 

znr Friedlosigkeit, die von seiten des Greschlechterverbandes oder 

dnrch das Stammeshaapt aoferlegt wnrde. Die Behandlung hat sehr 

gewechselt Der Blutrache entsprach am meisten die Todesstrafe; 

alléin die Idee der Blatracheablösnng liefi vielfach an Stelle 

des Todes Yermögensstrafen , namentlich Yermögenseinziehni^ 

treten, wobei dann das Termögen teüweise dem Staat, teilweise 

den Érben des Erschlagenen anheimflel. Das subjektive 

Schnldmoment kam nrspriinglich wenig in Betracht; sp&ter schied 

i nnabsichtliche Tötang ans nnd behandelte sie besonders; 

Ib des TötiLogsTorsatzes aber kam man wieder zn dem 

thiede zwischen überlegtem Mordé nnd einer zwar TOr- 

len, aber in der jaheu Hitze des Zomes oder der Leiden- 

lusgeítthrten Tat, ein Unterschied, der schon im Altertum 

der KSíág keine uih&Dglge Streitaache oder angefuigrene Unter- 
hemmen darf. 
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erkannt wurde, sich dann aber im mittelalterlichen Bechte 
fester entwickelt hat; namentlich hat das berflhmte Gesetzsbueh 
Kaiser Karis Y.^ die sogenannte Carolina, von 1532, in Art. 137 
diesen Gegensatz zur klaren Geltung gebracht, und dem schlos- 
sen sich fást allé Enltarrechte an. Allerdings hátte man dies 
Merkzeichen vom fiberlegten nnd nicht überlegten Yorsatz anch 
noch bei anderen YergehuBgen dnrchführen können, man hat es 
aber nicht getan und bei anderen Delikten in anderer Weise ge- 
holfen. Der seelische Kern des Unterschiedes besteht darin, daA 
beim überlegten Handeln die Gegenmotire znr Tollstándigen 
Oeltn^g kommen und vom Táter niedergekámpft werden^ was 
beim nnüberlegten Handeln nicht der Fali ist; weshalb im ersten 
Fali die Schuldenergie eine yiel gröfiere ist als im zweiten. Der 
Unterschied ist anfrechtznerhalten, wenn auch für die Indiyidnen 
mit gefáhrlichen totschlagerischen Neigongen besondere strenge 
Yorkehrangen angemessen sind. 

Selbstmord, d. h. Selbstmordversuch wird von vielen 
modemen Staaten als straflos erklart; der Grund liegt nicht darin, 
daB man ein Recht, sich selbst zu töten, annimmt — dagegen 
verwahrt sich unsere Kulturordnung — , sondem darin, daű ge- 
wöhnlich auf seiten des Selbstmörders sehr triftige entschuldigende 
Umstande vorliegen und sein Gemütszustand schwer zu leiden 
pflegt; weshalb man es für nötig findet, ihm aufzuhelfen, nicht 
aber, ihm noch unfreundlích zu begegnen. Anders verhait es sich 
mit den Anstiftern, Teilnehmem und Gehilfen, derén Bestrafung 
unzweifelhaft sein sollte. 

Manche Tötangsarten sind erschwert, manche erleichtert 
Erschwert war von jeher der Yerwandtenmord und insbesondere 
der Yatermord; aber nicht dieser aUein : denn auch der Mord 
des eigenen Kindes galt ehedem als etwas besonders Schreckliches 
und Grausiges. Hier hat man nun aber seit dem 18. Jahrhundert 
eine andere Behandlungsweise begonnen, und man bestrafte die 
Mutter, welche ihr uneheliches Kind bald nach der Geburt tötet, 
viel milder — - eine Anschauung, die dem álteren Recht völlig un- 
verstándlich gewesen ware ; denn dieses will gerade hier eine bar- 
barischeSühne,und dieCarolina erwahntnochdasLebendigbegraben 
und Pf&hlen und das Ertr&nken; alléin die Sentimentalitát der 
Aaíklamngsperiode (S. 219) sympathisierte mit der unehelichen 
Mutter, die man als eine Yerfúhrte,Unglückliche betrachtete, welche, 

Kohler, Einftthning in die Rechtswissenschaft. 8. Aufl. 15 
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yerlassen und hilflos und in der Aufregang und Abspannung nach 
der Grebnrt, sich eines solchen Verbrechens sehol díg mache. Auch 
noch heutzutage dauert die miidere Behandlung der Kindes- 
mörderin fórt. Dies gilt aber nur von der unehelichen Mutter: 
der Mord eines ehelichen Eindes ist ein gewöhnlicher Mord;^ 
anders dachten Mer alté Zeiten, welche den Eltem kurze Frist 
nach der Geburt ein Tötungsrecht gaben. 

Besonders interessant ist die verschiedenartige Behandlung^ 
welche die Abtreibung oder Tötung der Leibesfrucht 
findet. Sie wird ursprünglich gar nicht bestraft, und manche Natúr- 
yölker üben, namentlich bei frühem Alter der Mutter und bei 
unehelichen Empfángnissen , die Abtreibung ganz regelmáfiig. 
Auch die Bömer bestraften sie erst in der Eaiserzeit, und auch 
hier zuerst nur unter bestimmten Voraussetzungen. Ein hS*ufiges^ 
ja gewohnheitliches Abtreiben kann allerdings zu schweren 
Sch&den der Bevölkerung fuhren ; es kann die Bevölkerungsziflfer 
dauernd herunterdrücken und die Gesundheit der Frauen schwer 
beeintrachtigen. Aus solchen Betrachtungen heraus hátte man 
sich jedenfalls schon aus sozialen Grundén gegen diese Untat 
gewendet, ware nicht das kanonische Recht zuvorgekommen mit 
der Idee, dafi die Abtreibung eine wirkliche Tötung enthalte; 
dies mindestens dann, wenn die Leibesfrucht bereits als beseelt 
anzunehmen sei; wann die Beseelung eintrete, wann die Seele 
das körperliche Gehause erfasse, war bekanntlich eine der Lieb- 
lingsfragen mittelalterlicher Scholastik. Man erklárte nun aber 
weiter, dafi, wenn die Seele ihr Gehause gefunden, és ein ebenso 
groőes ünrecht sei, das Gehause zu zerstören und die Weiter- 
entwicklung der Seele im Menschenleibe zu verhindem, als eine 
Tötung, nachdem das Kind bereita geboren ist. Heutzutage 
habén diese Gedanken fiir uns keine bestimmende Kraft mehr^ 
aber wir bestrafen immer noch, durch á^hnliche Anschauungen 
geleitet, mit sehr schweren Strafen. In Zukunft wird man wohl 
nur den ersteren, populationistischen Gesichtspunkt walten lassen. 

Eine Gefáhrdungsvergehung in bezúg auf das Lében ist die 
Aussetzung: sie wurde früher nur als Kindesaussetzung auf- 
gefaBt, doch heutzutage hat man den Vergehungsbegriff mit Recht 
auf die Aussetzung hilfloser Personen überhaupt ausgedehnt. 
Wesentlich ist, daB hierdurch ein hilfloses Wesen in Gefahr ge^ 
rat; nar in diesem Falle nimmt man eine Aussetzung an, daher 
nicht, wenn, wie in dem Fali des Moseskindes, die Mutter in 



B. Rechtspáege. §§ 97, 98. 227 

der N&he bleibt, so da£ ihm kein Unheil widerfahren kann 
und nur der Schein der Hilflosigkeit entsteht. 

Eine andere Gef&hrdungsyergehung ist der Zweikampf: 
ein auf vorhergehender Übereinstimmung beruhender, nacli be- 
stimmten £egeln sich abwíekelnder Eampf zweier Personen mit 
tödlichen Waffen. Wir bestrafen ihn als ein lebensgefahrdendes 
Verhalten auch dann, wenn kein Teil verletzt worden ist; tritt 
eine Yerletznng ein, so ist dies ein straferhöhender Umstand, 
selbst wenn diese Verletznng nicht beabsichtigt, selbst wenn 
sie unvermutet eingetreten ist 

Der Zweikampf reicht in die früheste Zeit nnseres Yolkes 
zurück: aber er war damals ein gerichtlicher Zweikampf, er war 
eines der verschiedenen Gottesurteile, weil man annahm, dafi die 
Gottheit dem Rechte zum Siege verhelfe. Als der gerichtliche 
Zweikampf im 13. Jahrhnndert in Italien, in Frankreich nnd 
DeutscMand aufhörte, so blieb der Privatzweikampf übrig, der 
anf besonderer Verabredung beruhte und den Gedanken zum 
Ausdruck brachte, daB man es in zweifelhaften Fállen der Gott- 
heit überlasse, dem ünschuldigen und Gerechten zu seinem Eechte 
beizustehen. Diese Anschauung habén wir iSLngst abgelegt, und 
darum hat der Zweikampf seine Daseinsberechtigung voUkom- 
men verloren: wenn er nichtsdestoweniger fortbesteht^ so ist es 
einerseits die Macht der Übung, andererseits sind es Standes- 
vorurteile, welche ihn noch in beschranktem Maőe aufrechter- 
haltén. Mit Eecht habén daher die Papste von alters her über 
die Zweikámpfer schwere Strafen verhángt, auch über ihre Be- 
fSrderer und ünterstützer, und die Gesetzgebung ist seit dem 
16. Jahrhundert strenge gegen sie vorgegangen, ohne dafi jedoch 
der Zweikampf auf dem Festlande bis jetzt völlig verdrangt 
worden ware. Die heutige Strafe ist regelmaBig Festungshaft, 
custodia honesta ; sie soU zum Ausdruck bringen, daB der Zwei- 
kampfer zwar emste Strafe, aber keine Minderung seiner Éhre 
verdiene. 

§98. 

Die Körperverletzungsvergehungen richten sich 
nach der Gefahrlichkeit und Schwere des verletzenden Erfolgs, 
nach der Art der Begehung und nach der Höhe der inneren 
Schuld. Man hat daher in der neueren Zeit unterschieden 
zwischen vorsatzlicher und fahrlassiger , zwischen einfacher, 

16* 
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g^efáhrlicher und schwerer Xörperverletzong. Díe ge- 
fS.hrliche Körperyerletznng ist namentlich dann gégében, wenn 
man sieh eíoer Waffe oder eines gef&hrlichen Werkzeages be- 
dient, die schwere Körperverletzimg aber liegt in ihrem Erfolg, 
und zwar znniehst sofern dieser Erfolg ein gewollter oder yiel* 
metar beabsichtigter ist ; indes anch die einfache Eörperverletznsg 
mit schwerem Erfolg betracbtet man als eine Yergehung mit 
bedeutend erhöhter Strafbarkeit (oben S. 215). 

Zu den Gef&brdnngsyergehnngen in bezúg auf die körper- 
liche Integritat gehört der Raufhandel oder die Schl&gerei, 
ein tátlicher Streit nnter mehr als zwei Personen: ein solcher 
birgt sehr groBe Gefahren in sich und fübrt oít zu Yerletzongen 
und Tötnngen, welche die Táter weder erstrebt nocb yoraos- 
gesQben habén ; er bietet auch der Bestrafung gro£e Scbwieríg- 
keiten, weil sehr háufig nicht festgestellt werden kann, wer den 
entscheidenden Sehlag getan hat. Mat hat daher in solchen 
F&ilen in yerschiedener Weise zu helfen yersucht; das heutige 
Eecht tut es in der Art, dafi es bei einem Raufhandel, der 
einen emsten Erfolg gehabt hat, jeden Betelligten schon wegen 
dieser Beteiligung bestraft, wozu dann noch die Bestrafung 
wegen der Verletzung selber hinzutritt, wenn der Verursaeher 
nachgewiesen werden kann. 

Noch sind einige Vergehungen gegen Perscmenrechte zu yer- 
merken: so die Vergehungen gegen den Personenstand eines 
anderen, wenn man jemanden um seinen Personenstand, d. h. um 
die Geltung seiner angestammten Stelle in der Familienordnung 
bringt ; ein Hauptfall ist der der Eindesunterschiebung, z. B. die 
Ehefrau lá&t das Kindihrer Magd als .ihr eigenes anmelden: 
geschieht es auch in guter Absicht, so ist es doch ein grofies Un- 
recht, denn man darf das Kind nicht um seine wabre Mutter bringen. 

Andere Vergehungen gegen die Person beziehen sich auf 
das Geheimnisrecht: unter Umstánden ist die Wahrung eines 
Geheimnisses nicht nur Sache des Anstandes, sondem strenge 
Bechtspflicht ; dies namentlich, wenn es sich um sogenannte Be- 
rufsgeheimnisse handelt, um Geheimnisse, die man dem Rechts- 
anwalt, d^oi Arzt, dem Verteidiger anyertraut hat; oder um 
Fabriks- und Gewerbegeheimnisse, sofern im Gewerbebetrieb die 
Geheimhaltung eines Verfahrens oder auch die Geheímhaltung 
gewerfolicher oder handelsmafiiger Beziehungen einen besonderen 
Wert hat (Betriebs-, Gewerbegeheimnisse). 
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Ein Hauptrecht der Persönlíchkeit ist heutzutage das Becht 
daranf, dajB im Wettyerkehr ehrlich gehandelt und dafi nament- 
lich nicht durch Táuschung der Scheia erweckt wird, als ob 
fremde Ware mit der eiues bekannten GewerbeuntemehiDens 
identisch sei. Ein solches Widerrecht kann zivilrechtliche Verfol- 
gmsig finden; es kann aber auch der Bestrafong verfallen. 

Zu den Vergehungen gegen die Person gehört noch die Ver- 
letzung der Freiheit. Sie kann gescheben durch Freiheits- 
beraubung d. h. durch gewaltsame Hinderung in der őrtlichen 
Bewegungsfreiheit : dann wird sie mit Gefángnis, unter Um- 
st&nden mit Zuchthaus bestraft. Yerwandt ist das Yergehen 
der Nötigung, welches darin besteht, dafi man jemanden durch 
Zwang zu einem Tun oder Lassen yeranlafit: das kann nun 
etwas ganz anderes sein, als der Zwang, an einem bestimmten 
Orte zu verweilen ; insbesondere kann es ein Zwang sein zum Ab- 
schluB eines Geschaftes oder zum Aufgeben einer Klage. Wesent- 
lich ist aber, dafi, wenn der Zwang durch Drohung ausgeführt 
wird, die Drohung eine Drohung mit einem Vergehen oder Ver- 
brechen sein mufi; droht man daher beispielsweise einer Frauens- 
person mit einer (wahren) Denunziation, wenn sie sich nicht preis- 
gibt, so kann dies nicht als Nötigung gelten, denn die wahre 
Denunziation ist kein Vergehen — solches Tun ist höchstens als 
Beleidigung strafbar, der Schutz hiergegen alsó ein ungenügender. 
Eine eigenartige Freiheitsvergehung ist die Entfiihrung, die da- 
rin besteht, dafi jemand eine Frauensperson an einen Ort, wo sie 
dem natürlichen Schutz entzogen ist, hinschaffit, um sie zur Un- 
zucht oder zur Ehe zu bringen. Es gibt allerdings auch eine 
Entfuhrung mit Einwilligung der Frau : diese kann aber nur eine 
Vergehung gegen die elterliche Gewalt sein, der man die Frau 
entreifit, auch ein Vergehen gegen den Mann, wenn man eine 
Ehefrau entfiihrt ; doch ahndet unser Strafgesetzbuch die letztere 
Art der Entfuhrung nicht. 

Auch die Vergehungen gegen die Geschlechtsreinheit 
gehören hierher, sofem sie in das Persönlichkeitsrecht eingreifen ; 
so insbesondere unzüchtige Handlungen mit Kindern, 
gewaltsame Unzucht mit einer Frauensperson und Not- 
zucht, die darin besteht, dafi man eine Frauensperson durch 
Gewalt oder durch Drohung mit gegenwártiger Gefahr an Leib 
und Lében zur aufierehelichen Geschlechtsverbindung zwingt 
Das germanische Becht schatzte die Frauenehre sehr hoch und 
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bestrafte die Notzncht mit dem Tode; heutzutage tritt schwere 
Znchthansstrafe ein. 

Znm Becht der Persönlichkeit gehört auch die Éhre; das Yer- 
gehen gegen die Éhre heifit Beleidigung. Éhre ist aber nicht 
die persönliche Würde eines Menschen, die ja überhanpt nicht 
yerletzt werden kaim, sondern die Ansicht anderer über diese per- 
sönliche Wtirde ; eine solche Ansicht Dritter kann nns zwar viel- 
fach gleichgültig sein, sie kann aber der Persönlichkeit sehr nnbe- 
qnem werden und sie im Fortkommen bedentend schádigen. Her- 
Yorzuheben ist jedoch, dafi nnr solche Níitzlichkeítsgesichtspunkte 
znr Bestrafung der Beleidigung fiihren : es ist unrichtig zu meinen, 
dafi die Beleidigung die Würde der Person selber antaste, und 
dafi die Strafe nötig wáre, um die persönliche Würde selber her- 
zustellen. Ein ÜbermaB der Bestrafung, wie es oft yerlangt wird, 
ist daher nicht gerechtfertigt, noch weniger kann der Zweikampf 
sich wegen zu milden Eingreifens der Strafgewalt entschuldigen. 
Dazu kommt aber noch etwas Weiteres: die Beleidigung setzt 
nicht voraus, dafi ein Erfolg eingetreten ist, so dafi dritte Per- 
sonen daraufhin eine schlimme Meinung von der verletzten 
Person gefafit habén: es genügt zur Beleidigung die Aufierung 
der Geringschátzung, sei es gegenüber der beleidigten, sei es gegen- 
über einer dritten Person, und der Gedanke ist der, dafi man solche 
Aufierungen der Geringschátzung nicht ungeahndet verstreichen 
lassen darf, weil sonst die Achtung der Personen im Lebensver- 
kehr wirklich geschmálert werden könnte. Die Beleidigung ist 
daher oft ein Gefáhrdungsvergehen, sie kann allerdings auch ein 
Verletzungsvergehen sein. 

Im übrigen unterscheidet man zwischen der einfachen Belei- 
digung und der Verbreitung von Tatsachen, welche eine Gering- 
schátzung der Person herbeif ühren ; im letzteren Fali spricht man 
von übler Nachrede. Hier sind aber mehrere Fálle streng zu 
unterscheiden : ist die üble Nachrede bewufit falsch, so liegt Ver- 
leumdung (verleumderische Beleidigung) vor, ist sie un- 
bewufit falsch, so ist wieder zu unterscheiden, ob man die Aufie- 
rung in berechtigtem Interessé gemacht hat, d. h. zur 
Wahrung seines eigenen oder eines fremden Personen- oder Ver- 
mögensgutes: in diesem letzteren Falle wird die unabsichtlich 
falsche üble Nachrede nicht bestraft, denn es kreuzen sich hier 
die Interessen, und der Verletzte kann nicht verlangen, dafi sein 
Interessé ausschliefilich berücksichtigt wird ; liegt aber ein der- 
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artiges Interessé nicht vor oder geht der Erkl£ü:ende über die 
Anfrechterhaltung seines Interesses hinans, dann ist ancli die 
nnabsichtlich falsche Nachrede strafbar. 

Von grofier Bedeatong ist die Frage, ob die Strafbarkeit 
durch dieEinrede der Wahrheit abgewendet werden kann. 
Hier sind die Rechte sehr verschieden : einige lassen die Einrede 
der Wahrheit gar nicht oder nur mit sehr gro£en Beschr&nknngen 
zvif denn sie sagen, es sei auch das widerrechtlich, dafi man eine 
wahre Tatsache, die für jemanden verletzend ist, in die Öffent- 
lichkeit bringe. Unser bisheriges Becht dagegen erklárte die 
Einrede stets íür statthaft, indem man im Fali der Wahrheit 
der üblen Nachrede zwar nicht den Tatbestand der Beleidignng, 
wohl aber ihre Strafbarkeit vemeinte. Hierfur bezog man 
sich anf das Interessé der Wahrheit; jedoch hat es groBe 
Schattenseiten , wenn jedermann GegenstSLnde aus dem ver- 
trantesten Geheimleben des anderen an die gro£e Glocke h&ngen 
darf und nnbestraft bleibt, falls er den Beweis der Wahrheit 
fuhren kann. Daher sprechen überwiegende Gründe fiir das erste 
System (la vie privée dóit étre murée), mindestens sofern die 
Heryorkehmng derartigerDinge nicht durch dringendes öffentliches 
Interessé gefordert wird (in welchem Fali das obige zutriflFt). 
Das andere System wáre nur dann aufrechtzuerhalten, wenn die 
Presse sich yon selbst yon Skandalsucht und Bevolverbrauchen fem- 
hielte, was leider hentzutage weniger der Fali ist, als je. 

§ 99. 

Yon den Vergehungen gegen das Vermögen sind die be- 
kanntesten: Sachbeschádigung, Diebstahl und Unterschlagung. 
Allé drei sind gegen fremdes Eígentum gerichtet Die Sachbeschá- 
dignng zerstört es, Diebstahl und Unterschlagung entziehen es — 
das Eigentum, oder vielmehr die im Eigentnm stehende Sache. 

Die Sachbeschadignng zerstört eine fremde körperliche 
Sache, oder sie entzieht sie der Herrschaft des Berechtigten 
(8. 211). Die Sache mu£ eine fremde sein : der Eigentümer kann 
eine Sachbeschadignng nicht begehen, wenn auch fremde Bechte 
an der Sache haften. Entwertung durch Aussprengung falscher 
Geruchte kann unlauterer Wettbewerb sein, ist aber nicht Sach- 
beschadignng. 

Unterschlagung ist reines Eigentumsvergehen : sie be- 
steht darin, dafi jemand, ohne fremdes Gewahrsam zu verletzen. 
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fremde Gegenstftnde sich aneignet, d. h. an ihnen TS^tigkeiten vor- 
Bimmt, welche den Willen znm Ausdruck bringen, sie als yoUes 
Eigentnm zu behandeln. Dafi man díeses kann, ohne in fremdes 
Gewahrsam eiíizndríngen, bemht daranf, dafi man entweder selber 
das Gewahrsam hat, oder dafi die Sache gewahrsamlos ist, 
z. B. eine yerlorene Sache. Nnr an einer fremden Sache kann 
Unterschlagung begangen werden, daher nicht an der eigenen 
Sache, anch dann nicht, wenn man verpflichtet ist, diese eigene 
Sache auf eínen anderen zu übertragen. Hier kann höchstens 
üntrene vorliegen. lm übrigen kann die Aneignnng durch 
Verkáof, Yerpf&ndnng oder in anderer Weise geschehen. Auch 
an Gattungssachen, namentlich an Geld ist eine Unterschlagung 
möglich; doch wird eine Wegnahme mit Leistung eines Gleich- 
werts dann nicht als Unterschlagung behandelt, wenn nach 
nnseren Vermögensbegriflfen das Vermögen, auch nach individua- 
listischer Betrachtung, nicht als geschadigt angesehen werden kann. 

Der Diebstahl setzt voraus, dafi man fremdes Eigentnm 
aus fremdem Gewahrsam nimmt und zwar in der Absicht der 
Aneignnng. Der Diebstahl ist daher eine Vergehung gegen 
das Eigentnm und zugleich eine Vergehung gegen den Besitz. 
Eigentlich soUte man yerlangen, dafi zur VoUendung eine An- 
eignnng gehören müsse, ebenso wie bei der Unterschlagung; 
die Bechte fást aller Kulturvölker aber lassen es genügen, wenn 
die Sache auch nur mit der Aneignungsabsicht weggenommen 
wird. lm übrigen kann der Diebstahl nur an fremden, nicht 
an einer eigenen Sache begangen werden, auch dann nicht, wenn 
man verpflichtet wáre, die Sache in der Herrschaft eines anderen 
zu lassen ; doch kann hier ein anderes Vergehen vorliegen, einé 
Art des sogenannten strafbaren Eigennutzes; so z. B. wenn 
jemand die verpf&ndete Sache dem Pfandleiher wegnimmt, oder 
wenn der Mieter „rückt'^ und damit seine eingebrachten Sachen 
dem Pfandrecht des Vermieters entzieht oder die Geltendmachung 
des Pfandrechts verhindert. 

lm übrigen kann der Diebstahl, wie die anderen zwei Ver- 
gehungen nur an körperlichen Sachen begangen werden, daher 
nicht an Gedanken und nicht an der Elektrizitát. Die „An- 
eignnng^ fremder Gedanken kann Autorverletzung sein, die 
Aneignnng fremder Elektrizitát ist ein eigenes, durch Sonder- 
gesetz bestraftes Vergehen (S. 234). 

Die Wegnahme mufi eine endgültige sein: sie mufi soweit 
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Yorgerückt sein, dafi dem bisherígen Besitzer das Gewahrsam 
vollstandig entzogen ist. Dies trítt je nach der Art des Falles 
in verschíedenen Zeitpunkten ein: z. B. der Dieb stiehlt einen 
Hundertmarioscbein : bier ist der Diebstabl yollendet, anch wenn 
der Dieb sích nocb nicht aus der Behausung der Bestoblenen 
entfemt bat; anders wenn er einen scbweren Koffer nimmt, 
dessen Befördemng vom Hanse weg erfaeblícben Scbwierigkeíten 
unterliegt, oder eín Pferd, das er losgebnnden, aber nocb nicbt 
ans dem Stall fortgebracbt bat. 

Der Diebstabl wird im Secbte der Völker sebr verscbieden be- 
straft; bei den Eömem orsprünglicb nor in einem Falle tragiscb, 
n&mlicb wenn der Dieb anf der Tat ertappt wnrde, sonst konnte 
sicb der Tftter mit einer Geldbufie abfinden, die an den Verletzten 
fiel; aber ancb im Fali des „betretenen^ Diebstabls (furtnm mani- 
festnm) strafte man spáter nnr mit Geldstrafe. Die Geldstrafe 
batte allerdings desbalb eine tiefere Bedentnng, weil im Fali 
der Nicbtzablnng Scbnldbaft eintreten konnte. Strenger wnrde 
man in der Kaiserzeit und strafte in scbwereren Falién mit 
Deportation, Yersklavnng, Tod. Die Deutscben dagegen sind 
von jeber streng eingescbritten , und in vielen Fallen straften 
sie mit dem Tode oder mindestens mit Abbanen von Hand oder 
Fufi. Ganz besonders scbwer wurde der dritte Diebstabl be- 
bandelt, weil man die Unyerbesserlicbkeit eines solcben Menscben 
als sicber annabm : er büfite mit dem Strange. Unsere beutigen 
Diebstablsstrafen sind leichter geworden, aber immer nocb emst 
genug. Besonders abnden wir den Diebstabl einer Sacbe, zu 
derén Gewabrsam der Dieb nnr in anfiergewöbnlicber Weise 
hat gelangen können: je regelwidriger die Erlangnng des Ge- 
wahrsams, desto gröfier ist der Eingriff in die Eigentams- und 
Besitzordnung ; daber die schwere Strafe des Diebstabls ans 
einem umscblossenen Banm mittels Einbrecbens, Einsteigens, 
mittels falscber Scblüssel und mittels Erbrecbens von BebS.lt* 
nissen und Gelassen, daber die scbwere Strafe des Diebstabls 
an BefördemngsgegenstSLnden, wenn er mittels falscber Scblüssel 
oder mittels Ablösnng von Verscblufi- und Yerwabmngsmitteln 
geschiebt: so wenn z. B. jemand anf einem Babnbof Sácke anf- 
bindet und den Inbalt sicb aneignet Besonders bestraft wird 
anch der Diebstabl znr Naebtzeit aus einem bewobnten Gebáude 
mit Hilfe heimlichen Betretens oder Verweilens: bier ist noch 
die alté Idee des Nachtfriedens lebendig; au£erdem befürchtet 
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man, dafi sieh ans einer solchen n&clitlichen Stönmg friedlidier 
Verhaitnisse schwere Gewalttatigkeiten ergeben können. 

Einige Diebstahlsformen dagegen werden milder behandelt; 
der Diebstahl unter Ehegatten wird gar nicfat bestraft, da die 
Lebensgemeinschaft unter beiden anch eine gewisse Yermögens- 
gemeinschaft herbeiführt, wenn auch nicht im Becht, so doch in 
Sitté und Lebensauffassung. Der Diebstahl unter Angehörigen, 
der Lehrlings- und Gesindediebstahl ist dadurch ausgezeichnet, 
dafi er unter bestimmten Umstánden nur auf Antrag bestraft 
wird. Besonders mild geht man gegen den Diebstahl von Nahrungs- 
mitteln yor, die zum sofortigen Qenufi genommen werden: hier 
besteht noch ein Rest altér Vorstellungen, welche solche Nahrungs- 
mittel wenigstens in geringen Mengen dem Hungemden preis- 
gaben ; das ist noch deshalb von besonderer Bedeutung, weil ein 
solcher Diebstahl auch dann ein milder bleibt, wenn er mittels 
Einsteigens, Einbrechens usw. begángen wird. Auch Holzent- 
wendung und Feldfrevel unterliegt besonderen milderen Normen, 
was ebenfalls ein Überbleibsel altér Yolksanschauungen ist, die 
eine Gemeinsamkeit von Wald und Flur annahmen; weshalb 
auch noch heutzutage diese Gebiete rechtlich nicht als so scharf 
abgeschlossen gelten, wie Raumlichkeiten, die als Teile der Erd- 
oberflache umschlossen sind. 

Der Diebstahl mittels Gewalt gegen die Person ist zum be- 
sonderen Verbrechen gestempelt worden: er ist Baub; hierbei 
braucht die Gewalt nicht gegen den Eigentümer oder Besitzer be- 
gangén zu werden : es genügt Gewalt gegen einen, der dem Dieb 
Schwierigkeiten in den Weg zu legén scheint; auch die Gewalt 
gegen eine Person, welche das Behalten der bereits fertig ge- 
stohlenen Sachen hindert, genügt. Der fiaub ist ein besonders 
schwerer Eingriff in die Friedensordnung ; die altén Deutschen 
allerdings verabscheuten den Diebstahl wegen seiner Heimlichkeit 
und Tücke mehr: man hing den Dieb auf, wáhrend man den 
Eáuber mit dem Schwerte hinrichtete. Heutzutage, wo die 
Friedensordnung ganz besonders betont wird, bestraft man den 
Bauber sehr streng: mit Zuchthaus. 

Wie gegen das Eigentum, so können auch gegen unköíper- 
liche Dinge Vergehungen begángen werden, so gegen das Becht an 
dér Elektrizitat, so gegen das Autor (ürheber)recht, 
gegen Kunstwerk-, Muster- und Patentrecht (S. 57). 
Auf diesen Bechtsgebieten habén wir besondere Gesetze, da die 
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Diebstahlsbefaandlang faier dnrchans nicht zn richtigen Ergeb- 
nissen führt; insbesondere sínd die Yergehangen gegen die Im- 
materialrechte Antragsdelikte, weíl das Privatinteresse über das 
öfiFentliche Interessé überwiegt, was bei dem Eigentum anders 
ist: denn Eigentümer ist jeder, wáhrend Immateríalrechte nur 
wenigen Anserwahlten zustehen. 

Andere Verletzungen richten sich gegen Forderungs- 
rechte; zwar ist die Nichterfiillung von Schuldverpflichtungen 
nach unserer Kulturordnung regelmUfiig nicht strafbar: man 
überla£t es dem Zivilrechte, seíne Strenge walten zu lassen. 
Allerdings hat man schon vielfach yerlangt, da£ der Yertragsbrnch 
der Arbeiter, welche meist nicht in der Lage sind, fíir eine aos- 
giebige Entschadigong anfzukommen, strafrechtlich behandelt 
werde; alléin das ist bis jetzt nur in sehr wenigen Fállen durch- 
geführt worden, weil es den Klassengegensatz noch wesentlich ver- 
schárfen nnd die sozialen Verháltnisse vergiften würde. Dagegen 
kann deijenige strafbar werden, der die Vermögensgrundlage ver- 
letzt, anf welche die Gláubiger den Personalkredit zu bauen habén. 
Die wichtigste Vergehung dieser Art ist der Bankrott. Früher 
bestrafte man einen jeden, der Konkurs machte oder die Zah- 
lungen einstellte; doch gestattete man spáter im Falle erwiese- 
nen Unverschuldens gewisse Ausnahmen; jetzt betrachtet man 
nicht mehr den Eonknrs an sich als eine Vergehung, eingedenk 
dessen, dafi der Konkurs oft die verschiedensten Ursachen hat 
und die verschiedensten Betatigungen ihm zugrunde liegen 
können. Man spezialisiert daher und bestraft gewisse Arten 
der Betátigung ; so bestraft man es, wenn der Schuldner in arg- 
listiger Weise sein Vermögen vermindert oder den Vermögens- 
stand verdunkelt, z. B. durch unklare Buchführung oder Ver- 
nichtung der Bücher: in diesen Fállen nimmt er den Gláubigem 
das Matériái zu ihrer Befriedigung, oder er verbreitet eine solche 
Unklarheit, daS es unmöglich wird, seine Vermögensangelegen- 
heiten in sachgemáBer, den Gláubigern zutrftglicher Weise zu 
ordnen. Lange Zeit war dieser Bankrott eine Spezialvergehung 
der Eaufleute ; heutzutage kann sich auch ein Privatmann seiner 
schuldig machen, nur dafi man den Privátén und Minderkauf- 
leuten keine Fiihrung von Handelsbüchem zumutet. Der be- 
trugerische Bankrott wird sehr schwer bestraft, mit Zuchthaus ; 
denn die Aufrechterhaltung des Kredits verlangt ein ernstes und 
durchgreifendes Einschreiten gegen Personen, welche die Kredit- 
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ordnnng auf so schmahliche Weise híntergehen. Übrigens tritt, 
wie bereits oben (8. 215) erwahnt, die Strafbarkeít etst ein, wena 
Eonkurs oder Zahlungseinstellang stattfindet, denn nnr ín solchem 
Falle wird die Vergehang den Gláabigem zum endgültigen Nach- 
teil. Aofier diesem sogenannten „betrügerischen^'Bankrott 
bestraft man auch den einfachenBankrott, wenn der Schold- 
ner leíchtsinnigerweise Bücher nicfat oder nicht ordnungsmafiig 
gefahrt hat, die er hatte fufaren soUen (was allerdings nnr bei 
VoUkauflenten zutrifFt, oben 8. 87), oder wenn er leichtsinnig 
gewírtschaftet, einen übergroBen Aufwand getrieben oder gespielt 
und dabei stark verloren hat. 

§ 100. 

Eine ganze Reihe anderer Vergehungen richtet sich nicht 
gegen einzelne Vermögensstücke, sondern gegen das 
Vermögen als ganzes, gegen dieVermögenslage. Es kann 
jemand allé seine aktivén Yermögensstücke im vollen Bechté 
weiter besitzen und doch in seinem Vermögen beeintrftchtigt 
werden, wenn er mit Schnlden belastet und sein Vermögensstand 
darch Passiven beeintráchtigt wird. So kann jemand, ohne dafi 
ihm eine Sache weggenommen wird, dnrch Schnlden, die man 
ihm anfdrángt nnd aufzwftngt, an den Bettelstab kommen. Wer 
daher jemanden widerrechtlich zn einer Handlnng bringt, wo- 
dnrch er, wenn anch nur versprechenshalber, belastet wird, der 
yersündigt sich gegen die Vermögensrechte dieses Mitmenschen. 

Das Widerrecht kann in Qewalt oder Drohnng bestében : dann 
spricht man von Erpressnng; die Drohnng brancht hier nicht 
notwendig eine Drohnng mit einem Verbrechen oder Vergehen zu 
sein : es ist anch Erpressnng, wenn jemand einen anderen mittels 
Drohnng vollberechtigter Anzeige (Dennnziation) dazn bringt, 
ihm einen Wechsel zn nnterzeichnen oder ein Vermögensstück 
zu übergeben. Nnr mnB es eine Drohnng sein, die anfierhalb 
der Anktindignngen des gewöhnlichen Lebensverkehrs liegt; die 
Drohnng, das Mietverhaitnis zu kündigen, wenn die Wohnnng 
nicht ansgebessert oder das Mietverh&ltnis auf eine bestimmte 
Zeit festgelegt wird, ist niemaJs Erpressnng, so unbequem 
und nachteilig die Eündignng dem Vermieter auch sein kann. 
Ebenso verhált es sich mit einer Mahnung znr Zahlung, ansonst 
Klagerhebung erfolge usw. 

Das Widerrecht kann aber auch in der List bestében, indem 
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mán jemanden taascht und ilin dadnrch yeranIaBt, ein ihm un* 
gUttstiges Gesehaft abaaschliefi^n, das er im YoUbewnűtsein der 
Sachlage nicht abgeschlossen batte^ oder ein solches zu nnter- 
lassen , dai? ihm vorteilhaft gewesen wáre. Hier vergewaltigt 
maa den Willen nicht, aber laan legt ihm ein faisches Matériái 
Tor und faJscht ihn dadnrch: das ist Betrng. Der Betrag 
kann anch durch Tánschimg Dritter bewirkt werden: der Ge- 
schádigte braucht nicht der Getauschte zu sein : es genügt einé 
solche Beziehung, dafi der Getauschte in der Lage ist, über 
Yermögensstücke des Geschádigten zu verfügen und daS er díes 
im Irrtum tut ; z. B. man tauscht den Prokuristen und schádigt 
den Geschaitsherrn. Nicht itk Betracht kommt der Betrug bei 
einem nichtigen, unsittlicben Gesch^r wenn der Anstifter den 
Mörder oder wenn ein Dieb den anderen betrügt und dadurch 
bewirkt, daS die Vorteüe des Verbrechens diesem nicht ader 
weniger zukommen, so íbí das ein Verháltnis, dem die Bechts- 
ordnung ihren Sehutz versagen muB, denn es wáre ein Wider- 
sprucb, wenn das Becht die ganze Zuteilung und Zuweisung 
der Vorteile als unsittlich yon sich zurückwiese und doch den- 
jenigen bestrafte, der eine solche Zuteilung „widerrechtlich" 
beeinfiufit Das gleiche gilt, wenn eine Frau ein Abtreibmittel 
kaufen wiU und der Apotheker, um die Tat zu hindem, ihr ein 
unschuldiges Getránke gibt. Dagegen kann in der Erschleichung 
einer Schenkung ein Betrug liegen ; allerdings weifi der Schenker, 
dafi er keine G^genleistung bekommt: darin wird er alsó nicht 
getáttscht; dagegen glaubt er, daű die Schenkung besondere 
Funktionen ausnbe, wirtschaftlicher, sozialer, humanitárer Art, 
und för diese Zweeke schenkt er: er ist daher benachteiligt, 
wenn er schenkt, ohne diesen Zweck zu erreichen, z. B. ich 
aehenke jemandem, der mich mit falschen Angaben anbettelt. 

Der Betrug setzt Tauschung voraus: diese kann in der Er- 
regung oder auch in der Benutzung eines Irrtums bestében ; die 
Erregung des Irrtums muB aber nicht bloB ein faisches Vor- 
bringen, sondem eine Vorspiegelung sein, d. L die táuschende 
Erklarung muB in irgend einer Weise best&tigt und yerschárft 
werden; dies kann durch áuBerliche Machenschaften geschehen, 
z. B. ein Schwindler tritt in seinem áuBeren Benehmen als Gráf 
amf und erlangt groBen Eredit; es kann aber auch bloB in der 
dringenden, anschaulich beschreibesden Weise liegen, in welcher 
die táuschende Erklarung Torgebracht wird, wie z. B. wmn 
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jemand als angeblicher Invalide seine Lebensschicksale erz&hlt 
nnd eine Schenkang erschwindelt. Anf diese Weise nnterscheídet 
sich der strafrechtliche vom Ziyilbetrng. Dazu kommt^ da£ ein 
strafrechtlicher Betrag die Absicht auf rechtswidrigen Yorteil 
yoranssetzt, wSlhrend beim Zivílbetrag die Absicht der Schaden- 
stiftung genügt, und dafi der strafrechtliche Betrag voraus- 
setzt, dafi nicht nor eine snbjektive Schádigung vom Standpnnkte 
der „AflEektion" des Geschftdigten , sondem eine objektive Ver- 
mögenssch&dignng vorUegt. 

Ein widerrechtUches Element endlich ist die Benntzung 
der (subjektiven oder objektiven) Mifiverh&ltnisse einer 
Person, d. h. der Notlage, des Leichtsinns oder der 
Unerfahrenheit. Ersteres hat mit der Erpressung einige Ver- 
wandtschaft, onterscheidet sich aber wesentlich dadurch, dafi in 
der Benntzung der Notlage an sich noch keine Drohang liegt: 
es ist keine Drohnng, wenn ich jemandem erklare, dafi ich ihm 
nicht aus der Notlage helfen werde; eine solche láge nnr dann 
Yor, wenn jemand in Anssicht stellte, durch sein Eingreifen die 
Notlage zn verlSlngem oder zu steigem. 80 ist es keine Drohung, 
wenn ich einem Verdurstenden ein Glas Wasser verweigere, 
falls er mir keinen Wechsel nnterzeichnet , dagegen w&re es 
Drohung, wenn ich ihm in Anssicht stellte, die erwartete Hilfe 
anderer zurückznhalten , falls er mich nicht anf solche Weise 
bereicherte. lm zweiten Falle wftre Erpressung gégében, im 
ersten Falle aber Wucher: Wucher ist eben die Benntzung der 
Mifilage, nm sich solche Vorteile zu erlangen, welche in der 
redlichen Verkehrsordnung nicht begrundet sind. Man unter- 
scheidet Zinswucher und Sachwucher: den Zinswucher 
hat man zuerst erkannt und bestraft, aber früher in ganz anderer 
Art, indem man Zinsen nur bis zn einem bestimmten Mafie far 
erlaubt und jeden höheren ZinsfuB fúr verboten erklárte (S. 73). 
Dieses System gilt nicht mehr; wir habén den Grundsatz der 
Zinsfreiheit ; wohl aber kann es heutzutage Wucher sein, wenn 
man sich unter Benntzung der eben angefiihrten Mifilagen íiber- 
máfiige Zinsen ausbedingt. Neben Zinswucher steht der Sach- 
wucher, wenn man z. B. beim Verkauf in der Notlage den Ver- 
káufer zu ungewöhnlich niederem Preise herabdrückt. Wie der 
Zinswucher zuerst strafbar war, so ist er auch jetzt noch da- 
durch gekennzeichnet, dafi er ohne Gewohnheitsmáfiigkeit straf- 
bar ist, so dafi alsó die Gewohnheitsmáfiigkeit nur eine Steigerung 
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darstellt, wfthrend der Sachwxicher bei uns nur bestraft wird, 
wenn er gewerbs- oder gewohnheitsmSfiig betrieben wird; in 
anderen Fallen unterliegt er nur der Zivílordnung, namlich den 
§§ 138, 823, 826 BGB., wonach Wuchergeschafte nichtig sind 
und znr Schadensersatzpflicht íühren können. 

Eine weitere Art der Verletzung fremden Vermögens liegt 
in dem Mifibranch der Gewalt, welche jemandem über 
das Vermögen eingeráumt ist, so z. B. der Gewalt des Vor- 
mnndes oder des Güterpflegers; wer diese Gewalt miBbrancht, 
índem er wissentlich nngünstige Gescbafte macht und dadurch 
das Vermögen des Gewaltuntergebenen benacbteiligt, der begeht 
eine Untreue. Eine derartige Untreue kommt auch im Ge- 
sellschaftsleben vor. Eine Gesellschaft mit groBen, verwickelten, 
weit yerzweigten Gescháftsbeziehungen, namentlich eine Áktien- 
geseUschaft ist in hofaem MaBe der Macht des Vorstandes und 
Aufsichtsrates preisgegeben ; auch wird sich die Generalver- 
sammlung in vielen Punkten auf die Darstellung dieser mit dem 
Geschaftsstand und der Art der Geschaftsfúhrung vertrauten 
Personen verlassen müssen. Daher gelten hier besondere Straf- 
bestimmungen. Einen widerrechtlichen MiBbrauch der Gewalt 
begeht auch, wer das Mehrheitsrecht miBbraucht : wenn, wie bei 
der Generalversammlung einer Aktíengesellschaft oder bei der 
Glaubigerversammlung im Konkurse , ein Stimmberechtigter 
abstimmt, so kann seine Stimme die Mehrheit bilden oder 
steigern : seine Stimme wirkt daher nicht nur fúr ihn, sondern auch 
fur andere; darum soU er seine Stimme abgeben im treuen In- 
teressé der Sache, wobei er natürlich auch sein Interessé, 
soweit es an der Sache beteiligt ist, berücksichtigen kann ; wer 
sich aber Vorteile bieten láBt, um auf die eine oder die andere 
Weise zu stimmen, der verfehlt sich gegen die Minderheit, denn 
er bringt möglicherweise eine Mehrheit zustande, die nur durch 
solches miBbráuchliches Nebengeschaft begründet ist. Daher 
sind auch auf diese sogenannte Bestechung des Abstimmenden 
Strafen festgesetzt. Bei der Aktíengesellschaft kommt auch der 
Fali in Betracht, daB jemand sich Stimmen anmaBt, die er nicht 
hat, indem er die anvertrauten Aktién zur Ausübung des Stimm- 
rechts miBbraucht oder darch tauschende MaBnahmen den Schein 
erweckt, als ob er Aktién besaBe, die ihm nicht zustehen. 

Die Untreue wird bestraft, auch wenn sie nicht zum Vorteil 
des Taters oder eines anderen geschieht, sofern sie nur eben 
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bewnfitermafien anf den Nachteü des Gewaltuntergebenen hin- 
zielt; dagegen verlangen Erpressung, Betrug und Wucher daa 
Streben nach einem Yorteil^ sei es fur sich, sei es flir ein^n 
anderen. 

§ 101. 

Unter den Vergehnngen, welche gegen aUgemeine Knltur- 
interessen gerichtet sind, steht in erster Beibe die Vergehung 
gegen die Eeligion. Hier kommt es znnáchst darauf an, wie 
sich die Gesellschaft gegenüber dem religiösen Bekenntnis stellt 
Es hat wie bereits oben (S. 126. 149 f. 167) angedeutet, Zeiten ge- 
geben, die von dem Prínzip ausgingen, dafi das Volk als poli- 
tiscbe und soziale Einheit notwendig auch eine Einheit in der 
Religion bilden müsse; diese Zeiten verfolgten die Ausübung 
und die Verbreitung fremden ölaubens oftmals sehr schwer. 
Heutzutage habén wir fást in allén Staaten (mit Ausnahme 
von Spanien) den Grundsatz der Glaubensfreiheit , der sich 
allerdings erst im 18. Jahrhundert unter dem drángenden Ein- 
flusse des Naturrechts und unter der siegreichen Fanfaré der 
Lehre von den Menschenrechten in voUem Mafie entwickelte. 
Von diesem Standpunkte aus kann die Ausübung oder Ver- 
breitung eines anderen Glaubens niemals ein Widerrecht sein: 
die Weltanschauung mufi jedem freistehen. Eeligionsvergehungen 
können aber immerhin vorkommen, insofern als einerseits die 
Eeligionsgesellschaften (alle oder einige von ihnen) gegen Be- 
schimpfungen geschützt werden müssen, und als andererseits die 
Ausübung der Beligion durch Gottesdienst und durch gottesdienst- 
liche Gebráuche nicht in unmaBgeblieher Weise gestört werden 
darf. Im übrigen hat unser Recht hier mehrere Unterscheidun- 
gen aufgestellt: gegen Beschimpfung werden nur die Religions^ 
genossenschaften geschützt, welche als Kirchen gelten oder 
Korporationsrechte geniefien, dagegen wird eine jede im Inlande 
bestehende Religionsgemeinschaft in der Ausübung des Kultus 
gegen Störungen gesichert. Das Reichsgericht hat die Ansicht 
vertreten, daS auch die Heilsarmee hierzu gehöre, was nicht 
richtig ist; denn die Heilsarmee ist keine religiöse Genossen- 
schaft, sie will nicht aus dem Rahmen der bisherigen Religions- 
genossenschaften heraustreten, auch keine Sonderkonfession inner- 
balb der bisherigen Religionen bilden, und ihre Zusammenkünfte 
«ind Privaterbauungen, keine gottesdienstlichen Verrichtung^i. 
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lm übrigen liegt Beschimpfang nicht nur dann vor, wenn jemand 
von allgemem religionswidriger Bichtnng aus relígiöse Bráuche 
veranglimpft, sondern ancb wenn er es yon einem bestimmten 
Glauben ans tut, wenn alsó díe Beschimpfnng der einen Kon- 
íession nur der fanatiscbe Ausflnfi der Uberzeugung von einer 
anderen Eonfession ist; denn ancb eine solcbe Bescbimpfang 
stört das religiöse Gefühl und die rejigiöse Wurde, derén 
Wabrung gerade der paritatiscbe Staat sicb zur Aufgabe macben 
mufi. Dagegen ist eine wenn ancb scbwere und scbneidende 
Kritik (wie z. B. die Nietzscbe's) keine Bescbimpfung. 

Ancb der Scbutz der Leiebe ist eine Huldigung gegen- 
über religiösen Geíiiblen, und es yerstöfit gegen allé Gescbicbte 
und allé seeliscbe Betracbtung, wenn man geglaubt bat, da£ 
auSerbalb einer positiven Beligion keine religiösen Empfíndungen 
möglicb seien. Der Scbutz der Leiebe berubt auf dem Ge* 
danken, dafi der Menscb etwas Göttlicbes sei und eine gewisse 
Göttlicbkeit nocb in seiner Hülle zurücklasse. Allerdings ist 
dieser Leicbenscbutz bei uns nocb durcbaus ungenügend: die 
Leiebe ist fást nur gegen die Störung der Grabesrube gescbützt, 
.nicbt gegen Bescbimpfungen aufierbalb des Grabes ; insbesondere 
ist aucb der Scbutz der Leicbenascbe nur unvollkommen entwickelt. 

Ein anderes Eulturinteresse ist das der gescblecbtlicben 
Eeinbeit: scbon oben (S. 38. 210) wurde bervorgeboben. da£ die 
Kultur Grtinde bat, die Gescblecbtsverbindungen in zu naber Ver- 
^andtscbatt zu yerbieten und für strafbar zu erkl&ren. Aucb 
die widernattirlicbe Unzucbt gebört zu den Vergebungen 
gegen die Kulturordnung : man belegte sie früber mit dem Feuer- 
tode und anderen bobén Strafen, weil man darin eine Yerletzung 
Gottes und der göttlicben Ordnung erblickte (oben S. 207 f., 218 f.). 
Heutzutage gebt der Zug der Entwicklung dahin, solcbe Verge- 
bungen mebr der Moral und der gesellscbaftlicben Scbátzung und 
Mifiscbátzung zu überlassen ; docb bestraft das deutscbe Becbt nocb 
4ie ünzucbt unter Mánnern und die Unzucbt mit Tieren. Man 
Jxat in ersterer Beziebung namentlicb befürcbtet, dafi obne ernste 
Straf bestimmungen die MLlitáryerb§.ltnisse Anla£ zu scbweren 
Ausscbreitungen gebén könnten; indes würden bier ernste Dis- 
ziplinarvorscbriften vollauf genügen. 

Aucb die Doppelebe (Bigamie) ist eine Vergebung nicbt 
«twa gegen den früberen Ebegatten, sondern gegen das mono- 
gamiscbe Prinzip unserer Eultur ; sie wird darum aucb bestraft, 

Kohler, EinftUinmg in die Bechtswissenscbaft. 3. Anfl. 16 
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wMn 4Í6 firühere Ebe niehtig ist, sie mttAte den^ dnrdi Bíeht^- 
qnr«eh íiir niditíg erkUlrt worden sein (ofoen 8. 36). 

Neben diesen Interessen iddaier Art konmen Interessea 1 e i b - 
licher Wohlfahrt in Betracht: strafbar ist damm das Ver- 
breiten and Feilbalten giftiger (lebenazerstörender) and ge^BiBd^ 
beitsscbftdlieher Nahrungsmittel^ einschlieBlieh der Bekleidnngs^ 
mittel and anderer Gegenst&nde der Lebensbenntzong, z. B. Petro^ 
leam, Eioderfl^ielzeag. Híeraber besteht aaeh eine grofie Beihe 
Torsorglieher Sonderbestimmangen. Strafbar ist insbesondere aach 
die Verletznng der Lebensínter essen durch Brandstiftang^ 
doreb Erregong von Überschwemmangen, ttberhaapt darch 
Entfesselong von Natarkr&ften^ die, einmal entfesselt, nicht m^r 
in anserer Herrschaft stehen: derartige Tatén schmálem nídit 
nnr den einzebien, sondem störeu, índem sie Lében and Eigen- 
tam g^hrden, die rahige Entwicklang des Ganzén. Man spricht 
darnm aaeh von gemeingefáhrlichen Verbrechen. Der 
typische FaU ist die Brandstiftnng, die früher in sinnbild- 
licher Weise mit dem Feaertode bestraft warde (S. 218). Heatzatage 
ontersekeidet man mehrfach: es kommt daraaf an, ob dadarch 
eine onmittelbare Gefahr far Menschenleben heryorgerafen wird^ 
oder blo£ eine tíefahr far Vermögensansammlangen and Ver- 
mögensmassen. Etwas besonderes gilt von dem Fali, wenn síe 
den Zweck rerfolgt, von einer Versichernngsgesellschaft anbe- 
rechtigtermafien EntschMigang za verlangen :Versicherangs- 
b e t r a g : hier wird sie bestraft, wenn der Táter aach nar einen 
eiiuselnen versicherten Gegenstand (aach eine bewegliche Sache) 
darch Brand zerstőrt. Aufierdem kommt heatzatage die groAe 
Gefahr in Betracht, welche entsteht, wenn jemand in den Betrieb 
der darch Dampf, Elektrizitat oder sonstige mechanische Eraft 
geleiteten Yerkehrsanstalten störend eingreift ; hierher ge- 
hören natarlich aach die elektrischen Eleinbahnen and die Beig- 
bahnen, nícht aber die Pferdebahnen. Nenerdings warde in Ab- 
ánderang des Strafgesetzbnches eine Milderong erreicht, weil 
mitnnter die Störangen sehr geringfügig sein können, z. B. wenn 
ein Badler mit einer elektrischen Bahn zasammenf&fart : hier 
kann der Übeltater mit Geldstrafe davonkommen. 

SchlieBlich werden neben den Interessen der geistigen and 
leiblichen Wohlfahrt die Interessen der Friedensordnnng 
berilckfiichtigt, weil der Friede die Bedingang der Entwicklang 
der Kaltar ist r^ in geistiger, wie in materieller Bicbtnng — ^ 
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Das frfthere Recht nnterschied hier besonders gefríedete Rftume, 
geMedete Zeiten, gefriedete Gelegenheiten und strafte Dinge, die 
flonst strafbar waren, wegen dieses Eingrifib in die Friedensordnnng, 
sehwerer; andere Dinge wurden wegen Verletzung der Friedens- 
ardnung bestraft, die son8t gar nícht der Strafe veif allén wftren. 
Hentzntage können wir ohne diese besonderen Befriednngen ans- 
kommen, indem wir hier entweder einfach straferhöhende Um- 
stáade annehmen oder indem wir Vei^ehungen gegen derartige 
Friedensverhftltnisse, namentlich die sogenannte Heimsuchang, 
oder wie wir es heotzutage nennen, den Hansfríedensbrnch, 
als Vergehnngen gegen die Persönlichkeit kennzeichnen. Dagegen 
ahnden wir die Verletzung des allgemeinen Friedens, wenn sie 
in der Form des Landfriedensbruchee hervortritt, d. h. 
wenn eine ungeregelte Rotte sich zusammentut und Gewalt- 
t&tigkeiten begeht, oder aueh nur in B&umlichkeiten eindringt, 
um hier solche Gewalttátigkeiten zu vertiben, emst und schwer, 
insbesondere an den Leitem und Rit^htweisern einer solchen 
Bewegung, den sog. Rádelsfohrern. 

§ 102. 

Die Vergehnngen gegen Veranstaltungen des Lebensverkehres 

sind besonders bedeutsam: hierher gehören in erster Reihe die 

Verletzungen des Geldinstitutes durch Münzfálschung oder 

áhnliche Delikte. Das Geldinstitut ist eine der fruchtbarsten und 

unentbehrlichsten Einrichtungen unseres Verkehrs, und zwar 

das bezeichnete Geld : die Geldbezeichnung ist eine Beurkundung, 

welche uns der Prüfung eines jeden Geldstücks auf seinen Gehalt 

enthebt, und welche bei denjenigen Geldarten, die nur Aktive 

Werte enthalten, eine ganz besondere Bedeutung gewinnt, denn 

fictio habét vim veritatis. Wer daher falsches Geld d. h. Geld 

mit fali^cher Bezeichnung fertigt, wird nicht nur den einzelnen 

sch&digen, sondem er stört vor allém die Sicherheit und Leich- 

tigkeit des Geldumlaufs, die notwendig ist, damit das Institut 

seine Funktionen versieht. Früher hatten nicht nur Staaten, 

isottdern auch Stftdte, ja selbst Privatpersonen das Münzrecht: 

hier war es ein leichteres Vergehen, wenn jemand, der kein 

Münzrecht besafi, Münzen auf seinen Namen hin schlagen lie&; 

.und ein anderes Vergehen war es, wenn der Münzberechtigte 

mit seinem Rechte Mifibrauch trieb und unterwertiges Geld ia 

den Verkehr setzte. Davon ist heute nicht mehr die Rede : heute 

16* 
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handelt es sích darnm, dafi jemand Geld fertigt, welches er mit 
dem Zeichen des alléin znr Greldherstellung berechtigten Staates 
yersieht, oder dafi er solches falsches Geld verbreitet. Die Fer- 
tigimg falschen Oeldes (Falschmünzung) nnd die Ver* 
fálscbung ecbten Geldes wird bestraft, auch wenn sie noch 
jiicbt zor Yeraasgabimg gefiihrt hat, sofem nur die Absicht be- 
stand, das Gefertigte als Geld zn benntzen. Die Yerausgabong 
falschen Gteldes wird verschieden angesehen und bemessen, je 
nachdem sich jemand absichtlich falsches Geld yerscha£ft, um es 
zn verausgaben, oder jemand ohne seinen Willen «in falsches 
Geldstück bekommt nnd dieses in den Yerkehr bringt. Es ist 
berechtigt, dafi man in letzterem Fali minder straft, es ist aber 
nicht berechtigt, den Fali so leicht zn behandeln, wie es die 
meisten festlUndischen Bechte tnn (im Gegensatz znmenglischen).^) 
W&hrend ehedem nur die Fálschung von Metallgeld von Bedeutung 
war und daher der Fálscher sinnbildlich mit dem Feuertode be- 
straft wurde, so erstreckt sich heutzutage das Verbrechen auch 
auf Papiergeld, man erstreckt es auch auf Banknoten, was be- 
rechtigt ist, da diese wie Geld verkehren (oben S. 102); viele 
Bechte erstrecken es aber auch auf Inhaberschuldbriefe, auf In- 
haberpapiere überhaupt, wofor kein genügender Grund spricht; 
denn wenn derartige F&lschungen auch schwer sind, so sind 
hierbei doch ganz andersartige Interessen im Spiel, als bei der 
Falschmünzung. 

Wie es auch intellektuelle Fálschungen gibt (untén S- 246), 
so kann auch hier die Fálschung darin liegen, dafi man die Geld- 
urkunde bestében ISlfit, ihr aber einen falschen Inhalt gibt, indem 
man das Geldstück durch Entziehung von Metall (Edelmetall) 
mindért: denn nunmehr besagt die Urkunde, die bisher etwas 
richtiges besagt hatte, etwas falsches. Das Beschneiden, Feilen 
der Münzen wird bei uns bestraft, aber lange nicht so, wie es 
der f&lschenden Art des Tuns entspricht. Hierher kann auch 
die falschende Tatigkeit des Münzbeamten gehören, welche manche 
Gesetzgebungen mit Recht vorsehen.^) 

Eine besonders wichtige Lebensveranstaltung ist die Ur- 
kunde: sie ist nicht nur flir den gerichtlichen Beweis, sondem 
* auch fiir den Lebensverkehr geschaffen, so z. B. die Quittung, 

*) YgL meine Darstellung der Münzfalschimg in der vergleichenden Dar- 
steUnng des Strafrechts III S. 237« 

■) Vgl. meine DarsteUong S. 23a 
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der Schnldschein, der Weclisel, ja auch das Testament. Aucli ihr 
Wert beruht darauf, daB ihre Echtheit unerscMttert ist; wer 
daher eine ürkunde falscht, d. h. eine unechte Urkunde verfertigt 
oder eine echte ürkunde abándert und die Anderung als echt er- 
scheinen lassen will, der vermindert den Glauben, den der Verkehr 
deshalb braucht, damit die ürkunde ihre fördernden Funktíonen 
vollziehen kann. Darum ist die ürkundenfálschung eine schwere 
Vergebung gegen eine unentbehrliche Verkehrsveranstaltung, wo- 
bei man wiederum mehrfaches zu unterscheiden hat : FSlschung 
priváter und öffentlicher ürkunden, gewöhnliche ürkundenföl- 
schung und Faischung in der xibsicht eines Vermögensvorteiles ; 
letztere wird mit Zuchthaus bestrafb. VoUendet ist die ür- 
kundenfaischung, wenn man nicht nur die ürkunde gefertigt, 
sondem auch zum Zweck der Tauschung davon Gebrauch ge^ 
macht hat, soUte der Dritte auch die Táuschung sofőrt erkannt 
und ihr dadurch die Spitze abgebrochen habén. Daher ist es 
immerhin möglich, da£ Fálschung und Betrug zusammentreffen, 
sofem námlich der Dritte getáuscht und geschadigt wird, so 
da£ neue strafbare Momente hinzutreten. Bemerkenswert ist 
es, dafi hiemach die VoUendung der Fálschung in einen viel 
spáteren Zeitpunkt verlegt wird, wie die der Münzfalschung, 
weshalb es immerhin gerechtfertigt ist, dafi gewisse Arten der 
Urkundenfálschung in dieser Beziehung wie Münzfalschung 
behandelt werden.^) 

Übrigens kann nicht jedes Schriftstück als ürkunde be- 
trachtet werden; das Schriftstück mufi dann, wenn es keine 
öffentliche ürkunde ist, für Rechte oder Rechtsverháltnisse erheb- 
lich sein, alsó nicht etwa bloB Meinungs- und Willensáufierungen 
des nicht rechtsgescháftlichen Verkehrs enthalten; hierher ge- 
hörige ürkunden sind alsó insbesondere Vertragsurkunden, Quit- 
tungen, Testamente, Protokolle eines Beamten oder Beurkun- 
dungen eines Notars über Vorgánge, die sich vor ihm abgespielt 
habén; dagegen wáre z. B. ein Gelegenheitsbrief, der blofi eine 
Notiz enthalt, keine ürkunde, soUte auch aus dieser Notiz mittel- 
bar etwas für die Rechtsverháltnisse gefolgert werden können. 
Auch ein arztliches Zeugnis ist keine ürkunde in diesem Sinne, 
ebensowenig ein Pafi oder Dienstzeugnis, auch nicht ein Zeugnis 
über eine Privatprüfung ; jedoch habén besondere gesetzliche Be- 



1) Vgl. meine DarsteUung S. 265. 
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stitnfimugeQ yielfach aaeh die F&Ischnngr solcher SehriftstücáLe 
mit Strafe bedroht, ebensó die Yersetzang der Grenzzeichen, die 
frOher barbamch geahndet wnrde, n. a. 

Eine besonders interessante Art der Urknndeiif&ischiuxg, die 
schon ín d^ altitalienischen Becbten des 13. Jahrhunderts ilire 
Wordigung flndet, íst die S(%enaiiBte íntellektuelle F&l- 
schnng, etofem man namlich nicht die Urknnde f&lscht, s(Hidem 
den Urkandeninhalty d. h. bewirkt^ dafi eine Urkunde mit falschem 
Beweisinhalt gesebaffen wird. Ein Hanptfall ist, wenn ein ür- 
kondenbeamter etwas Falscbes^ als vor ibm stattgefunden, benr- 
knndet; aber auch ein Priyater^ der keine öffentliche Urkunde 
bersteUen kann, ist imstande, eine solche Fálschnng za begehen^ 
indem er den Urknndenbeamten táuscht und ihn dadnrcb yeran- 
lafit, obne es zn woUen, eine Urkunde mit falschem Beweis kerza- 
stellen ; z. B. es tritt jemand in falschem Namen als Geriektszenge 
anf, oder es macht jemand eine Pllifang im Namen eines and^en 
und bewirkty da& dadnrcb ein falsches PrafnngsprotokoU aof- 
genommen wird, oder es verbüSt jemand eine Strafe f&r einen 
anderra oder er leistet den MilitS^rdienst fiir einen anderen itnd 
reranlafit dadurch, dafi in die Gef&ngnislisten oder Militárdienst- 
tabellen falsche Eíntráge erfolgen. Ein derartiges Tnn kann 
nach anserer hentigen Gesetzgebung nnr nnter dem Titel der 
Urkandenialschnng bestraft werden; würde daher die Behörde 
keine Urkunde aufnehmen, so wáre eine Strafbarkeit nicht gé- 
gében: dies íst eine UnyoUkommenheit, denn eigentlich sollte 
ein jedes Handeln vor einer Behörde, wodurch Jemand den irrtüm- 
lichen Sebein erregt, als ob einer 5ffentlíchen Pflicht genügt^ eine 
staatliehe Leistung vollzogen würde, gestraft werden. Besonders 
bedentsam ist die F&lschung der Standesregister dnrch falsche 
Anmeldungen. Die Standesregister beweisen nicht etwa bloü, 
dafi jemand etwas angemeldet hat, sondem sie beweisen (ror^ 
behaltlich des Gegenbeweises) die angemeldete Tatsache, z. B. 
die Gebnrt oder den Todesfall selbst, weil der Standesbeamte nieht 
bUndlings eintragen soU, sondem nur nach gehöriger Prüfnng. 
Daher ist es eine Fálschung, wenn man durch falsche Anmeldnng 
unrichtige Eintráge in das Begister reranlafit, w&hrend es keine 
Fálschung wáre, wenn man vor dem Prozefirichter als Zenge etwas 
Falsches aussagte; denn der ProzeBrichter hat die Anssage so ztt 
bekunden, wie sie gemacht wurde : dafür ist es aber auch sein^ 
Würdigung im Urteil anheimgestellt, davon zu glauben, was er 
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fftr glanbhaft eraehtet ; wábrend éer Standesbeamte ttnr einzn^ 
ttmgmt haty was er fíir wahr bált. Dm ZefagAisprotokoü^ worifi 
ein Zeage über die Gebart eiaer Person Aussage macht^ beweist 
Bur, da6 jené Ferson diese Avimagé gemacht hat, nicbt dafi je^ 
ina&d iíi bezeicbneter Weíse geboren Ttorden ist; dftfi aber jeüe 
Petson Sülébe Anssage gemacbt hat^ beweíst es voUstaiidig. Dér 
Eíiitrag im Standeisregister aber befweist HÍcbt niir, dafi die be^ 
treffende Person eine solche Atissi^e gemacht bat> sondérn er 
beweist die Tatsache der Gebnrt. 

Eine Yei^anstaltting »peziell des Beehtsverkebrs ist der E i d. 
Der Eid ist ursprüitgllcfa eine YerwSnschung und Selbstrerflncbiiitg, 
Y^ áet miuD aimimmt, dafi síe deli Schiúdigeii sofOíft oder sp&ter 
íns üöheil sttlrzt (S. 175) ; schon láiigst abeí wird der Eid bürger* 
Ueh reehtiich aufgefafit, als eÍDe beMiders feierliche ErhláriíBg, 
fat* die jemand seise Pera^nlichkeit eiíisetst, se dafi die Falseh* 
beit einer solehen Erklárung eine sehirere Einbufie der Pei%K)n- 
liefakeit znr Folge hat. Frdbere Keehte bestraften den falseh 
Sekw&retideii sinnbildlich (S. 21B) mit d^n AbbaueH der Ha»d 
oder der Schwirrflnger ; heutzutage wird der wisseBtlicbe Mein- 
eid regelmáfiig mit Zuehthans bestraft^ aber aneh der fahrlüssige 
falsehe Eid wird geahndet (mit Geföngnis)^ Was ein grofier ge-^ 
9etzlieher Fehler ist; detin ttber sein Gedáchtnis ist niemand 
Meister und wenn man die Lente zwingt^ das Gedaehtnis z« 
foltern, se kommt gerade etwasr nnrichtiges heföiis;: denn wir 
allé leiden an den tmwiUkürliehen Ándernngen, wekbe die ge- 
maehten Eifidrftcke in unserem Geiste erfahr^n^ und je mehr 
wir uBs zn yergewisseni und die Lüeköi ausztifuUen suchen^ 
nm so vérderblicher wirkt der Kobold, der in unserem Gedácht- 
nis wíMűt, »o dafi wir Dinge, die wir nie gesehen, auf unser 
Lebén hin beteuem zu dürfen glaaben.') 

Der Eid kommt bei un& in Betriacht al»riehterlicher. Eid oder 
auch als Zeugen^ und Sachterstáüdigeneid v^ einem Richter 
odíer yor einer Behördé der Verwalttmg oder der freiwilligeH 
Geriektsbarkeit, welcher das Eidesreeht gesetzlieh zusteht. 

Zti den Eulturveraaisftaltungen getórt aber vor allém der 
Staart 9db»t, der Staat, sowie er keu^íutage gebildet- ist, 
wié wir ihü im Laufe der Jahrhunderte durch standige Arbeit 
niid miihselige VervoUkoibmnfang gestaltet babefld; dieser bewHn- 



1) Moéerfte Eeektoprobleitié 3. 74 f. 



248 n. Öffentliches Becht. 

derungswürdige Organismas bildet die Grundlage fiir die Wohl- 
fahrt der Menschheít, nnd wer sich gegen den Staat anfbanmt, 
empört sich gegen die erste Quelle des Bechtes und der Enltnr 
und bringt nns in die Gefahr der Anarchie und des planlosen Chaos. 
Die Verbrechen, welche dahinzielen, den Staat zu zertrűmmem, 
sind darum besonders scbwer. Entweder sind sie gegen jeden 
Staat gerichtet und suchen staatenlose Zustánde herbeizufuhren^ 
oder sie b9,umen sich nur gegen den geschichtlich gegebenen Staat 
und seine gesetzliche Fönn auf , indem sie zwar den Staat als 
Staat festhalten, ihm aber eine andere Gestalt gebén woUen. Man 
pflegt beidé Verbrechen als Hochverrat zusammenzufassen ; 
indes sind offensichtlich die Verbrechen der ersteren Art be- 
deutend schwerer: sie suchen eine reine Null herbeizufuhren 
und uns um die Frucht jahrhundertelanger Műhen zu bringen. 
Darum wS.re es an der Zeit, die Anarchiebestrebungen und die 
Verbreitung anarchistischer Lehren besonders zu behandeln: 
denn sie sind viel schlimmer, als wenn z. B. eine republikanísche 
Partei auf gewaltsamen Umsturz der Monarchie oder eine mon- 
archische auf gewaltsamen Umsturz der Republik hinsteuert ; ob- 
gleich immerhin zu berücksichtigen ist, daB, wer hier die Geister 
beschwört, selten ihrer Herr bleibt, und eine derartige gewalt- 
same Anderung oder Anderungsbestrebung — auch gegen den 
Willen ihrer Urheber — zu jahrelanger Verwüstung und ün- 
kultur fiihren kann. Als Hochverrat wird es auch bezeichnet, 
wenn man nicht die Staatsverfassung zu andem, wohl aber eine 
konkrété verfassungsmáBige Bildung auf zuheben sucht, z. B. wenn 
man einen legitimen Fürsten zugunsten seines Nachfolgers ent- 
thronen, oder auch wenn man einen Teil des Staatsgebietes, auf 
dem die Staatsherrschaft ruht, dem Staat gewaltsam entziehen 
und dadurch die verfassungsmáfiige Staatsgewalt um eine ihrer 
Grundlagen bringen wiU (vgl. oben S. 122). 

Vom Hochverrat verschieden ist der Landesverratier 
bezieht sich auf das Verháltnis des Inlandes zum Ausland : strebt 
er allerdings dahin, das Inland im Ausland aufgehen zu lassen, 
dann wird er zum Hochverrat; strebt er aber lediglich dahin, das 
Inland dem Auslande gegenüber zu schwachen, sei es militarisch, 
sei es diplomatisch , dann verbleíbt er im Bereiche des Landes- 
verrates. Der Verrat militárischer Geheimnisse ist 
eine besondere Form, welche technisch vom Landesverrat aus- 
geschieden ist ; er bezieht sich auf solche Dinge, welche das In- 
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teressé der Landesverteidigang betreffen, wáhrend der Landes- 
verrat insbesondere auch in der Mitteilung oder Veröflfentlichung 
diplomatíscher AkteBstücke bestében kann, alsó nicht notwendíg 
das militáriscbe Moment betrifft. Vor einigen Jahren ist der 
Begriff des Landesverrates viel besprochen worden , als es sich 
Bin die Veröffentlicbung der Tagebücher Kaiser Friedrichs han- 
delte : man hat hier angenommen, dafi objektív Landesverrat gé- 
gében sei, aber zu Unrecht: nur die Veröffentlichang diplo- 
matíscher Angelegenheiten von gegenwártíger Bedentung kann 
hierher gehören, nicht aber die Veröffentlichnng von Memoiren, 
von Erinnerungen über lángst abgeschlossene Begebenheiten, 
auch wenn síe irgendwie in der Lage waren, Verstímmungen 
und ünznfriedenheit zn erregen ; denn sonst wáre die Qeschichts- 
forschnng in schwerer Gefahr. 

Andere Vergehnngen dieser Art beziehen siöh anf Einzelheiten 
des staatlíchen Lebens; so z. B. die Wahlfálschung, so der 
sogenannte Widerstand gegen die Staatsgewalt, der 
darin besteht, da£ man entweder eine Behörde zu zwingen sucht, 
nach bestimmter Eichtung hin Beschlüsse zu fassen, oder sich 
gegen den vollziehenden Beamten gewalttátig vergeht ; besonders 
schwer wird der Widerstand im letzteren Falle dann, wenn er von 
einer Eotte, d, h. einer regellosen Menschenmenge begangen wird : 
er wird dann zum Aufruhr; und etwas Besonderes ist es, wenn 
Gefangene sich zusammenrotten und auszubrechen suchen oder 
Widerstand leisten, oder wenn Seeleute sich zusammenschlieBen 
und gegen die Vorgesetzten gewaltsam vorgehen: man spricht 
hier von Meuterei, worüber in der Seemannsordnung besondere 
Bestimmung gégében ist. 

Eine ganz andere Art von Vergehnngen gegen den Staat 
sind die sogenannten Beamtenvergehungen. Der Beamte 
steht, wie bereits oben (8. 165) ausgefúhrt, dem Staat gegenüber 
in einer Treubeziehung : ihre Verletzung wird disziplinár ge- 
ahndet. Aufierdem schaflFt aber auch der Staat besondere Ver- 
anstaltungen, die er dem Beamten zum treuen Walten fiir staat- 
liche Interessen überantwortet. Wer gegen diese Veranstaltungen 
und den ín ihnen inbegrilfenen staatlíchen Interessenkreis sich 
verfehlt, begeht nicht nur eine Disziplinwídrigkeit, sondern ein 
Amtsvergehen oder Amtsverbrechen. Diese Amtsvergehungen 
sind teils solche, welche zu gleicher Zeit in andere Rechtsgüter 
eingreifen und eine bürgerlíche Vergehung enthalten rgemischte 
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Amtsvergehungen; oder sie sindreine Amtsvergebungren^ 
írelche gegen die überhaupt nor deiii Beamten zosteli^ítde StaflEte-^ 
reranstaltuiig geriehtet sind. Bei áea ersten k^mten Pmat-' 
persanen, soweit es sich zugleích nm eín gemeines Delikt 
handelt, als Tedlnehmer srtraf bar seín, bei den let^tereo nícbt 
In die erste Elasse gehört die Amtsanterschlagiing (Amtsnnter-' 
schleify Peknlat), die F&Iscbniig im Amte, die WegBChaffong ron 
Aktenstücken 7 ferner Nötígimg, Eörperferletzuiig, Freiheitg- 
berauboDg^ Hausfriedensbrncb im Amt; znr zweitea Elaase ist 
die sogenannte passire Bestecbnng zn zablen, sofern emBe' 
amter VermögensTorteile annimmt^ om pflichtwidrig za bandris 
oder ancb um sich fftr eine bereits ToUzograe pflicbtwidrige 
flandlung belohnen zn lassen : der Geldannabme »tebt es gleicb, 
wenn der Beamte aucb nnr einen Vorteü fordert oder sich 
solchen yersprecben láfit; aJlerdings wird aucb die aktive Be- 
stecbnng (des Nicbtbeamten) bestraft, aber riel mitder, nnd 
nnT dann, wenn sie stattflndet für eine knnftige pfliebtwidríge 
Handlnngy nicbt etwa als Belohnnng fúr etiras Yergangenes. 
Andere reine Amtsvergebuigen sind die Recbtsbengnng, 
wenn ein Riehter (oder Sefaiedsricbter) absichtlicb dnrcb Urteü 
einí Bedit yeiietzt; wohin es aber nicbt gebört, wenn er der 
dnen RecbtsqQelle vor der anderen des Yofzng gibt oder sicb 
der (werni ancb in einer anderen Sacbe ergangenen) Entscbeidniig 
ráies böberen Gericbts unterwirft ; ^) ferner die sogenaoBte 
PráTarikation, wenn ein Becbtsanwalt oder sonstiger 
Becbtsbeistand pflicbtwídrig znm Nacbteil seiner Partei bandelt 
fem^ die Qnasiprayarikation des öffentlicben Anklágers 
(untén S. 258) durcb absicbtlicb recbtswidrige NicbterbebBi^ 
der Anklage. 

§ 103. 

Dics ware ein flüchtiger Überblick über das GreMet der 
raenscblichen Verirrungen, welche die Gegenwirkung des Sk^^í- 
recbts berbeirufen und gegen die der Strafrichter seine sübnende 
Tatigkeit vorzukebren bat. Mebr und mebr versucht man, aüf 
allen diesen Gebieten die Begriffe mit 8cbfirfe auszuarbeitcffi; 
was sehr angemessen ist, weil unsere Recbtsordnung dringená 
rerlangt, daB niemand bestraft wird ftr eine Tat, die niebt 



^) Afcb. f. Strafrecht 54 S. 17, Jnristenz. IX S. S13. 
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gesetzlieh mit Strafe bedroht ist: der Biehter ist daher aiclit 
in der Lage^ das Strafgesetz nach dieser Richtung bin 2^ 
erganzen und strafrechtUebe Tatbest9.nde einzufübren^ die ge* 
seizlicb nicbt gégében sind (S. 207). Anf der anderen Seite ist 
es Sacbe der Wissenscbaft^ diese Strafreebtsbegriffe scbarf, aber 
obne Pedanterie zn entwickebi und dabei zweierlei im Auge za 
bebalten^ einmal das gescbiditlic&e Werden strafrecbtlicber 
Institate nnd sodann den Zweek nnd das Ziel strafgesetziicber 
Vorscbriften. In beiden Beziehungen ist noch sehrvielzn tuü; 
nnr anf diese Weise kann man sicb Ton Formalistik freibalten 
nnd sicb eine geistige Anffassnng des Strafrecbts wabren: in 
der beutigen Kriminalistik berrscbt zu riel Woort- und ParagrapbeU" 
knltus und zn ^enig Berftcksicbtigung des gescbicbtlicben Werde- 
gasges und der moraliscben Hintergründe rerbrecberiseber Tat* 
bestftnde. 



§ 104. 

Besandere Bestimmungen gelten teils für Personmi des 
Militarstandes, teils f&rMilit&ry erbáltnisse überbanpt; 
es besteht darüber ein besonderes Gesetzbacb (Militftrstrafgesetas^ 
bQcb). Die militariscbe Unterordnung aof der einen Seite und 
die srebweren KonflíMe, welcbe der Erieg mit sicb brísgt auf 
der anderen bewirken es^ da£ die Secbtsordnnng besondere 
Yerbrecbensarten aufstellt und för gewisse Fáile eine besondere 
Behandlungsweise erheiscbt. Die Bestimmungen des Militto:*eehts 
bezíeben sicb voUstandig auf das aktive Militár^ teüweise 
auf die Personen des Beurlaabtenstandes, sie bezíeben sicb in 
Eriegszeiten aucb auf die zugelassenen aiisl&ndiscben Offiziere, 
anf den ArmeetroB und die Eriegsgefangenen^ sie bezieben sicb 
aiEf allé Personen ein^ Eriegss6hiffes wábrend des Kriegszn- 
standes^ sie béében sicb teüweise anf die Militárbeamten im 
Feide, mancbe bezieben sicb auf Personen „i™ Felde^ überhaii|rt. 

Einmal bringt der Militardienst besondere Bestimmung über 
die Bereehtignng zum Waffengebraucbe mit sicb^ so dal 
üeaer Gebraucb, aueb wenn er zu Yerletzungen ftthrt^ nicbt als 
widerrechtlieb erscbeint : das gilt, sowoblj was den Wafféngebrani^ 
gegessk das Publikum betrifft als aucb beim Waffengebraucb gegen 
eínen dem Brféhl des Oberem widerstrebenden Untergebenen. in 
ersterer Beziehung ist zn bemerkcmt, da£ zor Yerhinilening der 



252 II- Öffentlichefl Becht. 

nncht einer festgenommenen Person von der Waflfe Gebrauch 
gemacht werden darf, nícht aber anch, nm erst die Festnahme 
zn ermöglichen. 

Andererseits wird der Untergebene durch denBefehl des 
Vorgesetzten entschuldigt, wenn ihm nicht bekannt war, dafi 
es sich um ein Verbrechen oder ein Vergehen handlé. AnBer- 
dem gibt es einige Fálle des Eronzeugnisses, d. h. der 
Straflosigkeit bei rechtzeitiger Anzeige (bei Kriegsverrat und 
Meuterei). 

Dagegen gilt im Interessé der Disziplin der strenge über 
das MaS des Gerechten hinansgehende Grandsatz, daJB selbst-^ 
verschuldete Trnnkenheit nicht nur keinen Strafaus- 
schlieBungs-, sondem auch keinen Strafmilderungsgrund bildet. 
Ferner bestében besondere Schárfungsgründe, vor allém, wenn 
strafbare Handlungen unter MiBbrauch dienstlicher Befngnisse 
oder wáhrend der Dienstaustibung begangen werden; sodann 
der besondere Strafinilderungsgrund der tatigen Reue nach 
voUendeter Fahnenflucht. 

Besondere milit&rische Yergehnngen sind namentlich der 
znHoch-nnd Landesverrat hinzntretende Kriegsverrat, der 
dann vorliegt, wenn der Feind im Felde, d. h. wáhrend des 
mobilén Zustandes, von einer Person des Soldatenstandes (oder 
einer anderen auf dem Kriegsschauplatí weilenden Person) 
unterstützt wird ; namentlich gehört hierher : Verrat der Losung 
und üngehorsam gegen den Dienstbefehl ; sodann die Übergabe 
eines festen Platzes oder die Kapitulation überhaupt, wenn sie 
stattfindet, bevor allé Mittel der Verteidigung erschöpft sind. 
Wie Hoch- und Landesverrat, so richtet sich gegen den Staat 
auch das besondere militárische Vergehen der Fahnen- 
flucht (Desertion), die darin besteht, daB sich ein Sóidat 
entfernt, in der Absicht, sich dem Dienste dauernd zu entziehen. 
Unter ümstanden wird sie zum schweren Verbrechen, insbesondere 
wenn sie vor dem Feinde geschieht oder aus einer belagerten 
Festung, wo man aller Kráfte bedarf. Die Fahnenflucht ist 
vollendet mit der Entfernung, setzt sich aber fórt durch das 
Wegbleiben, weshalb es auch Fahnenflucht ist, wenn die Absicht, 
sich dauernd zu entziehen, erst nachtráglich hinzukommt. Die 
Verjáhrung beginnt darum mit Beendigung der Dienstpflicht. 
Dem gleichen Gedanken entspricht es, daB auch Selbst- 
befreiung des Gefangenen bestraft wird; ihm entspricht 
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auch die Bestrafung des Kriegsgefangenen, der unter Ehren- 
wortbruch entweicht (mit dem Tode). 

Das Gleiche gilt von der Feigheit als militárischem Ver- 
brechen : die feige Flucht vor dem Feinde, ebenso das feige Sich- 
zurttckziehen vor dem Gefechte und die Vorschutzung von Krank- 
heit> nm dem Gefechte zu entgehen sind strafbare Vérletzungen 
des Dienstes; daher gilt der Satz, dafi sich deijenige nicht anf 
Notstand berafen kann, der sich durch Ausf lilirung einer militari- 
schen Pflicht in Gefahr begibt. 

Anch FahrlSssigkeiten im Dienst sind Vérletzungen 
des Staates und können geabndet werden. 

Nicht unmittelbar gegen den Staat, aber gegen die s t a a t - 
licbe Veranstaltung richten sich diejenigen Vergehungen, 
welehe die Unter- und Überordnung betreffen; denn die mili- 
t§,rische Hierarchie ist eine für die Gestaltung der Kriegs- 
macht wesentliche Veranstaltung: so Achtungswidrigkeit, ünge- 
horsam, Widerstand, ordnungswidrige Agitation, Meuterei, mili- 
títrischer Aufruhr, so MiBbrauch der Dienstgewalt zu Eigen- 
zwecken, Nötigung durch Gewaltmifibrauch. 

Auch die Rechtsbeugung durch Benutzung der Dienst- 
gewalt gehört hierher, ferner falsche Rapporte (Fálschung der 
Schiefilisten u. a.). Gegen Person oder Eigentum Dritter 
richten sich endlich gewisse Vergehungen, die einen besonderen 
militárischen Charakter annehmen, weil sie gegen eine durch den 
Krieg geschwáchte Bevölkerung erfolgen; hierher gehört ins- 
besondere die sog. Pliinderung: die Plünderung enthált meh- 
rere an sich ganz verschiedene Tatbestande, die im nichtmili- 
tSrischen Strafrecht streng getrennt sind. Es gehört dazu: 
Diebstahl, Raub, Erpressung, alles unter Benutzung der kriegeri- 
schen Gewalt und des durch den Krieg herbeigeführten Schreckens. 
Jedoch ist die Wegnahme von Lebensmitteln und áhnlichen zum 
militárischen Gebrauch gehörigen Gegenstanden keine Plünderung; 
denn es ist ein völkerrechtlicher Grundsatz, dali es gestattet ist, 
dieseHilfsmittel derKriegsfúhrung dem Feinde zu entziehen (8.286). 
Áhnlich wird auch der Leichenraub und die Beraubung und 
Bestehlung eines kranken oder hilfsbedürftigen Kriegers schwer 
bestraft; sei es eines Kriegers der eigenen Macht, sei es eines 
Kriegsgefangenen, der dem Schutze des Táters anvertraut ist. 
Die Bestrafung trifft auch Nichtmilitárpersonen, sofern die Be- 
gehung auf dem Kríegsschauplatz erfolgt. 
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UL Straf^rozefs. 

§ 105. 

Der vom Zivilprozefi abgezweígte Strafprozefi folgt un^raiig- 
lich den Begdn des Zivilprozesses. An Stelle des Klagers trítt 
d^ Anklager und an Stelle des Beklagten der Angeklagte; nnd 
wie im Zivilprozefi gilt der Satz: Ohne EUlger kein Biditer. 

Der Prozefi in dieser Gestaltnng kann entweder so geonüiet 
sein, daS nnr der Yerletzte als Ankl&ger anftreten darf; 
es kann aber aach bestimmt sein, dafi ein jeder als Yertxeter der 
AUgemeinbeít zor Elage berechtigt ist (Popularanklage- 
system). Sin Mittelweg ist, wenn bei den hanptsaehlichen Ver- 
gebungen narderVerletzte Anklager Í8t,in einer Beibe andererDe- 
likte aber ein Yertreter der ÖffenÜichkeit anklagt, z. B. bei Feld- 
freveln der Flurschűtz, bei Walddiebstahl der Waldaufseher nsw. 

Díese Begelnng reicbt aber in entwickelten Verbaltnissen nnr 
schwer ans. Immer und immer gibt es FáJle, wo kein Ankliger 
anftritt nnd wo namentlicb der Verletzte, seiesdnrchGeld gewonnen, 
sei es durch einen gewissen Terrorisnjns znrückgehalten wird^ oder 
aos Bequemlichkeit die Anklage zn erbeben yerweigert Hiergegei^ 
hat man y ersehiedene Mittel versucht ; das dar chgreif en dste Mittel ist 
die Attfbebung des Anklageverfahrens und die Nengestaltong des 
Prozesses nach den Grrundsátzen des Untersnchnngsprinzips, 
das man im Mittelalter aach Inquisítionsprinzip nannte. 
Siese Umwandlung hat sich vielfach und selbst&ndig voUzog^i ; 
oft unter dem EinfloJB des Gottesrechts, indem man die Yergehung 
als eine Verletzung Gottes betrachtete, welche unter allén üm- 
st&nden gesühnt werden mfisse; auch unter dem EUnflufi des 
Hauptlingsrechts, indem der Háuptling darauf hielt, dafi gewisse 
Dinge nicht ungestraft blieben ; vielf ach sind es auch Interessen 
der Disziplin, oder überhaupt allgemeine Yolksinteressen gewesen, 
welche den weisen Gesetzgeber zu diesem Schritte bewogen habén. 
Schon im sp&teren Bömischen Bechte findet sich das ünter^ 
suchungsverfahren — es flndet sich aber auch bei gar manchen 
sogenannten Naturvölkem mit entwickeltem HSuptlingsrecht. Für 
die romatiischnieutsche Entwicklung ist mafigebend und entschei- 
dend gewesen die Norm des grófién Papstes Innocenz IIL, der um 
das Jahr 1200 bei den geistlichen Gerichten das Untersuchungsver- 
fahren einfúhrte, nicht als Neuerung, sondern in der Annahme, dafi es 
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sioh bereitfi aus den rGmischeB Becfatsqnellen ergebe. Ab^ 
auck die weltüelien Geriehte in ItaJien habén bereits im 
IS. Jahrhondert das Untersncbungsprinzip angenommen. Aller- 
dings sollte e» das Anklageverfahren nicht yerdrftngen, es soUte 
aber alluberall einsetzen, wo kein Anklftger auftritt oder ein 
flokher die Anklage grundlos verzSgert. In diesem Standé 
flnd^i wir die Sache anch noch in dem grófién Gesetzbuche 
EaÍBerEarlV., in der peinlichen Halsgerichtsordnnng, der Carolina 
(obea 8. 225). Da aber die BoUe des Ankl&gers keine beneidens- 
werte war nnd schwere Pflichten auferlegte, so ist es begreif- 
lich, dafi das Ankiageverfahren mehr nnd mehr verschwand 
nnd das Untersnchnngsverfahren in Wirklichkeit die Begel 
bildete. Das Wesen des Untersnchungsprinzíps (S. 180) aber be- 
steht darín, dafi der Prozefi überhanpt kein Parteiprozefi ist : es 
gibt weder einen Kl&ger noch einen Beklagten ; der Prozefi kann 
ohne Elage beginnen, nnd es ist niemand da, der als Eláger 
einen entscheidenden Einflnfi anf den Prozefi hSLtte oder gar 
über ihn verfügen könnte : der Eichter darf von sich ans den Pro- 
zefi erregen, er fúhrt ihn za Ende, ganz nach seinem Sinne, 
ohne sich an die Antrftge eines Anklftgers zn kehren. Es be- 
steht hier alsó kein Streit zwíschen zwei Partéién, sondern es 
besteht ein Yerhftltnis zwischen dem Staat nnd dem Beschnl- 
digten, wobei der Bichter die Verpflichtnng hat, alles vorzn- 
kehren, was er far nőtig erachtet, damit der Prozefi znm rechten 
Ziele gelangt, damit alsó gerechtermafien festgesetzt wird, ob der 
Staat im einzelnen Falle das Becht hat, zu strafen, oder nicht. 

§ 106. 

Die Art der Durchführung des Untersnchungsverfahrens hat 
aber mit der Zeit eine Beihe von Mifistanden hervorgernfen. 
Eine solche weitgehende vielseitige Aufgabe, die, von aller 
Parteilichkeit fern, die Sache nach der einen nnd nach der 
anderen Seite hin vollstandig erforscht nnd Licht nnd Schatten 
gleichmafiig yerteilt, setzt einen idealen Bichter vorans, nnd 
solche hat es selten gégében. Insbesondere zeigte es sich, dafi 
der den Spuren nnd den Anzeichen der Schuld nachgehende 
Bichter durchaus nicht immer die Unbefangenheit hat, nm die 
Sache anch nach der anderen Seite hin zn priifen nnd die Grilnde, 
welche gegen die Schnld sprechen, in allséitiger, vornrteilsloser 
Weise zu berücksichtigen. Ans dem Bichter wnrde nicht selten 
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ein Ankláger, der gegen allé Yerteidigungsiníttel blind war tind 
die Verteidigung fúr einen unnötigen Ballast hielt, oder för et- 
was, das nur dahin abziele, die Sachlage zu trüben und den 
Weg des Bechts zu hemmen. Hiergegen balf es auch nicht, 
wenn besondere Verteidiger auftraten, denn sie konnten die ein* 
seitige Voreingenommenheit des Kichters, die doch recht mensch- 
lich und entschuldbar war, nicht heben. Die Abhilfe konnte 
nnr darin gefunden werden, dafi man dem Bichter die Aufgabe 
der Aufsuclmng der Verbrechensanzeigen und Belastungsmomente 
abnahm und diese Tá^tigkeit in andere fiánde legte. 

Schon lángst hatte sich in Frankreich eine Einrichtnng 
aufgetan, die bestimmt war, hier Abhilfe zu schafien und diese 
Lücke auszufullen: die Staatsanwaltschaft. Ursprünglich 
hatte das Institut der „procureurs^^ eine ganz andere Bedeutung: 
sie waren Finanzbeamte und hatten als solche dafiir zu sorgen, 
dafi die Gefálle richtig eingingen; zu den wichtigsten Staats- 
einnahmen aber gehörten die Einnahmen der Gerichte, und ins- 
besondere der Strafgerichte (8. 160) : denn Geldstrafen waren über- 
aus háufig, und háufig und sehr beüebt waren auch die Konflska- 
tionen. Der procureur hatte nun dafiir zu sorgen, dafi auch diese 
Einnahmen dem Eönig nicht vorent haltén blieben; man betrach- 
tete es daher als seine Aufgabe, die Vergehungen aufzuspüren, 
sie zur Anzeige zu bringen und es dadurch zu ermögUchen, 
dafi das Gericht, in Entscheidung der Sache, Geldstrafe oder 
Eonfiskation aussprechen und der Kasse des Eönigs zuwenden 
könne; und dies galt um so mehr, als es sich darum handelte, 
zu verhüten, dafi das Königsgericht von den Gerichten der Landes- 
herrn überholt werde: denn es war ein allgemeiner Satz, dafi, 
wo die Sache zuerst anhangig war, sie auch durchgeführt werden 
soUte. So wurde der procureur zu einem werktátigen Organ 
des Strafprozesses, seine Aufgabe ward nun vor allém, den Voll- 
zug der Strafen zu betreiben und sodann dem Gericht die An- 
regung und das Matériái zu gebén, um den Verbrecher zu ver- 
folgen und ihn zur Bestrafung zu bringen, Das tat er auch 
dann, wenn es sich um körperliche oder Lebensstrafen handelte, 
schon desbalb, weil die Lebensstrafe vielfach mit Vermögens- 
einziehung verbunden war. Er behielt den Namen procureur 
bei, man spricht auch im gesamten vom ministére public. 

Dieses Institut ist nun in das Becht anderer L&nder über- 
gegangen: es findet sich in den romanischen Landem, es findet 
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sich in Schottland (Lord Advocate, Procurators fiscal und derén 
substitute), es findet sich in den Vereinigten Staaten; es findet 
sich nicht in England, wo es zwar einen Attorney generál und 
eín General Solicitor gibt, die aber nur ausnahmsweise bei Staats- 
delikten auftreten, sodann seit 1879 (und 1884) einen Director 
of public prosecutions, der in Fállen besonderer Wichtigkeit 
einschreiten soU; dagegen ist es seit der Reform des deutschen 
Strafprozesses in Deutschland eingefiihrt worden und ist deutschen 
Rechtens. Hiervon gilt folgendes: der Staatsanwalt hat die Ver- 
brechen auszuforschen, das Matéria! zu sammeln, es dem Ge- 
richte vorzulegen und spáter die Strafe zu betreiben ; daher hat 
der Richter nicht mehr den Vergehungen und den Beweismitteln 
nachzuspahen undkann daher eher seine unparteiliche, nach beiden 
Seiten hin gleichmaűig gerechte Aufgabe erfüllen. Vgl. auch S. 250. 
Der Staatsanwalt tritt áuBerlich als Antragsteller hervor; 
er hat den AnstoB zur Strafverfolgung zu gebén ; ohne ihn findet 
ein StrafprozeB nicht statt. Das erweckt den Anschein, als ob 
er in der Tat Kláger wáre und der Angeschuldigte der Beklagte, 
als ob man somit den seiner Zeit aufgegebenen Anklageprozefi 
wieder erweckt hátte. Das nehmeü viele an, und viele vertreten 
die Meinung, daő wir heutzutage wieder den Anklageprozeű und 
damit den Parteiprozeő hatten. Alléin dies ist nur Schein : der 
Staatsanwalt ist nicht Kláger ; er hat den Ansto£ zu gebén, aber 
er hat (bei uns wenigstens) den ProzeB nicht in Hánden, er 
kann nicht mehr auf die Klage verzichten, und der Richter ist 
berechtigt, in der Erkennung der Strafe über seine Antrage 
hinauszugehen ; noch mehr: der Staatsanwalt ist durch unsere 
StrafprozeBordnung verpflichtet, nicht nur für die Feststellung 
der belastendeUy sondem auch fiir die Feststellung der ent- 
lastenden Punkte tatig zu sein, und er würde seine. Pflicht schwer 
verfehlen, wenn er von einer Festsetzung derjenigen Umstánde 
absehen würde, welche fiir den Beschuldigten sprechen und ihm 
entweder Straflosigkeit oder doch miidere Strafe eintragen können; 
ja, der Staatsanwalt kann, wenn er das Urteil ungerecht findet, 
auch zugunsten des Angeklagten die Rechtsmittel ergreifen! 
AUes dies ist mit einer AnklágerroUe nicht vertráglich; und 
wenn man die groflen Nachteile des ehemaligen Anklagepro- 
zesses betrachtet, so möchte man es sehr seltsam finden, wenn 
wir von den Errungenschaften des Untersuchungsverfahrens 
wieder auf den AnklageprozeB zurückgekommen wáren. 

Koliler, Einítihniiig in die RechtswíBsenscliaft. 3. Anfl. 17 
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Der StaatsaDwalt ist vielmehr Gehilfe des Richters, der, wie 
d^ Richter, nach einer gewissea Unparteílichkeit streben soU, 
aber das Hauptgewicht seiner T3.tigkeit aaf die Erforscliiuig 
der Schnldmomente zu legén hat : denn in dieser Beziehang soU 
er den Richter entlasten nnd die Auíjgabe des Richters wesentlich 
erleichtern. 

Daher ist der Prozefi bei uns UntersuchungsprozeB geblieben ; 
dieser Untersnchungsprozefi aber hat we^entliche ümgestaltnngen 
erfahren. 

Der Staatsanwalt ist Diener der Gterechtigkeit ; der Grerech- 
tigkeit entspricht es aber nicht^ dafi alles und jedes, was straf- 
bares geschieht, auch ge§traft wird, die Gerechtigkeit hat nur 
dann ihr Schwert zu schwingen, wo dies im Interessé des Volks- 
tums und der Kultur erforderlich ist. Darum ist nichts irriger^ 
als das in Deutschland geltende Legalitátssystem, wonach der 
Staatsanwalt verpflichtet ist, überall, wo er von einer straf- 
baren Handlung überzeugt ist oder doch die Durchfuhrung einer 
Anklage fiir aussichtsvoU erachtet, Anklage zu erheben, und 
zwar in der Art, dafi er sogar Zuchthaus zu gewSrtigen hat^ 
wenn er in solchem Fali die Anklage unterláBt. Glücklicher^ 
weise steht der letzte Satz nur auf dem Papier und die Schárfe 
des Prinzips wird einigermaflen dadurch gemildert, dafi die vor- 
gesetzte Behörde (das Justizministerium — das Reichsjustizamt) 
dem Staatsanwalt bindende Befehle erteilen kann. Aber das> 
ganze Prinzip ist unrichtig und führt zu einer ungeheuren Be- 
drángung des Publikums, zur Überlastung der Gerichte und za 
zahllosen Kleinlichkeiten und Verkehrtheiten. Für den Fali, dafi 
ein Verletzter den Schutz des Staatsanwalts nicht findet, ist in 
einigen Lándern (Österreich, Schottland) die Privatverfolgung 
gestattet, bei uns kann der Verletzte das Oberlandsgericht an- 
rufen, und wenn dieses erklart, dafi verfolgt werden soll, so mufl^ 
dem der Staatsanwalt entsprechen. 

§ 107. 

Das ehemalige Verfahren ging davon aus, dafi der Richter 
das unbeschrankte Recht habé, soviel als möglich allé Mittel 
der Wahrheitserforschung in Gang zu setzen; er konnte 
sich hierbei insbesondere auch der Persönlichkeit desBeschuldigten 
selber bedienen, er konnte ihn zwingen, zu sprechen und sdne 
Schuld zu bekennen. Mit anderen Worten, das ehemalige Ver- 
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fahren opferte die Persönlicfakeit des Beschaldigten yollkiommeii 
den Zwecken des Strafprozesses anf und griff ohne Schranke mid 
Vorbehalt in sein indiyidaelles Lében , in seine persönlichen 
Bechte ein; er wurde kanm mehr als Eigenwesen betrachtet^ 
er galt nnr noch als Mittel, um der Wahrheitserforschung 
dienlicfa zu sein. 

Das Haaptmittel der Wahrheitserforschung war die F o 1 1 e r. 
Ihre Geschichte reicht in das rőmische Eecht zurück, wo sie zu- 
erst als Wahrheitserforschungsmittel gegen Sklaven , spftter aber 
auch gegen freie Personen gebraucht wurde. Unter den B5mem 
blieb sie auch nach der Langobardischen Erobenmg in Italien be* 
stehen. Als nun das germanische Becht mit seinen ursprünglichen 
Beweismitteln : dem Gottesurteil, dem Zweikampf und dem £id 
nicht mehr auskam, und als namentlich der gerichtliche Zwei- 
kampf aufhörte, da griff man zu dieser römischen Einrichtung. 
Zuerst wurden nur Menschen niederen Banges uud schlechter 
Lebensf&hrung, wie Bettler und Landstreicher, gefoltert, spáter 
aba: auch andere Personen im Falle eines dringenden Ver- 
dachtes; und so hat sich in Italien — nicht einstimmig, aber 
doch vorherrschend — der Satz entwickelt: im Falle dringender 
Verdáchtigkeit kann man jeden foltern, um ihn zum Gest&ndnis 
zu nötigen ; aber erst, wenn er gesteht, kann man ihn verurteüen ; 
von dem Gestandnis sollte man nur dann absehen können, wenn 
mindestens zwei Zeugen die Tat bestatigten. 

Dieses Verfahren mag uns nach manchen Bichtungen hin be* 
fremden. Man wird fragen, warum man denn, abgesehen vom 
Falle des Zweizeugenbeweises, ein Gestandnis verlangte und eine 
Füllé von Verdachtsgründen nicht zur Verurteilung hinreichend 
erachtete. Alléin man muS wohl berücksichtigen , da£ jener 
Periode ein Verurteüen nach Verdachtsgründen femlag. Das 
üngewisse und Trügerische des sogenannten Indizienbeweises und 
die übergroBe Verantwortung, welche er auferlegt, hielten j^ie 
Zeit zurück ; sie scheute sich vor einer Verurteilung auf blofie An^ 
zeichen hin, und so erkiárt es sich, dafi man auf der Notwendigkeit 
des Gesttodnisses beharrte. 

Sodann mu6 es uns als unglaublich erscheinen, da£ man iem 

Gestandnis auf der Folter überhaupt Wert beimafi, da ja das 

Wesen und die beweisende Kraft des Gestandnisses gerade darín 

liegt, daB jemand freiwillig eine Sache zugibt, so daB der wahre 

Schuldbeweis das Schuldbewufitsein ist, und das Gest&ndnis uns 

17* 
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eben in die Tiefen der bedrangten Seele blicken la£t ; das ist na- 
türlich anders, wenn das Gestöndnis erzwnugen wird und jemand 
nur Anssagen macht, um die Qnalen, die er erieidet, zn mildem 
oder zu beendigen. Indes mufi doch folgendes berncksichtigt 
werden: viele Menschen und namentlich Verbrecher sind sehr 
hart in ihrer Verstocktheit und haltén nicht nur selbst mit ihrem 
Schuldbewufitsein zurück, sondem scheuen sich namentlich davor, 
die Mittftter anzugeben ; diese psychologischen Hemmnisse werden 
bei solchen Natúrén hSlufig durch irgend ein ftufierliches Zwangs- 
mittel beseitigt. Sodann mufi man berücksichtigen , dafi die 
Folteraussagen nicht auf ein blofies Ja oder Nein gingen, sondem 
auf eine umstándliche, ins einzelne dringende Erz3.hlung des Sach- 
yerhaltes: diese Erzáhlung aber konnte nachgeprüft und ihre 
Glaubwürdigkeit erforscht werden. Hiernach ist die Folter zwar 
unter all^n ümstanden zu verwerfen, sie war aber nicht so un- 
sinnig und kopflos, wie dies die Aufklarungszeit yielfach be- 
hauptet hat, und nur so ist es zu erkláren, wie höchst yerstandige 
Mánner. wie Schwarzenberg, der Verf asser der Bambergensis, ^) 
aus welcher die Carolina grofienteils genommen ist, sie als ein 
selbstverstandlíches und unentbehrliches Institut behandelten. So 
hat denn auch die Carolina die italienische Lehre von der Folter 
zum Ausdruck gebracht, schárft aber dem Richter gründlich ein, 
dafi er nur dann foltem dürfe, wenn sehr starke Yerdachtsgründe 
vorhanden seien, so dafi in sehr vielen Falién, wo ehedem ge- 
foltert wurde, heutzutage ohne weiteres schon auf die Verdachts- 
gründe hin ein verurteilendes Erkenntnis ergehen würde, z. B. 
wenn nur ein, aber ein durchaus glaubwürdiger Zeuge die Tat als 
mit eigenen Augen wahrgenommen bekundet. 

In der zweiten Hálfte des 18. Jahrhunderts hat man auf 
Grund einer neuen Welt- und Lebensanschauung die Folter 
máchtig bekámpft; es war das die bereits (S. 219) erwáhnte 
Aufklarungszeit, die hervorgerufen wurde teils durch natur-^ 
rechtliche Studien, teils durch eine übergroBe Steigerung des 
Gemütslebens. Friedrich der GroBe trat schon im Anfang seiner 
Regierung der Folter entgegen, alléin er hatte das Volks- 
bewufitsein vöUig gegen sich. In Österreich wurde sie durch 
Joseph n. aufgehoben, in anderen Staaten dauerte sie bis Anfang 
des 19. Jahrhunderts. Diese neue Richtung war um so mehr 



^) Bamberger Halsgerichtsordnaiig t. 1507. 
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gerechtfertigt, als der Gebrauch der Folter, ganz gegen den 
Sinn der Carolina, zum schweren Mifibrauch geworden war, und 
insbesondere hatte der Wahnsinn der Hexenprozesse sich 
ohne díeses Instítut níemals auch nor annS.hemd in so heftiger 
Weíse entwickeln können. Mit der Voraussetznng des dringenden 
Verdachtes wurde es eben vielfach sehr leicht genommen, und 
insbesondere reichten einige Absonderlichkeiten am Körper, in 
der Lebensweise, in den Leistnngen, im ümgang mit den 
Menschen aus, um jemanden in den Verdacht der Hexerei zu 
bringen, — genügend, um die Folter auf ihn anzuwenden. 

§ 108. 

Heutzutage habén wir etwas derartiges nicht mehr; im 
Gegenteil, es ist jetzt einer der Hauptgrundsátze des Straf- 
prozesses, dafi niemand verpflichtet ist, sich selbst zu beschuldigen 
oder auch nur gegen sich selbst Angaben zu machen, und der 
Richter, der Zwangsmittel anwenden wűrde, um den Beschuldigten 
zur Aussage oder zu einer bestimmten Aussage zu nötigen, hatte 
Zuchthausstrafe zu gewSLrtigen. Es ist auch völlig unzulássig, 
dem Beschuldigten Freiheit von Verhaftung oder miidere Strafe 
in Aussicht zu stellen, wenn er gesteht: alles dies sind un- 
zulássige Einwirkungen. 

Dieses Prinzip hat sich entwickelt aus der Aufhebung der 
Folter, es hat sich entwickelt, als man die Menschenrechte des 
Angeschuldigten erkannte und einsah, dafi es ein übergrofier 
Ein^ff in die Persönlichkeit wáre, ihn zum Zeugnis gegen sich 
selbst zu nötigen. Dieser Übergang wurde wesentlich gefördert 
durch das Beispiel eines Staates, der in dieser Hinsicht eine 
ganz selbstándige Entwicklung genommen und insbesondere die 
Folter in unserer Weise kaum gekannt hatte: England. In 
England hatte der Prozefi eine eigenartige Bildung gezeitigt, 
das Institut der Geschworenen. Diese waren urspriinglich 
Leute aus der Nachbarschaft, die den Angeklagten, seine Lebens- 
weise und seine Verhftltnisse genau kannten und sich auf Grund 
ihrer TJberzeugung dahin auszusprechen hatten, ob sie ihn fiir 
i schuldig hielten oder nicht. Das war ein sehr wichtiger und 

fruchtbarer Gedanke : denn die abstrakten Verdachtsgründe des 
Richters, der zum erstenmal mit dem Angeklagten zusammen- 
kommt, sind natürlich viel trügerischer und weniger durch- 
schlagend, als die konkrété Annahme von Leuten, die in die 
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Seele des Angeschnldigten zu blicken pflegen. Allerdings hat 
sich dieses Geschworenen-Institnt sp&ter wesentlich verándert: 
die Geschworenen, die frtther Verdachtszeugen waren, wurden 
spáter zQ Bichtern: sie sprachen Recht auf Grund einer Tor 
ihnen stattgefandenen Beweiserhebang, und es war dann nicht 
mehr nötig, da£ sie Lente ans der Nachbarschaft waren — im 
Gegenteil, die Nachbarschaft wáre jetzt eher hemmend als 
förderlicb gewesen, sie hátte sie in der Unbefangenheit der 
Beurteilung der vor ihnen erhobenen Gerichtsbeweise gestört 
Aber immerhin hat diese ganze eigenartíge Bildong das epglische 
Recht von der Folter verschont und dadurch dem Festland ein 
leuchtendes Beispiel gégében, das in dem Augenblick, als man der 
Folter iiberdrtissig war, máchtig zur Nacheiferung reizen muBte. 

Mit dem Folterzwang sind bei uns auch allé anderen Mittel 
veraltet, durch die man den Angeklagten als Beweis gegen sich 
selber benutzte. Es kommt zwar heutzutage noch vor, daiS man 
durch Überraschung, Gemütsbewegungen, táuschendes Vorgeben 
auf ihn einwirken und ihn zum Gestándnis — seelisch zwar nicht 
zwingen, aber doch be wegen will ; auch das kommt vor, dafi man 
ihn etwa durch einen Mitgef angenen aushorcht, und ahnliches. Aber 
allé diese Mittel sind dem Geiste des heutigen Strafprozesses zu- 
wider und werden hoffentlich in Bálde aus dem Gebrauch ver- 
schwinden; sie sind der Gegensatz zu dem fair trial, den man 
dem Beschuldigten zu bérelten hat und auf den man in Eugland 
und Schottland mit Recht stolz ist. An Stelle des peinlichen 
Inquirierens des Angeklagten sagt in England und Schottland 
der Richter zum Angeklagten : Sie sind nicht verpflichtet, irgend 
etwas anzugeben, Sie habén es nur zu tun, wenn Sie es woUen 

wenn Sie einen Zeugen angeben woUen, so tun Sie es; 

und in der englischen Criminal Evidence Act 1898 ist ausdrücklich 
gesagt, dafi die mangelnde Auskunftserteilung von Seiten 
des Angeklagten in keiner Weise als Argument gegen ihn ver- 
wendet werden darf. Auf dem Festland sind wir leider noch 
weit von einem solchen, alléin der Menschenwürde entsprechenden 
System entfemt, und sehr háufig ist die Behandlung des Ange- 
klagten von Seiten des Untersuchungsrichters oder des Vorsitzen- 
den nichts anderes als ein geistiges tormentum, um ihm das Ge- 
stándnis zu entlocken oder zu entreiBen. 

Allerdings kann der StrafprozeB gewisser Eingriffe in die 
Persönlichkeit des Beschuldigten nicht gánzlich entbehren; alléin 
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diese Eiagriffe sind mehr negativer Art : man zwingt ihn nicht, 
gegen sich selbst Beweis zu gebén, man hemmt ihn nur, der Straf- 
yerMgung entgegenznwirken : er braucht die Strafverfolgang nicht 
zu fördern, alléin man yerhindert ihn, sie zn durchkrenzen. 

Solche Hittel sind 1. die vorl&nfige Festnahme und 
die Verhaftung; sie habén bald zum Zweck, die Persőnlich- 
keit des Beschuldigten festzusetzen, bald sollen sie Eollusionen 
hindern, d. h. es yereiteln, dafi der Bescholdigte die Spuren des 
Yergehens tilgt oder durch Einwirkung auf die Zeugen ein fal- 
sches Ergebnis herbeiführt (EoUusionsverhaft) ; oder aber es soll 
dadnrch seine Flucht gehindert, es soll dadupch ermöglicht werden, 
den StrafprozeB zu Ende zu führen (was ohne Anwesenheit des 
Angeschuldigten gewöhnlich nicht geschehen könnte) und die Strafe 
zu Yollziehen. 

Ein ferneres Mittel ist 2. die Durchsuchung derPerson 
und ihrer S&umlichkeiten, nm auf solche Weise Spuren des Ver- 
brechens zu flnden, und dies möglichst zu einer Zeit, wo ^der Be- 
schuldigte sie noch nicht vollstándig zu tilgen vermochte. 

Ein drittes Mittel ist die B e s c h 1 a g n a h m e , die darin be- 
steht, da£ man Gegenstánde, die mit der Vergehung zusammen- 
hángen, auch gegen den Willen des Besitzers, zu Geriohtshanden 
nimmt. Eine besondere Art der Beschlagnahme ist der Beschlag 
der Eorrespondenz, indem Briefe und Telegramme und andere Post- 
sachen b ei der Postbehör de f estgehalten, dem Beschuldigten entzogen 
und vor den Richter gebracht werden, und zwar sowohl Korre- 
spondenzen, die an ihn eingehen, als auch solche, yon denen man 
annimmt, dafi sie yon ihm herrühren oder f&r ihn bestimmt sind. 

Eine notwendige Folge des Aufgebens des altén Systemes 
war es, dafi man das Gestándnisprinzip yerliefl, daft man dem 
Richter gestattete, auf Verdachtsgrttnde hin zu yerurteilen, 
yorausgesetzt, dafi eben die Verdachtsgründe schwer, schlüssig und 
unzweideutig sind. Auch in dieser Beziehung ist man dem Muster 
Englands gefolgt, wo die Geschworenengerichte lángst auf Grund 
des Verdachtes ohne jedes Gestandnis zu yerurteilen in der Lage 
waren. In England hat sich dies allmáhlich in der eben (S. 261) be- 
zeichneten Weise entwickelt, indem die Nachbarschaftszeugen zu 
Richtem wurden. Als man dieses Beispiel Englands yor Augen 
batte, wagte man, den Sohritt zo tun, und so hat man allgemein 
auch auf dem Festland eine Verurteilung nach sogenannten In- 
dizien gestattet. Dabei nahm man aua England auch nooh das 
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Geschworenen-Institutmitherüberrdaswareinegeschicht- 
liche Notwendigkeit, weil die Berufsrichter sonst kaum in der 
Lage gewesen wáren, sich sobald von dem eingelemten entgegen- 
gesetzten System zu befreien. 

Das Institut der Geschworenen aber habén wír auch dann 
noch beibehalten, als der Umschwnng in dem Verfahrens- 
system sich lángst vollzogen hatte, wir habén es auch heutzntage 
noch, und es wáre nícht angezeigt, es anfzuheben; denn, soviel 
Bedenken sich auch gegen das Prinzip der Aburteilnng durch 
bloBe Laienrichter vorbringen lassen, so ist doch das Eine sehr 
wesentlich: es ist stets von Vorteil, wenn nicht bloB Berufs- 
richter in Strafsachen erkennen, welche durch die vielseitige Be- 
sch9.ftigung mit Freveltaten und den standigen Zusammenstofi 
mit wenig ehrenhaften Elementen notwendig eine ganz bestimmte 
Menschheitsauffassung erwerben, die ihnen manchmal den Blíck 
zu trüben verraag. *) Das Vorteilhafteste wáre, ein entsprechendes 
Zusammenwirken zwischen Laien und Berufsrichtern zu erzielen ; 
dies hat man in unseren Schöffengerichten versucht: in 
kleineren Angelegenheiten urteilt der Amtsrichter mitzwei Schöffen. 
Dieses Institut hat Vorzüge, aber es leidet an dem Gebrechen, 
dafi der Laienrichter hier nicht so sehr wie im Geschworenen- 
gericht zum selbstándigen Nachdenken über die Sache gezwungen 
wird, sondern sich háufig mehr oder minder auf den Berufs- 
richter verláBt. 

Sehr seltsam ist es nnn immerhin, daB wir die Laienrichter 
nur in den kleinen und wiederum in den schwersten Strafsachen 

— in den kleinen als Schöffen, in den groJSen als Geschworene 

— zuziehen, in den mittleren Strafsachen aber (Straíkammer- 
sachen) nur Berufsrichter. Alléin unser ganzes System des 
Strafprozesses leidet noch an einer gewissen ünfertigkeit, und 
es mu6 der Zukunft überlassen werden, es weiter auszubauen, 
namentlich auch mit Eücksicht auf die Frage der Berufung, von 
der noch im folgenden (S. 268 f.) zu sprechen sein wird. 

§ 109. 

Aus dem altén Bech te hat man dasjenige festgehalten, was 
man die Offizialmaxime nennt; sie hángt zusammen mit 
dem ganzen üntersuchangsverfahren : da es keine Partéién gibt, 

^) Gegen die Bestrebnngen, welche anf die Anfhebnng des Schwnrge- 
richts abzielen, ygl. Modemé Eechtsprobleme S. 79. 
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so hat der Eichter von sich aus^ soweít nicht der Staatsanwalt 
ihm das Matériái bietet, die Umstande der Tat zu prüfen und 
Zeugen zu verhören; er tut dies in gleicher Weise um der Be- 
lastung wie um der Entlastung willen. Dies ist um so wichtiger, 
als man sich heutzutage im Strafprozefi auf das Gestándnis des 
Angeklagten nicht veriáfit; denn man nimmt an, da£ das Ge- 
stándnis möglicherweise andere Gründe als das Schuldbewu£tsein 
hat, z. B. die Absicht ^ einen anderen zu decken oder einer politischen 
Partei zu dienen. Man yerlangt deswegen, da£ auch im Falle des 
Gestandnisses immer noch Beweise erhoben und die UmstS>nde da- 
ftr und dagegen erörtert werden. Aus demselben Grundé bestimmt 
man heutzutage, dafi gegen einen Nichtanwesenden regelmsLfiig 
nicht zu verfahren ist; denn es fehlen in solchem Falle wesentliche 
Hilfsmittel, welche die AufklM,rung und Beleuchtung der Sache 
herbeiführen können: nur in seltenen Falién, namentlich in 
kleinen Sachen, findet ein Verfahren statt gegen den Aus- 
gebliebenen, und, wenn es sich nur um Vermögensstrafen handelt, 
selbst gegen den Flüchtigen (Abwesenden). Ein Mittel 
allerdings, um den „Abwesenden^ zum Erscheinen zu bríngen, 
ist der Vermögensbeschlag , der durch Gerichtsbeschlufi erfolgt 
und mit der Yeröffentlichung im deutschen Eeichsanzeiger 
zur Geltung kommt. Im römischen und altdeutschen Becht (bis 
zur Carolina) f&hrte der Vermögensbeschlag nach einem Jahr 
zur Vermögenseinziehung; dies hat schon die Carolina 
beseitigt. 

§110. 

Eine groBe Neuerung aber ist das Prinzip derMündlich- 
keit und Unmittelbarkeit. Beidé Prinzipien h&ngen mit 
dem Geschworenengerichte zusammen, sind aber von da auf allé 
anderen Gerichte übertragen worden. Die Mündlichkeit besteht 
darin, da£ die Entscheidung nur gefailt werden soU auf Grund 
einer sogenannten mündlichen Verhandlung, in welcher alles zur 
Entscheidung Dienliche mündlich vorgetragen wird ; auch etwaige 
Aktenstücke, Protokolle usw. sind zu vertesen. Nur auf solche 
Weisé ist bei den Geschworenen auszukommen; aber auch bei 
anderen Bichtem wird dadurch die Sache wesentlich gefördert, 
denn der mündliche Eindruck ist yiel Mscher und máchtiger, als 
wenn der Richter auf Grund der Lektűré der Aktén zu ent- 
sebeiden hat. Noch viel wichtiger ist die Unmittelbarkeit 
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des Verfahrens : die Beweismittel soUen dem entscheidenden Bichter 
ttieht durch Vermittlang, sondern ohne weiteres zokommen ; ina- 
besondere soUen die Zengen nnmittelbar vor dengenigen ver-t 
uommen werden, der ttber Schuld oder Unschnld zu befinden bat. 
Dies ist offenbar ein anfierordentlich empfehlenswertes System, 
deiiii auf solche Weise kommt die ganze Persőnlichkeit des Zengen 
zor Geltnng, und man hat das Mittel, durch ernstliches Befragen, 
durch Gegeutiberstellungen usw. ein möglichst sicheres Ergebnis 
zu erzielen. AUerdings ist dieses Prinzip nicht immer dnrch-r 
führbar; so müssen vielfach Zeugen, die wegen Erankheit oder 
wegen Untfemung nicht erscheinen können, kommissariseh 
vemommeu werden : d. h. die Vemehmung muB hier durch einen 
dazu bestimmten Bichter erfolgen, und es wird sodann in der 
Hauptverhandlung das Protokoll darfiber verlesen. Auch der 
Augenschein kaun, sofem es sich um aufierhalb der Gerichts- 
statte befindliche Dinge handelt, nreist nur kommissariseh erfolgen, 
da eine Bereisung durch das ganze Qericht yiel zu umstándlich 
und schwerf&llig wáre und darum nur in ganz besonders wichtigen 
FSllen stattflndet 

Viel weniger Bedeutung hat die früher mit so groBem Eifer 
geforderte Öffentlichkeit des Verfahrens, obgleioh auch diese 
nicht unwichtig ist : durch die Öffentlichkeit kann die Würde der 
Verhandlung gewinnen, namentlich aber kann dem Volk Interessé 
an der Rechtspflege beigebracht werden, wodurch das Ziel er* 
reicht wird, das Volk zum Rechtssinn zu erziehen. 

üm eine ausgiebige Vorbereitung dafiir zu erzielen und um 
dem Schuldlosen die Qualen und Aufregungen der Verhandlung 
zu ersparen, lafit man Ihr in den wichtigeren Sachen eine Vor- 
untersuehung durch einen Untersuchungsrichter vorhergehen, 
worauf das Gericht als beschlieBendes Gericht zu entscheiden 
hat, ob der Fali überhaupt zur mündlichen Verhandlung kommt 
oder ob er eingestellt und der Angeschuldigte auBer Verfolgung 
gesetzt werden soll. In letzterem Fali gilt er zwar nicht als 
völlig freigesprochen , aber er kann nur unter bestimmten 
Voraussetzungen von neuem angegriffen werden. Dieses ganze 
Verfahren krankt an Halbheiten und führt dazu, die Vorteíle 
der mündlichen Verhandlung zu untergraben. Erklart das be- 
schlieBende Gericht durch den Eröffnungsbeschlufi den An- 
geschuldigten als hinreichend verdáchtig, so trítt er bereits mit 
einer levis nóta in den Gerichtsraum, und er wird auch vielfach 
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in der Weise behandelt^ ala ob der Sachverhalt gegen ihn 
sprache. Die Vomntersuchung aber wird meist zn einer főrm- 
lichen Spezialinquisatioo, und der Vorsitzende ist bei der Leitang 
der Yerhandlung stets von Aktenerinnerungen beeintrüchtigt 
Am allerschlimmsten aber ist die Stellung, welehe man 
dem Beschuldigten im Vorverfahren bereitet. Hier, wo er am 
dringendsten des Verteidigers bedarf, gestattet man nach der 
deutschen Straf PO. dem verhafteten Beschuldigten nicht einmal 
den freien Verkehr mit dem Verteidiger, und diesem gestattet 
man den Einblick in die Yoruntersuchungsakten erst nach Schlufi 
der Vomntersuchung ; sonst nur ausnahmsweise , soweit dies 
„ohne Gefahrdung des Untersuchungszweckes geschehen darf** 
(d. h. soweit man einen Rechtsanwalt nicht beargwöhnt, 
durch unzulassige Mittel den Straf^rozefi zu béeintr&chtigen !). 

§ 111. 

Den Geschworenen steht die Beantwortung der Schuld- 
frage alléin zu. Es wáre nun wünschenswert , wenn^ wie 
in England, den Geschworenen ohne weiteres die Sache zur Ent> 
scheidung überlassen würde, wobei der Vorsitzende sie frei und 
ungebunden über die schwierigen Punkte belehren und die 
nötigen Erl§,uterungen beifügen könnte. Das ist bei uns nicht 
der Fali: man hat es fur bedenklich gefunden, daB der Vor* 
sitzende irgendwie in die Überlegung der Geschworenen hinein- 
wirke : selbst das sogenannte Kesiimé des Vorsitzenden ist neuer- 
dings entweder aufgehoben oder auf blofie Bechtsbelehrungen 
beschrankt worden, und der Rechtsstoff muő den Geschworenen 
in fest geschlossener Weise, in bestimmten Fragen überantwortet 
werden — ein verkttnsteltes System, welches auf MiBtrauen und 
Furcht vor Beeinflussung gegründet ist ! Die Fragen sind meist 
Schuld fragen: die Geschworenen habén nicht nur einzelne 
Tatsachen zu beantworten, sondern den Fali nach allén Bichtungen 
hin zu prüfen, um zu erkennen, ob der Angeklagte schuldig ist 
oder nicht; die Stárke der Schuld allerdings brauchen sie nicht 
festzustellen, sofern nicht die Schuld bei einer bestimmten Grades- 
höhe zu einem neuen Verbrechen anwachst ; und es ist eine Aus- 
nahme, dafi sie über die sog. mildernden Umstande zu 
befinden habén, d. h. über solche Umstande, die es dem Bichter 
ermöglichen unter das normálé Strafminimum herunterzugehen : 
über mildernde ümstánde wird eine Nebenfrage gestellt. Die 
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Strafe aber hat lediglich und alléin das Gericht (bestehend aus 
drei Eichtern einschliefilich des Yorsitzenden) zu bestimmen: es 
hat, nachdem díe Schold festgesetzt ist, hanpts&chlích die Stárke- 
grade der Schuld and die sonstigen für die Strafansmessnng er- 
heblichen Momente zu wurdigen und abzuschS^tzen. Blofi pro- 
zessualische Fragen, wie die der Zustandigkeit usw., beantwortet 
das Gericht ebenfalls alléin. 

§112. 

Auch der StrafprozeB hat seine Eechtsmittel : er hat Be- 
rufung und Revision, and beidé sind zwar in vielen Einzel- 
heiten von den áhnlichen Gestalten der ZivilprozeBordnung ver- 
schieden, dagegen im Grundcharakter ihnen gleich. Höchst auf- 
fallend ist es aber, dafi die Gesetzgebung, welche im Zivilprozefi 
die forderliche, segensreiche Kraft der Berufung erkannt hat, diese 
im Strafprozefi fást ganz ausschloB : wir habén nur eine Berufung 
gegen Schöflfengerichte-, bei den anderen Gerichten nur die Revision. 
Das ist ein mifilicher Zustand, der dringend Ánderung erheischt 
und auch wohl unzweifelhaft in den náchsten Jahren seine Ab- 
hilfe finden wird. 

Von gröfiter Bedeutung aber ist im StrafprozeB die W i e d e r - 
aufnahme des Verfahrens, namentlich zugunsten des Ver- 
urteilten. . Es ist ein Gebot der materiellen Gerechtigkeit, daB 
man sich dem formalen Rechte entzieht, wenn nachtraglich, trotz 
der Rechtskraft des ürteils, die Unschuld sicher dargetan werden 
kann. Es hátte keinen Grund, den Verurteilten dem Moloch des 
formalen Rechtes voUstándig aufzuopfem; denn ein solcher Un* 
schuldige leidet doppelt : er leidet unter der Strafe und er leidet 
darunter, daB die Welt ihn, eben wegen des Urteils, flir schuldig 
hált. Diese Wiederaufnahme ist in unserer StrafprozeBordnung 
in der freigebigsten und liberalsten Weise gewáhrt, sie ist ins- 
besondere auch gewáhrt zugunsten des Verstorbenen, so daB auf 
solche Weise die Hinterbliebenen in der Lage sind, die Éhre des 
unschuldig Verurteilten wiederherzustellen. Wie groB das Bedürf- 
nis nach Wiederaufnahme des Verfahrens ist, und wie máchtig 
der Ruf nach ihr im VolksbewuBtsein erklingt, das zeigt das Bei- 
spiel unseres Nachbarstaates, wo vor einigen Jahren ein Wieder- 
aufnahmefall die ganze Nation in die gröBte Aufregung gebracht 
und die Unvollkommenheit der Gesetzgebung es bewirkt hat^ 
daB nicht nur über die Angelegenheit hin Regierungen gestürzt 
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wurden, sondern die ganze Nation in die Gefahr der Entzweiung 
und des inneren Zwiespalts geriet. 

Ein Gebot der Gerechtigkeit ist aber, daB der auf Grund 
der Wiederaufnahme Freigesprochene fiir die verbüBte Strafe 
entschádigt wird ; denn er hat der menschlichen Gesellschaft 
seine Freiheit geopfert und ist daher nicht weniger zu ent- 
schádigen, als wenn er ihr sein Eigentum geopfert hatte. Ein 
gleiches Bedürfnis tritt aber auch hervor, wenn jemand freige- 
sprochen wird, nachdem er in üntersuchungshaft genommen war. 
Diese grundsátzlichen Erfordernisse der Gerechtigkeit hat man 
endlich notdürftig erfüllt, in Deutschland durch Gesetze von 
1898 und 1904! 

§ 113. 
Besondere Arten der Strafverfolgung sind noch die 
polizeiliche Strafverfiigung, gegen welche gerichtliche Entschei- 
dung beantragt werden kann, sodann das Verfahren mittelst 
amtsgerichtlichen Straf befehles , gegen welchen der Einspruch 
möglich ist, und mittelst Strafbescheides der Finanzbehörden, 
gegen welchen ebenfalls gerichtliches Verfahren begehrt werden 
kann — was man alles mit dem Namen Strafman dat zusammen- 
zufassen pflegt. Das Verfahren soll eine zweckmáBige Erledigung 
kleiner Sachen bewirken, hat sich aber nicht bewáhrt und führt 
zu unzahligen mifilichen Belástigungen, denen man sich schlieBlich 
unterwirft, um sich die Mühseligkeit und den Zeitverlust eines 
gerichtlichen Verfahrens zu ersparen ; solches erzeugt — gerade 
in den bestén Kreisen des Publikums — Verbitterungen und Ver- 
stimmungen, die erspart werden könnten. Es ist wirklich nicht 
nötig, durch Eleinlichkeiten den Staat unbeliebt zu machen. 

§ 114. 
Militárpersonen unterliegen einer besonderen milit9;rischen 
S tr afgeri eh tsbar keit, welche nunmehrfürganz Deutschland 
in einer wesentlich dem sonstigen Strafgerichtsverfahren ent- 
Bprechenden Weise geordnet ist. Es findet auch hier ein öflfentr 
Kehes mündliches Verfahren statt vor Kollegialgerichten, und 
zwar, je nach der Bedeutung der Vergehung, vor Standgerichten, 
die mit 3, oder vor Kriegsgerichten, die mit 6 Richtern 
besetzt sind. Dagegen fangiert statt der Staatsanwaltschaft der 
sog. Gerichtsherr, Gerichtsherr der höheren oder Gerichtsherr 
der niederen Gerichtsbarkeit, ein General, Regimentskommandeur 
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etc. Sdne T&tigkeít erschöpft sich aber nicht in staatsanwalt^ 
lichen Funktionen ; er hat, wie die Staatsanwaltschaft, díe ein- 
gehenden Anzeigen zu prüfen, die nötigen Ermittlnngen zu ver- 
anlassen, alléin das ErmitÜangsTerfahren hat eine andere Be*^ 
dentnng als das staatsanwaltische Yonrerfahreii: es ist ier Yor* 
Bütersachang yerwandt und findet statt durch einen rom GerichiS'^ 
herm zu bezeichnenden Geríchtsoffizier bzw. Eriegsgerichtsrat 
(Untersncfaangsfúhrer). Daranfhin hat der Gerichtsherr nicht 
etwa die Entscheidung ftber Eröfflning des Yerfahrens dnem 
Eolleginm zn überlassen, sondem er entscheidet selbst; er aber«- 
nímmt alsó damit die Fnnktion des beschliefienden Gerichts. 
Entschliefit er sich zur Eröffnung, so teilt er die Anklageyer- 
fügung dem Beschuldigten (zugleich mit der Anklageschrift) 
mit, woraní* die Anklage als erhoben gilt und die Sache dem 
^kennenden Gericht zokommt, das auf Befehl des Gerichtsh^rn 
zusammentritt. 

Leider ist die Yerteidigung noch mehr besdiránkt als im 
anSermilitárischen Yerfahren; ganz zu yerwundem ist die Be- 
stimmung, da£ durchaus nicht allé Bechtsanwáite als Yerteidig^ 
zugelassen werden, sondem regelmáfiig nur die von der obersten 
Militarjustizverwaltung ernannten! Und doch ist die Yerteidi- 
gung die Hálfte der StraQustiz! 

Das Bechtsmittelyerfahren zeigt einen wesentlichen Fort- 
schrítt gegenüber dem Strafyerfahren in nichtmilitáríschen Sachen, 
denn stets ist die Berufung statthaft. 8ie geht yom Stand- 
gerícht an das Eriegsgericht, siegeht yom Kriegsgericht 
(L Instanz) an das Oberkriegsgericht, das in der Besetzung 
yon 7 Eichtern entscheidet. Gegen die ürteile des Oberkriegs- 
geríchts gibt es eine Keyision an das Keichsmilitárge- 
richt, bei welcher in der Weise der Keyision nur Yerletzungen 
yon Rechtsnoimen in Betracht kommen und das Urteü, falls 
die Reyision fur begrundet erachtet wird, regelmáfiig dahin er-- 
geht, dafi die Entscheidung des fruheren G^ichts aufgehoben 
und die Sache an die B^ufungsinstanz zuruckyerwiesen wird. 
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C. Völkerrecht. 



1. Allgexneines. 

§ 115. 

Die eínzelnen souverftnen (oder quasisouveranen) Staaten (S. 128) 
stehen sich, wenn sie nicht zu Bnndesstaaten zasammentretőn^ 
!Uia))hSrng:ig gegenüber, und da anch keiiie Instanz vorhanden ist^ 
um im Fali der Zwistigkeiten zu entscheideu, so herrscht an sích 
in ihrem Verháltnis zueinander eine gewisse Anarchie. Jede 
Anarchie aber ist verderblich, und so hat das Kulturbedürfnis 
von selber notwendig dazu geftihrt, gewisse Normen im Ver- 
h&ltnis dieser Staaten zueinander festzusetzen. Diese Normen 
a^nnt man Völkerrecht. Das Völkerrecht ist überstaatlicheö 
Secht, es beruht nicht auf Gesetzgebung, sondem auf der durch 
die Kechtsüberzeugung geleiteten Rechtsübung der Völker, die 
sich im völkerrechtlichen Brauche, namentlich aber in völker- 
rechtlichen Vereinbarungen áuBert ; solche Vereinbarungen wirken 
nicht nur als Vereinbarungen im einzelnen Fali, sondem sie wirken, 
namentlich wenn viele Staaten sich dabei beteiligen, als Áufierungen 
der völkerrechtlichen Empflndung: dies gilt besonders bei den 
sog. ünionen, bei welchen die Mehrzahl der Kulturvölker 
sich zur Erreichung des Einverstándnisses über völkerrechtliche 
Fragen verbinden. Von gröBter Bedeutung sind in dieser Be- 
ziehung die Haager Konventionen, welche, wie zu hoffen ist, zu 
-einem völligen Rechtsbuch des Völkerrechtes führen werden, Die 
erste Haager Friedenskonferenz tagte im Haag v. 18. Mai bis 
29 Juli 1899, hier waren 26 Staaten vertreten (wozu noch ver- 
schiedene Staaten nachtraglich hinzukamen). Hieraus sind 3 
(von den meisten Staaten ratiflzierte) Abkommen hervorgegangen, 
híerzu 3 Deklarationen. Die zweite Konferenz tagte v. 16. Juni 
bis 18. Október 1907. Sie hat eine Reihe von Entwürfen aul- 
gestellt, derén Ratifikation noch zu erwarten ist; in manchen 
Beziehungen ist es leíder bei frommen Wünschen geblieben. 

Auf Behauptungen, welche dem Völkerrecht den Charakter 
des Rechtes bestreiten, braucht nicht eingegangen zu werden ; sié 
b^ruhen auf einem völligen Mifiverst&ndnis des heutigen Bildungs- 
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lebens und auf einer Verkennung der ungeheuren rechtlichen Be- 
deutung der Völkerrechtsgemeinschaft unserer Knlturstaaten. 

§ 116. 

Das Völkerrecht geht vom Territorialrecht der einzelnen 
Staaten aus und von der Staatsangehörigkeit derStaatsgenossen; 
es berührt sich insofern mit dem Staatsrecht. Es geht ferner 
davon aus, dafi díe Staaten als yölkerrechtliche Rechtssubjek- 
tivitat einander gegenüberstehen, alsó nach Völkerrecht rechts- 
fahig, und da sie einander gegenüber handeln müssen, auch ge- 
8chS,ftsfáhig sind. Doch gibt es auch Staaten mit beschrankter 
Bechtsfáhigkeit : dies sind die Staaten, welche zu einem Bundes- 
staat zusammentreten und völkerrechtlich gar nicht oder nur 
teilweise als Rechtstráger behandelt werden ; dasselbe gilt auch 
von Provinzstaaten (oben S. 135, 137). Andererseits können Staaten 
vöUig rechtsfahig, aber in der Geschaftsfáhigkeit beschránkt 
sein : dies sind Staaten, die unter einem Protektorat stehen und 
nur mit Zustimmung des schützenden Staates sich völkerrecht- 
lich betatigen können, z. B. Tunis unter Protektorat von Frank- 
reich. 

Das Staatenterritorium endet im Meer, Der Ozean ist frei 
(maré liberum est), er unterliegt keiner Beherrschung, er gehört 
alsó zu keinem Staatsgebiet. Das ist ein völkerrechtlich ganz 
unentbehrlicher Grundsatz, der seit der Lehre Hugó Groots 
allgemein anerkannt ist, wáhrend vorher gewisse Staaten die 
Herrschaft über ganze Meere beanspruchten. Das schliefit nicht 
aus, 1. da£ über die Benutzung des freien Meeres Vorschriften 
erlassen werden (ganz áhnlich wie solche im Einzelstaatsrecht in 
bezúg auf die öflfentlichen StraBen und Wege erfolgen), alsó poli- 
zeiliche Vorschriften zum Schutze der Schiffahrt (Signalisierung 
usw. — Washingtoner Reglement 1889), zum Schutze der Kábel, 
zum Schutze des Fischfangs und der Fischemetze (Nordseekon- 
vention), und es kann deshalb auch ein Bezeichnungszwang ein- 
gefiihrt werden. Solche Bestimmungen sind überstaatlich und 
beruhen auf Staatsvertrag oder völkerrechtlichem Brauch. 

Dies schliefit ferner nicht aus, 2. dafi das Staatsgebiet und 
die Staatshoheit eine bestimmte Strecke in das Meer hineinreicht; 
denn auf der einen Seite steht eine betrachtliche Strecke an 
der Küste unter der unmittelbaren Herrschaft des Landes, und 
auf der anderen Seite ist es ein dringendes Erfordernis der Siche- 
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rang des Eüstengebietes, da£ feindliche Operatioiien nicht an-» 
mittelbar an die Küste hinanreichen. Wie weit dieses inlto- 
dische Recht reicht, ist verschieden beurteilt worden. In Mhe- 
ren Zeiten brachte man den Gedanken der territorialen Herrschaft 
drastisch dadurch znr Geltung, dafi man sagte, das inl&ndische 
Gebiet erstrecke sich so weit in das Meer hinans, als die Ea-: 
nonen tragen. Das ist aber sehr unsicher, seit die Vervoll- 
kommnung der Geschosse die Schiefiweite mehr und mehr er- 
weitert. Darum ist in neuerer Zeit das System an^ekommen, 
die Ausdehnung des Küstengebietes nach Seemeilen zu bezeich- 
nen nnd eine bestimmte Zahl Seemeilen als die mafigebende 
Ausdehnung zu betrachten — meist 3 Seemeilen, und bei Meer- 
busen beginnt das offene Meer von da an, wo der Busen sich auf 
10 Seemeilen ausdehnt. Die Benutzung der Eüste zum Handel 
(mit Ausnahme des Eüstenhandels, cabotage) ist frei, jedoch an 
die polizeilichen Bestimmungen des Staates gebunden. Die Be- 
nutzung durch Eríegsschiífe ist im Eriegsfall (namentlich mit 
Eücksicht auf die Gebote der Neutralit&t) an Bedingungen ge- 
knlípft(S.291). EtwasBesonderes gilt von denMeerarmen, welcheauf 
beiden Seiten durch denselben Staat begrenzt sind: hier nimmt 
man an, dafi die Befugnisse des Eüstenstaates weiter reichen, 
und dafi dieser Staat insbesondere das Recht hat, das Einfahren 
von Eriegsschiflfen zu verbieten. Doch gibt es hier verschiedene auf 
Völkervertrag beruhende Besonderheiten, namentlich bezüglich der 
Dardanellen und des Bosporus, bezüglich des Suezkanals (1888, 1904), 
des künftigen Panamakanals (England — Vérein. Staaten 1901) u. a. 

Die internationalen d. h. mehrere Staaten durchfliefienden 
schiflfbaren Flüs se wurden vielfach bezüglich der Schiffahrt fur frei 
erklárt, so namentlich im Wiener Eongrefi, und dieses wurde na- 
mentlich bezüglich des Rheins, der Élbe, der Donau, bezüglich 
des Congo und Niger durchgeführt. 

Bei Seen, welche von mehreren Staaten umschlossen sind, z. B. 
dem Bodensee ist eine ahnliche Regelung, wie für das Meer an- 
gemessen, indem ein bestimmtes Seegebiet von der Eüste aus 
territorial, das übrige Gebiet zwar nicht aufierstaatlich, aber 
gemeinsamstaatlich ist für allé üferstaaten, wobei dann Ver- 
gehungen, Gesch&fte, Testamente, Geburts- und Todesfalle auf 
den Schiffen nach dem Rechte behandelt werden, dem das Schiff 
angehört, wáhrend die Fischerei auf diesem Gemeingebiete eine 

Kohler, Einführnng in die Rechtswissenschaft. 3. Auíl. 18 
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íféftieiiisftme Risgelnng erftilrréii niiií ; *) wftiiiiend Heinére Séen^ tik> 
átck der Genffer 8ee Als ki tiér H&lfté geítéiit feltén. 

Ketierdöigs tet atich der Luftraam in FYa^e gf^omnten ; SWát* 
jlünfi der Lnftratim bis zu éiner besti^ÉfitnUeÉ H5he ald Teű de» 
StáátsgiebiiBtes g^Iten (sóweit eine ESnwirkimg denkft^at !)sf^^ 
dátiiber hi"tíaTis aber mnfl Bich der Sati entwickelli, dieifi aör liber est. 
Mán bát 1500 Méter H9bé ángenotnmen. Die Betmtsíimg úm 
Lttffrianitties fttr Funkéntelegra^hie ÍBt (hn Prieden) eriatibt, hh^ 
tűiter polizeilicíher Regelnng des Staatés, deín d^ Luftrafim ztt- 
koiíiint (Monopolisierung, Deufaches Gösete). 

ScMffe gelten als Teile des Stfeatsgebietes, dem síe angehöreny 
Ertegs^chíffe darchaiis, Handelsschiffe mit AnBnah^e des ^áUeé^ 
dáfi sié sióh ín den Eüsténgewftssern aufbalten und Mer in ánsÁ 
Ititeressengebiet dieses Staates eintreten (Englísches Cresetz 1878). 

§117. 

Die Völkerrechtsstellung betfttigt sich nicht nur dürch redits* 
^eschaftlíchen, soüdern aucTi durch díplomatiBchen Verkehr; 
solchen kannte schón das Altertnin : scbon damáls gab és <3te- 
sándte, welche nicht bloB ate Organe, sondem als symbolÍBcbfé 
TVftger des fremden Staates galten nnd daher anf besööderen 
Schntz und besondere Ehrenrechte AnBpíncb machten (z. B. 
zwischen Byzanz und Persien, zwischen Justíniaü und Chosroes). 
lm Mittelalter waren bei den viélen Ansiedlnngen , die untét 
ihrem eigenen Rechte lebten, zunSchst Konsuln tfttig, wetehé 
űie Gerichtsbarkeit ausübten und ftlr ihi^e Landsleute mehr odér 
minder verantwortlich waren (S. 279). Wfthrend die Bedeutuug 
dieser Konsuln sich minderte und sie auf die Wahrung der 
Haüdels- und Seerechtsinteressen beschrankt wurdcfn (als Berufe- 
konsuln oder als Wahlkonsuln) , hat sich seit dem 16. und 1?. 
Jahrh. das System der standigen Gesandten entwickeR 
(Gesandte des Papstes, G^sandte Venedigs, Prankreichs). "welchea 
System jetzt unter Kulturvölkern allgemein ist. Gesandter iát 
der Trager der Staatshoheit im Verkehr mit dem Staate, bei 
dem er akkreditiert wird. Je nach der Bedeutung des Staats- 
Iv^áens habén die Gesandtschafteíi versehiedene RangBtellttitg; 
die Gesandten siiid: Botscháfter. Gesandte, Ministerresid^liteii^ 
Géschaftstr&ger ; ihr Etikettenwesen war früher Gégénstanft 

*) Emstweilen beatében nur Einzelvertráge 1867 (Scbifíabrt), 187Í (Ötandes- 
amtsyerb&ltnisse), 1893 (Fiscberei). 
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mdlosen 8treit«s, der im Wiener KongreB y. 19. M&rz 1815 
Md m Aad>eii«r Pk*otokoll 21. November 1816 beglicben woiden 
i8t In jeder ElMi^ entBclieidet die ÁQcseBBitftt, die nadi dem 
Tn^e datiert, an weldiem die E^ennung des <3^ftfiLdteii diem íBb|h 
ftttigSi^aate befcaimt gyében wopdeni«t; dte Tenrandtschaft der 
ffffife nnd a&d^*es sell keioen ESnflui mdkr auBüben. 

flier ist sQcb oech das Perso&alitatef^tiarip asfrechterbalteii; 
die Ghesandten srtehen mit ihr^ Familie, mt ikrem PerBonal, 
Mit ibrem Archlve, mit dem Gei^iMtsdi&ftshotel aaierhalb 
d^r Staatshobeit dee Eoffpfa]igstaá4;es (erfeerrítoriell) und sind 
8«ímr Gerichtdbark«it mtht unterworfen (aaSer Mr dinglidié 

D^ Gesandte ^rd n€^fiziert, überreic9it sein Begiaubi^ngs- 
sdireiben (lettre de créance) beim Staatsoberbsapt (OescbSifts- 
trUgw beim Mi&ister); er rerlrórt sme Stellung dnreh Ab* 
b^atdtiHg, sowie dnrch Abbruch dipkonatiscber Bezieliniig^eii (dami 
werden ihm die Pfosse zu^estellt). Anf die Zeit der Zor und 
Abreise and des dazn notwendigen Anfenthalts wird die Exterri- 
terialitlLt erfftreckt (jus transitns). 

% 118. 

Die Staa^ten können durch Bechtsg^sch&fte in rechtliche 

Beziehnngen zneinander treten, einseitig oder íweiseitig; so vor 

aUem dnrch StaatsT«rtrag. Der Absehlufi wird durdi «inen 

Entwnrf der znm Staaitsvertrag Delegi^ten Torb^eitet ; bindend 

wird er erst dnroh die Eatifikation der Staat8oberhS,upter, 

wetcb^ vielfacb die Znstimmnng des Parlameirtes Torhergehen 

mnfi (sofern es sích um BechiíSbeKiehimgen handelt, die gesetdiob 

nnr mit Hilfe des Parlaments geregelt werden können — 

mneclrmal anch in anderen Fállen). Da der Staatsvertrag enrt 

hi^rmit bindend wird nnd gewi(Mige Gründ« dazwischen 

Öegen können, eo ist die Verweigerung der Ratifikation keine 

ReAtswidrigkeit ; sie i9t nicht einmal ein nnfreundlicher Akt. 

Der Staatsvertrag sdhafft ebenso sebr ein völkerrechtlidies 

^erhaltnis zwischen den beiden Staaten, wie der Privát vertrag 

ein ssivilreobtliohes Yeiiiáltnis zwiscben den Yertragsgenossen 

etmugt, nnd díese Vertragsveiiiőltnisse können wieder der ver- 

séhiedensten Art sein. Mat hat sie insbesondere eingeteilt mit 

Sfidksicht atEf ihren Zweck und Inhait, vor allem aiber kommt 

es darauf an, ihren jnristischen Charakter scharf anseinander 

18* 
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zu balten. Wie die Zivilvertrage schaldrechtlich and 
dinglich seín können^ so gibt es auch Staatsyertrage , die 
znnáchst nnr schnldrechtliche Beziduingen sch&ffen, und solche^ 
welche dem emen Staate mimittelbare Hoheitsrechte im Bereidie 
des anderen gewahren und daher dem dinglichen Yertrs^e an 
die Seite za setzen sind. Die schnldrechtlichen Vertragé können 
wieder die yerschiedensten Gestaltungen annehmen. Sie können 
z. B. als Friedensvertráge die Verbindlichkeit enthalten, ein Oe- 
biet abzntreten, eine Geldsmnme zu bezahlen, sich gewisser 
Handlnngen zn entbalten ; sie können ancb als Jnstizvertrage die 
Verpflicbtnng scbaffen, Yerbrecher ausznlíefem, anslandisdie 
ürtefle anzuerkennen oder den Mitgliedem des einen 8taatei3 
im anderen Gebiete ín üblicher Weise Secht zn sprechen, so 
dafi der Ansl3.nder als Eláger nnd als Beklagter glimpflich 
bebandelt wird, sog. Bechtsschntzvertrágey wie es solche schon 
im altgriechischen Becht in grofier Anzabl gégében hat. Überall 
hier handelt es sich nm völkerrechtliche Verbindlich- 
keit en, die in völkerrechtlicher Weise zu erzwingen sind. 
Auch können diese Verbindlichkeiten durch Pfand gesichert 
werden ; als Pfand kann auch ein dem Oláubiger zur Sicherung 
übergebenes Gebiet gelten. Früher wurden auch Geiseln ge- 
stellt, welche Sicherung aber hier ebenso wie im bürgerlichen 
Recht weggefaUen ist (S. 67, 79). 

Von besonderer Bedeutung sind die Gesellschafts vertragé, 
d. h. diejenigen Vertragé, wonach zwei oder mehrere Staaten 
einander etwas leisten zu dem Zweck, um gemeinschaftliche 
Kulturinteressen zu erreichen ; diese bleiben nicht beim Einzel- 
vertrage stehen, sondem fiihren zu dauernden Eechtsverháltnissen. 
So werden insbesondere die Justizvertráge, auch die Handels- 
vertrage, meist in gesellschaftlicher Weise gestaltet sein ; ebenso 
die Vertragé über die Benutzung eines Stromes, ttber die Lachs- 
fischerei, Eisenbahn-, Lotterievertráge , Vertragé über Justiz- 
gemeinschaft, ZoUvertráge u. a. Leistungen und Gegenleistungen 
können verschieden sein ; wesentlich aber ist, daB sie beidé zur 
Erreichung gemeinschaftlicher Ziele beitragen soUen. Eine 
besondere Einrichtung bilden hier die zwischenstaatlichen 
Kommissionen, welche den Zweck habén, die durch den Vertrag 
betroffenen zwischenstaatlichen Interessen weiter zu fordem. 
Sie stehen nicht unter staatlichem, sondem unter überstaatlichem 
Becht. 
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Um schttldrechtliclie Vertragé zu erfüllen, bedarf es vielfach 
eines Gesetzes, weü der Vertragsstaat in seinem Innem VerhSlt- 
nisse schaffen soU, die nur durch ein Gesetz bewirkt werden 
können. Hier folgt notwendig auf den Staatsvertrag ein ihn er- 
fiillendes Gesetz. Meist aber wird in Fallen, in welchen ein gesetz- 
licher Eingriff in die Eechtsverháltnisse erforderlich ist, um dem 
Staatsvertrag gerecht zu werden, der Staatsvertrag als solcher 
von der Zustimmang des Parlamentes abhangig gemacht ; stimmt 
dann das Parlament zu, so wirkt der Staatsvertrag schon quasi per 
legem; eines Gesetzes bedarf es nur dann, wenn er nicht fest- 
setzt, was im einzelnen gesehehen soll, sondern nur gewisse Leit- 
satze aufstellt, die dann gesetzlich ausgestaltet werden müssen; 
lm ttbrigen gilt für die schuldrechtliclien Vertragé der 
Staaten der Grundsatz des rebus sic stantibus, d. h. sie 
gelten als unter der Voraussetzung abgeschlossen, daiJ bei wesent- 
licher Ánderung der Verháltnisse ein jeder Teil (nicht etwa blofi 
de facto, sondern de jure) zurücktreten kann, insbesondere wenn 
sonst seine Lebensinteressen gefShrdet würden ; denn kein Staat 
darf seine Lebensinteressen für die Zukunft aufgeben : dies wáre 
gegen seine sittliche Pflicht. 

Ein durch Staatsvertrag geschaffenes Recht eines Einzelnen 
steht einem gesetzlichen gleich und kann vom Staate durch einen 
gesetzgeberischen Akt geándert oder aufgehoben werden, aller- 
dings möglicherweise unter Verletzung seiner völkerrechtlichen 
Pflicht: der Einzelne jedoch ist durch das Gesetz gebunden; Frag- 
lich ist es aber, ob ein solcher völkerrechtlicher Titel nicht ein 
überstaatliches Eecht des Einzelnen schafft, so daő dieser in 
seinem Rechte nicht durch ein nachfolgendes staatliohes Gesetz 
angetastet werden kann, daő alsó sein Recht über dem staatlichen 
Gesetze steht und die staatliche Gesetzgebung insofern be- 
schránkt ist. Die Möglichkeit ist nicht abzustreiten ; einstweilen 
ist jedoch im Zweifel anzunehmen, da6 die gesetzgeberische Gewalt 
des Staates durchschlágt ; aber diesem überstaátlichen Recht ge- 
hört die Zukunft (vgl. auch S. 297). i) 

Wie im Zivilrecht, so können auch im Völkerrecht gesell- 
schaftliche Verhaltnisse so konstruiert sein, daB die Verwal- 
tung der Gesellschaftsgescháfte nicht durch die Vertragsgenossen 
selber zu erfolgen hat, dafi vielmehr gewisse Gescháftsführer 



*) Vgl. ZeitBchr. f. Völkerrecht 11 S. 209 f. 
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eniSBiit werden, denea ioi Namen beider Tdle die Verwaltimgs- 
handlnngeB obliegen (S. 276). ICaa hat bier von intematkmaler Ver< 
waltüBg gesproehen : in der Tal handelt es sich oia aidits andeses^ 
als um eine Geseb&ftsfBhmi^ in Namea und im Interessé der 
Yertragsgenossen uad damit der Gemeinfichaft. Es tritt alao 
ein personenreehtlicbes Yerhaltais ein, Umlieh wie bei der 
Stelly ertretnng : der Greschaftsfiíhrer handelt far die in GeseU- 
scbaft verbondenen Geaossen. 

Derartige geseb&ftsfübrende . Organe sind insbesondere er* 
forderlich bei Danerverwaltiingen , wenn die Gemeinschaft aaf 
lange hinaos reicbt und tiefgreifende Interessen beider Staatea 
nmfafit Dies ist namentlieh der Fali bei Staatenbünden, 
die znm Schntz and Tratz oder zur allgemeinen Fördenmg ge- 
meinschaftlicher Interessen geschaffen worden sind. AUerdings bat 
sich díese Form nicht inuner als zntráglich erwiesen und eine fieihe 
von Staatenbünden sind in Bnndesstaaten oder Einheitsstaaten 
iibergegangen, weil die Form des Staatenbnndes nicht mehr dem 
Bedfirfnis einheitlicher Interessenregelnng entsprach. Dentscb- 
land war Staatenbnnd 1815 bis 1866, Schweiz bis 1848, die Ver- 
einigten Staaten 1776 bis 1787, HoUand bis 1704. Hier können 
wie bei Gesellschaften des bürgerlichen Bechts Yertreter auf- 
gestellt werden, welche znr Wahrong der gemeinschaftliehen An- 
gelegenheiten und zur Fördemng der gemeinschaftliehen Be* 
strebnngen beidé Bnndesstaaten vertreten, so dafi diese darán 
gebnnden sind; Yertreter, welche wieder Einzelvertreter odar 
Mehrheitsyertreter seín können nnd dann, wenn keine Ein- 
stimmigkeít znstande kommt, nach Mehrheit entscheiden. So 
anch wenn mit dem Staatenbnnd Realnnion verbanden ist, wie 
bei Österreich-Ungarn (seit 1723 bzw. 1867). 

Anch in kleineren YerhSlltnissen können solche Yertretungen 
vorkommen, auch Yertretnngen blo8 passiver Art, indem eine 
Behörde dazu ermácfatigt wird, Erklamngen entgegenzunehmen, die 
ebenso wirken, wie wenn sie den einzelnen Staaten gemacht worden 
wáren: hier wirkt die Erklarung an die im Yertrag bestimmte 
Behörde unmittelbar gegenüber allén; so z. B. wenn die An- 
meldnng einer Marké oder eines Erfinderrechts bei eiaem 
intemationalen Bnrean die Bedeatung hat, dem Anmelder die 
Priori t&t in allén Yertragsstaaten zn sichem, anch wenn er sich 
noch an keínen dieser Staaten gewendet hat. Es ist dies ebenso, 
wie wenn Je mand ím bürgerlichen Becht bestímmt, dafi Erklárungen 
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aiji irg^d eiae Vertr^tupgsgt^Jle ü^m geg^il|?Jör elieuso g€^^t^l^ 
^oU^n, ^1^ ob si^ ibiq gemach^ wQrdea wareüQ. 

P^ Staatsyoiitrage können aber a^ch qu^$i-d^9glic}\^ 
Eecbte scbafen, d. h. B6cbte, Ipraf^ derén d^iu ^í^eB Sts^a^^ 
ge^se Qebr^^obs- odar Herirscb^tsbefagm^se jib^ das Te:nti- 
^arium desi andereii Staates z^ste^^u ; z. B. w^nn der eine Sts^f^t 
de?a anderen ein Purchzugsrecht durcl^ sein Gebiet gewáhri, 
wenn bf^stlmqit ist, da£ a^f Amaeldimg eines S^at^i(\yalt'(5^ \^ 
a&der^p Staate ein Gaterbe^cbls^g eintritt oder die ICo^kii^s- 
erJ^áriuig ím ei^^o. Staat zn gle^c^er Zeit ^ine i^CoiikurswirkiupLg 
^pa anderen, ^ie Zwangsvo^strec^img im ejii^en Stefit ^ugl^ieh ei^e 
Zwaflgsvolls^reckungswirkmig ira aíiderei^ bprbeifiihren soU. Eá^ 
golf^bes Territorialreobt Uegt ab^r x^an^entlích dann vor, wenn ei^ 
Staat im Gebiete eines ander^JE^ in be^^g a\if eine gew^sse !Pa$s^ 
der Beyplkerung die Gerichtsbarkeit bat; dies ii^t der Fali in 
einer Beibe orientalíscber Gebiete, wp unsere Kiilfurstaat^n i^e 
Ai^gehörigen und ScbufzgenQ3jsen n^cb^ der ^inhexmi$(;heQ ^tM^? 
überant^ortei), soi^idern über m selb^t 4ie Ju^tiz víbe^ ; und zw^f 
4urQh ICoi^suli;^ un^ Kon&ulargerichte (Zivilsachen erledigt 
de^ i^oiisiU alléin oder m\ 2 Beisitzem, Str^fsq^cl^e^ mit; ^ ^4^ 
4 B^iait^ern), in fsveiter Inst^.pz dwch da§ Be^cbsigeficíit. 
Sq a^eh apdere Staaten, welche in verscbiedenpr Weisp fftr 
Berufungsgericbte sorgten, z. B. hat Englp,nd Perufu|igsgericbt^ 
in Konstantinopel ^nd Schanghai, Fraplqröicb in Sí^igon ; \n It^- 
liei^ geht die Perufung an die Gerichtsböfe van Q^nwa uiid A^'• 
cona. 

Die Kpns^Jargerichtsbarlce^t ist eii| A^sfl^ií des Personalitá^s- 
gruiidsatz63 und kam im germanischen Mittela^ter überall ip 
Br§.i|cb, wp sicb Ka^fleute in grőfierer Zahl apsásfsig gei^a.cbt 
l^í^tten. Fest^esetzt wurde sip íjamentilich in de^ Vertfágen ^t 
der Türkéi, den spg. Kapitn^tioi^en (?nerst 153ö Frapz L pnd 
Solimsi'n, dann 174D u. a.); gfo in anderen Stasj^ten des l|[org^- 
}a^deSr Wo imn^er ein 3taat eine Just^z ns^ch Art i)i|serer Staaten 
einfuhrt, pflegt ipan von der KonsulargericMsbarkeit abzusefie?), 
^0 in Japán seit X899, so in Bumanien, SerbieQ u. ^. 

I)ie quasi dinglicbe Wirkung kann so weit gebén, dali 4^r 
eine Staat im Gebiet des andpren eip ly^eitgehendes Benutzungs- 
recht erlangt (vgl. auch S. 286), auch domínium utile genannt; ja, es 
koifimt Yor, dafi Staaten zu deni Zwecke geg|*1indet werden, damit sie i 

\m domínium utile an fremdeip Staatsgebiet ihre Betatigupg i 
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finden. Solche Formen hat es seit altér Zeit gégében, sie finden 
sich auch noch im modemen Becht. Das domínium utile kann 
mit personenrechtlichen Abhangigkéitsverhaitnissen verbtinden 
sein ; dann nimmt die Beziehúng den Charakter eines Lehnsver- 
h&ltnísses an : es entstehen Vasallenstaaten, so früber Schottland 
zn England bis 1603, das preufiische Ordensland 1466 bis 1660 
zn Polen ; und auch noch heutzutage gibt es derartige Zustande, 
iso die Vasallenstaaten der Türkéi (zuletzt Kréta, kaum mehr 
Bulgarien) ; aber auch das Verháltnis von Österreich in Bosnien 
und der Herzegowina ist als dominium utile zu erfassen, nur eben 
ohne vasallenartige Gegenleistung. Im Gebiet des dominium 
utile ist aber der Staat völlig souverán, abgesehen von der 
Möglichkeit, dali er seine völkerrechtliche Gescháftsfahigkeit 
einem. anderen Staate geopfert hat (S. 272). 

Eine besondere Art dinglicher Beziehúng entsteht durch die 
sogenannte Eealunion: diese liegt vor, wenn ein Regierungs- 
haupt des einen Staates kraft der Verfassung notwendig auch das 
Regierungshaupt des anderen Staates sein muB. Das Verháltnis 
steht im Gegensatz zur Personalunion, welche eintritt, wenn 
zufáJligerweise das Haupt des einen Staates auch das Haupt 
des anderen ist : dies kann bei der Republik vorkommen, wie bei 
der Monarchie. Ebenso wie der Vorstand einer Aktiengesellschaft 
zu gleicher Zeit der Vorstand einer anderen sein kann, so kann 
auch der Leiter einer Republik zu gleicher Zeit der Leiter eines 
anderen republikanischen Staates sein; wáhrend allerdings eine Per- 
sonalunion dann nicht vorliegt, wenn ein bloűer Beamter des einen 
Staates zugleich Beamter des anderen ist (Reichskanzler und 
PreuB. Ministerprásident). Noch tiefer greifend ist natürlich die 
Sache, wenn ein Monarch des einen Staates zugleich der Herr- 
scher des anderen ist; denn der Monarch, obgleich er im Namen 
des Staates handelt, handelt doch fúr sich, weil er als geborenes 
Staatshaupt wirkt. Immerhin aber ist eine solche zufallige Ver- 
einigung nicht von zwingender völkerrechtlicher Bedeutung : die 
beiden Staaten sind getrennt, die Person ist das Haupt beider 
Staaten und regeit jeden Staat besonders. Es können hier leicht 
Verhaltnisse eintreten, kraft welcher die Regierung wieder 
getrennt wird, z. B. dadurch, daB der Monarch dem eineú 
Thron entsagt. 

Anders bei der Reál un ion: hier ist das Verháltnis áhn- 
lich wie bei der Fusion einer Aktiengesellschaft mit einer anderen 
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nnter Trennung des Aktienvermögens : solange diese Trennung 
besteht, sind in der Tat zwei GeseUschaften vorhanden, aber es 
ist ein Rechtsgebot, dafi beidé nur unter einer Verwaltung stehen 
können. Ebenso ist es bei der Bealnnion: die beiden Staaten 
sind nnter vollstándiger Trennung ihrer Individualitáten dadurch 
fusioniert, dafi ihre oberste Spitze dieselbe Person sein mufi, 
weshalb auch kein Staat seine Thronfolgeordnung in der Art 
ándem kann, dafi eine Entzweinng stattfindet. 

Beidé Staaten können als Staatenbund miteinander ver- 
bündet sein und so eine völkerrechtliche Einheit darstellen, so- 
dafi sie auch die gleichen völkerrechtlichen Vertreter habén; 
sie können in staatenbundlicher Weise auch sonst gewisse Ein- 
richtungen gemeinsam habén, z. B. das Heer (in Österreich- 
Ungam das Heer, nicht die Landwehr, welche getrennt ist). 
Sonst sind sie selbstándig: jeder hat seine besondere Gesetz- 
gebung und Verwaltung, und insofern nimmt das Staatsoberhaupt 
eine doppelte Stellung ein ; was nicht ausschlieűt, dafi Gemeinsam- 
keit vereinbart, ein Zollbündnis abgeschlossen werden kann usw. 
überhaupt kann es keine Frage sein, dafi zwischen diesen beiden 
Stiaaten völkeirechtliche Vertragé, überhaupt völkerrechtliche 
Handlungen möglich sind: hier hat der Monarch das Recht, 
im Namen beider zu handeln, bzw. als geborener Herrscher 
so zu handeln, dafi das eine Mai die eine, das andere Mai die 
andere Staatshóheit spricht. Fraglich ist es aber, ob zwischen 
derart vereinigten Staaten auch ein Exieg möglich ist. Das ist 
zu bejahen, noch mehr natürlich bei einer Personalunion ; nur 
dafi eben der Fürst in diesem Falle bezüglich des einen oder 
bezüglich beider Staaten einem besonders emannten Staatsorgan 
ad hoc weichen mufi, da die Feindseligkeit mit ihren Geheim- 
nissen und Hinterhalten die Einheit der leitenden Person nicht 
zuláőt: es mufi alsó mindestens bezüglich des einen Staates 
eine Staatsleitung eintreten, wie sie wáre, wenn der Monarch 
regierungsunfáhig würde. SoUte allerdings bei der Realunion 
das Militar gemeinsam sein, dann wáre ein Krieg nur möglich 
nach vorheriger Zerreifiung des Bundesverháltnisses. 

Realunion (nicht blofi Personalunion) ist Österreich-Ungarn 
(Cis- und Transleithanien), allerdings mit der Besonderheit, dafi 
sie nur íür das Haus Habsburg gilt; frtther auch Schweden, 
Norwegen, derén Realunion seit der Karlstadter Übereinkunft 
(23. September 1905) aufgehört hat. 
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Persoualoniouen 9ind Belgiea uud d^r J^ongcvstaat (sol^ipg:^ 
die&er noch nicht ÍB]^orporiert ist); lang^e Z^it Hi^lan^ vq4 
ScbioUlaud (1603 bis 1707), EaglaAd und ^wuoTer (17^4 W 
1837), Preuíen und Ne^enbu^g (bia 1857), Niederlande an4 
liuxe]n,burs (bis 1890). 

lm Gegensatz zu den Staaten stieben solche Gre^ilde, we^c^e 
juristísche Persönlichkeit des Völkerrechts erlangt babén, obA^ 
sich nach den Regein der Territorialitllt als Stiften asu gesta^lí^, 
9oder deutscbe Orden(8eitll28), so der Maltbeserorden, 
^0 die deutsche Hansa, und so noch bei^tzutag^ die lya^bolisc^e 
£irche, welche yölkerrecbtlicbe Vertragé abscbliefit má. ein 
yoUes Qeaandtscbaftsrecbt ba^t. Diies galt fiucb scl^ap ip dep 
Zeiten des Kircbenstaates : der Papst trat als Oberhanpt dei* 
Eircbe auf, nícbt als Für&t des Eircbenataates (8. 173). Di^ege^ 
sind die KolonialgeseUscbaften, aucb wenn ibnen s^as^t^- 
recbtlicbe Befugnisse zugeteijit sind, als Delegierte ilMres Ii$^pdes 
zu betrachten. 

§ 119. 

Ein jeder Staat soll sicb nur insofem in die Yerbaltnisse 
der anderen einmischen, als er mit seinen Interessen beteiUgt ist, 
d. \l als die Yerbáltnisse des fremden Staates zugleich seine Y^- 
báltnisse sind. Eine sonstige Interyentionist nur ipi dripgen- 
den Interessé der Menscblicbkeit gestattet, sonst gebt sie über die 
Aufgabe des Staates bin^^us und verletzt die Selbsitandigl^elt 
und Wiirde des dritten Staates. 

Ein Interventionssystem, insbesondere auob gegen freiibeit- 
licbe Yolksregungen begann die beilige Allianz (Bufiland, O^Wv- 
reicb, Preufien seit 1815). Sie scbeiterte aber an dem Widerst^nd^ 
Englands und der Yereinigt^n Staaten (Botscbaft MonrP^ 
2. Dezbr. 1823, wonach jede Einmiscbung in die Yerbaltois^e 
eines amerikaniscben Staates als unfreundliche Hi^pdlup^ gc^en 
die Yereinigten Staaten gelten soll). 

§ 120. 

Die Streitigkeiten zwiscben zweí Staaten können ^u Grewalt- 
mitteln fúbren. Die Qewaltpitt^l k^nnep namentli()b besteiheiiL 
in der sog. Eetorsion od^r Wiederverg^eltung, d. fe. 
in eiper gesetzlicb ungünstigen Bebandlung des Auslandes, 4^pi 
man etwas nacbtragt; sie köiinen besteben in Jiepr^ssaliep? 
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d. b. in der Erwiderimg mit eigan^a GewalttíLtigl^eiteA} %, B. 
mt Bescblagnahme yoa Gütern, Gefongeanahine von ?ersoii^i, 
BeaeUttQg von Tcálen des fr^nden Terrítoriums ; es kan& avob 
4(iur Friedensblockade (bloous pacifique) komvaan^ d* h» 4ar 
YerhinderuQg dos fcemdeu SeeverkQhrs ; das ftufierste Hilfismittel 
aber ist der Kri^g. Der Krieg ist weder eivi, Verb8itais ^e» 
Reobts noch des Unrecbts, SQuderu eine Betitigung, welche die 
BechtsorduuQg eiQstweileu zulasseu muB und nur nach de^ 
'einen oder anderen Richtung zu normieren vermag. 

Die Streitigkeiien 2;wiscben Staaten sind entweder ju- 
ristiseher oder politiscber Natúr. Letztere beruhen dara^i^ 
4aB nicbt etwa ein Recbtsaosprach in Frage steht, sondern ge- 
wisse Lebensiateressen des Staates eine dem Bechte nicbt eat- 
sprechende Anderung der staatUchen Yerbáltnisse verlangen. I>ie 
Erledigung solcher politischen Fragen dureh Gerichte Í9t bis jetet 
wenig angánglich gewesen nnd hat deswegen grofie Schwierig- 
keiten, weil es an allén Normen feblt, nach denen sjch eine 
isolche Gestaltung wider Becht, aber doch nach den Geboten der 
Kultnr YoUziehen sollte. 

Anders verbalt es sich mit den jaristiscben Streitigkeiteu, 
welche ebenso eine urteílsma£ige Sntscheidnng znlassen, wie 
Bechtsstreitigkeiten anderer Art. Hier ist. die Entscbeidung 
durch ein Schiedsgericht ein grofier Segen und die Bildung 
solcher Schiedsgerichte eine grofie Tat unserer Zeit. Die erste 
Haager Konferenz von 1899 hat dariiber Bestimmungen getroftén, 
die allerdings nocb mancbes zu wunschen übrig lassen. Der 
Gedanke ist der, dafi ein st9,adiger Scbiedsgeríchtshof im Hang 
besteben soU, an weloben allé derartigen Streitigkeiten kommaa 
können, und dafi die Staaten untereinander Schiedsabkommen 
treffen, wonacb bestimmte Streitigkeiten ohne weiteres der 
iscbiedsgericbtlichen Erledigung unterliegen. 

Solche Schiedsgerichte wirken nicbt kraft staatlichen, sondepp 
kraft überst^atlichen Bechtes, und die Nonn, nach der sie ent- 
^cheiden ist die Norm des Yölkerrecbtes , alsó ebenfalls eine 
überstaatliche Norm. Darum habén auch die Bichter eine 
uberstaaUicbe Stellung : sie handeln nicbt namens de^ ein^lnap 
Staates, sondern im Namen der StaatsgdQieinschaft ; ganz abA- 
lieh wie die zwischenstaatUcben Eommissionen (S. 276, 277 £^. 

Die zweite Haager Konferenz wollte eine Art von Welt- 
schiedsvertrag herbeifübren , in der Art, da£ zwiscben alten 
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Vertragsstaaten vereinbart werde, daB Streitigkeiten gewisser 
Art ohne weiteres dem schiedsgerichtliclien Abkommen unter- 
worfen würden. Dieses íst leider gescheitert; aber immerhín 
ist so viel erreicht, daB der Qedanke der schiedsgerichtlichen 
Entscheídung nicht mehr als eíne Ansnahme, sondern als Regei 
gilt, und in wenigen Jahren wird die ganze Einrichtung solche 
Fortschrítte gemacht habén, daB der schiedsgerichtliche Austrag^ 
als ebenso selbstverstándlich erscheint, wie der gerichtliche im 
bürgerlichen Recht. 

Eine geringere Bedentung als die Schiedsgerichte habén 
die in der ersten Haager Konferenz festgesetzten Unter- 
snchungskommissionen, welche nicht dazu bestimmt sind^ 
Streitigkeiten zu erledigen, sondern die tatsachlichen Verháltnisse^ 
welche den Streitigkeiten zugrunde liegen, ermitteln und damit 
eine vergleichsweise Erledigung des Streites durch die Streitteile 
selber fördem sollen, 

Ein anderer Vermittlungsbehelf sind die guten Dienste, die 
ein neutraler Staat anbietet, oder ein Streitstaat sich erbittet. 
Die guten Dienste anzubieten, ist nie eine unfreundliche Handlung ; 
doch soll der dritte Staat davon ablassen, wenn sie abgelehnt 
werden oder die ünwirksamkeit sich von selbst ergibt. 

Gtewisse Meinungsunterschiede ferner sollen furder nicht mehr 
zum Ausgangspunkt des Krieges werden. Hier gilt folgendes: 

Die Veri etzung von St a atsgenossen durch einenfrem- 
den Staat erregt natürlich die Reaktion unseres Staates infolge der 
Schutzgewalt, die wir über unsere Staatsgenossen auszuuben habén. 
Ist aber der Staatsgenosse lediglich durch Genossen des anderen 
'Staates verletzt, so ist dies an sich kein Grund völkerrechtlichen 
Einschreitens, es miifite denn sein, dafi der andere Staat derartige 
ünbilden begünstigt oder daB er mindestens nicht die nötigen 
VorsichtsmaBregeln angewendet hat, um unsere Staatsangehörigen 
davor zu schützen. Daraus ergibt sich von selber, daB, wenn, 
ohne dafi man auf solche Weise dem fremden Staat einen Vor- 
wurf zu machen hat, unsere Staatsangehörigen verletzt worden 
sind, z. B. dadurch, daB die Auslánder ihre Schulden nicht be- 
zahlen oder daB unsere Staatsangehörigen keinenErsatz bekommen 
fur die etwa durch eine revolutionare Bewegung erlittene Be- 
schádigung, ein Grund des völkerrechtlichen Einschreitens nicht 
Torliegt. Das Gegenteil ist vielfach angenommen worden, nament- 
lich gegenűber südamerikanischen Staaten. 
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Ebenso ist es auch als unstatthaft anzuseben, einen Staat; 
mit Yölkerrechtlichen Mafiregeln zn bedr&ngen, weil er seine 
Vertragsschulden niclit erfiült Solche völkerrechtlichen Mafi- 
regeln sind nnr dann angemessen, wenn die Schuld selber eine 
völkerrechtliche ist. Die zweite Haager Konferenz hat die Rich- 
tigkeit dieser Aufstellung bestatigt, jedoch mit dem Anfugen, daS 
der schuldige Staat völkerrechtlich gehalten ist, sich einem 
Schiedsspruch zu unterwerfen ; und wenn das Schiedsgericht ge- 
sprochen hat, so ist es selbstverstandlich seine Tölkerrechtlicbe 
Verpflichtung, dem Schiedssprnch nachzukommen. Nor in solchen 
Fallen kann eine Völkerrechtswidrigkeit vorliegen und sind dana 
die yölkerrechtlichen Beaktionsmittel gestattet. 

§ 121. 

K r i e g ist ein Verhftltnis zweier Staatsparteien, kraft dessen 
eine jede durch Anwendung von Gewalt den Gegner zu schwáchen 
sucht, um ihn zu völkerrechtlichen Zugestandnissen zu zwingen. 

Krieg findet daher nur zwischen Staaten statt : ein Btirger- 
krieg, ein Aufstandskrieg ist kein Erieg; doch drángt die Ent- 
wicklung darnach, eine Reihe von Vorschrif ten , die fiir den 
Krieg gelten, auch hierauf in Anwendung zu bringen (z. B. 
die Genfer Konvention). 

Der Krieg ist Land- und Seekrieg; fiir den Landkrieg 
hat die Haager Konferenz 1899 ziemlich eingehende völker- 
rechtliche Eegeln gégében ; in der neuen Haager Konferenz sind 
einige Verbesserungen vorgeschlagen worden. 

Der Krieg ist ein Krieg von Staat zu Staat, nicht vom 
einen Staat gegen die Bevölkerung des anderen Staates. Darum 
soll auch nicht die Bevölkerung kriegerisch auftreten, sondern nur 
die Gesamtheit der Kombattanten. Man sucht diese gegen die 
Nichtkombattanten abzugrenzen. Die Tátigkeit der Freitruppen 
kann man allerdings nicht vöUig ausschlieBen ; doch soUen solche 
nur dann wie Kombattanten gelten, wenn sie sich durch ferur 
hin sichtbare Zeichen kundgeben und die Regein des Krieges 
einhalten; auch sollen sie einem führenden Haupte folgen. 

Darum soll es ferner (nach den neuen Haager Beschliissen) 
unstatthaft sein, den Staatsangehörigen des feindlichen Staates 
den Rechtsschutz zu verweigern oder zu verkümmern (wie es 
bisher England getan hat). 

Der Krieg wird alsó nicht gegen die Bevölkerung, son- 
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áfefö gégén die Startén geffthrt, woraus hervoi^ht, daS die Be- 
tSlkerufig des vöm Heer okkupierten Landes víBig aHberiairt 
g^elasseii Wei'deii soli und der okküpi^^nde Staat le^gfich ia 
di(e Bdlle des bésiegten Staates etetritt, insoferü als «r fcraft 
N^tzüiigsreckts die staatKche Autoritát ansabt, alsó die Stetiem 
«a)i2ieht, die ^egeloKilAi^efn Hílfsqtielleii des Staated in ordettft*' 
lícher WeSse ansntitzt; wenn er Naturalssuschitese vem der Be- 
Tf^kerang wiU, so soll er dies ömr torn in der Art der Enteignimg^ 
inAem er das Weggenonimene bezafalt oder wi^ígstens dafftr die 
Sahlnngspllicfat übernimmt Pliünderung ist natftriiok vöUkomtnen 
áíftsgeschlosseti (S. 258), ebenso anch ein Jede Unbili gegen die 
Persönlichkeiten und die Fatnilien der Berölkerüng des okknpier- 
ten Staates; und wahrend der Okkupant berechtígt ist, die im 
Staatsschatz befindlichen Gelder kraft des antoritativen Nutzungs- 
wxi^its an sioh znci nebmen, so ist es «trikte verboten, sich ^twa 
hü Aen Eunstsammlungen, Mnseen, kirchlichen Instituten mtA 
ahíilichem zu rergreifen. 

Eine priyate Kriegsgefangensxíkaft gibt ^es nickt mehr: 
der Kriegsgefangene kajin ntír G^ang^er des Staates sein tmá 
^ darf nicht beliandelt werden als ein Übeltáter, sondem als ein 
Organ des gegnerischen Staates, das wie der Staat selber vSfcer- 
rechtlich respektiert werden muB und nnr d«n Zwecfce des 
Kriéges aufgeopfért Mrd, insofem námlich, als der gegnerische 
Staat durcfe die Gefangennahme geschwáclit und ein Teü dw 
Mannschaft aktionsunfaMg gemacbt werden ^H. Weitere Übel 
zu bereiten ist völkerrechtswidrig , weskalb die Gtefangenen 
ébenso wíe die eigenen Sddaten zü behandeln sind, nnr wie 
díese zu Arbeiten angehalten werden können und auöh nur 
é'egen Bezahlung oder mindestens gegen Aufrechűnng auf Öen 
thnen geleisteten Unterhált, und weshaib anch ihr Los sonst mög* 
fichst zu lindem ist, namentlich in der Art, daS ihre Gefangeti- 
stíhaft keine leidenSTOÜe sein darf und i&r Verkehr mit ihrer 
Seíüiat ihnen möglichst offen gehalten w^den soll. 

Die in dieser Beziehung fe^gestellten Entwürffe d^r zweifeen 
Haager Konferenz werden woM sicher allgemeiii aaig^nominen 
werden. 

Im übrigen geht der Öedanke tmseres freutigen Kriegsredits 
*ahin:*) Es áind auch die energischsten Mittei gestuttet, 



*) Modemé ReclrtsproMeiiie S. 101 f. 
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tfíti dén Gegner zn schWáchén oder zu verHíditéii , aber öfe 
V^rniehttmgsöiiltel sölleíi nicht ttber den Zweck Mnaus^hen. 
És Mléfíi keiöe ü b e i* fi ü s i g e n Leiden geschaflfeii werdeh, sönderíi 
núr öőlché, welche f&t den Venrichtungsízweck nhentbéhrlíéh isind. 
Dkber ist es nicM ^esiattet, Geschosse ztt gebratchen, ir^élclié 
úíiíiötige Quálen tiiid unnötíigen Tod bereiten, áofem man mit 
anderen Geschóssen die gegnérí^cbe Mánnscbáft kampfonfáhi^ 
macben kann; dagegen ist es gestattet, Minen zn legén, wo- 
durch hnnderte und taasende von Kriegern in die Luft gesprengt 
Wetdien ; nnd insbesotodiei^e ist es an sich statthaft, Seemínén zu 
legén, um die Schiffe zu vernicbten. lm russisch- japanischefi 
föifege aber zeigten sich Mer gíoBé Bedenkien, sofetn die Miüe'íi 
McM gehörig Veránkért "waren, wodurch die Gefahr entstand, dafi 
attéb die unschtildige Sfehiffahrt in das Verdetben hineingezogéA 
\frttfde. Die zweité flaagér Konferenz hat darum den Satz auf*- 
gestéüt, es dfirften nur sólche schwebende Seeminen gelegt wetden, 
Welche in kúí'ze'r Zeit, nachdem sie der Herrschaft der Beeföihrendeft 
ílacht entzogen sind, sich entladén und dadurch ungefShrlich 
Wérden. Das Legén vön Seeminen aber, um den Handelsverkehi* 
tínníöglich zú machen, soll unstatth-aft sein. 

Eine der humansten SchTÖpfüngen ist die G e n f é r K o n v e n - 
tion vom Jahfe 1864, Welche dahin abzielt, daB die in der Schlacht 
Vei*wundeten gegen weitere Übel geschützt Werdeh sdlén und 
Öitejeliigen, welfehe die Verwundeten pflegen uiid heilen, 
febenfalls ttuBerhallb der feindlichen Angriflfó steheh. Sife 
sollen neutral, d. h. unverletzlich sein. In der ersten Haagef 
Síonférénz wiirde bestimmt, daB eine Eevision eintreten sollte, 
l^elche nun auch iín Jahre 1906 erfolgt ist. Es wurde dadurch 
íiicht nur vieles besser gefaBt, ^ondern namentlich auch dem 
írnft der Pflege der Krankeh und Verwundeten befaBten Personal 
'élné beguhstigende Behandlung geisichert. Wenn es in di^ 
Hánde der Feinde fttUe, so sollte es nicht Kriegsgefangene 
werdéu, sonderh es sollte fortfahren durfen, seine Funktionen 
'in éi*fiiUen, und, wenn dieses nicht mehr nfltig, nach dem Heimat- 
láírde entlassen werden. Auch die Eisenbahnen, welche Ver- 
i;rtíndete befUrdern, sollen eine begttöstigende Behandlung 
findeh. 

lm übrigeh hat die erste Haager Konferenz die Bestimmungén 
der Genfer Konvention auch auf den Seekrieg angewendet und 
bestimmt, daB die Lazarettschiífe , welche übrigens durch 
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besonderen Anstrich áuBerlich kenntUch zu machen sind und 
die weiBe Flagge mit dem rőten Kreuz fdhren müssen, unver- 
letzlich seien, und zwar auch solche Lazarettschiffe, die dorch 
Privatpersonen oder Hilfsgesellschafteii ansgerflstet sind, sofern 
sie durch die kriegfdhrende Macht anerkannt werden, oder auch 
wenn ein neutraler Staat sie als Lazarettschiffe anerkennt nnd 
dies den kriegführenden Máchten kundgegebeu hat. 

§ 122. 

Wáhrend sonst das den Angehörigen des feindlichen 
Staates gehörige Gut im Kriege vollstándig bewahrt bleiben 
mufi, hat man imSeekriege die alté Begel noch f estgehalten : 
Gnt feindlicher Angehöriger ist feindliches Gnt und unterliegt 
daher den Feindseligkeiten , namentlich auch der Wegnahme. 
Dieser Gedanke wurde in verschiedener Ausdehnung zum Aus- 
druck gebracht. Ohne Bedenken schien es, Schiflfe, welche 
einem feindlichen Staatsangehörigen als Eigentum gehörten, 
wegzunehmen und zu konfiszieren und ebenso das auf diesen 
Schiffen befindliche feindlichen Staatsangehörigen zustehende 
Gut. Aber man vergriflF sich auch an neutralem Gute, welches 
sich auf feindlichen Schiffen befand. Umgekehrt ^alt es als 
selbstverstándlich , daB feindliches Gut auf neutralen Schiffen 
ebenfalls der Wegnahme unteriiege; doch hat man nicht selten 
den Grundsatz aufgestellt, dafi die Flagge das Gut decke und 
mithin nur das Eigentum des Schifies, nicht das Eigentum des 
Gutes in Betracht komme. 

Etwas besonderes galt vonjeher von derKriegskonter- 
b and e, d. h. von dem Gut, welches dem Feinde zur ünterstützung 
seiner kriegerischen Operationen geliefert werden soUte. Dieses 
wurde von jeher der Wegnahme unterworfen, denn es galt als 
ein Selbsthilferecht, sich einer solchen ünterstützung des Feindes 
zu erwehren, und natürlich hatte man keinen Grund, solche 
Konterbande gümpflich zu behandeln. Was aber Kriegskonter- 
bande sei, wurde selbst wieder sehr verschieden ausgelegt 
Natürlich gehören hierher Waffen und Munitionen, aber man 
rechnete auch Dinge unbestimmter Art hinzu, welche 
im einzelnen Falle far die Kriegskráfte des Feindes be- 
stimmt sind: Unbedingte und bedingte Konterbande. Die 
bekannte Seerechtsdeklaration im Anschlufi an den Pariser 
Frieden von 1856 hat insofern eine Milderung gebracht, als die 
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feindliche War6 auf neutralen Schiffen von der Eonfiskation frei 
sein sollte, ebenso aber audi die neutrale Wáre auf feindlichen 
Schiffen. Die Konterbande aber wnrde ansgenommen und, damit 
natürlich ein ergíebiges Féld der völkerrechtlichen Streitigkeiten 
unerledígt gelassen. En^land und Amerika streben dahin, jden 
Begriff der Konterbande ziemlich weit zu fassen^ namentlich 
stellen sie den Begriff der bedingten Konterbande auf und 
nehmen auch án, da£, wenn ein 6ut zwar nicht direkt an den 
Feind adressiert sei, aber indirekt auf einem Umwege aíi ihn 
gelangen soUte, es als Konterbande zu betrachten sei: das ist 
das sogenannte Prinzip der fortgesetzten Eeise. 

Gewöhnlich pflegen die Staaten bei Beginn des Krieges 
anzugeben, was sie als Konterbande behandeln werden, wodurch 
natürlich der Willkür Tür und Tor geöffnet ist. Der heutige 
Zug der Entwicklung aber geht dahin, den Begriff der Konter- 
bande möglichst zu beschranken, auch die Wirkung der Weg- 
nahme zu lindern. 

In letzterer Beziehung gilt folgendes : Ein völkerrechtgemsLfi 
mit Beschlag belegtes Schiff ist einem Gericht zu unterwerfen, 
welches darüber zu befinden hat, ob das Gut feindliches Gut 
oder Konterbande ist und ob es deshalb eingezogen werden 
kann; sogenanntes Prisengericht. Das Priseügericht ist ein 
•Gericht des Wegnahmestaates , welches darum nicht die Ver- 
mutung völliger Unbefangenheit für sich hat. Daher ist es ein 
groBer Fortschritt, wenn neben diesen sogenannten staatlichen 
auch zwischenstaatliche Piisengerichte eingesetzt werden, über- 
staatliche Gerichte, welche von keinem der Staaten abhángen 
und nicht nach dem Gesetze des bestimmten Staates, sondern 
nach aUgemeinen yölkerrechtlichen Grundsátzen entscheiden. 
Das hat die zweite Haager Konferenz vorgeschlagen : Die 
Prisengerichtsbarkeit soU zuerst durch die Staatengerichte aus- 
geübt werden, hiergegen sei aber ein Rekurs oder eine Berufung 
an den zwischenstaatlichen Gerichtshof gestattet, jedenfalls dann, 
wenn es sich um neutrales Gut handelt, aber auch im Falle 
feindlichen Gutes, welches auf neutrale Schiffe verladen ist, und 
femer in allén Fallen, wenn behauptet wird, da£ die Wegnahme 
YÖlkerrechtswidrig gewesen sei, namentlich dafi sie in neutralen 
Oewássem stattgefunden habé, in welchem Falle auch die neu- 
trale Macht, welche durch solche Handlungen yerletzt wurde, 
2ur Berufung berechtigt sei. Für die Besetzung dieses zwischen« 

Kohler, Einfuhrnng in die Rechtswissenscliaft. 8. Aoíl. 19 
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staatlicfa^a Gterícktehofefi sind besondere Bestiflunimgen Vor^. 
gesefaen: dié £iehter saUen.anf 6 Jahre bestellt werden und. 
dts Quonun aus 9 Bkhtern bestében. 

Die feindlichen Hand-elsscbiffe nnterliegen naeh xinse- 
ran Yölkerrecbt der Gewalt des kri^;ffllirenden Staates; doch i¥ird 
dieees gemildert durch den Grandsatz: man mnfi bei Ansbruck 
der Feindseligkeiten den Handélsscbiffen die Mögliebkeit geben^t 
sieb in einen sicheren Hafen znrackzrizieben. Es mnfi ibnen 
eine GnadenMst gewahrt werden, denn es w&re nicbt nnr nn*^ 
ntterlich, sondem gegen allé Begeln des Treaverkehrs, wenn 
man den Umstand, dafi die Sofaiffe sicb noch im voUen Friedens- 
yerkebr befinden^ benutzen wollte, nm nnn dnrch Gtefangennahme 
und Eonfiskation zn wüten. Bestimmnngen darüber hat die zweite 
Haager Eonferenz vorgescMagén. 

Handelsschiffe aber, welche in Eriegsschiffe nmgewandelt 
werden> müssen die Umwandlnng vollkommen dorcbmachen, um. 
als Kriegsschiffe gelten zu können nnd den S.echten dieser zu. 
imterliegen. Sie soUen nach der zweiten Haager Eonferenz xmter 
die Eríegsdisziplin gestellt werden und die aafieren Zeichen eines 
Eriegsschifies an sicb tragen, sicb aucb vollkommen den Begela 
der Eriegsschiffe unterwerfen. 

§ 123. 

DerErieg beginnt mit der Eriegserklárung; diese soll 
£5rmlich und unzweideutig erfolgen, nnbedingt, oder bedingt in 
Gestalt eines Ultimatums, nnd sie soU sofőrt den neutralen Staaten. 
mitgeteilt werden (zweite Haager Eonferenz). 

Das Ende erreicht der Erieg durch Friedensschlofi, oder 
ohne Friedensschlufi durch endgültiges Aufhören der Feindselig- 
keiten (z. B. durch Einverleibung des feindlichen Gebietes und 
Aufhebung des feindlichen Staates). Inzwischen kann ein aU- 
gemeiner oder ein örtlicher Waffenstillstand stattfinden, der- 
im Fali des Bruches sofőrt gekündigt werden kann. 

■' ' . . §124. . , , 

lm Gegensatz zu den Eriegfnhrenden stehen die neutra*: 
len Staaten; diese soUen sich jeder Beteüigung entfaalten, damit 
der Erieg aicf sein Gebiet beschr§,nkt bleibt und nioht zum 
Wettkrieg ansartet^ Sie scdle^ daher nicht nur keine Eriegs- 
partei befördern, sondern auoh allé Versuche, sich ihres Ge-: 
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fcíetes oder íhrer ffil&míttel zitr Förderung des Ejrie^s zti be- 
diesen, mit Gewalt zarückwéiseiL 

Die FVag®, welche Stellung ein neutraler Staat zu den Truppén 
und zn den Kriegsschiffen der knegfaturenden M9.chte zu nehmeii 
hat, ist dahin zu lösen : 

1. Es muB einmal der Grundsatz der Tollkomiaeiien Un- 
paortdlichkeit gelten und darf nicht der eine kriegführende Staat 
vor dem anderen begtinstigt werden. 

2. Feindliche Operationen dürfen ron einem nentraleii 
Staat nicht unterBtützt werden, und darum darf ein neutraler Hafen 
oőer ein neutrales Gewasser nieht der Stützpunkt far kriegerische 
Operationen zur See bilden ; es sollen auch nie mehr aJs 3 Eriegs- 
schiflfe der gleichen Macbt sich in einem neutralen Hafen be- 
flnden. Auf der anderen l^ite darf auch diesen Kriegsschiffen 
gegenttber die Pflicht der Menschlichkeit nicht aufier Auge ge- 
lassen werden. Gegen die Menschlichkeit wáre es aber, wesm 
man einem solchen Schiffe keinen Zutritt in den Mafen ge- 
stattete, oder wenn man es zwange, ohne Aufnahme von Kohlén 
sich wieder zu entfemen: denn man darf niemanden hilflos in 
die See stofien. Daraus hat sich der Satz gebildet, dafi ein 
solches Eriegsschiff im neutralen Hafen sich bis zu 24 Stund^i 
áufhalten und sovielEohlen nehmen darf, um bis zum náchsten 
Heimatshafen oder sonstigem benutzbaren Hafen »zu gelangen. 
Allerdings darf nicht das Manőver gemacht werden, dafi das 
Schiff immer wieder geht und wieder kommt und so den namli** 
éhen Hafen immer wieder bertihrt, denn dann ware das Einlaufen 
nicht mehr eine Folge gewöhnlicher Schiffsereignisse , sondern 
ein Moment besonderer nautischer und etwaiger militarischer 
Opwationen. Daher der Satz, daB ein solches Schiff erst wieder 
nach 3 Monaten angenommen werden soll. DaB das Verweilen 
űber 24 Stunden dauem darf, wenn das Schiff Keparatur bedarf, ist 
ebenfalls begründet, denn man soU ein Schiff nicht in seeuntüchtigem 
Zustande in das Meer hineindrangen : auch das ware gegen 
die GrundsStze der Menschlichkeit. Begründet ist es femer, 
daB, wenn Ejiegsschiffe der beiden feindlichen Máchte sich im 
Hafen befinden, sie nur in der Art auslanfen dürfen, daB eine 
Frist von 24 Stunden dazwischen liegt; man würde sonst den 
ZusammenstoB erleichtem. In dieser Beziefaung hat die zweite 
Haager Konferenz VorschlSge gemacht, welche in der flaupt- 
saché den vorhandenen Brauch bestátigen. 

19* 
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3. Sind Truppén in den nentralen Staat hinein gesprengt 
worden, wie z. B. die französischen Trappén im Jahre 1871 fib^ 
die Schweizer Grenze, so hat er sie zn intemieren, nnd zwar m5g- 
lichst weit Yom Eriegsschanplatz, hat aber seiner Zeit Anspmch 
aof Yergfitnng der Kosten. 

4. Za einer Entwaffnung der in das Gebiet eines nen- 
tralen Staates gelangten SchifTe ist dieser nentrale Staat regei* 
m9>fiíg nicht veranlafit, ja anch nicht einmal berechtigt^ denn 
diese Entwaffhnng ware gerade eine [Jnterstütznng der gegen- 
teiligen Macht Der nentrale Staat hat die Umstande sich ent- 
wickeln zn lassen, nicht zngnnsten des eínen oder anderen Teils 
einznwirken. 

5. Anders ist es nor dann, wenn ein Schiff yerfolgt wird, 
alsó z. B. nach einer Seeschlacht flnchtig ist nnd sich dann in 
einem nentralen Hafen birgt. Hier hat das Bergen eine ganz 
andere Bedentnng, denn das SchiflF wird dadnrch der Verfolgnng 
entzogen nnd die Verfolgnngsoperation des Feindes gestort: hier* 
dnrch wird zngnnsten des Schiffes in die Kriegsbewegnngen ein- 
gegriffen. Daher ist in solchem Falle der nentrale Staat be- 
rechtigt nnd verpflichtet, wenn er dem Schiffe Unterknnft bietet, 
es zn entwaffhen nnd die Mannschaft gefangen zú nehmen, eben- 
so wie wenn zu Lande eine feindliche Tmppe in nentrales Gebiet 
hinübergetrieben würde. 

6. Die Neutralitát bezieht sich einstweilen nnr anf die Staaten, 
nicht anf die Staatsangehörigen, nnd insbesondere besteht 
noch weitans der Bechtsbrauch, dafi die nentralen Staaten es ihren 
Angehörigen gestatten, einmal als Soldaten nnd insbesondere 
anch als Offtziere bei kriegführenden Staaten sich zn beteiligen, 
sowie den kriegerischen Staaten Munition nnd andere Kriegs- 
hilfsmittel zn liefern, anch Schiffe znr Verfügung zn stellen, 
allerdiDgs in der Art, dafi die inlandischen Firmen die Gefahr 
anf sich nehmen müssen, dafi ihre Lieferungen als Konterbande. 
in Beschlag genommen nnd konfisziert werden, ohne dafi der 
Heimatsstaat in dieser Beziehnng ihnen Hilfe leistet. 

Der ganze Znstand ist nnhaltbar. In bezúg anf die Möglich- 
keit der nentralen Staatsangehörigen, als Krieger einzutreten, 
habén bereits einige Staaten Verbote erlassen, so insbesondere 
England durch die Enlistment act 1819 und 1870, und Amerika 
hat begonnen, es zu verbieten, dafi Schiffe fur feindliche Ope- 
rationen in nentralen Hftfen gebant oder ausgerüstet werden, 
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Neutralitátsakte 1794, 1818. lm übrigen befinden wir uns noch 
im Znstande der mangelhaften Entwícklnng: denn die ganze 
T&tigkeít der Privátén, welche dahin abzielt, kriegfiihrende 
Staaten zu unterstützen, sofem sie unter Kontrolié des neutralen 
Staates und von diesem aus gescMeht, widerspricht den Grundsátzen 
der Neutralitat ! Sie verewigt die Kriege und gibt den Staaten 
die Hilfsmittel, sich zu zerfleischen. Wenige Lánder habén diesen 
höheren Standpunkt angenommen und einstweilen durch Inlands- 
gesetzgebung auch dieses verboten. 

Eine solche Unterstützung irgend eines der Streitteile soUte 
kein neutraler Staat gestatten, und es soUte einem jeden die völker- 
rechtliche Pflicht obliegen, sie nach seinem bestén Vermögen und 
Können zu verhindern : denn es muB als unstatthaft gelten, daB 
aus dem SchoBe eines neutralen Staates die Hilfsmittel gespendet 
werden, damit zwei Staaten gegenseitig verbluten. In einem 
Punkte ist die Anschauung durchgedrungen , náralich daB es 
unstatthaft ist, daB in einem neutralen Staate Kriegsschiffe aus- 
geriistet werden, welche der einen Streitmacht dienen sollen. 
Der Grundsatz war in den Vereinigten Staaten aufgestellt worden 
und ist in dem Washingtoner Vertrag von 1871 zur Durchführung 
gelangt: er muB als Grundsatz des Völkerrechts erscheinen. 
Leider hat auch die zweite Haager Konferenz den Gedanken 
nicht weiter ausgebaut und im Gegensatz dazu festgestellt, daB 
eine neutrale Macht nicht verpflichtet sei, die Ausfuhr oder den 
Transit von WaflFen, Munition und anderen Kriegshílfsmitteln zu 
verhindern. Dagegen wurde es mit Eecht als völkerrechtswidrig 
erklart, wenn ein neutraler Staat es gestattet, daB auf seinem 
Gebiete sich Truppenteile für eine streitende Macht bilden oder 
pffene Anwerbebureaus errichtet werden. 

Schwierígkeiten habén sich bezüglich der K a b el und bezüglich 
der Funkentelegraphie gezeigt. Als unstatthaft wurde es 
erklárt, auf dem Gebiet einer neutralen Macht eine Funken- 
station zu errichten, welche lediglich dem Zwecke gewidmet ist, 
mit einem der kriegfúhrenden Teile zu korrespondieren. Dagegen 
soU es statthaft sein, die vorhandenen Funkenstationen zu benutzen, 
und der neutrale Staat ist nicht verpflichtet, dies zu verhindern. 

§ 125. 

Ein allgemeiner Weltfriede kann nur kommen durch stán- 
dige Entwicklung des uberstaatlichen Rechts ; er wird kommen : 
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ébenso wie mit St&rkung^es Staates die Familienkriege aufharteit, 
ebenso wie mit Grtmdung eines Bundesstaates die Eriege zwischen 
den Eínzelstaaten, ebenso wird mit gebőrigerBefestigimg des über^ 
staatlichen Bechts der Krieg uberhaupt seineExistenzberechtigung 
verlieren. * 

Derartige Becbtsentwieklimgen aber kommen nicht yob selb«t^ 
sondem sind das Ergebnisr Jahrhunderte langen Strebesis und 
Bingens und setzen eine Yereinbeitlichung der Eoltur yorau^ 
die wir noch lángst nicht erreicht habén. ^) 

§ 126. 

Ánderungen in der völkerrechtlichen Lage der Staaten können 
dadurch herbeigefuhrt werden, daB 

1. ein Staat sich staatenloses Land (staatenlos im Sinne 
unserer heutigen Kulturstaaten gemeint) aneignet. Nach 
unserem Völkerrecht wird als Aneignung oder Okkupation 
nur eine wirkliche Besitz- und Herrschaftsergreifung angesehen. 
Mitunter bestében bezüglich díeser Aneignung besondere Ver- 
tragé, namentlich durch gegenseitige Festsetzung einer Inter- 
essenspháre, d. h. eines Gebietes, innerhalb dessen ein jeder 
sich die Okkupation vorbehált; dieser Vorbehalt ist aber bereits 
mit einem gewissen Beschlag übér das Interessengebiet verbunden, 
sodafi jeder Eíngriff eines fremden Staates bereits eine Völkerrechts- 
widrigkeit enthalt. Aneignung liegt auch dann vor, wenn máji 
ein Gebiet von Hauptlingen abkauft. Jedenfalls aber muí die 
Aneignung eine effektive sein und die entschiedene Absicht 
kundgeben, auf dem neuen Gebiet die Staatsaufgaben zu 
übernehmen und die staatlichen Pflichten zu erfuUen; sie soll 
den Máchten notifiziert werden (Kongoakt 1885 a. 34 und 35). 

Eine Ánderung kann ferner erfolgen á. durch Nach fo Ige 
in die Herrschaft eines Kulturstaates, indem ein 
Staat in das Gebiet eines anderen aufgenommen, in- 
korporiert wird. Diese Nachfolge ist eine Nachfolge nicht 
niir in das Territórium, sondern auch in die Hoheitsrechte, sié 
ist eine Nachfolge in das öffentliche Eigentúm, eine Nachfolge 
ín die öfiFentlichen Forderungen (nicht in die Privatforderuhgén), 
und auch eine Nachfolge in die Schulden — mit Ausnahme solcher 

Schulden, welche zum Zweck der Bekámpfung des Nachfolge- 

« » I ■ 

. ^) Moderné RechtsprobJ^me S. lOSi 
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'Staates eingegangen worden sínd; dena beztigMch dieser mnfi 
der Dsurleiher sich gefaftt macben^ dafi der N«difolger dieLeistang 
ablehnti diefifickzahlinigdieser Gelder ifitihiiLniehtzixziíjmfit^ Dfe 
Staatsv6rtrd.ge des gewescfnen Staatesrsíüd entweder anf dieEi^ft- 
persönliekkeit dés Staates gebant, kömiea daber béi derüber- 
ti^agusg níciht folgen : sie eriöschen damz mit der Beseítigltmg 
•des Staates; anders yerhált es' sich mit solcben Vertragén, 
wdche reale VerbMtnisse des Staates betreffen^ xmá zwar Ver- 
baltnisse, weiche trotz Ándenmg der Qerrscfaaft die námlicbeii 
bleibep; so z, B. Vertragé in bezúg auf FluSregaUeriingeny in be- 
zug auf Eisenbahnen, Eanale etc. Sdiwierigkeiteu können aller- 
dings dadurch eintreten, daű der . neue Staat die Yertr&ge nic^t 
^nui* far das inkorporierte Territmum, sondern íur sein ganzes 
Gebiet übemebmen will; in dieser Beziebung mufi durch yer- 
standige Auslegung oder durch Neuregelung HUfe geschafifem 
werden. 

Eine besondere Art der Einyerleibuug ist es, wenn infolge- 
dessen ein neues Gesamtwesen entsteht, in welchem Falle der 
einv^rleibende Staat sich selbst mit einverleibt (wie wenn 2 
Aktiengesellschaften sich zu einer neuen Áktiengeseltechaft fu- 
sionieren); so ist Italien gewQrden durch die ^inverleibeude Tá- 
tigkeit von Savoyen-Piemont. ; . 

Von der Gesamtinkorporierung verschieden ist die Los- 
lösung eines einzelnen Staatsteiles, insbesondere einer 
einzelnen Provinz. flier gehen im Zweifel die Schulden nieht 
über, wáhrend natürlich die dem Gebiet entsprechenden öflEentlichen 
Eigentumssachen und Forderungen dem neuen Erwerber zukom- 
men. Bezüglich der Schulden laűt sich nur der Billigkeitsgrund- 
satz aufstellen, da£ der annektíerende Staat die Schulden über- 
nehmen mögé, weiche das annektiérte Gebiet spezíell betreflFeu, 
und auch von den übrigen Schulden einen verháltnismáBigen Teil. 
Von einem unmittelbaren Übergajng ist aber wenigstens im letzten 
Fali nicht die Kede, sondern hur von einem Schuldenzahlungsr 
versprechen unter den Partéién : die Gláubiger habén sich ledig- 
lich an den bisherigen Schuídner zu haltén. 

Inkorporierung wie Loslösung kann die Folge eines frei- 
willigen Staatsvertrages sein (Abtretung - - mit óder ohne Gegen- 
leistung) oder die Folge eines durch Krieg herbeigefuhrten Zwangs- 
vertrages oder auch eines kraft Kriegsrecht stattfindenden ein- 
seitigen Aktes. Die Abtretung mit Gegenleistung findet sich 
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noch bis in die neneste Zeit: wie Frankreich den Vereinigten 
Staaten Lüisiana abgetreten hat um 60 MilL, und Bufiland 1868 
Alaskanm 7200000Dollars, ebensoverkanfteSpanien anDeatscb- 
land die Carolinen und Marianen nm 25 MilL n. a. Yerpfandang 
nnd Yerfall wegen Nichteinlösnng war früher ebenfaüs h&iifig; 
z. B. wnrde Corsica 1768 von Genna an Frankreich Verpfandet 
n. a. Jetzt ist die Begr&ndung von Snperfíciarrechten im 6e- 
brauch, so an Kiantschon ffir Dentschland anf 99 Jahre (was nbri- 
gens anch einem in China ablichen Verháltnisse entspricht). 

Mit der Abtretnng gehen die Staatsangehörígen des ab- 
getretenen Staates in die Stáatsangeh5rigkeit des nenen Staates 
über, bei voUer Abtretung allé, bei teilweiser Abtretnng die- 
jenigen, welche in dem abgetretenen Teil ihren Wohnsitz habén; 
doch wird seit Anfang des 19. Jahrh. ziemlich allgemein das 
Optionsrecht gewahrt, d. h. die Befugnis, die bisherige Staats- 
angehörigkeit dnrch ansdrückliche Rechtserklámng festznhalten. 

Die Ánderung kann endlich erfolgen 3. dnrch die schon 
oben (S. 133 f.) angedeutete Bildung einesBntidesstaates: 
in solchem FaUe gebén die einzelnen Staaten eine Reihe von Hoheits- 
rechten ab in der Art, daB eíne néne öffentlich-rechtliche jnristische 
Persönlichkeit, ein neuer Staat, gegriindet wird, anf den nnn diese 
Hoheitsrechte von selbst übergehen. Die Bildnng eines Bnndes- 
staates erfolgt alsó dtirch Eechtsgescháft, in gleicher Weise, wie im 
Privatrecht die Bildung eines Vereines oder einer Aktiengesell- 
schaft; denn, sobald die nötigen Voranssetznngen gégében sind, 
ist die juristische Persönlichkeit da, nnd sie kann nicht mehr 
rtickgSngig gemacht werden. So ist unter anderem auch das 
deutsche Reich entstanden, nnd es ist ein bodenloser Irrtnm an- 
znnehmen, daő derartige Gebilde bloB eine tatsachliche, nicht auch 
eíne juristische Entstehung habén. Bundesstaaten entstehen aus 
dem Begründungsakt, ebenso wie eine Aktiengesellschaft oder 
eine Stiftung aus dér Begründungserklárung oder aus dem 
Stiftungsgescháft unmittelbar hervorgehen; sie entstehen mit 
ihrer im Begründungsakt gegebenen Verfassung und mit dem 
ihnen zugestifteten Vermögen. ^) 

») Lehrbuch des b. R. I S. 346. 
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2. Zwischenstaatliches Recht. 

§ 127. 

In das Völkerreclit gehört auch das zwischenstaatliche 
(internationale) Privatrecht,^) überhaupt das inter- 
nationale Recht. Diese Wissenschaft hat die Aufgabe, dar- 
zustellen, welchem Staate die Rechtsverhaltnisse unterliegen, 
die sich irgendwo bilden und welchem Staat das Strafrecht 
zusteht bezüglich der an dem einen oder anderen Ort der Erd- 
oberfláche vollbrachten Vergehnngen. Das ist völkerrechtlich, 
denn es handelt sich nm die Abgrenzung nnd Abscheidung der 
Wirksamkeit der verschiedenen Staaten, und diese ist eine der 
wichtigsten Eegelungen in dem Verháltnis der Völker zueinander: 
das zwischenstaatliche Eecht ist überstaatliches Recht. Aller- 
dings ist diese Anschauung des zwischenstaatlichen Rechtes 
erst im Werden begriffen. Aus den Zeiten, wo jedes Gemein- 
wesen nur sich selber ins Auge faBte, stammt die Gepflogenheit, 
dafi jeder Staat ohne Beziehung zum anderen die Frage löste, 
welchem Rechtsgebiete ein irgendwo eingegangenes Rechtsgescháft, 
ein irgendwo vollbrachtes Delikt angehöre und welches Gesetz für 
die Rechtswirkungen entscheidend seín solle. Eine derartige ein- 
seitige Eegelung kann zwar nicht immer vermieden werden, sie 
ist aber prinzipieÜ verfehlt ; denn eigentlich kann kein einzelner 
Staat bestimnjen, dafi die Rechtsbeziehungen, die sich an einem 
Ort A oder B entwickelt habén, dem einen oder anderen Staate 
zur Regelung preisgegeben sein soUen: der einzelne Staat hat 
in dieser Beziehung eigentlich nur zu prüfen und zu entscheiden, 
was nach Völkerrecht seine eigene und was fremde Aufgabe ist, 
er hat nicht eigentlich die Rechtssatze zu schaffen, nach denen 
die Rechtsverhaltnisse unter die einzelnen Staaten verteilt werden 
soUen. 

4 ■ 

\ 

Doch dieser völkerrechtliche Gesichtspunkt kann erst dann 
völlig durchgefuhrt werden, wenn völkerrechtliche Vereinbarun- 
gen das ganze zwischenstaatliche Privatrecht umfassen und 
wenn auf diese Weise eine auf völkerrechtlichem Grundé ruhende 
Regelung eingetreten ist. Diesem Ideale sind wir durch die 
Beschlüsse der Haager Konferenz bedeutend náher gerückt. 

») Lehrbnch des b. E. I S. 36 f. 
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Nachdem bereits im Jahre 1896 ein Übereinkommen getroffen 
wurde, das sich auf zivilprozessuale Dinge bezog, sind am 12. Juni 
1902 drei Vereinbarungen znstande gekommeű, ttber die zwischen- 
staatliche Behandlung der Eheschliefiung, der Ehescheidung und 
der Vormundschaft über Minderjahrige, welche am 1. Juni 1904 
ron Deutschland ratifizirt worden sind, Diese Eegelung ist eine 
überstaatliche, sie kann durch Staatengesetz nicht geándert 
werden, es müBte denn der Staat vom Abkommen zurücktreten. 
Solange eine solche gemeinsame Regelung des Ganzén nicht erreicht 
ist, behilft man sich mit dem Amtsrecht. WSlhrend námlich die 
Bestimmung der Sphftre, über die der Staat sich erstreckt, 
eigentlich aufierhalb seiner Macht líegt, steht es in seiner Macht, 
ein Amtsrecht aufzustellen, d. h. zu bestimmen, nach welcben 
Grundsátzen seine Beamte und Eichter, sobald sie mit solchen 
Fragen zu tun habén, entscheiden soUen. Solche Amtsrechtsbe- 
stimmungen habén die Staaten öfters gégében; so auch das 
deutsche Bürgerl. Gesetzbuch, Sie werden natürlich einstweilen 
auch fur den inneren Privatverkehr entscheidend werden, da 
jeder weifi, daU, wenn die Sache gerichtlich wírd, die Gerichte 
damach entscheiden werden. 

§ 128. 

Das zwischenstaatliche Recht greift zurück in die Zeiten 
des 13. und 14. Jahrhunderts, in die Zeiten, in welchen unsere 
moderné Rechtskultur wurzelt, und der eigentliche. Schöpfer 
dieser Wissenschaft ist Bartolus; ihm sind andere gefolgt, 
insbesondere Argentraeus ( Argentré, Jurist der Bretagne im 
16. Jahrh.), der die Lehre von der vorherrschenden Bedeutung von 
Grund und Boden verbreitete, die dann auf die Hollánder überging 
(Burgundus, Voét, Ulricus Huber) und heutzutage noch die 
englisch-amerikanische Theorie beherrscht; wfthrend auf dem 
Festlande im 19. Jahrhundert Savigny bahnbrechend wirkte, 
indem er den richtigen Gesichtspunkt, — daB es uns darum zu tun 
sei, dasjenige Recht aufzufinden, unter dem sich das bestimmte 
Rechtsverhaitnis bildet und von dem es daher geregelt wird, — 
ganz besonders klar gestellt hat. 

Das zwischenstaatliche Recht hat im einzelnen grofie Schwie- 
rigkeiten ; es ist sehr verschieden, je nach den RechtsverhSlt- 
nissen, auf die es sich bezieht. Tm Personenrecht ehtscheidet vor 
allém die Staatsangehörigkeit, im Sachenrecht der Ort, wo die 
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Sache liegt ; sehr streitig ist es, nacli welcben Gesetzen die Schidd- 
verhaltnisse zubehandeln sind. Manche nehmen den Sríolluiigs- 
ort an, andere den Wohnsitz oder, díe Staatsangehöiigkeit der 
Vertragsgenossen, andere wieder d^n Entstehungsort u. a. Es 
ist aber zu unterscheiden : bezieht sích das SchuldveriiáltQis 
auf eine mit dem Grund und Boden zusammenMogende Betatigung 
<Grundstücksverkauf, Grundstücksmiete und -pacht), dann ist diese 
Ortliebkeit entscheidend ; bezieht sich das Schuldverháltnis auf 
eine Gesellschaft, so ist der vereinbarte Sitz der Ge^ellschaft maB- 
gebend; überhaupt wo imm^r die Örtlichkeit bedeutungsvoU, ist 
diese -^ nur ist sie nicht notwendig, wie Savigny meinte, mit dem 
Erfollungsort identisch. Sind keine solche ümstánde entscheidend, 
dann gilt der Ort, wo das Schuldverháltnis ins Lében trat, der Ent- 
stehungsort. Bei Haftung für ijinerlaubte Handlungen kommt vor 
íillem (aber nicht ausschliefilich) derOrtderTatinBetracht. Neben- 
bei gilt der Grundsatz, den man mit dem Ausspruch ilocus regit 
Actum bezeichnet, wonach man Kechtsgescháfte, auch solche, 
•die sich auf ein fremdes Rechtsgebiet beziehen, mit den Formen 
abschlieJien kann, welche der AbschlieBungsort bestimmt; z. B. 
-das Testament kann in der Art erri<;htet werden, wie der Ort 
•der Errichtung es vorschreibt, und mithin kann im ganzen Ge- 
biet des deutschen Reiches ein jeder Auslánder eigenhándig 
testieren. Der Grund ist der : sonst könnten vielfach bestimmte 
Eechtsgeschafte in dem einen Staate gar nicht errichtet werden, 
weil es an den Organen fehlt, die das Recht des anderen Staates 
verlangt. 

Ein iaUgemeiner Grundsatz des zwischenstaatlichen Privat- 
rechts ist es, da£ kein Staat solche Gescháfte anerkennt, die nach 
seiner Anscbauijing unsittlich und der gesunden Ordnung wider- 
-sprechend sind. Das isit nun eigentUch ein Eingriff in das 
zwischenstaatliche Prinzip, aber gewisse Ausnabmen sind solange 
unentbehrlich, als es Völker gibt, derén Lebensanschauungen den 
unserigen im wesentlichen widersprechen. 

§ 129.. 

Auch im.Straf recht treten hier schwierige Fragen ein. 
^eder Staat bestraft nach dem Territorialsystem die auf seinem 
•Gebiet begangenen D^likte;; es ist aber. fraglich, ob er audli 
Vergehungen, die auf anderen Territorien begaogen wttrdem, 
in seinen Kreis ziehen ka^n. Das hat pan b^aht, sofem es 
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solche Vergehungen sind, welche die Grnndlagen und Lebens- 
bedingnngen des betreffénden Staates stören oder untergraben: 
ein jeder Staat besitzt ein Hecht der Abwehr, wenn auf 
solche Weise in seine Lebensfcreise eingegriffen wird. Maa 
kann hier von einem e i g e n e n Strafrecht des Staates sprechén. 
Eine weitere Behandlungsweise wird aber durch folgenden 
ümstand geboten: Das Inland pflegt seine Untertanen nicht 
anszuliefern ; hat daher ein solcher im Anslande Delikte be- 
gangen, so bleibt uns nichts an deres übrig, als das Strafrecht 
des Anslands stellvertretend zu übemehmen ^ weil wir . sonst 
Verbrechern ein völkerrechtlich bedenkliches Asyl gewahren 
würden; weshalb auch England, welehes die in fremden 
Staaten erfolgten Vergehnngen nicht bestraft, die eigenen An- 
gehörigen ansliefert. Dieses stellvertretende Strafrecht ist 
von dem eigenen wohl zu unterscheiden : das letztere tritt ein, 
auch wenn das Delikt im Staat der Begehung schon abgeurteilt 
worden ist, und nur die dórt verbiiőte Strafe ist billigerweise 
abzurechnen ; das erstere aber fSllt weg, sobald im Staat der Be- 
gehung die Sache erledigt worden ist, z. B. durch Freisprechung 
oder Verjáhrung oder StrafverbüBung : dann ist för ein stell- 
vertretendes Strafrecht kein Raum mehr. 

§ 130. 

Das zwischenstaatliche ProzeBrecht befafit sich mit 
zwei sehr verschiedenen Fragen, eininal mit dem Wirkungskreise 
der prozeBrechtlichen Gerichtstátigkeiten, und zweitens mit der 
Art und Weise, wie die Staaten sich gegenseitig aushelfen soUen, 
úm die Erfordernisse der -Rechtspflege zu erfullen. In erster Be- 
ziehung gilt der Grundsatz, dafi von vomherein die Gerichtstátig- 
keiten als AusfluB der Staatssouveránitat nicht über das Staats- 
gebiet hinauswirken; doch können, wie oben (S. 276. 279) erwáhnt, 
durch gegenseitige Vereinbarung befreundeter Staaten Ausnah- 
men erzielt werden. Von besonderer Wichtigkeit ist es, wenn 
die Zivilurteile des einen Staates im anderen vollzogen werden 
können, so daB der eine ProzeB eine Wirkung in der ganzen 
Welt hat; das laBt sich indeB nur in sehr beschrftnktem Mafie 
durchfiihren, und es ware vielfach fur den Inlánder verhángnis- 
voll, wenn er ohne weiteres den Entscheidungen ausl&ndischer 
Gerichte, welcher auch immer, preisgegeben wáre. Darum hat 
man eine solche überschieBende Rechtswirkung auslándischér 
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Urteile nur unter beschránkten Yoraassetzungen angenommen^ 
Insbesondere sind hier die Vers&uiniiisurteile des Anslandes, die 
oft ohne ernstliche Zastellung gegen blofie Schein^msinaatioa^ 
stattfinden höchst bedenklich ; bedenklicb ist es auch, wenn sich 
€in Staat in irgend einer Weise Gerichtsstande anmafit, um 
Bechtssachen entscbeiden zu können, die ihn gar nichts angeben. 
Noch weniger lafit sich das Überschiefien von Vollstreckungs- 
maJSregeln über das eigene Land hinans rechtfertigen (falls nicht 
kraft Staatsvertrags solches erlaubt wird), und eine Konkurs- 
eröffhnng kann daher nicht über das Land hinaus wirken, und 
ebenso kann ein Zwangsvergleich nur flir das Gebiet des Staates 
mafigebend sein, vor dessen Geiicht er abgeschlossen worden ist. 
Viel weiter geht die gegenseitige Rechtshilfe in der aushilfis- 
weisen VoUziehung von Prozeühandlungen, um im anderen Staate 
ein gerechtes Urteil zu ennöglichen, indem die Staaten sich ver- 
pflichten, gegenseitig Zeugen zu verhören, Auskünfte zu gebeli 
usw. Eine solche ünterstützung findet auch im StrafprozeB 
statt, wáhrend auslándische Strafurteile regelmáfiig nicht voll- 
zogen werden; dagegen kommt es oft yor, dafi der eine Staat 
sich verpflichtet, dem anderen Verbrecher zur Verurteilung und 
Strafe auszuliefern (S. .276). Regelmáfiig ist j eder Staat be- 
rechtigt auszuliefern, eine Ausnahme gilt nur, insoweit ein Asyl- 
recht zugesichert ist ; zur Auslief erung verpflichtet ist der Staat 
nur infolge eines Staatsvertrages. Die Staatsvertrage enthalten 
in dieser Beziehung keine ganz gleichmafiige Bestimmungen, Ge- 
wöhnlich findet sich der Satz, dafi nur fiir ganz bestimmte Verbrechen 
ausgeliefert wird, dafi insbesondere politische Verbrechen aus- 
genommen sind, und unsere Kontinentalstaaten verfolgen auBer- 
dem den Grundsatz, eigene Untertanen nicht auszuliefern (S. 300), 
ein Grundsatz, der aber heutzutage viel angefochten wird : man 
macht geltend, da£ der verletzte Staat ein besonderes Interessé 
an der Bestrafung habé, welchem entsprochen werden müsse ; immer- 
hin müőte jedenfalls vorausgesetzt werden, daB dies ein Staat 
ist, von dem eine gerechte, humane Strafrechtsübung zu erwarten 
steht. Gehört der Auszuliefemde einem dritten Staate an, so er- 
hait vielfach dieser den Vorzug, wenn er seine Auslieferung wünscht, 
weshalb in solchem Falle bei ihm angefragt zu werden pflegt. 
Hier überall ist noch sehr vieles im Werden. Insbesondere wáre es 
wünschenswert, wenn der Beteiligte in aUen FftUen über die Frage, 
ob ausgeliefert werden darfoder nicht, eine gerichtliche Entschei- 
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étmgr reerlangen k^nnte, wiedies in'der Schweiz (Bnndesgericht), ia 
Itali6n und Luxemburg statfeiudet, yor allém' in Eugland usd 
den Vereinigten Staaten, vro aber aúcb die gröBere und geringere 
Verdftchtigkeit geprttft und nür bei erheblichem Verdacht aus- 
geliefert wird (gerichtliches Vető). In einigen Staaten (z. B. 
ÖBterreích und Belgien) werden zwar die Gerichte gehört, aber 
nur mit beratender Wirkung. Aufgabe der Zukunfl wird es 
auch sein, den Anarcbismus aus der Beibe der politischen Ver- 
brechen zu streicben und ibm das auf ganz andere YerbSiltnisse 
berechnete Vorrecht des Asyls zu entziehen; einen gewissen An- 
fang macht die sog. belgische Attentatsklausel (zuerst 1874 int 
französisch-belgischen Vertrag), die sich allerdings in den Ver- 
tragén mit England, Schweiz und Amerika nicbt findet. Da- 
gegen bleibt eine Vergehung politischer Natúr, auch wenn zur 
Vorbereítung und VoUbringung gemeine Verbrechen begangen 
werden, da der politische Zweck das Ganzé bestimmt i die Sache 
wird wie ein Krieg behandelt und was an gemeinen Vergehungen 
vollbracht wurde, das gilt als Kriegsbetfttigung ; was den Táter 
natürlich nicht frei macht, ihm aber das Vorrecht gewáhrt, daS 
sein Handeln ein politisches Ganzé bildet und daher strafrechtlich 
unter den Kegeln dieses steht. Daraus muB sich von selbst 
ergeben, dafi es anders-ist 1. wenn die nichtpolitischen Vergehungen 
mit dem politischen Zweck keinen Zusammenhang habén (dann 
fallen sie auBerhalb des „Krieges"), 2. wenn es sich um Grausam- 
keiten und Tűcken handelt, die auch vom Standpunkte des 
Krieges aus nicht zu rechtfertigen waren. 

Die Auslieferungist nicht ein bloB tatsaehliches Aufgeben 
der Gewalt über den Tftter, sondern eine rechtliche Ausübung 
der Staatsgewalt des Auslieferungsstaates zur Unterstützung 
der Gerechtigkeitsübung in der yom Auslieferungsstaat bezeich- 
neten Richtung. Daher darf der Empfangsstaat sein Strafrecht 
nur in dieser Eichtung ausüben und den Ausgelieferten nicht wegen 
anderer Vergehungen bestrafen; er darf ihn auch nicht Wegen 
anderer Vergehungen einem dritten Staat ausliefern. Alles dies 
ist nur statthaft, wenn er nicht mehr infolge der Auslieferung im 
Empfangsstaate verweilt, sondern dórt blieb, obgleich ihm das 
Verlassen dieses Staates ermöglicht wurde. Meist ' ist eiiíe Frist 
(z. B. von 3 Monaten) bestimmt (Deutschland-Schweiz 1874). 
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Grandsehnld 59. 
Gnippenehe 35. 
Gutachten 166. 
Gnte Dienste 284. 
Gnter Glaube 47 f. 
Gütergemeinschaft 107 ; 

fortgesetzte 108. 
Güterproduktion , Pflege 

der 148 
Güterrecht 43. 
Gütersystem, gesetzliches 

20. 
GütertremiTing 108. 



Haager EonYention 27L 

2^, 297. 
Habeas Gorpna Aet 132. 
Haft 222. 
Haftang für Dritte 85; 

für liere 85f. 
Handelsbücher 87. 
Handelsgesellschaft 90 f. 
Handelsgesetzbnch 86. 
Handelsrecht 20, 86 í. 
Handelsschiffe 290. 
Handelsstand 86. 
Handlangen 21. 
Handlnngsgehilíe 88. 
Hannover 142, 282. 
Hansa 282. 
Hare 144. 
Hanptmftngel 70. 
Hauptsachen 19. 
Hftaptíing 11. 
Hftnptlingsgerichte 175. 
Haasdiebstahl 234. 
Hansfriedensbrach 243. 
Hansierhandel 151. 
Hanssachnng 263. 
Haverei 98. 
Heer, dentsches 161. 
Hegel 127. 
HeiUge Allianz 282. 
Heilsannee 240 
Heilseinrichtangen 171. 
Heimatgemeinde 157. 
Heimsnchnng 243. 
HeinrichlV. vonEngland 

146. 
Herzegowina 280. 
Hessen 134, 161, 195 f. 
HexenprozeiB 261. 
Historische Schnle 13. 
Hobbes 127, 129f. 
Hochverrat 248. 
Höhere Gewalt 88. 
Holland 145. 278, 282. 
Holzfrevel 234. 
Hondt 144. 
Howard 220. 
Hngenotten 171. 
Hngo Groot (Grotius) 126, 

272. 
HumanisieruDg d. Kríeges 

286 f. 
Hypothek 62. 

Idee al9 Eechtsobjekt 20. 
Immaterialrecht o7f. 
Impeachment 141. 
Incorporiernng 295. 
Indeterminismas 205. 
Indirektes Wahlrecht 
143 £. 



Individnalistísches Ele- 
ment im Reeht 22. 
Individnalrecht 33; bei 

jnristischen Personen 

34. 
Indizien 183. 
Indogermanisches Recht 

1^, 113. 
Indossament 100. 
IndoBsant 100. 
Indossatar 100. 
Indnstriedienstbarkeit 53» 
Inhaberpapier 81. 
; Inhaberschnldbrief 81. 
i Innocenz III. 254. 
Innnn^en 152. 
Inqnisitionsprinzip 254. 
Instanzen 177, 187. 
Intellektnelle F&lschnBg 

246. 
Interessenspháre 294. 
Internationales Privát- 

recht 297 ; Prozeíírecht 

300, 301; Straf recht 

299. 
Interessé , berechtigtes 

230. 
Intervention im Zivilpro* 

zefi 180 ;im Völkerrecht 

282. 
Invaliditatsversicherong 

151. 
Inventarerrichtnng im 

Erbrecht 111. 
Inventarfrist 111. 
Inventarisierung beim 

Kaufmann 87. 
Inzichten 183. 
Irrtum 28, 29. 
Itaüen 45, 87, 169, 193, 

195, 279, 302; Ver-^ 

waltnngsrechtspflege 

195. 

Jagdrecht 153. 
Japán 56, 279. 
Jefferson 126. 
Josef II. 260.. 
Július II. 169. 
Jurisdiktion 168, 170. 
Juristische Personen 9, 17. 

34. 
Jus circa sacra 173. 
Jus soli 123. 
Jus trausitus des Ge- 

sandten 275. 
Justice o£ the peace 162^ 
Justinian 12. 

Kábel 293. 
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Eammeraiiflösiii^ 145. 
Kanada 135, 137, 145. 
Kant 205. 
Eapitan 98. 
Kapitalgesellschaft 92. 
Eapitnlationen 279. 
Kardinále 130, 169. 
Kari V, Deutsdier Kaiser 

225, 255. 
Katholische Kirche 168; 

im Völkerrecht 282. 
Kanf 69 ; anf Wiederkanf 

61. 
Kanfmann 86. 
Kansalgesetz 203 f. 
Keimendes Lében. Ver- 

brechen gegen 226. 
Kiautschou 137, 296. 
Kindesmord 225. 
Kindsyermögen 104, 109. 
Kirche 12, 36, 39, 125, 161, 

169f., 282. 
Kirchengenossenschaft 

171. 
Kirchenrat 171. 
Kirchenstenem 168, 197. 
Klassische Schnle im Straf - 

recht 206. 
Klérus 168, 170. 
Koalitionsverbot 159. 
Kodizüle 113. 
KoUegialgerichte 177. 
Kollnsionsyerhaftnng263. 
Kolonialamt 137, 147. 
Kolonialgesellschaften91, 

282 
Kolonien 136, 221 f. 
Kolnmbien 135, 137, 145. 
Kombattanten 285. 
KommanditgeseUschaft 

92; auf Aktién 96. 
Kommissarische Zeugen- 

einvemahme 266. 
Kompensation 66. 
Kompetenz 134. 
Kompetenzkonflikt 201. 
Kongoakte 294. 
Kongostaat 282. 
Konkordat 173, 282. 
Konkura 191. 
Konkursverteilung 192. 
Konkursverwalter 192. 
Konsekratíon 169. 
Konsensualyertrage 69. 
Konsistorien 171. 
Konsul 274, 279. 
Konsnlaigerichte 279. 
Konventionalstrafe 68 ; 

kanfmannische 88. 
Konzession 150. 



KonzilLateranisches 169 ; 

von Trient 36 f., 156, 

170; Vaticannm 169. 
KörperverletzTing 227. 
Korrespondenz, kaofm&n- 

nische 87. 
Krankenyersichenmglől. 
Elreatíon 80. 
Kreis 163. 

Elreisaiisschnfi 163, 195. 
Ejreistag 163. 
Kréta 280. 
Krieg 285. 
Kriegserkl&nmg 290. 
Kriegsgefangenscbaft 

286. 
Kriegsgericht 269. 
Kriegskontrebande 288. 
Kriegsniaximen 286 f. 
Kriegssehiffe 290. 
Bjriegsyerrat 252. 
Kronzengnis 252. 
Knltur 1, 3f. 
Kultnr und Eecht 4. 
Knlturinteressen 210. 
Knltoryeranstaltnngen 

210. 
Künstliche Parteibildang 

181, 197. 
Kxmstwerkrecht 58. 
Küstengebiet 273. 
Küstenrecht 272. 

liaien 168, 170. 

Landarmenverband 158. 

Landesdirektor 162. 

Landeshauptmann 162. 

Landesyerrat 248. 

Landfriedensbmch 243. 

Landgerichte 177. 

Landkrieg 285. 

Landrat 163. 

Landrecht, bayerisches 
14; preufiisches 14. 

Landwirtschaftspolizei 
153. 

Laterankonzil 169. 

Lannegild 78. 

Lebensgüter, geschützte 
207. 

Lében syersicheriing 74. 

Legislaturperiode 145. 

Legitimation 41. 

Legitimationspapier 82. 

Lehnserneuerong 56. 

Lehnsmutnng 56. 

Lehnrecht 56 ; im Völker- 
recht 280. 

Lehnrechtsbücher 56. 

Leibrentenyertrag 75. 



Leichenraub 253. 
Leichenschntz (s. auch 

Leichenraub) 241. 
Leistung an ErfüUtings- 

statt 65. 
Leistnngsersatz 66. 
Leistongsyertrag 69. 
Lettre de crtonce 275. 
Leyiathan 127, 130. 
Libri fendorum 56. 
Locatio 71. 
Locke 129. 
Lombroso 220. 
Lord Adyocate 257. 
Löslichkeit der £he 39, 

172. 
Lnftranm 274. 
Luxemburg 282, 302. 

MaccMayell 130. 
Magna charta 140. 
Magnum consilium 140. 
Mahnyerfahren 190; im 

Verwaltungsstreit 200. 
Maigesetze 173. 
Maltheser Orden 282. 
MSugel der Sache 70. 
Maré liberum 272. 
Marké 89. 

Mecklenburg 141, 161. 
Meerarme 273. 
Meineid 247. 
Menschenbeweis 175. 
Menschenrechte 126, 149. 
Message 139. 
Metallpunkt 100. 
Meuterei 249. 
Mexico 135, 139. 
Miete 71. 
MildemdeUmstánde, Fra- 

se nach 267. 
Mmtargerichtsbarkeit 

269 f. 
Militaryergehen 250. 
Militaryerwaltung, deut- 
sehe 161. 
Miniater und Minlsterium 

142, 163. 
Ministeranklage 141. 
Ministerresidenten 274. 
Mischehen 172. 
Mitberechtígung an der 

Staatshoheit 137. 
Mitgift 105. 

Mittelalter 90, 160, 207. 
Mittelbarer Besitz 52. 
Mittelbare Taterschaft 

216. 
Monarch 142 í. 
Monarchie 130, 137. 
20* 
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Monogftmie 36. 

Monroe 282. 

Montesquieu 140, 142. 

Mord 224. 

Motiv 204. 

Mündlichkeit 164; im 
VetwalttmgBfitreít 266« 
im Strafprozefi 265. 

Münzfaiscliuiig 24a 

Müüzverletznng 244. 

Mnsterregister 202. 

Mntterrecht 41. 

Matüng beiÉi Lehn 56. 

Hacherbfolge 118. 
Nachlafiverwaltnng 111. 
Nachrücken bei Hypothek 

62. 
Nahnmgsmitteldiebstahl 

234. 

Nassan ISO. 
Nntionalstaat 124. 
Natnr imd Recht 14. 
Naturrecht 13, 125. 
Natnrwesen im Recht 15. 
Neuenbu^ 282. 
Nentrale Hándlnngeii 2á. 
Nentrate Staaten 2901 
Nentraler Haf en im Eríeg 

291 
Neutrales Gut 288. 
NeutralitátspflicfateB 

290 f. 

Niedertande s. Holland. 
Nie£brancb 55. 
Nietzsche 241. 
Nomination 170. 
Normén 208. 
Norwegen 145, 281. 
Notar 202. 
Notenbank 103. 
Notfristen 185. 
Nötigung 229. 
Notla^e 29. 
Notonsche Tatsache 182. 

Notzncht 229. 
Novellen Justinians 12. 
Natznie£unff 55. 
Nntzpfand 61. 

€M)erhan8 143. 
Oberkriegfsgericht 270. 
Oberprö-sident 162. 
Qberseeamt 201. 
óberverwaltungsgericht 
196. 

Objekt und Becht 19. 
Objektives Recht 10. 
Ofíenbarungseid 192. 



Offene HandeLsgesell- 

séhalt 91. 
Offenkniidige Tatsache 

182 
ÖflfelitliekesRecht 3, 164f . ; 

dingliches ö. Recht 164 ; 

6. 8t}biiidrecht 164. 
Öffentlichkeit des Verfah- 

rens 266. 
Offlzialmaxime 181. 
Offizialverf ahren im Ki vil- 

prozeíí 189 ; im Verwal- 

tnngsstreit 199 ; im 

Stra^rozefi 264. 
Okknpation, militftrische 

286; yölkerrechtiiche 

(s. Aneignniig) 294. 
Oldenburg 161, 1951; 

VerwaltmiggrechtBpfle- 

ge 195. 
Opposition 186. 
Optíon 296. 
Orden 170, 282. 
Orderpapiere 101. 
Organieatitm 168 ; der G-e- 

richte 177. 
Organschaftsrecht 132. 
Örterreich 145, 168, 173, 

182, 187, 195, 260, 278, 

280, 281, 21^, 302. 

Pacht 71. 

P&derastie 207, 241. 
Panamakánal 273. 
Papieiigeidschein 82. 
Papst 169, 282. 
Patentéi 42. 
Parlament, englisehes, 

Geschichte 140; detit- 

sches 142. 
Parlamentarísches Sy- 
stem 1441 
Parlamentswahlen 143. 
Parteibüdnng, kttnstliche 

181; im Verwaltungs- 

prozefi 197. 
Parteieneid 184. 
Parteimaterial l81. 
Parteiproze£ 180. 
Parteiverfahren im Ver- 

wahmngsstreit 197. 
Patentamt 58, 201; ftir 

Zeichenliresen 92. 
Patestrecht 57 ; Vergeheíi 

gegen 2081, 234. 
Patronatsrecht 170. 
Peel, Róbert 151. 
Personalitatsgnmdsatz 

279. 
Personi^iEtíion 280. 



Persohett 18; iatisl^che 

9, 17, 34. 
Personenrecht 20, 321 
Personenstandver^hen 

228. 
Persöniiche Dienstbarkeit 

55. 
PenöaltehkeitBrecht 

(Recht an der eig«nen 

Per8on)33; bei jnristi- 

schen Personen 34. 
Pfándrecht 60, 190. 
Pfftndimg 190. 
Pfftndnngsrecht 190. 
Pfarrwahl 171. 
Pllegfe der Gütetprodnk^ 

tion 148. 
Pflichtteil 114. 
Pfründenreeht 170. 
Piacet 173. 
Plató 125. 
Plebiszit 131. 
Plttnd«nmg 253. 
PolitischeVerbrechenSOl. 
Polizei 148. 
Poiizeianísicht 222. 
Pölieeiliche Verfögimg 

196. 
Polizeirecht 209. 
Polyanárie 36. 
Polygamie 35. 
Polygynie 35. 
Popmaranklagc 254. 
Portngal 169. 
Poetglossatoren l2. 
Prafekten 195. 
Prafektnren 170. 
PrSfektnrrfite 195. 
Prafektnrsystem 163. 
Pr&sident der Repfa%lik 

139 
Prfivaríkation 250. 
Presse 159, 231. 
Preufien 14, 133, 134, 142, 

143, 147, 151, 158, 164, 

156,156,157,161,1621, 

168,173,1951,223,280. 

282 ; Verwaltongs- 
echtspflege 195. 
PreujBisches Landreeht 14. 
Priseng^iieht 201, 289. 
Piisenrecht 289. 
Privatei^entam 15, 441 

Scihra&eii 46. 
Privatrecht3; interbatie*- 

nales 297 ; zwiscben- 

staatliches 297. 
Procnrator á«oal 267. 
Proeiireiw -266. 
Propaganda 169. 
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Proportíonalsystem 143 f. 
Prorogation 146. 
Protektorat 272. 
Provinz 162. 

ProvinzialausschüŰ 162. 
Provinziallandtag 162. 
Provinzialrat 162. 
Provinzstaat 137. 
Prozefilage 180. 
Prozefirecht. intematio- 

nales 300; awischen- 

staatliches 300. 
Prozefistandschaft 181 ; 

im Verwaltungstreit 

197. ^ 

Prozefiwissenschaft 181. 

itnasiprayarikation 250. 

Ranb 2S4. 
Eanfhandel 228. 
Bealdarlehn 73. 
Eealunion 278 280. 
Realvertrag 69. 
Eechnungsruf 112. 

Recht auf Idee 20 ; ob;jek- 
tives 10 ; subjektives 
10, 14 ; und Natur 14 ; 
und Objekt 19; und 
Rechtsverhaltnisse 16; 
und Religion3; s. a. 
germanisches, indoger- 
maniscbes, römisches 
R. 

Eechte an Saehen 16. 
Rechtsbescbwerde imVer- 

waltungsreoht 196. 
Kechtsbeugung 250; im 

Hilitaratrafrecbt 253. 
Recbtsfahigkeit im Völ- 

kerrecht 272. 
Rechtsfolge 26. 
Bechtsgang 174. 
Rechtsgeschaft 21, 26, 65. 
Bechtsgeschicbte, Skizze 

der 4f. 
Rechtshandlungen 21, 26, 

27. 

Eeehtshilfe 201. 
Eechtskraft 179; im Ver- 

waltungsstreit 199; 

im internationalen 

Recht 300. 
Rechtsmittel 187 ; im Ver- 

waltungsrecht 195 f . ; 

im StrafprozeJB 268. 
Rechtsnachfolge 46; im 

Völkerrecht 294. 
Reehtsordnung 1. 



RechtsschutzanspruelL 

176. 
Rechtsrerh&ltnisse und 

Recht 16. 
Redakteur, verantwort- 

licher 159. 
Refereudum 1311 
RegierungBabteilungen 

163. 
Regierungsbezirk 163. 
RegierungBprasident 163. 
Regrefi 101. 
Reich, deutschea 134 ; 

Bildung des 296. 
Reichsg.mter 147. 
Reichsbank 103. 
Reichaeisenbahnamt 201. 
Reichsgericbt, deutsches 

176, 240, 279; öster- 

reichisches 195. 
Reichshofrat 176. 
Reichskammergerioht 

176. 
Reichskanzler 142. 
Reichskolonialamt 137, 

147. 
Reichsmilitárgericht 270. 
ReichsFayonkommission 

201. 
Reichstag 146. 
Reichsunmittelbar 136. 
Reklámé, unlautere 90. 
Religion 167. 
Religionsfreiheit 149 f. 
Religiou sgenossenschaft 

167. 
Religionsvergehen 240. 
Religiöse Ehe 36. 
Remittent 100. 
Renaissance und Straf- 

recht 219. 
Reprasentativsystem 

144 f. 
Repressalieii 282 f. 
Repubük 130, 139. 
Reserve 114. 
Reservefond 95. 
Restitution (s. auch Wie- 

dereinsetzung in den 

Yorigen Stand) 18f). 
Restitutionsklage 188 ; im 

Verwaltungsstreit 200. 
Betorsion 282. 
Revision 188; im Ver- 

waltungsstreityerfah- 

ren 196; im Srafpro^eŰ 

268 ; im Militargtraf- 

prozefi 270. 
Revolutionszeit, französi- 

sche 133. 



Resíeption 11. 
Richelieu 158. 
Richtereraennuüg 177. 
Richterwahl 176. 
Römisches Recht 11 f.) 28, 

31, '41f., 103f., 110 f., 

1121,113,114,115,116, 

117, 186, 2541 
Rousseau, Jean Jaeques 

127, 131. 
Bücklage 95. * 
Rum9>nien 279. 
Bufiland 282, 296. 

Sachbeschadigung 231. 

Sachgewahr 70. 

Saehen 19; bewe^liche, 

unbewegÚche, 19. 
Sachenrecht 16. 
Sachmángel 70. 
Sachsen 195 ; Verwal- 

tungsrechtspflege 195. 
Sachsenspiegel 13. 
Sáchsisches Gesetzbuch 

14. 
Sachverstándige 183. 
Sakralgesetze 11. 
Samoa 137. 
St. Gallen 131. 
Satzungen 17. 
Savigny 13, 298. 
Scharfungsgründe im Mi- 

litarstrafrecht 252. 
Scheck 103. 
Schenkung 77. 
Schiedsgericht in Knapp- 

schaftssacben 196. 
Schiedsgerichte im Völ- 
kerrecht 283. 
Schiffe 274. 
Schiffsgláubiger 59. 
Schlagerei 228. 
Schliefiung des Parla- 

ments 145 f. 
SchluBverteilung 192. 
Schöffe 163. 
Schöffengericht 264. 
Schopenhauer 204. 
Schottland 171, 258, 262, 

280, 282. 
Schriftsatze, vorbereiten- 

de 185. 
Schuld 203. 
Schuldenüberpahme im 

Völkerrecht 294. 
Schuldfrage 267. 
Schuldrecht 5, 20, 64. 
Schuldschöpfung 80. 
Schuld verschreibung auf 

den Inhaber 81. 
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Schnle, historische 13. 
Schnlmonopol 156. 
Schnlzwang 166. 
Schatzgebiet 186. 
Schutz gegen Verbreclier 

206. 
Schwabenspiegel 13. 
Schw&gerschaxt 40. 
Schwarzenberg 260. 
Schweden 145, 281. 
Schweiz 1311, 135, 139, 

144, 177, 278, 301 f. 
Schwerer Diebstahl 233. 
Seedarlehen 98. 
Seele des Verstorbenén 

110. 
Seekríeg 288. 
Seen 273. 
Seerecht 98. 
Seerechtsdeklaratíon 256, 

288. 
Seeversichening 98 £. 
Seitenyerwandtschaft 42, 

113. 
Selbstbefreiung 252. 
Selbsthilfe 174; im Eon- 

knrs 192. 
Selbfltmord 225. 
Selbstverwaltung 162. 
Self govemment 162. 
Senat 143. 
Serbien 279. 
Servitut 52. 
Session 145. 
Settlements act 141. 
Sicherheitspolizei 155. 
Sichenmgshypothek 63. 
Sicherangsperiode 145. 
SinnbildŰcbe Strafen 218. 
Sitté 2, 11. 
SittUchkeit 2. 
Sklavenwesen 31. 
Sonntagsrohe 151. 
Sonveranit&t 128. 
Soziale Natar des Men- 

schen 1. 
Soziale Sorgé für die Ver- 

brecher 206. 
SozialesElement im Becht 

1, 22;beiMiete72;bei 

Versichenmg 74. 
Sozialpflege 148. 
Spanien 145, 150, 169. 
Sparta 130, 158. 
Spezifíkation 47. 
Spinoza 127, 204. 
Sprachenpflege 148. 
Springender Kegrefi 101. 
Staat 125; Verbrechen 

gegen den Staat 247 f. 



Staatenbnnd 278, 281. 
Staatsangehörigkeit 123. 
Staatsanwalt 256 ; im 

Zivilprozefi 189; im 

Verwaltungsstreityer- 

fahren 198. 
Staatsbeamte 165. 
Staatsgebiet 122. 
Staatspflege 148. 
Staatsrat 195. 
Staat8terrítoríaml22, 272. 
Staatsyerfassniig 130. 
Staatsyertrag, Lehre yom 

127. 
Staatsyertrage 275; bei 

Rechtsnachfolge 294. 
Stammeserbfolge 114. 
Stammegyermögen 4. 
Standesbeamte 37. 
Standgericht 269. 
Stellyertretendes Straf- 

recht 300. 
Stellyertretung 30. 
Steuem 159 f., 168. 
Steuersachen, Verwal- 

tnngSBtreityerf ahren in 

196 f.. 200. 
Stiftling 18, 60; Wert- 

recht 60. 
Stiftungen 18, 60. 
StiUe Gesellschaft 92. 
Stillschweigende Willens- 

erklfining 23. 
Strafantra^ 216. 
Strafbarkeitsbedingungen 

215. 
Strafbefehl 269. 
Strafbescheid 269. 
Strafbürgschaft 221. 
Strafe 2031 
Strafensystem 217. 
Strafmandat 269. 
Straf proze£ , intematio- 

naler 301 ; zwiachen- 

staatiicher 301. 
Strafrecht 6, 202; inter- 

nationales 299 ; steU- 

yertretendes 300; und 

Benaissance 219. 
Strafyerfügimg 269. 
Strafyerschicknng 222. 
Strafyersetzung 166. 
Streitgenossenschaft im 

Ziyilprozefi 178; imVer- 

waltuncfsstreityerfah- 

ren 198. 
Streityerktindraig70, 178, 

180 
Snbhastation 1901 
Subjektiyes Recht 10, 14. 



Snbstanzrecht 58. 
Snccessiyerbfolge 118. 
Snezkanal 273. 
Symbolisierende Strafen 

218. 
Synoden 171. 

Tabellionat 202. 

TaUon 218. 

Tantieme bei Dienstyer- 

trag 76. 
Tat und Gedanke 206. 
Tatbestand 213. 
Tftterschaft (mittelbare) 

216. 
Tfttige Beue 252. 
Tatsache, notorische 182; 

ofienkundige 182. 
Tauglicher und untaug- 

licher Versuch 312. 
Tausch 69. 

Teilung der Gtewalten 140. 
Termin 185. 
Territorialstaat 122. 
Testament 112; Priyat- 

und őffenüiches 115; 

eigenhandi^es 116. 
Testamentsyollstrecker 

117. 
Thomas y. Aquin 125. 
Titel, yollstreckbarer 179, 

190. 
Tod 110. 
Totem 121. 
Totschlag 224. 
Trassant 100. 
Trassat 100. 
Tratte 100. 
Treupflicht des Staats- 

beamten 165 ; im Lehn- 

recht 56. 
Tridentiner Konzü 361 
Tronfolge 137. 
Tronfolgeanderung 137. 
Trunkenheit 252. 
Trunksucht 27. 
Türkéi 279, 280. 

Überschwemmung 242. 
ÜberstaatlichesBecht 271, 
.. 277, 297. 
Übertragong yon Forde- 

rungen 63. 
Ultimathy^othek 63. 
Unentgeltfiche Dienst- 

yertrSge 78. 
IJnerlaubte Handlungen 

26. 
Unfallyersicherung 151. 
Ünlautere Beklame 90. 
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Unlauterer Wettbewerb 

90. 
Unlöslichkeit der Ehe 39, 

172. 
Unmittelbarer Besitz 52. 
Unmittelbarkeit im Straf- 

prozefi 265 f. 
Unrecbtmafiiger Verkehr 

26, 83 f. 
Untanglicher nnd taug- 

licher Versnch 212. 
Unterrichtspolizei 1561 
Unterschlagung 231 f. 
TJnterstützungswohnsitz 

157. 
Untersuchungskommig- 

sion 284. 
Untersnchungsprínzip 

254. 
UntersuchungBverfahren 

180; im Verwaltungs- 

streit 198 ; im Strafver- 

fahren 255. 
Untreue 239 f. 
Unverantwortiichkeit des 

Monarchen 142 ; des 

Prásidenten 139. 
UiiyerS.u£erlichkeit des 

Dotalgrnndstücks 105. 
TJnzncht 229 ; mit Kindem 

229; gewaltsame mit 

Frauenspersonen 229. 
Unziirechiinngsfahigkeit 

205. 
Urheberrecht 57; Verge- 

hen gegen 234. 
ürkunde 183; im Straf- 

recht 244; voUstreck- 

bare 189. 
Urkundenfalschnng 244 f. 
TJrkundenprozejB 189. 
Ursprüngíicher Erwerb 

46. 
Urteil (s. auch Endurteil, 

Zwischenurteii) 186; 

vorlSufiff voUstreck- 

bares 179. 

Valuta 102. 
Vatermord 225. 
Venezuela 135, 136. 
Veranlassungs-Bürg- 

schaft 80. 
Verantwortlicher Eedak- 

teur 159. 
Verarbeitung 47. 
VerauBerlichkeiten 21, 46. 
Verbindlichkeit 5. 
VerbindlichkeiteiijVölker- 

rechtliche 276. 



Verbindunff 83. 

VerbrecheMolonien 221. 

Verdachtsgründe 259, 
263. 

Vereinbarungsdarlehn 73. 

Vereine 18. 

Vereinigte Staaten von 
Amerika 39, 115, 123, 
124, 126, 132, 135, 136, 
139, 143, 145, 167, 176, 
220, 278, 282, 289, 292, 
293, 295 f., 302. 

Verein8fürsorg;e 158. 
Vereinspolizei 158. 
Verfangenschaft 105. 
Verfassung 130. 
Yerfassungsánderung 

1321, 135. 
Verfügungsnie£brauch 

56, 106. 
Vergleich, gerichtlicher 

190. 
Verhaftung 263. 
Verhandlungsmaximen 

182 
Veriahrung 224. 
Verkauf 69. 
Verkehr 21. 

Verkehrsanstalten, Ver- 

brechen gegen 242. 
Verkehrshypothek 63. 
Verleumdung 230. 
Verlöbnis 36. 
Vennachtnis 116. 
Vermögensbeschlag 265. 
Vermögenseinziehnng 

265. 
Verrat militarischer Ge- 

heimnisse 248. 
Versaumnisverfahren 

186. 

Verschwendung 27. 
Versichenmgsbetrug 242. 
VersicherungsvertrSge 

74; Seeversieherung98. 
Versprechen 5. 
Versprechensvertrag 69. 
Versteigening 32. 
Versüch 207 ; untaug- 

ücher 212. 
Vertagung des Parla- 

ments 145 f. 

Verteidiger 267 ; im Mili- 
tarstrafprozeű 270. 

Vertrag 24, 65; abstrak- 
ter 79; einseitiger 25; 
gegenseitiger 25, 69. 

Vertragsantrag 24. 

Vertragsbruch 235, 



Vertragsstrafe 68; tauf- 
mannisebe 88. 

Vertretung 30. 
Verwaltung 140, 1471; 

unmittelbare und mit- 

telbare 161. 
Verwaítungsgerichte 

1951 

Verwaltungsgerichtshof 

196. 
Verwaltungsklage 196. 
Verwaltungsrecht 1641 
Verwaltungsstreitver- 

fahren 194 ff. 
Verwaltunffszwangsver- 

fahren 200. 
Verwandtschaft 42; klas- 

sifikatorísche 43. 
Verwirklichungsprozeű 

178. 

Verwirkungsklausel 32. 
Verzug 66. 

Vető des Prásidenten 139. 
Vielmannerei 35. 
Vielweiberei 35. 
Vierundzwanzig - Stun- 
den-Frist 291. 

Vikariate 170. 
Virginia 126. 
Völkerrecht 271 ff. 
Völkerrechtliche Verbind- 

lichkeiten 276. 
Volljahrigkeitserkianmg 

Vollstreckbare Urkunde 

189. 
Vollstreckbarer Titel 179, 

190. 
Vorausklagung bei Bürg- 

schaft 80. 
Voraussetzung 29. 
Vorbehaltsgut 106. 
Vorbereitende Schrift- 

sátze 185. 
Vorbescheid im Verwal- 

tungsstreitverfabren 

200. 
Vorlaufige Festnahme 

263. 

Vormund 109. 
Vorsatz 2131 
Vorschlag 107. 

Waffengebrauch, berech- 
tigter, unberechtigter 
251. 

Wahl des Parlaments 143. 
Wahlfalschung 249. 
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Sttchregfistep. 



Wahlsystem, direktes^ in- 

direktes, Proportioaal- 

system 1,43 f. 
Wfthrhejtseinr^de 231. 
W^rheitserforóchang 

258. 
Wandererfürsorge 158. 
Wandergewei-be 16L. 
Warenzeichen 89. 
Washiigtoner ' Vertrag 

1871 -^93. 

Wasaerverhaltnisae 153. 
Wechsel 99; eigeaer lOá. 
Weihung 168. 
Weltfrieden 293. 
Werkvertrag 71. 
Wertrepht 59, 60. 

Wettbewerb, unlauterer 
90, 229. 

Widernatürliche ünzucht 
241. 

Widerstand gegen die 
Staatsgewalt 249. 

Wiederaahiahme des Ver- 
fahrens 200, 268. 



WiedereinseUttng in d^ 
Torigen Stand (s. Bestí- 
tnticn) 200; im Ver- 
waltnngsstreit 200. 

.Wiedericaol 61. 

Wiedervergeltttng 218. 

Wiedervergeltang 28á. 

Wülensíre&eit 203. 

Willensierkiarung 23. 

Wolinsitz 122. 

WohnTingBreclit 55; 

Wucher 338. 

Württembeig 134 £., 142, 
144, 161, 1951; Ver- 
waltungsrechtspflege 
195. 

Zehn Gebote 208. 
Zession 68. 
Zettelbank 103. 
Zeuge 183, 266. 
Zinsen 73. 
ZirkumskriptionBballen 

178. 
Zivüehe 37. 
Zöübat 169. 



Zabeh^^r 20. 
Znchthanser 220. 
Znnftsystem 150. 
Zürich 151. 
ZarU^behaltiiBgsrecht 

des KaafmannB ^ 
Zostandigkeit 177. 
Zofitellong . im Verwal- 

tangsstreit 197. 
Zwang29, 135; beidben 

38 ; gegen Personen 191. 
ZwangsgenoBsenscfaaft 

152, 162. 
Zwangsyergleich 193. 
Zwanggyollstreckung 

179; im Verwaltimgs- 

streitverfahren 200 f. 
Zweikammergystem 141 f . 
Zweikampf 227. 
Zweischwerterlehre 169. 
Zweiseitige Eechtsge- 

scb&fte 24. 
Zwischenstaatliches Pri- 

vatrecht 297; Proeefi- 

recht 300. 
Zwischenurteil 186, 



liippert & Co. (Gr. Pátz^sehe Buchdi'uckerei), Naumburg a. S 



A. D«tehert'eohe Verlagsbnchhdlg:. {Q. Böhme), Le^ipizig. 

Geschichte 

der 

Quellén des römischen Rechts. 

Von 

Dr. Th. Kipp, 

ProfeBsor der Rechte in Berlin. 

Zweite yer&nderte und stark Termehrte Áuflage. 

3 Mk. 50 Pf., elcg. geb. 4 Mk. 25 Pf. 



Heinriclx Dernburg, 

Ein Vortrag 
von 

Dr. Theodor Kipp, 

Geh. Justizrat, Professor der Recbte in Berlin. 
Preis: 1 Mark. 



Lehrbnch des Deatschen Strafrechts. 

Von 

Dr. Hugó Meyer, 

t Professor der Beohte in Tttbingen. 

Sechste TÖlUg umgearbeitete Auf lage 

von 

Dr. Ph. Allfeld, 

0. Professor der Rechte in ^rlangen. 
Preis: 11 Mk. 50 Pf., elég. geb. 13 Mark. 



A. Belehert'sche Yerlagsbachlidlg. (G. Böhme), Leipzíg. 



Finanzwissensehaft. 



Von 

Dr. Kari Theodor von Eheberg, 

Professor der Staatswissensohaften in Erlangoi. 

Neunte) yerbesserte n. gtark Termehrte Ánflaf •• 

Preis: 8 Mk. 40 Pf., geb. 9 Mk. 60 PL 



Sammlimg 

hanielsrechtliclier n. f echselrecMlicIiBr Falle. 

Zam akademischen Gebranche 

von 

Dr. Emil Sehling, 

0. Professor der Bechte in Erlangon. 



Dritte nnigearbeitete Áuflage. 

2 Mk. 10 Pf., kart 2 Mk. 50 Pf. 



Sammlimg 



zÍTÍlprozes8- n. konknrsreGhtliclier infgaben. 

Zam akademischen Gebrauche 

von 

Dr. Paul Oertmann, 

0. ö. Professor der Bechte in Erlangen. 
2 Mk. 60 Pf., kart. 3 Mk. 



A. Beiehert'sche Yerlagsbuchhdlg. (G. Böhme), Leipzig. 

Grundriss 

des 

Verwaltungsrechts 

in 

Preussen und dem Deutschen Reiohe. 

Yon 

Conrad Bornhak. 

4 Mark, elég. geb. 4 Mark 80 Pf. 



Grundriss 

des 

Deutschen Staatsrechts, 

Von 

Conrad Bornhak. 

6 Mark, elég. geb. 5 Mk. 80 Pf. 



Das Gesamtinteresse 

als Grnndlage 
des Staats- nnd Völkerrechts. 

Von 

Dr. H. Geffoken, 

Professor in Köln. 
PreÍB: M. 1.20. 



Ám 1Mekeri'«die VerbgBbiiclihdlir- (6- BdhmeX Leipzig. 



Der Kauf 

nach gemeinem Recht 



Ton 



Dr. Angvft Bsohmami. 



L ttMcUekte des Kavft i» Hdmisehem Beekt. 12 Mk. 

IL f^jtUm dM KauCi lUMk grairfiieai Baekt. 1. Akt. 10 Mk. 
IIL 1. SjtteM de« Kmís BAek gemeiiieM Seekt. 2. Akt L Hfilfte. 5 Mk. 
IIL2. Sfftem deslMifi M«k gemeinem Reelit. 2.Abt. 2.H&lfte. 8Mk. 



Díe Stellung der Ehefrau 

im Betrieb eines Erwerbsgescháfts 

nach dem BGB. 

» 

Von 

Georg Hörle, 

Amtsgerichtsrftt in Darmstadt. 
Preis: 3 Mark. 

Die Schrift bildet gleichzeitig das' 5. Heft des ül. Bandes der 
Bogtoeker recktswissensekaftlicken Stndien. 



In Kürze erscheint: 

Grundzüge 

des 

Deutschen Privatreehts. 

Von 

Dr. R. Hűbn9r, 

ProfesBor der Rechte in Bostock. 
Preis: ca. M. 12.—. 



Am D^idierf sche Vftrlagsbucbhdlg. (G. Bshmte), LeipKif> 

Das Edietum 
de eo quod céíto loco. 



Eine rechtsliistorische tíntersachang 

Dr. Gerhard Beseler, 

Priyatdozenten in Eiel. 
- ' ' 
2 Mark 50 íf. 



Die streitgenössische 

Nebenintervention, 

Von 

Dr. Hans Walsmann. 

Pieik: 4 Mk. 80 n. 



Findet VorteUsanrechnung 
beim Schaűensersatzansprüdi statt? 

(Zht s«s. cofflp^atío hcrí cm dunoo.) 



■ Von 

Dr, WtdlgMg miltíim, 

Frofeisor in ijnpzig. 



A. ]>eichert*sche Verlagsbnchhdlg. (G. BChine), Leipzig. 

Über die 

Mancipatio 



von 



Dr. W. Stintzing, 

Professor in Leipzig. 
Preis: M. 1. — . 



Die Anweisung 
als Vollmacht und imKonkurse 



von 

Dr. Friedrich Leiitp 

Preis: 4 Mark. 



Vorlesungen 

ttber 

altnordische Rechtsgeschichte. 

Von 

Dr. K. Y. Maurer. 

lm Anftrag der kgl Gesellschaft der Wissenschaften in Eristíaua 

herauBgegeben von 

Beichsarchivar E. HertsberiTy Krístiania, Piofessor Dr. liehmaiui) Bostoek^ 

Professor Dr. Mayer, Würzbnrg. 



I. Bánd. 1. Abt. Alfnorwejisches Sfaatsrecht. 14 Mark. 

I. Bánd. 2. Abt. Altnorwejlsches Gerichtswesen. 8 Mark 50 Pt 

n. Bánd. 

Die Geschichfe der altnordlschen KIrchenverfassunj. — Zum 

altnordlschen Eherecfif. 22 Mark. 

ni. Bánd. 

Verwandtschafts- und Crbrechf nach altnordlschem Rechfe. 

AlfnordlSChes Pfandrecht. ca. 38 Bog. Preis: ca. 19 Mark. 



Á. Deiehert'sche Verlagsbnchhdlg. (G. Böhme), Leipzig. 



Das Problem 
der juristischen Persönlichkeit 



von 



Dr. Július Binder, 

Professor der Rechte in Erlangen. 
Preis : 3 Mk. 50 Pf . 



Die Fassiirlegitiniation 

bei der; 

Rei irindicatio 

als Beítrag znr Lehre von der Aktíonenkonknrrenz. 

Von 

Dr. Heinrich Siber, 

Professor in Erlangen. 
Preis: 6 Mark. 



Erbrechtsfeststellung 

und 

Rescission des Erbschaftserwerbes. 

BeitrMrge zur Lehre von der queréla inofficiosi testamenti 
des klassischen römíschen Eechtes 

von 

Dr. Hans Hellwig. 

Preis: 2 Mark 60 Pf. 



JL Brteherfsdie Yerlagsbachhdlg. (Qr. Böhme), Leipzig. 



Die sufojektiven Grenzen 

dar 

Rechtskraft. 



Von 

Dr. Július Binder, 

FrofeBsor der Rechto in Srlangen 

Preis: 2 Mark. 



Die Korrealobligationen 

im 

TümiBtíhMí und im heutígeii Baoht 

Von 

Dr. Július Blnder, 

Proféssor der Rechte in Erlangen. 

Preís: 9 Mark. 



Die Rechtsstellung des Érben 

nach dem 

ivntsefaen Hrferlichei Gssitzkck. 

Von 

Dr. ittlius Binder, 

Professor der Reohte in Erlangen. 



L Teil. 5 Mk. 40 Pf. <%' IL TeiL 6 Ifark. 

ÜL TeU. 11 Mark 



A* Deidtert'scIiB Verkgsbaohhdlg. (&. BOhmeX Lftipzig. 



Lehrbuch 

Deutschen Zivilprozessrechts 



Ton 



Or. Konrád HeUwig, 

Geh. Jastbsnt, Fn>f6Mor ui der UniTenitllt BwUb. 



L Bftnd. 

10 Mark, elég. gth, 12 Kark. 

IL Bánd. 

141Márk, elég. geb. 16 Mark. 



Klagrecht 



qnd 



Klagmőglíchkeít. 

Eine Anfleinandersetzung 
tiber die Grnndfragen des hentigen Ziyilproaeflrecbts. 



Von 



Dr. Konrád Hellwig, 

Geh«imem Jiutínat, Frofeasor an d«r üniTenitat Berlin. 

Preifl: 2 Mark. 



jL Seieheifsche Verlagsbnchhdlg. (G. Böhme), Leipzigr. 



Die 



Vertragé auf Leistung an Dritte. 

Nach Dentschem Beichttrecht 
unter besonderer Berbcksichtigang des Handelsgesetzbuchs. 

Mit einer Sinleitung 

(flber das rSxnische Bedit) 



und mit einem Anhange 

(Die Erbvertr&ge zu Gnnsten Dritter). 

Von 

Dr. Konrád Hellwig. 

46 Bogén gr. 8*. 12 Hwk. 



Wesen 



und subjektíve Begrenzung 

der Rechtskraft. 

Eine prozessnale Abhandlung 

mit 

Bettriígen znm bnrgerlichen Recht, insbesondere znr Ldure yoh der 
Rechtsnachfolge nnd der Verfdgimgsmacht der Níchtberechügten. 

Von 

Dr. Konrád Heilwig. 



34 Bogén. 4<». 14 Mark, geb. 16 Mark. 
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